
Deutscher Bundestag 
8. Wahlperiode 

Gesetzent\'Vurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Staatshaftungsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Die Reform der Staatshaftung soll den rechtlichen und wirt­
schaftlichen Schutz des Bürgers vor den schädigenden Folgen 
fehlerhaft ausgeübter Staatsgewalt und vor tumultschäden ver­
bessern. Die unübersichtlichen, teilweise ungeschriebenen und 
dehl. modernen VerfassungsverständIiis nicht mehr entsprechen­
den Regeln für die VViedergutmachung staatlichen Unrechts 
oder Unvermögens sind neu zu ordnen und den Grundsätzen 
des sozialen Rechtsstaates anzupassen. 

B. Lösung 

Die unübersichtlichen und unterschiedlichen Rechtsgrundlagen 
dei" Staatshaftung werden zusammengefaßt und vereinheitlicht. 
Der Staat haftet losgelöst vom Verhalten seiner Bediensteten 
unmittelbar, wenn er den Bürger durch pflichtwidrige Ausübung 
vollziehender oder rechtsprechendeJ.: Gewalt schadigt. 

Der Staat haftet an erster Stelle und kann den Bürger nicht 
mehr an einen anderweitigen Ersatzverpflichteten verweisen. 

Der Staat kann seine Haftung nur abwenden, wenn er nach­
weist, daß die -bei der Ausübung von Staatsgewalt den Um­
ständen nach gebotene Sorgfalt beachtet wordEm ist. Bei rechts­
widrigen Eingriffen in grundrechtliche Schutzgüter des Bürgers 
haftet der Staat unabhängig von Sorgfaltsverstößen. 

vViedergutmachungsarten sind Geldersatz und Beseitigung der. 
schädigenden faktischen Folgen durch Vornahme von Amts­
handlungen. 
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Der Staatshaftungsrechtsschutz wird bei den Gerichtsbarkeiten 
konzentriert, die die Rechtmäßigkeitskontrolle der öffentlichen 
Gewalt auch im übrigen ausüben. 

Die Haftung der Deutschen Bundespost wird verschärft. 
Die Tumultschädenhaftung wird neu geordnet und verbessert. 

c. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Reform verursacht im langjährigen Durchschnitt schätzungs­
weise eine Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte in Bund, 
Ländern und Gemeinden von insgesamt etwa 15 Millionen DM 
pro Haushaltsjahr. Das entspricht einer Verdoppelung der der­
zeitigen Aufwendungen. 

Die Mehrkosten der Tumultschädenhaftung hängen von der Ent­
wicklung der inneren Sicherheitslage ab und sind daher nicht 
schätzbar. 
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Bundestepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) - 400 10 - Sta 11/78 

An den Herrn 

Deutscher Bundestag - 8. ·Wahlperiode 

Bonn, den 5. September 1978 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Staatshaftungsgesetzes mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). Ich bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Die Vorlage ist von dem Bundesminister der Justiz und dem Bundesminister des 
Innern gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 461. Sitzung am I. Juli 1978 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Schmidt 

Drucksache 8/2079 
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Anlage 1 

Entwurf eines Staatshaftungsgesetzes 

Inhaltsübersicht 

1. ABSCHKITT 

Haitung für rechtswidriges Verhalten 
der Staatsgewalt 

§ 1 Haftung der vollziehenden und der recht-
sprechenden Gewalt 

§ 2 SEhadensausgleich in Geld 

§ 3 Folgenbeseitig:ung 

§ 4 Verhältnis der Haftungsarten 

§ 5 Haftungsbeschränkung bei Rechtsprechung 

§ 6 Versäumen von Rechtsbehelfen bei Geld-
ersatz 

§ 
.., 

Kjchtvermöge~sschaden T 

§ 8 Rente und Kapitalabfindung 

§ 9 Ansprüche mittelbar Geschädigter 

§ 10 Mehrheit von Schuldnern 

§ 11 Rückgriff 

§ 12 Ubertragene Gewalt 

§ 13 Erlöschen der Ansprüche 

2. ABSCH~-.rITT 

Verhältnis zu anderen Regelungen 

§ 14 Enteignung und Aufopferung 

§ 15 Zusätzliche Anspruchsgrundlagen 

§ 16 Staatshaf~ung nach Sondervorschriften 

§ 11 Haftungsabgrenzung zum Privatrecht 

3. ABSCH:'JITT 

Haltung für Tumultschäden 

§ 18 Voraussetzung der-Tumultentschädigung 

§ 19 Art und Gmfang der Entschädigung 

§ 20 :vIitverschulden 

§ 21 Anderweitige Leistungen 

§ 22 Forderungsübergang 

§ 23 Zusammentreffen von R!=ntenansprüchen 

§ 24 Anmelde- und Aufklärungspflichten 

§ ?~ -~ Form der Entscheidung, Zuständigkeit 
Behörden 

4. ABSCBNITT 

Abhilieveriahren und gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 26 Anmeldung 

§ 27 Abhilfe durch die Anmeldestelle 
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der 

§ 28 

§ 29 

§ 30 

§ 31 

§ 32 

§ 33 

§ 34 

§ 35 

Abhilfe durch die VorlagesteIle 

Ablehnungsbescheid, Z-wischenbesch,:!id 

Verhältnis zu anderen Vorverfahren, Kosten­
erstattung: 

Ermächtigung für abweichende Regelungen 

Gerichtliche Geltendmachung 

Rechtsweg 

Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

Verfahr.en vor den ordentlichen Gerichten 
und den Gerichten für Arbeitssachen 

§ 36 Vorlage- und Auskunftspflicht 

5. ABSCHKITT 

Anpassung des Bundes- und Landesrechts 

§ 37 Anderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

§ 38 Anderung der Finanzgerichtsordnunu 

§ 39 )\nder.ung des Sozialgerichtsgesetzes 

§ 40 Anderung des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Binnenschiffahrtssachen 

§ 41 

§ 42 

§ 43 

§ 44 

§ 45 

§ 46 

§ 47 

§ 48 

§ 49 

Anderung. des Gesetzes über das Postwesen 

Anderung der Bundesnqtarordnung 

)\nderung des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
und des Bundesbeamtengesetzes 

)\nderung des Soldatengesetzes 

Anderung des Zivildienstgesetzes 

.l\nderung des Bundesgrenz!:ichutzgesetzes 

Anderung des Gesetzes über die En:schädi­
gung für Opfer von Gewalttaten 

Anderung der Abgabenordnung 

Außerkrafttreten von RechtsvorschrL'ten 

6. ABSCH:<ITT 

Schlußvorschriitell 

§ 50 Herstellung der Gegenseitigkeit 

§ 51 Uber leitungsvors chrift 

§ 52 Berlin-Klausel 

§ 53 Inkrafttrei.:en 
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Der Bundestag h<'!t mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

1. ABSCH:'HTT 

Haitung für rechtswidriges Verhalten 
der Staatsgewalt 

§ 1 

Haitung der vollziehenden und der 
rechtsprecbenden Gewalt 

(1) Verletzt die vollziehende oder die rechtspre­
chende Gewalt eine Pflicht des öffen~lichen Rechts, 
die ihr einem anderen gegenüber obliegt, so haftet 
ihr Träger dem anderen für den daraus "entstehen­
den Schaden nach diesem Gesetz. 

(2) Das "yersagen einer technischen Einrichtung 
gilt als Pflichtverletzung, wenn der Träger anstatt 
durch Personen durch diese Einrichtung vollziehende 
Gewalt selbständig ausüben läßt und das Versagen 
einer Pflichtverletzung dieser Personen entsprechen 
würde. 

(3) Personen, die die Pflichtverletzung begehen, I 
haften dem Geschädigten nicht. 

§ 2 

Schade!lsam;;gleich in Geld 

(1) Der Träger hat den Schaden in Geld zu er­
setzen. Der Geldersatz entfällt, wenn die Pflichtver­
letzung auch bei Beachtung der bei der Ausübung 
vollziehender oder rechisprechender Gewalt den um­
ständen nach gebotenen Sorgfalt nicht hätte vermie­
den werden können. 

(2) Besteht die Pflichtverletzung in einem rechts­
Yiidrige"n Grundrechtseingriff, so ist die vermögens­
wirksame Einbuße im S chutz gut des Grundrechts 
auch b~i Beachtung der nach Absatz 1 gebo~enen 
Sorgfalt iD: Geld zu ersetzen. Das giltnicht bei einem 
Eingriff in das Grundrecht der allgemeinen Hand­
lungsfreiheit, v,,"enn die Rechtswidrigkeit ausschließ· 
lich in einer Verletzung einfachen Rechts besteht. 

(3) Der zu ersetzende Schaden umfaßt auch den 
entgangenen Gewinn, der nach dem gewöhnlichen 
Verlauf der D:'nge oder nach den besonderen Um­
s~änden, insbesondere nach den getroffenen Anstal­
ten und Vorkehrungen, mit "Wahrscheinlichkeit er­
wartet werden konnte, sowie den Nichivermögens­
schaden nach Maßgabe des § 7. Satz 1 wird bei Ver­
sagen technischer Einrichtungen (§ 1 Abs. 2) und bei 
Grundrechtseingriffen (Absatz 2) nicht angewandt. 

(4) Haben Umstände, die der Geschädigte zu 
vertreten hat, den Schaden mitverursacht, so hän­
gen die Verpflichtung zum Geldersatz und der Cm­
fang des zu leistenden Ersatzes auch davon ab, in­
wieweit der Schaden vorwiegend von dem Geschä­
digten oder"dem Träger verursacht worden ist. 

§3 

Folgenbeseitigung 

(1) Besteht der Schaden in der Veränderung ei­
nes tatsächlichen Zustandes zum Kachteil des Ge­
schädigten, so hat der Träger diese Folgen durch 
Herstellung des früheren oder, falls dies unzweck­
mäßig :'st, eines gleichwertigen Zustandes zu besei­
tigen" Entsprechendes gilt, Wenn ein durch die voll­
ziehende oder die rechtsprechende Gewalt herbei­
geführter Zustand nachträglich rechtswidrig wird, 
diese Fo~gen ihr als fortwirkender Eingriff Z1.i.ZU­
rechnen und nicht schon nach anderen Rechtsvor­
schriften zu beseitigen sind. 

(2) Die Folgenbeseitigung entfällt, soweit die 
HersteEm:g nicht möglich, nicht zulässig oder nicht 
zumutbar ist, Sie entfällt ferner, sovieit der beste­
hende Zus:and einem Verwaltungsak: oder einer 
anderen Entscheidung entspricht, die für den Ge­
schädigten 'unanfechtbar geworden sind. 

(3) Hqben Ums~ände, die der Geschädigte zu 
vertreten hat, den rechtswidrigen Zustand mitver­
ursacht, so kann der Geschädigte die Folgenbeseiti­
g~mg nur verlangen, wenn er sich an ihren Kosten 
entsprechend dem :Maße seiner :Mitveru:sachung 
beteiligt; überwiegt seine Mitverursachung, so ent­
fällt der Anspruch. 

§4 

Verhältnis der Haitungsarten 

(1) Statt der Folgenbeseitigung kann der Geschä­
digte Geldersatz nach :vIaßgabe des § 2 verlangen. 
Der Träger kann jedoch die Folgenheseitigung 
wählen, falls sie dem Geschädigten, auch h:'nsicht­
lich einer etwaigen Kostenbeteiligung nach § 3 
Abs. 3, ZUZUillu:en ist. 

(2) Smveit die Folgenbeseitigung zum Schadens­
ausgleich nicht genügt oder nach § 3 Abs. 2 oder 3 
entfällt, kann der Geschädigte nach Maßgabe des 
§ 2 Geldersatz verlangen. 

§5 

Haitungsbeschränkung bei Rechtsprechung 

Besteht die Pflichtverletzung in einer rechlswid­
rigen Entscheidung der rechtsprechenden Gewalt, 
die e:'n gerichtliches Verfahren mit bindender \V:.:-­
knng beenden soll, oder in einer gerichtlichen YIaß"­
nahme, durch die die Grundlagen der Entscheidung 
ge"wonnen werden sollen, so tritt die Haftung nach 
diesem Gesetz nu:: ein, wenn die Pflichtve,jetzung 
eine S~raftat ist und die Entscheidung rech~skräftig 
au:gehoben wird. Für das sonstige Verhalten der 
rechtsprechenden Gewal: bleibt die Haftung nach 
diesem Gesetz unberührt. 

§6 

Versäumen von Rechtsbehelfen bei Geldersatz 

De: Geldersatz entfällt, wenn der Geschädigte es 
unterläßt, den Schaden durch Gebrauch eines 
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Rechtsbehelfs einschließlich der gerichtlichen Kla­
geerhebung oder eines sonstigen ordentlichen ge­
setzlichen Verfahrensmittels zur Uberprüfung der 
Rechtmäßigkeit des Verhaltens der vollziehenden 
oder der rechtsprechenden Gewalt abzuwenden. 
Dies gilt nicht, wenn der Geschädigte den Ge­
brauch des Rech:sbehelfs oder des sonstigen Ver­
fahrensmittels ohne Venchulden versäumt hat. 

§1 

Nichtvermögensschaden 

.(1) Bei einer Verletzung der körperlichen Unver­
sehrtheit, der Ge"sundheit, der Freiheit oder einer 
schweren Verletzung der Persönlichkeit ist der 
Schaden, der nicht Vermögensschaden is~, unter Be:. 
rücksichtigung von § 2 Abs. 4 angemessen in" Geld 
zu erse:zen. 

(2) Der Anspruch entfäll~, soweit eine Folgenbe­
seitigung im Sinne des § 3 möglich ist und genügt 
oder soweit dem Geschädigten in ander~( v\Teise 
Genugtuung geleistet worden ist. 

(3) Der Anspruch ist erst übertragbar und ver­
erblich, wenn der Geschädigte ihn nach § 26 im Ab­
hilfeverfahren wirksam angemeldet hat. 

§8 

Rente und Kapitalabiindung 

seines Lebens zur Gewährung des Unterhalts ver­
pflichtet gewesen wäre. Die Ersatzpflicht tritt auch 
dann ein, wenn der Dritte zur Zeit der Verletzung 
gezeugt, aber noch nicht geboren war. 

(3) Im Falle der Tötung, der Verletzunn der kör­
perlichen Unversehrtheit oder der Gesundheit so­
wie im Falle der Freiheitsentziehung ist einem Drit­
ten, dem der Geschädigte kraft Gesetzes zur Lei­
s:ung von Diensten in seinem Hauswesen oder Ge­
werbe verpflichtet war, für die en~gehenden Dien-' 
ste der Schaden durch Entrichtung einer Geldrente 
zu ersetzen . 

(4) Auf" den Anspruch des Dritten werden § 2 
Abs. 4 und § 8 Abs. 2 bis 4 entsprechend ange-" 
wandt. 

§ 10 

Mehrheit von Schuldnern 

(1) Haben mehrere Träger die Pflichtverletzung 
zu verantworten, so ist jeder für den gesamten 
Schaden verantwortlich. Sie haften dem Geschädig­
ten als Gesamtschuldner. 

(2) Ist neben dem Träger ein Dritter er~atzpflich­
tig, so wird Absatz 1 entsprechend angewandt. 

(3) Im Verhältnis der Schädiger zueinander rich-" 
tet sich ihre Verpflichtung nach den Umständen, 
insbesondere nach der Schwere der jeweiligen" 
Pflich:verstöße und dem Maße der Mitverursa-

(1) \Vird infolge der Verletzung der körperlichen" chung des Schadens. 
Unversehrtheit oder der Gesundheit die Erwerbsfä-
higkeit des Geschädigten aufgehoben oder gemin­
dert oder tritt eine Vermehrung seiner Bedürfnisse 
ein, so ist der Schaden durch Entrichtung einer 
Geldrente zu ersetzen. 

(2) Die Geldrente ist monatlich im voraus zu 
entrich~en. Dem Geschädigten gebührt der volle Be­
trag auch für den Zahlungszeitabschnitt, dessen 
Ende er nicht mehr erlebt. 

§11 

Rückgrifi 

Soweit die von einem Träger zu verantwortende 
Pflichtverletzung auf dem rechtswidrigen Verhalten 
beruht, das ein anderer Träger zu verantworten hat, 

"kann der in Anspruch genommene Trä~er gegen 
den anderen Rückgriff nehmen, soweit nicht gesetz­
lich etwas anderes geregelt istidas gilt ill3besonde­
re für Maßnahmen der vollziehenden GE,\valt, die 

(3) Sta~t der Rente kann der Geschädigte eine ganz oder teilweise auf der "Weisung odEr auf der 
Abfindung in Kapital verlangen, wenn ein wichti- I" sonstigen notwendigen Mitwirkung einer anderen 
ger Grund vorliegt. Behörde oder Stelle beruhen. § 10 Ab;;. 3 wird ent-

(4) Der Anspruch wird nicht dadurch ausge­
schlossen, daß ein anderer dem Geschädigten 1.)n­
terhal: zu gewähren hat. 

§9 

Ansprüche mittelbar Geschädigter 

(1) "Wird jemand getötet, so sind die Kosten der 
Be5t~ttung demjenigen zu ersetzen, der sie auf­
grund rechtlicher Verpflichtung getragen hat. 

(2) \Var der Getötete zur Zeit der Verletzung ei­
nem Dritten kraft Gesetzes unterhaltspflichtig oder 
konnte er ihm unterhaltspflichtig werden und ist 
dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den 
Uni:erhalt entzogen, so ist ihm der Schaden durch 
Entrichtung einer Geldrente insoweit zu ersetzen;-I 
als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
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sprechend angewandt. 

§ 12 

Ubertragene Gewalt 

Ist der Träger keine juristische Person des öffent­
lichen Rechts, so haftet die juristische Person des 
öffentlichen Rechts, die die hoheitliche Befugnis 
übertragen hat. Bei verschuldeter Pflichtverletzung 
steht ihr ein Rückgriffsanspruch zu, soweit nicht 
gesetzlich etwas anderes geregelt ist. § 42 bleibt 
unberührt. 

§13 
Erlöschen der Ansprüche 

(1) Die Ansprüche aus den §§ 2, 3 und 9 erlö­
schen drei Jahre nach dem Zeitpunkt, in welchem 
der Geschädigte von dem Schaden und der Behörde 
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oder Stelle, aus deren Verhalten die Ansprüche 
hergeleitet werden, Kenntnis erhält, ohne Rücksicht 
auf diese Kenntnis dreißig Jahre nach der Pflicht­
verle:zung. Im Fa~le des § 3 Abs. 1 Satz 2 tritt an 
die Stelle der Kenntnis des Schadens, der in einer 
Zustandsveränderung besteht, die Kenntnis der Um­
stände, die den Zustand rechtswidrig gemacht ha­
ben. Die Frist beginnt im Falle des § 5 erst, wenn 
auch die gerichtliche Entscheidung aufgehoben ist. 
Ansprüche auf Rückstände von Renten erlöschen 
vier Jahre nach ihrer Fälligkeit. 

(2) §§ 203, 205, 206 Abs. 1 Satz 1 und Abs.2, 
§ 207 Satz 1, §§ 208, 209 Abs. 1 und 2 I\"r. 3 bis 5, 
§§ 211, 212, 215 bis 219 des Bürgerlichen Gesetz­
buchs werden entsprechend angewandt. Der Erhe­
bung einer Klage L11l Sinne des § 209 Abs. 1 und des 
§ 211 des Bürgerlichen Gesetzbuchs steht der Ge­
brauch eines Rechtsbehelfs gegen die Pflichtverlei­
iung gleich. 

(3) Der Lauf der Frist ist von der Anmeldung des 
Anspruchs bis zur Entscheidung der Behörde ge­
hemmt. Schweben zwischen dem Träger und dem 
Geschädigten Verhandlungen über den zu leisten­
den Schadensersatz, so ist die Fris'.: ferner gehemmt, 
bis der eine oder der andere Teil die Fortsetzung 
der Verhandlungen verweigert. 

(4) Die Ansprüche des Trägers aus § 10 Abs.3, 
§ 11 Satz 1 und § 12 Satz 2 erlöschen drei Jahre 
nach dem Zeitpunkt ihres Entstehens. 

2. ABSCHNITT 

Verhältnis zu anderen Regelungen 

§ 14 

Enteignung und Aufopferung 

(1) Vnberührt bleiben die Entschädigungsansprü­
che wegen Enteignung oder Aufopferung für das 
gemeine \Vohl. 

(2) Ist ein Eingriff, der auf Grund eines Gesetzes 
eine Enteignung oder Aufopferung für das gemeine 
'Vohl bewirkt, rechtswidrig, so können die wegen 
des Eingriffs gesetzlich ge\v-ährten Entschädigungs­
ansprüche neben Ansprüchen nach den §§ 2 und 3 
geltend gemacht werden: 

(3) Bewirkt ein Eingriff eine Enteignung oder 
Aufopferung für das gemeine vVohl, ohne daß Art 
und Ausmaß der Entschädigung für diesen Eingriff 
gesetzlich geregelt sind, so haftet der Träger ent­
sprechend § 2 Abs.2 Satz 1, sofern sich seine Haf­
tung nicht nach den §§ 2 und 3 oder nach anderen 
Rechtsvorschriften besti:mmt. 

§ 15 

Zusätzliche Anspruchsgrundlagen 

Keben den Ansprüchen nach diesem Gesetz kön­
nen wegen desselben Sachverhalts' gegen den Trä-

ger Ansprüche geltend gemacht werden nach den 
Vorschriften über 

1. die Haftung aus öffentlichrechtlichen Verträgen 
und ähnlichen Rechtsverhältnissen einschließ­
lich Dienstverhältnissen, 

2. die Gefährdungshaftung, insbesondere der Inha­
ber oder Besitzer gefährlicher Betriebe, Anlagen 
und Stoffe, der Verursacher schädlicher Um­
welteinwirkungen oder der Tierhalter, 

3. die öffentlichrechtliche Entschädigung zum Aus­
gleich oder zur Milderung hoheitlich verursach­
ter :N"achteile, soweit diese Entschädigungsan­
sprüche nicht schon nach § 14 Abs. 2 und 3 gel­
tend gemacht werden können, 

4. die öffentlichrechtliche Erstattung und ihr Ver­
fahren, insbesondere nach der Abgabenord­
nung. 

§ 16 

Staatshaitung nach Sondervorschriiten 

Ansprüche können nach diesem Gesetz nur gel­
tend gemacht werden, soweit sie nicht abschlie­
ßend geregelt sind in den Vorschriften 

1. über die Haftung der Deutschen Bundespost, 

2. über die Haftung für Amtspflichtverletzung 
nach der Bundesno;;arordnung, 

3. über die Beschränkung der Haftung eines Trä­
gers bei Unfällen von Arbeitnehmern, Beamten, 
Richtern, Soldaten, Strafgefangenen, Kindern, 
Schülern, Lernenden, Studierenden sowie ande­
ren Personen, ·die in einem ähnlichen Verhältnis 
zu dem Träger stehen, 

4. des Zwangsvollstreckungsrechts einschließlich 
derjenigen des Verwaltungsvollstreckungsrechts 
und der freiwilligen Gerichtsbarkeit einschließ­
lich derjenigen des Register- und Grundbuch­
rechts, 

5. über die Beschränkung der Haftung in Abgaben­
angelegenheiten nach § 32 ader Abgabenord­
nung. 

§ 17 

Haitungsabgrenzung zum Privatrecht 

(1) Die Haftung des Trägers aus seiner Teilnah­
me am Privatrechtsverkehr richtet sich nach den 
dafür geltenden Vorschriften, soweit gese~zlich 

nichts anderes bes':immt ist. 

(2) Der Träger haftet auch für hoheitliches Ver­
halten nur nach den Vorschriften des. Privat­
rechts 

1. bei der Verletzung seiner Verkehrssicherungs­
pflicht für Grundstücke, Gewässer, Bauwerke 
und sonstige Anlagen, 

2. bei der Teilnahme am Land-, \Vasser- und Luft­
verkehr, auch als HaUer von Land-, vVasser­
und Luft.fahrzeugen, 

3. bei der Beförderung von Personen und Gütern 
durch Verkehrsbe:riebe einschließlich der Deut-
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sehen Bundesbahn und der Deutschen Bundes­
pos~ im Postreisedienst, 

4. bei der ärztlichen oder, zahnärztlichen Behand­
lung zur Verhütung, Erkennung, Heilung oder 
Linderung von Krankheiten, Leiden, Körperschä­
den, körperlichen Beschv.-erden oder seelischen 
Störungen, 

5, bei der Versorgung mit \Va5ser und Energie 
und 

6. bei der Beseitigung von Abwasser und Abfall. 

Die in den §§ 14 und 15 bezeichneten Ansprüche 
können neben den in Satz 1 bez~ichneten Ansprü-, 
ehen geltend gemacht werden, Vfenn sie denselben 
Sachverhalt betreffen. 

(3) Die Pflicht zur Verkehrssicherung für Stra­
ßen, vVege, PlätZe und für \Vasserstraßen und \Vas­
serflächen, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind, gilt für die Anwendung dieses Gesetzes als 
eine Pflich~ des öffentlichen Rechts; für ihre Verlet­
zung haftet der Träger nur nach diesem Gesetz, § 2 
Abs. 2 wird insoweit nicht angewandt: 

(4) Personen, durch die der Träger die in den 
Absätzen 1 und 2 genannten Tätigkeiten ausübt, 
haften dem Geschädigten nich~. An ihrer Stelle haf­
tet der Träger, für den sie die Tätigkeit ausgeübt 
haben. 

3. ABSCHNITT 

Haitung iür Tumultschäden 

§ 18 

Voraussetzung der Tumultentschädigung 

(1) 'Wird die öffentliche Sicherheit durch das un­
friedliche Verhalten einer :\1enschenmenge in der 
Offen~lichkeit erheblich gestört und erleidet je­
mimd durch dabei ausgeübte Gewalttätigkeit oder 
durch deren Abwehr einen Schaden, so· hat das 
Land, in dem die Gewalttätigkeit verübt wurde, 
Entschädigung zu leisten. 

(2) Die Entschädigungspflicht tritt nicht ~ein ge­
genüber Personen, die sich an dem unfriedlichen 
Verhalten der Menschenmenge beteiligen. Die Be­
teiligung ~n einem unfriedlichen Verhalten wird 
vermutet, ,ofern jemand an einer verbotenen Ver­
sammlung teilnimmt oder' sich nach Aufforderung 
durch die Polizei nicht unverzüglich aus der Men­
schenmenge entfernt. 

(3) Die Haftung nach den Vorschriften des er­
sten' Abschnitts dieaes Gesetzes bleibt unberührt. 

§ 19 

Art und t:'miang der Entschädigung 

(1) Bei Schäden an Leib oder Leben erhalten der 
Geschädigte oder seine Hinterbliebenen auf Antrag 
wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen' 
Folgen Versorgungsleistungen in entsprechender 
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Anwendung der 'vorschriften des Bundesversor­
gungsgesetzes. Einer Schädigung im Sinne des § 18 
Abs. 1 stehen Schädigungen gleich, die durch einen 
t:'nfall unter den Voraussetzungen des ~,1 Abs.2 
Buchstabe e oder f des Bundesversorgun!;sgesetzes 
herbeigeführt worden sind. §§ 64 bis 64 fund 89 des 
Bundesversorgungsgesetzes sind mit der, Maßgabe 
anzuwenden, daß an die Stelle der Zustimmung des, 
Bundesministers für j~,rl:)eit und Sozialordnung die 
Zustimmung der jeweils zuständigen obersten Lan­
desbehörde tritt. 

(2) Schäden an beweg'lichen oder unbe1veglichen 
Sachen (Sachschäden) bis zu zwanzig:ausend Deu:­
sehe :\tIark sind dem Geschädig~en in Geld zu erset­
zen, soweit sie fünfhundert Deutsche Mark über­
steigen: Darüber hinaus ist eine Entschädigung bis 
zum Höchstbetrag von dreihunderttausend Deut­
sche :\tIark nur insoweit zu leisten, als dem Geschä­
digten mit Rücksicht auf seinewirtschaftl~che Lage 
nicht zugemutet werden kann, den Schad.en selbst 
zu tragen. 

(3) Für andere als die in Absatz 1 und 2 genann­
ten Schäden wird eine Entschädigung nicht 'gelei­
stet. 

§ 20 

,Mitverschulden . 

(1) Haben umstände, die der Geschädigt~ zu 
vertreten hat, den Schaden übeTIviegend· m:tverur­
sacht, 50 entfällt die Entschädigung; . 

(2) Haben Umständ.e, die der Geschädigte zu 
vertreten hat, den Sachschaden' im übrigen mitver­
ursacht, so mindert sich die EntschädigunU entspre­
chend dein Maße seiner YIitverursachung. 

§21 

Anderweitige Leistungen 

Der Anspruch auf Entschädigung entfällt, soweit 
der Schaden durch Leistungen des Schädigers aus­
geglichen wird oder soweit der Geschädigte aus 
Anlaß des Schadens einen Anspruch auf Leis:ung 
eines Versicherers oder eines Sozialversü:herungs­
trägers, auf Fortzahlung von Dienst- oder Amtsbe-I zügen, Vergütung oder Lohn oder auf G,:!währung 

I von Versorgungsbezügen oder HeilbE,handlung 
ha:. 

§ 22 

Forderungsübergang 

Leistet das Land Entschädigung, so gehEm andere 
Ansprüche, die dem Geschädigten wegen desselben 
Schadens zustehen, in Höhe der Entschädigung auf 
das Land über; der 'C'bergang kann nicht zum 2\fach­
teil des Geschädigten geltend gemacht 'werden. 

§ 23 

Zusammentreiien von Rentenansprüchen 

(1) Trifft ein Rentenanspruch nach § 19 Abs, 1 
mit einem Anspruch aus einer Schädigung im Sinne 
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des § 1 des Bundesversorgungsgesetzes oder nach 
anderen Gesetzen, die das Bundesversorgungsge-
5e~z für an·w·endbar erklären, zusammen, so is~ uu­
ter Berücksichtigung der durch die gesamten Schä­
digungsfolgen bedingten Minderung der Erwerbsfä­
higkeit eine einheitliche Ren~e zu bilden. Die Ko­
sten, die durch das Hinzutreten der weiteren Schä­
digung verursacht werden, sind von dem Leis~ungs­
träger zu übernehmen, der für die Versorgung we­
gen der weite~en Schädigung zuständig is~. 

(2) Bei Schäden im Sin.ne des § 19 Abs. 1 gilt 
§ 541 Ans. 1 Nr.2 der Reichsyersicherungsordnung 
nich~. 

§ 24 

Anmelde- und Aufklärungspilichten 

(1) Der Anspruch ist unverzüglich nach Eintritt 
des schädigenden Ereignisses bei der zuständigen 
Behörde schriftlich oder zur Kiederschrift anzumel­
den. Kach Ablauf von sechs Monaten ist die Gel­
tendmachung von Ansprüchen ausgeschlos:::en. 

(2) Der Geschädigte oder seine Hinterbliebenen 
haben die anspruchs begründenden Tatsachen dar­
zulegen; sie haben das ihnen Mögliche zur Aufklä­
rung des Sachverhalts beizutragen. 

(3) Die Entschädigun.g ist zu versagen, wenn der 
Geschädigte oder seine Hinterbliebenen durch 
schuldhafte Verle':.zung ihrer Anmelde- und Aufklä­
rungspflichten die Feststellung ihrer Anspruchsbe­
rechtigung erheblich .erschwert haben. 

§ 25 

Form der Entscheidung, Zuständigkeit der Behörden 

(1) liber Grund, . Art und Umfang des Entschädi­
gungsanspruchs ist durch schriftlichen Verwal­
'.:ungsakt zu entscheiden. 

(2) Zuständig für die Entscheidm:g sind die von 
der Landesregierung bestimmten Behö::den. Die Zu­
ständigkeit für die Entscheidung über Ansprüche 
vfegen Schäden an Leib und Leben (§ 19 Ab". 1) und 
wegen Sachschäden (§ 19 Abs.2) ist derselb.en Be-' 
hörde zu übertragen. 

(3) Auf die Ausführung dieses AbschnUes ist 
das Verwa!tungsverfahrensgesetz anzuwenden. 

4. ABSr=H;'~ITT 

Abhilfeverfahren und gerichtlicher Rechtsschutz 

§ 26 

Anmeldung 

-(1) Ansprüche a:uf Geldersatz nach den §§ 2 und 
14 Abs. 3 sO\vie auf Folgenbeseitigung nach § 3 sind 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Anme::de­
stelle geltend zu machen. Dje AILllleldung soll einen 
bestimmten Antrag enthalten sowie die anspruchs-

begründenden Tatsachen und die Beweismittel an­
geben. 

(2) Anmeldes:elle ist für Ansprüche aus recks­
w~drigem Verhalten 

1. der voclziehenden Gewalt die Behörde oder Stel­
le, an::; deren Verhaltep. die Ansp::üche hergelei­
tet vie:.-den, in den Fä~len d,es § 12 die zuständige. 
Stelle der juristischen Person des öffentlichen 
Rech~s. die die hoheiEiche Befugnis über.:ragen 
hat, 

2. der rech~sprechenden Gewalt die Verwaltung 
des Gerichts, aus dessen Verhalten die Ansprü­
che hergeleitet v.,-erden. 

(3) D~e Anmeldung wi:.-d mit dem Eingang bei 
der zus~ändigen Anmeldestelle wirksam. 

§ 27 

Abhilie durch die Anmeldestelle 

(1) Die Anmeldestelle soll eine gütliche Eini­
gung anst:.-eben. Bleibt die Sach- oder Rechtslage 
ungewiß, so kann' die Anmeldestelle die gütliche 
Einigung auch durch Abschluß eines öffentlich­
rechtlichen Vergleichsvertrages herbeiführen. 

(2) Soweit die Amneldestelle die Ansprüche für 
begründet hält, stell~ sie die Höhe des Geldersa:zes 
oder die Art und den "Cmfang der Foigenbeseiti­
gung fest und gibt diese Entscheidung dem Geschä­
dig~en schriftlich bekannt. 

(3) Soweit die _.1ulmeldestelle die Ansprüche für 
unbeg:ündet hält, erläß.t sie den Ablehnungsbe­
scheid, sofern sie nicht nach § 28 Abs. 1 zur Vorla­
ge verpflich:et ist oder die Anmeldung nicht nach 
Absq.tz 4 Sa:z 2 ais zurückgenommen gilt. 

(4) Vor Erlaß des Ablehnungsbescheides kann 
die Anmeldes~e:'le dem Geschädig~en die Absicht 
der Ablehnung unter Darlegung der dafür maßgeb­
lichen Gründe schriftlich !IlitteEen. Dabei ist der 
Geschädigte darüber zu un~errichten, daß die An­
meldung als zu:.-ückgenommen gilt, sofern er nicht 
innerhalb ein.es ::Vlonats . nach Zugang der ::Vlittei­
lung schrif~lich oder zur I\"iederschrift der Anmel­
destelle erklär:, daß er die Ansprüche aufrech-::er­
hält. 

§ 28 

Abhilfe durch die Vorlayestelle 

fl) Die AILllleldeste~le ist zur Vorlage an die in_ 
Absatz 2 bezeichnete Vorlage stelle verpflichtet, 
wenn die Rechtmäßigkeit des Verhaltens der voll­
ziehenden Gewalt, aus dem die Ansprüche hergelei­
te-:' werden, in ~inem gesetzlich angeordneten Vor­
verfahren nachzuprüfen ist, dieses Verfahren be­
gonnen hat und noch nicht abgeschlossen ist und 
wenn die Anrneldestelle nicht zugleich Vorlagestel­
le ist. Satz 1 gilt vorbehaltlich anderweitiger ge­
setzlicher Regelungen nicht für die Anmeldestellen 

'der Geme~nden, Gemeindeverbände und anderer 
kommunaler Einrichtungen .. 
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(2) VorlagesteIle ist die für die Entscheidung 
über die Rechtmäßigkeit des Verhaltens im Vorver­
fahren zmtändige Stelle. 

(3) Für die Abhilfe durch die Vorlagestelle gilt 
§ 21 entsprechend. 

§ 29 

Ablehnungsbescheid, Zwischenbescheid 

(1) Der Ablehnungsbescheid ist schriftlich zu :er­
lassen, schriftlich zu begründen, mit einer Rechts­
behelfsbelehrung zu versehen und den Beteiligten 
zuzustellen. In der Rechtsbehelfsbelehrung sind der 
Rechtsbehelf, das zuständige Gericht, dessen Sitz, 
die Rechtsbehelfsfrist, der Träger, gegen den das 
gerichtliche Verfahren einzuleiten ist, sowie die 
Stelle anzugeben, die den Träger in diesem Verfah­
ren vertritt. 

(2) Uber die Ansprüche soll innerhalb von drei 
:YIonaten nach dem Eingang der An..meldung bei der 
zuständigen Anmeldesielle entschieden vferden. 
Kann nicht innerhalb dieser Frist entschieden wer­
den, so sind dem Geschädigten in einem. Zwischen­
bescheid die Gründe für die Verzögerung der Ent­
scheidung mitzuteilen. § 32 Abs. 1 bleibt unbe­
rührt. 

§ 30 

Verhältnis zu anderen Vorveriahren, Kostenerstat­
tung 

(1) Die Entscheidung im Abhilfeverfahren unter­
liegt keiner weiteren :-Jachprüfung in einem Vor­
verfahren. 

(2) Das Abhilfeverfahren kann mit einem gesetz­
lich angeordneten Vorverfahren, in dem vor Einlei­
tung des gerichtlichen Verfahrens die Rechtmäßig­
keit des Verhaliens der vollziehenden Gewalt, aus 
dem Ansprüche hergeleitet werden, nachzuprüfen 
ist, zum Zwecke der einheitlichen Entscheidung 
verbunden werden, wenn dies sachdienlich ist und 
der Geschädigte die Anmeldung bis zum Erlaß der 
das Vorverfahren abschließenden Entscheidung 
vornimmt. Uber ,die Verbindung entscheidet die für 
das Vorverfahren zuständige Stelle. 

(3) Auf das Abhilfeverfahren werden die Vor­
schriften über das Vorverfahren angewandt. Ist ein 

. Vorverfahren gesetzlich nicht angeordnet, so wird 
das Verwaltungsverfahrensgesetz angewandt. 

(4) Notwendige Aufwendungen zur zweckent­
sprechenden Rechtsverfolgung und Rechtsverteidi­
gung im Abhilfeverfahren sind in entsprechender 
Anwendung der Vorschrif~en des Bundes- oder Lan­
desrechts zu erstatten, nach denen solche Aufwen­
dungen in dem Jeweiligen gesetzlich angeordneten 
Vorverfahren zur Nachprüfung der Rechtmäßigkeit 
der vollziehenden Gewalt zu erstatten sind, aus de­
ren Verhal-::en die angemeldeten Ansprüche herge­
leitet werden. Dies gilt auch, wenn eine Uberprü­
fung in einem gesetzlich angeordneten Vorverfah­
ren nicht vorgesehen ist. 
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§ 31 

Ermächtigung iür abweichende Regelungen 

(1) Die Länder können die Zuständigkeiten der 
Anmelde- und Vorlagestellen sowie das Verfahren 
vor den Vorlagestellen abweichend regeln. Sie kön­
nen ferner bestimmen, daß die Aufgaben der An­
meldestellen der Gemeinden, Gemeindeverbände 
und anderen kommunalen Einrichtungen von ande­
ren Stellen wahrgenommen werden. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächLgt, durch 
Rechtsverorqnung, die nicht aer Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die Zuständigkeiten der Anmel­
de- und Vorlagestellen sowie das Verfahren vor 
den VorlagesteIlen in der Verwaltung des Bundes 
abweichend zu. regeln, wenn dies zur wirksamen 
und schnellen Durchführung des Abhilfeverfahrens 
notwendig ist und deF Rechtsschutz des C:eschädig­
~en nicht beeinträchtigt wird. 

§ 32 

Gerichtliche Geltendmachung 

(1) Ansprüche auf Geldersatz nach den §§ ~ und 
14 Abs. 3 sowie auf Folgenbeseitigung nach § 3 
können gerichtlich erst geltend gemacht werden, 
wenn ihre Erfüllung durch Bescheid abgelehnt wor­
den ist oder wenn in dem nach § 33 uegebenen 
Rechtsweg eine Klage v..-egen Untätigkeit der Be­
hörde zulässig ist. Satz 1 gilt nicht für Anträge auf 
Erlaß vorläufiger gerichtlicher Rechtsschutzmaß­
nahmen. 

(2) Die Klage muß innerhalb eines Monats nach 
der Zustellung des Ablehnungsbescheides erhoben 
werden. Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn in 
dem Ablehnungsbescheid die Rechtsbel:,elfsbeleh­
rung nach § 29 Abs. 1 Satz 2 enthalten ist. Ist die 
:ßelehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist 
die Klageerhebung nur innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntgabe des Ablehnungsbescheides zuläs­
sig, außer wenn die Klageerhebung vor Ablauf der 
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war 
. oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt ist, 
daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. 

§ 33 

Rechtsweg 

(1) Für Streitigkeiten über Geldersatz nach den 
§§ 2 und 14 Abs.3 sowie über Folgenbeseitigung 
nach § 3 (Staatshaftungsstreitigkeiten) ist . der 
Rechtsweg zu dem Gerichtszweig gegeben, in dem 
über die Rechtmäßigkeit der die Staatshaftung be­
gründenden Ausübung vollziehender Ge,,,-alt zu 
entscheiden ist. Für Staatshaftungsstreitigkeiten 
wegen Ausübung rechtsprechender Gew;:t1t ist der 
Rechtsweg zu dem Gerichtszweig gegeben, dem: das 
Gericht angehört oder den es bildet. 

(2) Für Streitigkeiten über Geldersa1.z ist der 
Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichter. gegeben, 
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wenn nach Absatz 1 ein Gericht zu entscheiden hät­
te, das nicht zur Verfassungs-, VerwaItungs-, Fi­
nanz-, Arbeits-, Sozialgerichtsbarkeit oder zur or­
dentlichen Gerichtsbarkeit gehört. Für diese Strei­
tigkeiten ist der ordentliche Rechtsweg gegeben, 
wenn in den Fällen des Satzes 1 ein Gericht der or­
dentlichen Gerichtsbarkeit oberstes Rechtsmittelge­
richt ist. 

(3) Ist für Staatshaftungsstreitigkeiten der Rechts­
weg zu den Verwaltungs-, Finanz-, Arbeits-, Sozial­
gerichten oder zu den ordentÜchen Gerichten .ge­
geben, so können in diesem Rechtsweg auch Strei­
tigkeiten über Ansprüche der in § 10 Abs. 2, 
§ 14 Abs. 1 und 2 und § 15 genannten Art anhängig 
gemacht werden, wenn sie denselben Sachverhalt 
betreffen. Bei Streitigkeiten über Ansprüche der in 
§ 17 Abs. 2 genannten Art können im ordentlichen 
Rechtsweg auch die in § 14 Abs. 1 und 2 und § 15 
bezeichneten Ansprüche anhängig gemacht werden, 
wenn sie denselben Sachverhalt betreffen. 

(4) Für Streitigkeiten über Ansprüche aus Tumult­
-schäden ist der Rechtsweg zu den Verwaltungs ge­
richten gegeben. 

§ 34 

Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

(1) Soweit für Staatshaftungsstreitigkeiten der 
Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten gegeben 
ist, sind die Landgerichte ohne Rücksicht auf den 
vVert des Streitgegenstandes ausschließlich zustän­
dig. Uber die Staatshaftungsstreitigkeiten entschei­
det die Zivilkammer des Landgerichts, in dessen 
Bezirk die Behörde oder Stelle liegt, aus deren Ver­
halten Ansprüche auf Geldersatz oder Folgenbesei­
tigung hergeleitet werden. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung einem Landgericht für die 
Bezirke mehrerer Landgerichte Staatshaftungsstrei­
tigkeiten zuzuweisen, sofern dies der sachlichen 
Förderung der Verfahren dient. Die Landesregie­
rungen können diese Ermächtigung durch Rechts­
ver?rdnung auf die LandesjustizverwaItungen über­
tragen. 

(3) Die Parteien können sich vor den nach· Ab­
satz 2 bestimmten Gerichten auch durch Rechtsan­
wälte vertreten lassen, die bei dem Gericht zuge­
lassen sind, vor das der Rechtsstreit ohne die Rege­
lung nach Absatz 2 gehören würde. 

§ 35 

Verfahren vor den ordentlichen Gerichten und den 
Gerichten iür Arbeitssachen 

(1) Soweit in § 32 und in den folgenden Vor­
schriften nichts anderes bestimmt ist, werden auf 
Staatshaftungsstreitigkeiten vor den ordentlichen 
Gerichten die Zivilprozeßordnung und vor den Ge­
richten für Arbeits3achen das Arbeitsgerichtsgesetz 

angewandt. Die Ger:ichte für Arbeitssachen ent­
scheiden im Beschlußverfahren, wenn die Rechtmä­
ßigkeit der die Staatshaftung begründenden Aus­
übung vollziehender Gewalt in diesem Verfahren 
nachzuprüfen ist. 

(2) Im Falle der Untä'dgkeit gilt § 27 des Einfüh­
rungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz ent­
sprechend. 

(3) Das Gericht erforscht den Sachv~rhalt von 
Amts wegen. Es kann die Aufnahme von Beweisen 
anordnen und nach Anhörung der Parteien auch 
solche Tatsachen berücksichtigen, die von den Par­
~eien nicht vorgebracht worden sind. Ein Versäum­
nisurteil gegen den Beklag~en ist unzulässig. 

(4) Soweit Abhilfe rechtswidrig versagt oder die 
beantragte Abhilfeentscheidung unterlassen worden 
ist, entscheidet das Gericht über den geltend ge­
machten Anspruch, wenn die Sache spruchreif ist. 
Andernfalls spricht es die Verpflichtung aus, unter 

. Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts einen 
neuen Be3cheid zu erlassen. Soweit der Vollzug ei­
ner rechtswidrigen Maßnahme rückgängig zu ma­
chen ist oder soweit sonst die Folgen rechtswidri­
ger Ausübung vollziehender oder rechtsprechender 
Gewalt zu beseitigen sind, kann das Gericht auf 
Antrag aussprechen, daß und wie die F:olgen zu be­
seitigen sind. 

§ 36 

Vorlage- und Auskunitspflicht 

(1) Die Stellen, aus deren Verhalten die Ansprü­
che auf Geldersatz oder Folgenbeseitigung herge­
lei~et werden, sind dem Gericht gegenüber zur Vor­
lage von Urkunden und Akten sowie zu Auskünfe 

ten verpflichtet. vVenn das Bekanntwerden des In­
halts der Urkunden; Akten oder Auskünfte dem 
·Wohle des Bundes oder eines Landes Kachteile .be­
reiten würde oder v{enn die Vorgänge nach einem 
Gesetz oder ihrem \Vesen nach geheimgehalten 
werden müssen, kann die zuständige oberste Auf­
sichtsbehörde diE; Vorlage der Urkunden oder Ak­
ten und die Erteilung der Auskunft verw·eigern. 

(2) Auf Antrag einer Partei entscheidet das Ge­
richt der Hauptsache durch Beschluß, ob glaubhaft 
gemacht ist, daß die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Verweigerung der Vorlage der Urkunden 
oder Akten und der Erteilung von Auskünften vor­
liegen. Die oberste Aufsiclltsbehörde ist zu diesem 
Verfahren als Streithelfer zuzulassen. Der Beschluß 
kann selbständig mit der Beschwerde angefochten 
werden. 

(3) Die Parteien können die dem Gericht vor ge­
legte~ Akten einsehen. 

(4) Unberührt bleiben § 99· der Verwaltungsge­
richtsordnung, § 119 des Sozialgerichtsgesetzes und 
§ 86 der Finanzg'erichtsordnung. 
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5. ABSCHNITT 

Anpassung des Bundes- und Landesrechts 

§ 31 

Änderung der Verwaltungs gerichtsordnung 

.. :D'ie Verwaltungsgerichtsord~ung in der im Bun­
desgesetzblatt Teil III, ,Gliederungsnummer 340-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän­
dert durch ... , wird wie folgt geändert: 

1. § 40 Abs. 2 und § 113 Ab;;. 1 Satz 2 und 3 werden 
He strichen. 

2. ,An §113 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Soweit der Vollzug eine5 rech';:swidrigen 
Verwaltungs aktes rückgängig zu machen oder 

'·sons~ die Folgen rechtswidriger Ausübung voll­
ziehender. oder rechtsprechender Gewalt zu be-' 
seitigen sind, kann das Gericht auf Antrag aus­
sprechen, daß und wie die Folgen zu beseitigen 
sind." 

§ 38 

, Änderung der Finanzgerichtsordnung 

Die Finanzgerichtsordnung vom 6.0k'.:ober 1965 
(BGBL I S. 147'f), zuletzt g~ändert durch ... , wird 
wie folgt geändert: 

1. § 100 Abs. 1 Satz 2 und 3 wird gestrichen. 

2. An § 100 'wird folgender Absatz 4 angefüg'.:: 

;,(4) Soweit der Vollzug eines rechtswidrigen 
Verw'altungsaktes rückgängig zu machen oder 
sonst die Folgen rechtswidriger Ausübung voll­
ziehender oder rechtsprechender Gewalt zu be­
seitigen sind, ,kann das Gericht auf Antrag' aus­
sprechen, daß und wie die Folgen zu beseitigen 
sind," 

§ 39 

Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Das Sozialgerich~sgesetz in, der Fassung der Be­
kann-::machung' vom ,23. September 1975 (BGBL I 
S.2535), zuletzt geändert, durch ... , wird wie folgt 
geändert: 

1. § 131 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

""Soweit der Vollzug eines rechtswidrigen Ver­
waltungsak~es rüc~gängig zu machen oder sonst 
die Folgen rechtswidriger Ausübung vollziehen­
qer oder rech~sprechender Gewalt' zu beseitigen 
sind, kann das, Gericht auf -Antrag aussprechen, 
daß und wie die Folgen zu beseitigen sind." 

2. § 131 Abs. 1 Satz 2 'yird gestrichen. 

§ 40 

Änderung des Gesetzes über das gerichtliche Ver­
iahren in Binnenschiifahrtssachen 

§ 2 des Ge:se:zes über das g'erichtliche Verfahren 
in Binnenschiffahrtssachen- in der im Bundesgesetz-
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blatt Teil IH, Gliederungsnummer 310-5, veröffent­
~ichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ... , wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Satz 1 Buchstabe dwird aufgehoben. 

2. Folgender Absatz 3 wird eingefügt: 

,,(3) Binnenschiffahrtssachen im Sinne dieses 
Gesetzes sind Ansprüche auf Geldersatz oder 
Folgenbesei-::igung nach dem Staatshg,ftungsge­
setz vom ... (BGBL I S .... ) aus der Verletzung 
'der öffentlichrechtlichen Pflicht zur Sicherung 
des Verkehrs auf Binnengewässern einschließ­
lich der Verkehrssicherungspflicht für '\Vasser­
straßen. Rechtsstreitigke~ten über diese Ansprü­
che ge!ten als bürgerliche Rechtss:reitigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes. Absatz 1 Satz 2 wird 
en:sprechend angewandt." -

3. Absatz 3 wird Absatz 4. 

.§ 41 

Änderung des Gesetzes über das PQ.stwesen 

Das Gesetz über das Postwesen vom 28. Juli 1969 
(BGBL I S. 1006), geändert durch wird wie 
folgt geändert: 

1. § 11 erhält folgende Fassung: 

,,§ 11 

Beschränkte Haftung im Postdienst 

(1) Die Deutsche Bundespost haftet für Schä­
den aus der Verletzun,g ihrer Dienstleistungs­
pflichten ausschließlich nach diesem Gesetz. Für 
Sachschäden aus der Verletzung dieser Dienst­
leistungspflichten (Verluste oder Beschädigun­
gen von PostsendlL'lgen) haftet die Deutsche 
Bundespost auch nach den Vorschriften des 
Staatshaftungsgesetzes vom ... (BGBL I S .... ), 
Vienn durch die Pflichtverletzung der Tatbe­
stand eines Strafgesetzes rechtswidrin vendrk­
licht und die Tat von Amts wegen zu verfolgen 
ist. Die PflichtverletzUng wird ve::-mutet, wenn 
nach den gesamten umständen des Einzelfalles 
der dringende Verdacht besteh':, daß Schadens-

- ursache die rechtswidrige Verwirklichung des 
Tatbestandes eines Strafgesetzes ist. 

_ (2) Die Bedienste:en der Deutschen Bundes­
post haften dem Geschädigten nicht." 

2. § 12 Abs. 3 erhält folgende Fassung: ' 

!f (3) Die Deutsche Bundespost haftet dem Ab­
sender für Schäden, die durch den VHlust oder 
die BeschädiglL'lg von gewöhnlichen Paketen 
oder von Postgut entstehen, 'in Höhe des unmit­
telbaren . Schadens bis Zlli'll Höchstbetrag von 
tausend Deutsche Mc:.rk je Sendung." 

3. § 12 Abs.4 und 6 werden aufgehoben. Absatz 5 
wird Absatz 4. 
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4. § ~6erhält folgende Fassung: 

,,§ 16 

Haftung im Postauftragsd:'enst 

Die Deutsche Bundespost haftet nach den 
Vorschriften des Staatshaftungsgesetzes 

1. bei Postzustellungsaufträgen für Schäden, die 
dem Auftraggeber oder dem Zustellungsemp­
fänger bei der Durchführung der förmlichen 
Zustellung entstehen; 

2. bei Protestaufträgen für Schäden, we dem 
Auftraggeber oder dem Za:bJ.ungspflichtigen 
bei der EinziehlLll.g der vVecliselsunlme oder 
bei der Protesterhebung entstehen, jedoch 
nur bis zur Höhe des Rückgr:ffsanspruchs 
nach Artikel 48 des vVechselgesetzes." 

5. § 18 erhält folgende Fassung: 

,,§ 18 

Haftung im Postreisedienst 
. . 

Die Deutsche BlLl1despost haftet nach den 
Vorschriften des Privatrechts für 

1. die Tötung oder Verletzung eines" Reisen­
den, 

2. Schäden an Sachen, die de:- Reisende an sich 
trägt oder mit sich führt b:s zum Höchstbe­
trag von zweitausend Deutsche ~tIark gegen­
über jeder beförderten Person, 

3. Schäden, die derbeförderte~ Person durch 
den Verlust oder die Beschädig1L'lg von Rei­
segepäck entstehen, bis zum Höchstbetrag 
von zweitausend Deutsche lVlark, 

4. Schäden, die durch den Verlust oder die Be­
schädigung von Kraftpostgut entstehen, dem 
Auflieferer gegenüber bis zum Höchstbetrag 
von tausend Deutsche ::Vlark je Stück.. 

Die Vorschriften der §§ 13 und 14 gelten in den 
Fällen der Kummem 3 und -4 entsprechend." 

6. § 21 erhält folgende Fassung: 

,,§ 21 

Haftung für unrichtige schriftliche Auskunft 

Die Deutsche Bundespost haftet für Schäden, 
die durch die Er.:eilung einer lLll.richtigen schrift­
lichen Auskunft entstehen, nach den Vorschrif­
ten des Staatshaftungsgesetzes. " 

7-. § 24 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

. ,,(4) In den Fällen der §§ i6 und 18 gelten. die 
allgemeinen Verj ährungsvorschriften." 

8. § 26 erhält folgende Fassung: 

,,§ 26 

Abhilfeve~fn-h.ren, Rechtsweg 

(1) Haftungsansprüche gegen die Deutsche 
Bundespost sind schriftlich anzumelden. In der 

Anmeldung sind die anspruchs begründenden 
Tatsachen darzulegen und di~ Ansprüche nach 
Art lLll.d Umfang zu bezeichnen. Anmeldestellen 
sind: 

1. für Ansprüche nach § 11 Abs. i Satz 2, §§ 12, 
15 und 16 das für die Einliefe:ungsstelle zu­
ständige Postarnt mit VerwaltlLll.gsdienst, 

2. für Ansprüche nach § 18 das dienstleitende 
Pos~amt, 

3. für Ansprüche nach § 19 das kontoführende 
Postscheckamt, 

4. für Ansprüche nach § 20 das kontoführende 
- Postsparkassenamt; 

~. für Ansprüche nach § 21 das Postamt mit 
Venvaltungsdienst, in dessen Amtsbereich 
die Auskunft erteilt. "worden ist, oder die Be­
hörde d,er Deutschen Bundespost, die die 
Auskunft erteilt hat, 

6. für Ansprüche wegen Verletzung anderer 
Dienstleistungspflichten das Postamt mit 
VenyaltlL'1.gsdienst,· in dessen Amtsbereich 
d~e Pflichtverletzung begangen worden ist. 

(2) Die Deutsche Bundespo3that die zur Auf­
klärung des Sachverhalts erforderlichen" Kach­
forschungen anzustellen. 

(3) Die Deutsche BlL.'ldespost soll dem An­
tragsteller iQ.'1erhalb von drei Monaten nach der 
Anmeldung durch schriftlichen Besche:"d mittei­
len, ob und imv:'eweit sie die angemeldeten An­
sprüche anerkennt. Soweit sie die Ansprüche 
für lLll.begründet hält, erläßt sie einen schriftli­
chen AblelLll.lli'lgsbescheid. Der Ablehnungsbe­
scheid ist schriftlich zu begründen; mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen' und dem 
Antragsteller zuzustellen. In der Rechtsbehelfs­
belehrlLTJ.g sind der Rech:sbehelf, das zuständige 
Ge:-icht, dessen Sitz, die Rechtsbehelfsfrist so­
wie die Stelle anzugeben, die die Deutsche Bun­
despost in dem gerichtlichen Verfn-hren vertritt. 
Der Bescheid lLll.terliegt keiner weiteren Nach­
pruflL'lg im Vorverfahren nach der Verwaltungs-
ger~c:htsordnung. . 

(4) Haftungsansprüche können gerichtlich erst· 
geltend gemacht werden, wenn ihre Edüllung 
durch Bescheid abgeleb..nt worden ist oder dem 
Antragsteller innerhalb von drei" Monaten nach 
Eingang der AnmeldlLll.g kein Bescheid zugegan­
gen ist. 

(5) Absatz 3 Sätze 3 bis 5 sowie Absatz 4 wer­
den auf Haftungsansprüche nach § 18 nicht an­
gewandt. 

(6) Die Vorschriften über das Abhilfeverfah­
" ren nach d.em Staatshaitungsgesetz (§§ 26 bis 30) 
werden auf die in § 11 Absatz 1 Satz2, §§ 16 und 
21 bezeichneten Anspmche nicht angewandt. 

(7-) Für Streitigkl~üten aus diesem Gesetz und 
den BenutzlLTJ.gsverordnungen ist der Verw·al­
tungsrechtsweg gegeb.en, soweit sie nicht durch 
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Bundesgesetz einem anderen Rechtsweg zuge­
wiesen sind. Uber die Ersatzpflicht nach § 18 
wird im ordentlichen Rechtsweg entschieden. " 

§ 42 

Änderung der Bundesnotarordnung 

(i) Die Bundesnotarordnung in der im Bundesge­
setzblatt Teil IH, Gliederungsnummer 303-1, veröf­
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ... , wird wie folgt geändert: 

1. § 19 erhält folgende Fassung: 
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,,§ 19 

(1) Verletzt der Notar vorsätzlich oder da­
durch, daß er die de..TJ. "C"mständen nach gebotene 
Sorgfalt außer acht läßt, die ihm einem anderen 
gegenüber obliegende Amtspflicht, so hat er 
dem anderen den daraus entstehenden Schaden 
nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz­
buchs "Zu ersetzen. Diese Verletzung der Amts­
pflicht gilt als Verstoß gegen ein Schutzgesetz 
nach § 823 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs. 

(2) Fällt dem Notar weder Vorsatz noch ein 
grober Verstoß gegen die bei der Amtstätigkeit 
den Umständen nach gebotene Sorgfaltspflicht 
zur Last, so kann er nur da.n...TJ. in Anspruch ge­
nommen werden, wenn der Geschädigte nicht 
alsbald von einem anderen Ersatzpflichtigen Er­
satz zu erlangen vermagj das gilt nicht bei den 
Amtsgeschäften der inden §§ 23 und 24 bezeich­
neten Art im Verhältnis zwischen Notar und 
dem Auftraggeber. 

(3} Die Haftung entfällt, wenn der Geschädig­
te es schuldhaft unterläßt, den Schaden durch 
Gebrauch eines Rechtsbehelfs einschließlich der 
gerichtlichen KlageerheblLTJ.g abzuwenden. 
Rechtsbehelf ist außer den ordentlichen gesetzli­
chen Verfahrensmitteln auch die Beanstandung 
der Amtsführung gegenüber dem Notar oder 
den Aufsichtsoehörden. 

(4) Hat ein Notarassessor bei selbständiger 
Erledigung eines Geschäfts der inden §§ 23 und 
24 bezeichneten Art eine Pflichtverletzung be­
gangen, so haftet er in entsprechender Anwen­
dung der Absätze 1 bis 3. Hatte ihm der Notar 
das Geschäft zur selbständigen Erledigung über­
tragen, so haftet er neben dem Assessor als-Ge­
samtschuldnerj im Verhältnis zwischen dem No­
tar und dem Assessor ist der Assessor allein 
verpflichtet. Ist der Assessor als Vertreter des 
Kotars tätig ge"\v-esen, 50 bestimmt sich seine 
Haftung nach § 46. 

(5) Für Schadensersatzansprüche nach den 
Absätzen 1 bis 4 sind 'die Landgerichte ohne 
Rücksicht auf den 'rVert des Streitgegenstands 
ausschließlich zuständig." 

2. In § 61 Abs. 1 Satz 2 wird die Absc.tzbezeich­
nung ,,2" durch ,,4" ersetzt. 

(2) Das Land Baden-vVürttemberg wir:! ermäch­
tigt, die Haftung des Landes nach dem Staatshaf­
tungsgesetz für Pflichtverletzungen der im Beam­
tenverhältnis stehenden Kotare und Notarvertreter 
sowie der Ratschreiber insoweit an § 18 der Bun­
desnotarordnung anzupassen, als ihre Amtstätigkeit 
der Amtstätigkeit der Notare nach der Bundesno­
tarordnung entspricht. Die Stellung des :Landes als 
Träger der Haftung bleibt unberührt. 

§ 43 

Änder~ng des Beamtenrechtsrahmengesetzes und 
des Bundesbeamtengesetzes 

§ 46 des Beamtenrechtsrahmengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom '3. Jc.lluar 1977 
(BGBL I 'so 21) und § 78 des Bundesbeamtengesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 
1977 (BGBL I S. 1, 195), beide zuletzt geändert 
durch ... , erhalten folgende Fassung: 

,,(1) Verletzt ein Beamter vorsätzlich oder grob 
fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so hat er 
dem Dienstherrn, dessen Aufgaben er wahrgenom­
men hat, den daraus entstehenden Schad.en zu er­
setzen. Haben mehrere Beanlte gemeinsam den 
Schaden verursacht, so haften sie als Gesamt­
schuldner. 

(2) Ansprüche nach Absatz 1 erlÖSChen drei Jahre 
nach dem Zeitpunkt, in dem der Dienstherr von. 
dem Schaden und der Person des Ersatzpflicht:gen 
Kenntnis erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis zehn Jahre nc.ch der Begehung der Hand­
lung. Hat der Dienstherr einem Dritten Geldersatz 
geleistet oder hat er zur Folgenbeseitigung Mittel 
aufgewendet, so tritt an die Stelle des Zeitpunktes, 
in dem der Dienstherr von dem Schaden Kenntnis 
erlangt, der Zeitpunkt, in dem der Anspruch auf 
Geldersatz oder Folgenbeseitigung anerkannt oder 
rechtskräftig festgestellt wird. 

(3) Leistet der Beamte dem DieristhErIll Ersatz 
und hat dieser einen Ersalzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf den Beam­
ten über." 

§ 44 

Änderung des Soldatengesetzes 

(1) § 24 des Soldatengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. August 1915 (BGBL I 
S. 2213), zuletzt geändert durch ... , erhält folgende 
Fassung: 

,,(1) Verletzt ein Soldat vorsätzlich oder grob 
fahrlässig seine Dienstpflichten, so hat er dem Bund 
den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Ha­
ben mehrere Soldaten gemeinsam den Schaden ver­
ursacht, so haften sie als Gesamtschuldner. 

. (2) Für das Erlöschen der Ansprüche gegen den 
Soldaten und den Ubergang von Ersatzilllsprüchen 
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auf ihn gelten die Vorschriften des § 78 Abs.2 und 
3 des Bundesbeamtengesetzes entsprechend." 

(~) Absatz 1 gilt nicht im Land Berlin. 

§ 45 . 

Änderung des ZiviIdienstgesetzes 

, (1) § 34 des Zivildienstgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. ~ovember 1977 
(BGBL I S.2039), zuletzt geändert durch"" erhält 
folgende Fassung: 

,,(1) Verletzt ein Dienstleistender vorsätzlich oder 
grob fahrlässig die ihm obliegenden Pflichten, so 
hat er dem Bund den daraus entstehenden Schaden 
zu ersetzen. Haben mehrere Dienstleistende ge­
meLTJ.sam den Schaden verursacht, so haften sie als 
Gesamtschuldner. 

(2) Für. das Erlöschen der Ansprüche gegen den 
Dienstpflichtigen und den Lbergang von Ersatzan­
sprüchen auf ihn. gelten die Vorschriften des § 78 
Abs. 2 und 3 des Bundesbeamtengesetzes entspre­
chend." 

(2) Absatz l' gilt nicht im Land Berlin. 

§ 46 

Änderung des Bundesgrellzschutzgesetzes 

(1) Das Bundesgrenzschutzgesetz vom 18. August 
1972 (BGBL I S. 1834), zuletzt geändert durch ... 
wird wie folgt geändert: 

( § 34 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn jemand 
- als unbeteiligter Dritter bei der Erfüllung von 

Aufgaben des Bundesgrenzschutzes einen Scha­
den erleidet. " 

2. In § 39 wird das \\Tort "Amtspflichtverletzung" 
durch das \\Tort "Staatshaftung" ersetzt. 

3. In § 40 Abs. 2 Nr. 1 wird die Bezeichnung 
"Kr. 2" gestrichen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht im Land BerUn. 

§ 47 

Änderung des Gesetzes über die Entschädigung iür 
Öpier von Gewalttaten 

§ 3 Abs. 3 des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gew"alttaten vom 11. Mai 1976 
(BGBL I S. 1181) erhält folgende Fassung: 

,,(3) Trifft ein Anspruch nach diesem Gesetz mit 
einem Anspruch auf Geldersatz oder Folgenbeseiti­
gung nach dem Staatshaftungsgesetz vom 
(BGBL I S .... ) ZUSaInmen, so kann dieser Anspruch 
neben dem Anspruch nach diesem Gesetz geltend 
gemacht werden." 

§ 48 

Änderung der Abgabenordnung 

(1) Die Abgabenordnung vom 16. März 1976 
(BGBL I S. 613; 1917 I S. 269), zuletzt geändert durch 
... , wird w~e folgt geändert: 

1. Die Uberschrift des Fünften Abschnitts des Er­
sten Teils erhält folgende Fassung: 

"FC)l"FTER ABSCHNITT 

Haftungsbeschränkungen" 

2. Kach § 32 wird folgender § 32 a eingefügt.: 

,,§ 32 a 

Beschränkung der Staatshaftung 

In Abgabenangelegenheiten, . auf die dieses 
Gesetz ange"vandt wird, sind Zins aufwendungen 
oder Zinsverluste und notwendige Aufv .. endun­
gen zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung als Schaden nach dem 
Staatshaftungsgesetz vom ... (BGBL I S ... ,) nur 
zu ersetzen,wenn die Pflichtverletzung vorsätz­
lich begangen worden ist." 

(2) § 32 ader Abgabenordnung gilt für Abgaben­
angelegenheiten der Gemeinden und Gemeinde­
verbände auch dann entsprechend, wenn die Ver­
waltung dieser Abgabenangelegenheiten sich nach 
anderen Vorschriften als denjenigen der Abgaben­
ordnung richtet. 

§ 49 

Außerkraittreten von Rechtsvorschriiten 

(1) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
up.beschadet der §§ 16, 41, 42, 48 und 51 alle 
Rechtsvorschriften außer Kraft, nach denen sich 
bisher die Haftung für pflichtwidriges Verhalten 
der vollziehenden und der rechtsprechenden Ge­
walt oder für Tumultschäden bestimmt. Insbesonde­
re treten außer Kraft, soweit sie nicht bereits frü­
her ihre Geltung verloren haben, 

1. §§ 839, 841 und 1812 Abs.2 Satz 2 des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederu..llgsnummer 400-2, veröffent­
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ... , 

2. Artikel 77, 18 und 108 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch in der im Bundes­
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 400-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch .. " 

3. § 11 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs­
nummer 300-2, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch .. " 

4. § 158 c Abs, 5 des Gesetzes über den Versiehe­
rungsvertrag in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederu..l1gsnummer 7632-1, veröffent­
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch ... , 

15 
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~. das Gesetz über die Haftung des Reichs für sei-
ne Beamten in der im 
Teil IH, Gliederungsnummer 
lichten bereinigten Fassung, 

Bundesgesetzblatt 
2030-9, veröffent-

6. das Gesetz über die durch innere Unruhen ver­
ursachten Schäden vom 12. Mai 1920 
(RGBl. S. 941), zuletzt geä]1~dert durch die Ver­
ordnung zur t,'berleitungder TlLlllultschädenre­
gelung auf die Länder vom 29. Ylärz 1924 
(RGBt I S. 381), 

7. § 18 des Kriegspersonenschädengesetzes in der 
Fassung der BekanntmachlLllg vom 22. DezeIIl­
ber 1927 (RGBl. I S. 515, 533), 

8. § 54 Abs. 4 des Bundes-Seuchengesetzes in "der 
im Bundesgesetzblatt Teil IH, Gliederungsnum­
me::: 2126-1,. veröffentlichten bereinigten Fas­
'sung, zuletzt geändert durch ... , 

9. § 28 Abs. 3 deii Bundesleistungsgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil IH, Gliederungsnum­
mer 54-1, veröffentlichten bereinigten FasslLllg, 
zuletzt geände:::t dUJ'ch ... , 

10. § 12 Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes übe::: die Pflicht­
versicherung für Krru"tfahrzeughalter vom 
5. April 1965 (BGBL I S.213), zuletzt geändert 
durch ... , 

11. §§ 18, 20 'und 21 des baden-württembergischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürge:::lichen Gesetz­
buch vom 26. ~ovember 1914 (Gesetzblatt Ba­
den-vVürttemberg S. 498), 

12. Artikel 60 Abs.2 und Artike161 des bayeri­
schen Ausführung'sgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch vom 9. Juni 1899 (Bayerisches Ge­
setz- und Verordnungsblatt 1899, Beilage zu 
:..Tr. 28 S. 1), 

13. das braunschweigischeGesetz über die Haf­
tung des Staates und anderer Verbände 'für 
AmtspfEchtverletzungen.von Beamten bei Aus­
übung der öffentI:,chen Ge'walt vom 28. Juli 
1910 (Brau..'lschweigische Gesetz- und Verord­
nungssammlu!'lg S. 305), 

14. das bremische Gesetz, betreffend die Haftung 
des Staates und der Gemeinden für Amts­
pflichtverletzungen - -von Beamten bei Aus­
übung' der öffentlichen Gevralt vom 19. Ylärz 

,1921 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bre­
men S. 101), 

15. Artikel 79 und 80 des hessischen' Gesetzes, die 
Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches be­
treffend vom 17-. Juii 1899 (Regierungsblatt für 
Hessen S: 133), 

16. das lippische Gesetz vom 28. Kovember 1922 
über die Haftung des Staates und anderer öf­
fentlichrechtlicher Körperschaften für die Be­
amten (Lippische GesetzsalIlmlung S. 910), 

17-. das Gesetz für das Großhe:::zogtum Oldenburg, 
betreffend die Haftung. des Staates und CL'lderer 
Ve:rbände für Am.tspflichtverletzungen von Be­

'amten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt 
vom 22.,Dezembe::: 1908 (Gesetzblatt für das 
Herzogtum Oldenbmg 1907-/08 S. 1110), 

16 

18. das prelLßische Ge3etz über die HaftlLllg des 
Staates und anderer Verbände für Amtspflicht­
verletzungen von Beamten bei Ausübung der 
öffentlichen Gewalt vom 1. August '1909 (Preu­
ßische Gesetzsammlung S. 691). 

(2) vVeiterhin treten, die Vorschriften des Land.es­
rechts außer Kraft, nach denen sich bisher die Haf­
tung für pfEchhYidrige Maßnallmen der Polizei­
oder Ordnungsbehörden und für pflichtwidrige Be­
schlagnahme von Presse erzeugnissen best::mmt. 

6. ABSCHKITT 

Schlußvorschriiten 

§ 50 

Herstellung der Gegenseitigkeit 

(1) Die Bundesregierung kann zm Herstellung der 
Gegenseitigkeit durch RechtsverorcLllung, _ die nicht 
der ZustimmlLllg des Bundesrates bedarf, bestim­
men, daß einem ausländischen Staat u:ld seinen 
Angehörigen, die im Geltungsbereich dieses Geset­
zes keinen vVolmsitz oder ständigen AufE,nthalt ha­
ben, Ansprüche aus diesem Gesetz nicht zustehen, 
welln der Bundesrepublik DeutschImid c-de:c Deut­
schen nach dem ausländischen Recht bei vergleich­
baren Schädigungen kein gleichviertiger Schadens­
ausgleich von dem ausländischen Staat geleistet 
wird. Angehörigen eines ausländischen S~aates ste­
hen. juristische Personen sO'\\rie Gesellschaften lLlld 
Vereinig,mgen des bürgerlichen Rechts oeier des 
Handelsrechts gleich; U!"'l die Stelle des Vi ohnsitzes 
oder des ständigen Aufenthaltsortes tritt bei ilL'len 
der tatsächliche und, 'wenn ein solcher bestimmt ist, 
der satzungsmäßige Sitz, 

(2) Auf die Deutsche Demokratische Republik 
und rhre juristischen Personen oder sonstigen 
rechtsfähigen Gebilde des öffentlichen Rechts ein­
schließlich des öffentlichen vVirtschaftsrechts' ,vird 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend angewandt. 

§ 51 

Uberleitungsvorschriit 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzu­
",,'enden,. wenn der, Tatbestand, aus dem ein An­
spruch hergeleitetv .. --:ird, vor dem Ink:::afttreten des 
Gesetzes entstanden ist. Insoweit bleibt das bishe:::­
geltende Recht a.Tlwendbar. 

§ 52 

Berlin-Klausel 

- Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Cberleitungsgesetzes auch im Land Ber­
lin .. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge­
setzes erlassen werden, gelten im La.lld Berlin nach 

I § 14 des Dritten Cberleitungsgesetzes. 

§ 53 

Inkraittreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1982 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiiler Teil 

1. Reiminbedüritigkeit der Staatshaiiung 

1.1 Staatshaftung und Rechtsstaat 

Diegrundgesetzliehe Bindung aller Staatsgewalt an 
die verfassungsmäßige Ordnung, insbesondere die 
Bindung der vollziehenden und der rechtsprechen­

"den Gewalt an Gesetz und Recht, ist die Grundlage 
unserer staa.tlichen Ordnung (Artikel 20 Abs. 3 GG). 
Das in dieser Bindung zum Ausdruck kommende 
Rechtsstaatsprinzip verpflichtet alle Staatsgewalt 
zu einem rechtmäßigen Verhalten. In Fällen nichts­
,,,-idrig ausgeübter Hoheitsgewalt gar:a..llti!:~rt A~i­

ke119 Abs.4 des Grundgesetzes den gerichtlichen 
Rechtsschutz und damit die Beseitigung dieser 
rechts"i"idrigen hoheitlichen :vlaßnahulen. Dagegen 
legt das Grundgesetz die. staatliche \Viedergutma­
chungspflicht hinsichtlich der durch rechtswidrige 
staatliche Maßnahmen verursachten materiellen 
und illLTIlateriellen Schäden nicht allgemein fest. 

Die grundgesetzlich gewährleistete primäre Recht­
mäßigkeitskontroll~ durch die Gerichte reicht al­
lein n~cht aus, einen umfassenden und voll w"irksa­
men Individualrechtsschutz gegen rechts"widriges 
Verhalten staatlicher Stellen mit dem Ziel zu ver­
vdrklichen, die verletzte RechtsstaatliclL"k.eit zu" hei­
len. 

Die ger:'chtEche Feststellung der Rechtswidrigkeit 
führt in Ausfüllung der Gara..lltie des .("rEkels 19 
Abs. 4 des GrlLlldgesetzes zwar zur Aufhebung der 
rechtswidrigen Hoheitsmaßnahme selbst und macht 
die darin liegende Einbuße an Rechtsstaatlichkeit 
für den Bürger ungesehenen. Der Ausgleich auch 
der schädigenden Folgen der rechts,vidrigen Maß­
nahmen, die bereits eingetreten sind, ist dem Grun­
de nach als rechts staatliche "Wiedergutmachungs­
pflicht allgemein und umfassend verfassungsl"echt­
lich dagegen nicht garantiert. Der geltende Arti­
kel 34 des Grundgesetzes ge"währleistet ~1Jl..merhin 
die Dbernahme der persönlichen Haftung des Be­
amten aus seiner Amtspflichtverletzung durch den 
Staat. Diese Garantie wird im rechtsstaatlichen Ge­
füge des Grundgesetzes mit dem gleichzeitig vorge­
legten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes ve:cstärkt. Die Grundgeseizänderung 
schafft darüber hinaus die Voraussetzungen lLlld 
Grlli'ldlagen für eine :;-;euordnung und Kodifizierung 
aller vorhandenen gesetzlichen, richterrechtlichen 
oder gewohnheitsrechtlichen Regeln, Grundsätze 

"und Rechtsinstitute, die im geltenden Recht der 
vViedergutmachung staatlichen Cnrechts dienen,in 
einem einheitlichen," übersichtlichen, in sich ge­
schlossenen lLlld von klaren GI1l...11dsätzen getrage­
nen Rechtsschutzsystem, dem· Staatshaftungsge­
setz. 

1.2 Mängel des geltenden Rechtsschutzes 

Das StaatshaftlLllgsgesetz löst das nach Rechtsquali­
tät, Entstehungszeit und Grundanschauungen höchst 
unterschiedliche, nicht aufeinander" abgestimmte, 
lückenhafte, widersprüchliche und durch eine un­
sachgerechte, nur historisch erklärbare Spaltung 
des Rechtsweges geprägte Recht ab. Die Grundele­
mente der ~\TeuordnlL.'lg in diesem Gesetz werden 
durch die rechtspolitischen und strukturellen 
Schwächen des geltenden Rechts in besonderer 
\Veise beeinflußt. 

1.2.1 Persönliche zivilrechtliche Amtshaitung 

Das Institut der Amtshaftung gev.'"ährt dern geschä­
d;'gten Bürger einen Geldersatzanspruch gegen den 
Staat, wenn ein hoheitlich handelnder Amtswalter 
seine dem Geschädigten gegenüber bestehende 
Amtspflicht schuldhaft verletzt (Artikel 34 GG 
i. V. m. § 839 BGB). Die Ersatzpflicht des Staates 
hängt in den AnsprUChsvoraussetzungen und in den " 
Anspruchsfolgen von der persönlichen und zivil­
rechtlich begründeten Egenverantwortlichkeit des 
Amtswalters ab, ist also an seLlle Haftung "a..llge­
seilt". Die zugrunde liegende zivilrechtliche Eigen­
haftung des Beamten als Privatperson entsprach der 
herrschenden Auffassung des 19. Ja..h.rhunderts, die 
den seine Befugnisse überschreitenden Beamten als 
außerhalb seines Mandats tätige Privatperson be­
tracht~te und deswegen nur iD...lll und nicht dem 
Staat die Schadensfolgen zurechnete. Die unverein­
barkeitder Mandatstheorie mit dem heutigen Ver­
ständnis vom Rechtsstaat ist evident. Die Beibehal­
tung der Amtshaftung unter der Geltung des 
Grundgesetzes war nur deswegen vertretbar, weil 
in Ariikel 34 des Grundgesetzes der Staat die per­
sönliche deliktische Verbindlichkeit des Amtswal­
ters grundSätzlich mit befreiender \Virkung über­
nahm. Diese bloße Schuldübernahme kann jedo,ch 
eine dem heutigen Staatsverständnis entsprechende 
Risikoverteilung im Sinne einer rechtsstaatlichen 
\Viedergutmachung aus folgenden Gründen nicht 
bewirken: 

Die Anltshaftung setzt ausnahmslos einschuldhaftes 
Verhalten des Bea..TIlten voraus" Dagegen ist die Ver­
wirklichung der RechtsstaatlicD_keit 1m primären 
Rechtsschutz der Rechimäßigkeitskontrolle durch 
die Gerichte in ihren Voraussetzungen nicht vom 
Verschuld.en des für den Staat handelnden Amts­
walters abhängig, weil das Grundgesetz das Rechts­
staatsprinzip auf die Staatsge"w-alt bezogen verstan­
den wissen will. Folgerichtig ist das Verschulden 
bei der Rechtmäßigkeitskontrolle durch die Gerich­
te auch nicht Voraussetzung für die \Viederherstel­
lung des recht..TIläßigen Zustandes durch Aufhebung 
der rechtswidrigen Maßnahmen. Das Verschuldens­
erfordernis des geltenden Anitshaftungsrechts, hi­
storisch aus seiner Ableitung von der persönlichen 
bürgerlichrechtlichen Deliktshaftung her "erklärbar," 
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kan..."l da..her in einem rechts staatlich verstandenen 
Staatshaftungsrecht ebenfalls l1.icht mehr tragen::les 
Element sein. 

Die Rechtsprechung hat sich bemüht, den Risikoaus­
gleich zwischen Staat UIld Bürger gerechter und da" ' 
mit rechtsstaatlicher ]:U gestalten, und zwar insbe­
sondere durch die besondere Objektvierung des 
Sorgfaltsmaßstabes, die Verschärfung der Sorgfalts­
anforderungen, die Anerkennung eines Organisa­
tionsverschuldens, den Verzicht auf N"amhaftma­
chung des schuldigen Bediensteten, die Erleichte­
rung oder "Umkehr der Beweislast und insbesondere 
durch die Entwicklung der ver'schuldensunabhängi-, 
gen Haftungsinstitute des enteignungsgleichen und 
des aufopferungs gleichen Eingriffs so,\de der Folgen­
beseitigung. Trotz Ausschöpfung aller MöglicD.lcei­
ten bis an die Grenzen des richterrechtlich Zulässi­
gen hat sie aber ,den völligen Ausgleich der linzu­
träglichkeiten nicht bewirken könn.en. 

Allgemein als unzulänglich empfunden wird auch 
das aus der zivilrechtlichen AI1.lcnüpfung der Staats­
haftung herrührende Verweisungsprivileg des § 839 
Absatz '1 Satz 2 BGB. Bei der persö:p.lichen Haftung 
des Beamten war es gerechtfertigt und verständlich, 
den Geschädigten bei bloß fahrlässiger Amtspflicht­
verletzung zunächst auf alle anderen Ersatzmöglich-

, keiten zu verw'eisen, um dieEntscheidungsfreudig~ 
keit des Amtsvvalters zu stärken'und seine Haftungs­
befürchtungen zu zerstreuen. Nach Eintritt des Staa­
tes in die Haftung des Amtswalters verlor das Subsi­
diaritätsprinzip diese Bedeutung völlig und bewirkt 
heute als reines Fiskalprivileg eine empfindliche 
Rechtsschutzeinbuße des Bürgers. 

Eine nachteilige Auswirkung des privatrechtlichen 
Ursprungs der ArntshaftlLl1g ist auch der Ausschluß 
der I\"aturalrestitution, also der vViedergutmachung 
durch VOrnaDJlle einer Amtsha..l1dlu.l1.g. Der' als Pri­
vatperson außerhalb . seiner Amtsbefugn~sse han­
delnde A_TIltswalter ka..l1n regelmäßig nur mif Gelder­
satz in Anspruc;h genonlmen werden, Der Staat kann 
also auch nur diese Schuld übernehmen. Von der 
Idee her liegt aber die \VJedergutmachung staatli­
chen Cnrechts in der \ViederherstellUIlg des recht­
mäßigen Zustandes durch hoheitliches Ha..l1deln, 
also ,in der hoheitlichen ::--raturalrestitution, Dieses 
Ziel ist nach geltendem Recht in v-ielen Fällen nicht 
erreichbar. Aus rechts staatlicher Sicht liegt darin 
eine schwenviegende Beschränkung' des Rechts­
schutzes des Bürgers. Um die dadurch bedin.gten 
gröbsten Unbilligkeiten zu beseitigen, haben 
Rechtswissenschaft und Rechtsprechung den Fol­
genbeseitigungsanspruch entvdckelt. Danach trifft 
den Träger vollziehender Ge.walt die Pflicht zur 
Herstellung des früheren faktischen Zustandes, der 
durch eine rechtswidrige hoheitliche ::Vlaßnahme des 

pflichtgemäß verhält. Aus der' Sicht des Bürgers ist 
aber allein entscheidend, daß ihm Unrecht gesche­
hen ist. 

Die Zivilrechtsnatur der Amtshaftung be'w"irkt 
schl~eßlich, daß der Amtswalter bei hohe:tJ..:.cher Tä­
tigkeit noch immer nur persönlich in Anspruch -ge'­
nommen werden kann, wenn die Dbernahlne seiner 
Verbindlichkeit durch den Staat gesetzlich ausge­
schlossen ist, wie z. B, Ausländern geg~nüber bei 
fehlender Verbürgung der GegenseitigkEit oder bei 
vorsätzlicher Pflichtverletzung von Postbedien­
steten im Rahmen des PostbenutzungsvE,rhältnisses 
oder bei Gebührenbeamten, 

1.2.2 Enteigllungsgleicher EIngriii 

Die Amtshaftung als alle:niges Rechtsinst:.tut zur 
\Viedergutmachung hoheitlichen' Cnrechts wurde 
schon frühzeitig als unzureichend empflmden. Das 
Reichsgericht und im Anschluß an des3en Recht­
sprechung d~r Bundesgerichtshof entwickelten da­
neben als selbständiges, die Staatshaftunu auslösen­
des Rechtsinstitut den enteignungsgleichen Eingriff. 
Die GrlL."ldsätze dieser teils aus Ge,\Cohnheitsrecht, 
teils aus Artikel 14 des Grundgesetzes abgeleiteten 
originären und verschuldensunabhäng-igen Entschä-

. digungsregelung ''l erden jetzt auf alle rechtswidri­
gen staatlichen Eingriffe in die durch Artikel 14 des 
Grundgesetzes geschützten Rechtsgüter :mgewandt 
(zur Entwicklung vg1. BGHZ 6, 270; 9, 83; 13, 88; 23, 
30; 32, 208; 31, 44; 43, 196; 56, 57; 65 182). Entschä­
digungspflichtig ist gru.."ldsätzlich der Hoheitsträger, 
der durch den Eingriff unmittelbar begür.stigt ,,,-ird, 
nicht der eingreifende Hohe~tsträger. Die Entwick­
lung, des Instituts 'aus Artikel 14 des Gnmdgesetzes 
hat nicht nur die keineswegs irrLTIler klare Abgren­
zung des Kreises der geschützten Rechtsgüter in 
dem haftlLl1gsrechtlichen Tatbestand zur Folge, son­
dern beschränkt vor allem die staatliche Verantwor­
tung auf solche hoheitlichen 1vlaßnahmen, die nach 
Art und vVirkung eine Enteignung darstellen kön­
nen. Damit werden Ersatzansprüche für rechtswid­
r:ig auferlegte öffentlichrechtliche PfliCiten oder 
rechtswidrige Vollstreckungsmaßnah..men von vorn­
herein ausgeschlossen. Ein weiterer Kachteil ~st die 
BeschränklLl1g der Entschädigung auf den Substanz­
verlust und da..llli{ die Ve:.-sagllng der vollE"n \Vteder­
gutmachlLl1g. Cnbillig erscheint ferner die Ausklam­
merung der durch Artikel 12 des Grundgesetzes ge­
schützten Berufsfreiheit, da der Berufszllgang und 
die Berufsausübung für den Bürger ebenso von exi­
stentieller Bedeutung sind wie der einger~:::htete und 
ausgeübte Gewerbebet:.-ieb im RalLTnen des Arti­
kels 14 des Grundgesetzes. Schließlich :~st es un­
scharf und erschwert die Durchsetzbarkeit des An-

Staates in tatsächlicher Hinsicht zum. :\Yachteil des I 
spruchs, v{enn die Rechtsprechung die Unmittelbar­
keit des Eingriffs verlangt. So greift z. B, die trotz 
ordnungsgemäßer Uberwachung und Unterhaltung 
flLl1Ktionsgestörte Verkehrsampel, die durch wider-

betroffenen Bürgers verändert wor.den ist. 

Die Amtshaftung ,als Einstehen für die VerletzUng 
der im Innenverhältnis zwischen Am.tswalter und 
Staat bestehenden Amtspflicht führt ferner. zu dem 
nicht mehr verständlichen Ergebnis, daß rechtswid­
rige hoheitliche Maßnahmen dann keine Haftung 
des Staates nach sich ziehen, wenn der Amtswalter 
sich im Rahmen seiner vVeisungen und damit amts'" 

18 

, sprechende Lichtsignale einen Verkehrsunfall ver­
ursacht, nach Auffassung des Bundesgerichtshofs 
(BGHZ 54, 332) nicht lLl1ffiittelbar ein, weil sie die 
Schädigung nicht selbst' bewirkt, sondern allenfalls 
eine Gefahrenlage-schafft," die erst beim Hinzutreten 
weiterer Umstände ZlL."'ll Schaden führt. 
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1.2.3 Aufopferungsgleicher Eingriff 

Gleichzeitig m:.t dem enteignungsgleichen Eingriff. 
ist der aufopferungs gl ei ehe Eingriff als Haftungsin­
stitut ausgebildet worden und wird heute im An-

- schluß an die Ausprägung 'des Aufopferungsgedan­
kef!s im Preußischen Allgemeinen Landrecht ge­
wohnheitsrechtlich anerkannt. Beide Institute unter­
scheiden sich in den durch sie geschützten Rechts­
güterbe::eichen. Der aufopferungs gleiche Eingriff 
umfaßte in der richterlichen Rechtsentwicklung zu­
nächst auch die heute durch ArtikEil14 des Grund­
gesetzes geschützten vermögenswerten Rechtsgüter. 
Die RechtsprechlLllg des Bundesgerichtshofs 
(BGHZ 9, 83). beschränkte d/;!ll Anwendungsbereich 
auf die höchstpersönlichen und nichtvermögenswer­
ten Rechtsgüter im Sinne des Artikels 2 Ab5. 2 de5 
Grundgesetzes, nämlich Leben, Gesundheit, körper­
liche Cnversehrtheit und persönliche Bewegungs­
freühett. vVie beim enteignlLllgsgleichen Eingriff ist 
der Entschäffigungsanspruch nicht von einem Ver­
schulden des AIl1.:tswalters abhängig, vielmehr be­
wirkt die Rechtswidrigkeit des Eingriffs allein die 
originä::e Staatshaftung. 

Der aufopferungsgleiche Eingriff i5t einmal mit den 
gleichen Ylängeln behaftet, die das Rechtsinstitut 
des enteignungsgleichen Eingriffs aufvieist; darüber 
hinaus ist bei Schäden an höchstpersönlichen und 

. nichtvermögensv,e::teh Rechtsgütem eine \Nieder­
guLlllachung des immateriellen Schadens ausge­
schlossen, weil nur die als unmittelbare Folge der 
genannten Rechtsgutsverletzungen entstandenen 
Vermögensschäden angemessen in Geld ausgegli­
chen werden können. 

1.2.",," Folgenbeseitigung 

Das Institut der öffentIichrechtIichen Folgenbeseiti­
gung ist ebenfalls ungeschriebenes Richterrecht und 
ge'währt einen originären, vom Verschulden lLllab­
hängigen Ansp::uch auf Bese:.tigung der Folgen 
rechtswidrigen hoheitlichen HandeIns der vollzie­
henden Gewalt, wenn und soweit dadurch fortdau­
ernde BeeinträchtiglLllgen eine5 bestehenden fakti;' 
sehen Zustandes bewirkt worden sind. Der Folgen­
beseitigungsa.llspruch, der im Gegensatz zu dem. An­
spruch aus enteignungs gleichem und aufopferungs­
glclchem Eingriff ausschließlich vor den Gerichten 
der aÜgemeinen oder der besonderen VerwaHungs­
gerichtsbarkeit geltend gemacht werden kann, ist 
nicht etwa nur ein Abwehranspruch im Sinne eines 
Unterlassungsanspruchs, sondern ein Anspruch auf 
vViederherstellung des faktischen Zustandes, der 
vor der rechtswidrigen Y'Iaßnahme bestanden hat. In 
seiner speziellen Ausp:-ägling als Vollzugsfolgenbe­
seitigungsanspruch ist er in den öffentlichrecht­
lichen gerichtlichen Verfahrensordnungen auf Rück­
gängigmachlLllg der Maßnahmen gerichtet, die 
du::-ch den vollzogenen und später gerich~lich aufge­
hobenen' rechts\vidrigen Verwaltung5akt herbeige­
führt worden sind. vVeit darüber hinausgehend wird 
er heute bei allen rechts,,,'idrigen Hoheitsakten, ins­
besondere den hoheitlichen Realakten, zugelas­
sen. 

Die Cns':'cherheiten dieses Rechtsschutzinstruments 
liegen in den noch nicht völlig ausgebildeten An-

spruchsvoraussetzungen, bei denen der Begriff der 
Cll..lllittelbarkeit erneut eine Rolle spielt. Unklar ist 
auch die Bedeutung eines Mitverschuldens des Ge­
schädigten in seiner Auswirkung auf den Haftungs­
anspruch. Zu eng erscheint überdies die Begrenzung 
der 'Wiedergutmachung auf das Verlangen nach 
Herstellung des alten Zustandes, 'weil dadurch die 
vViedergutmachung in vielen Fällen notwendig Ul.l­
vollkommen bleiben muß. 

1.2.5 Verhältnis der Haitungsinstitute 
zueinander 

Die verschiedenen Haftungsinstitute Amtshaftung, 
enteignungs gleicher Eingriff, aufopferungs gleicher 
Eingriff und Folgenbeseitigung bestehen bezie­
hungslos nebeneinander. Das zeigt sich nicht mir in 
der wec;:hselnden Rolle des Verschuldens als Haf­
tungsvoraussetzung, sondern auch im Rangverhält­
nis und in der Konkurrenz der Ansprüche unterein­
ander. Das schuldhafte Cnterlassen einer Rechtsmit­
teleinlegung wirkt unterschiedlich auf die Ansprü­
che; es schließt den Folgenbeseitigungsanspruch 
und den Amtshaftungsanspruch aus, nicht aber auch 
den Entschädigungsanspruch aus entEdgnungsglei­
ehern oder aufopferungs gleichem Eingriff. Zur \Vie­
dergutmachung verpflichtet ist nicht bei allen An­
sprüchen der rechtswidrig handelnde Hoheitsträger. 
Beim Folg.enbe.seitigungsanspruch, bei den Ansprü­
chen aus enteignungs gleichem und aufopferungs­
gleichem Eingriff ist vielmehr der unmittelbar be­
günstigte Hoheitsträger, beim Amtshaftungsan­
spruch der Rechtsträger, der dem schuldigen Amts­
walter das Amt anvertraut hat, leistungspfl::chtig. 
Der Arntshaftungsanspruch verjährt in drei Jahren, 
die übrigen Ansprüche verjähren erst in 30 Jah­
ren. 

1.2.6 Aufspaltung des gerichtlichen Rechtsschutzes 

Die Gewährung des durch Artikel 19 Abs. 4 des 
.Grundgesetzes garantierten primären Rechtsschut­
zes gegen rechtswidrig ausgeübte öffentliche Ge­
walt obliegt in erster Linie den Gerichten der allge­
meinen und besonderen Verwaltungs gerichtsbarkeit 
(Verwaltungsgerichte, Fina.llzgerichte und Sozialge­
richte). Die Rechtmäßigkeitskontrolle von Verwal­
tungsakten durch die ordentlichen Gerichte be­
schränkt sich im wesentlichen auf Justizvenval-
tungsmaßna."hrnen. 

Der sekundäre Rechtsschutz durch die Staatshaf­
tung ist nicht in gleicher "'i:Veise sachgerecht ausge­
staltet. Rechtsstreitigkeiten über AmtshaftlLllgsa.ll­
sprüche sind durch Artikel 34 Satz 3 des Grundge­
setzes ausschließlich in den ordentlichen Rechtsweg 
verwiesen. In diesem Rechtsweg ist auch im An­
schluß an die Regelung in Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 
des Grundgesetzes über Ansprüche aus enteig­
nungsgleichem Eingriff zu entscheiden. Nach § 40 
Abs.2 der Verwaltungsgerichtsordnung sind eben­
falls die Ansprüche aus aufopferungsgleichem Ein­
griff den ordentlichen Gerichten vorbehalten. i\lle:'n 
über Folgenbeseitigungsansprüche haben die Ver­
waltungsgerichte zu befinden. Diese eigenartige 
AufspaItung der Rechtswege ist nur historisch er­
klärbar. Sie verhindert nicht nur die Vereinheitli-
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chung des primären und sekundären Rechtsschutzes eng umrissen, da er die typischen Fälle des Miß­
in einem Rechtsweg und die Entscheidung über brauchs der grundrechtlich geschützten Demonstra­
Staatshaftungsansprüche durch ein und dasselbe tions- und Versammlungsfreiheit nicht miterfaßt. 
Gericht; sie führt darüber hinaus zu erheblichen Auch lassen schwere Friedensstörungen unterhalb 
Schwierigkeiten für den Bürger, wenn er seinen der Schwelle einer inneren Cnruhe· keine Entschä­
Rechtsschutz in allen gerichtlichen Stufen aus- digung zu, OILl1e daß dafür eine einleuchtende Er­
schöpfen will. Die Folgen sind: Doppelte Prozeßfüh- klärung zu finden ist. 
rung mit doppeltem Prozeßrisiko, Doppelbelastung Das Unvermögen des Staates a)s Garant der öffentIi­
der Gerichtsba::-keiten, Unei!Lh.eitliclL~eit der Recht- chen Sicherheit und Ordnung rechtfertigt eine Ent­
sprechung bei der Beurteillli"lg einheitl~cher Lebens- schädigung schon dann, wenn die Störui-tg der öf-
sachverhalte, ungleiche Verfahrensstellung de~ Bür- fentlichen Sicherheit so schwerwiegend ist, daß der 
gers, Ausschluß des übergangs von einer VVieder- Bürger auf die Abwendung der Gefahr durch die Si-
gutmachungsart in die andere. I cherheitskräfte- des Staates _ ihre Funktionstüch-

1

1 tigkeit vorausgesetzt - vertrauen durfte. Diese. 

~:e_' H~~:::n::::::'::~~:::::r Tätigkeit , ~;~~~tz:';n:;ge~egS:::e!~i~O:~ ':;::b!~ S:': 
I 

daß die sich anbahnendE Entwicklung den zuständi­
und aus seiner Teilnahme um Zivilrechts verkehr un- -gen Stellen nicht verborgen bleiben konnte und ih-
terliegt unterschiedlichen Rechtsvor,schriften. Deren ., nen damit die =vlöglichkeit des Eingreifens gegeben 
Anwendbarkeit hängt ausschließlich von der· Viar. 
Rechtsnatur der schädigenden staatlichen Tätigkeit 
ab. Diese Abgrenzung erscheint oft willkürlich, weil I' 

gle:'chartige Lebenssachverhalte haftungsrechtlich _ 
unterschiedlich be~andelt wer~en. So .gilt S!aatshaf- , 
tll..l1g, wefl.l1, der geloe Postommbus andere verkehrs­
teilneb.mer in einen Unfall vervrickelt, Privatrechts- 'I 

haftlli'1g, wero.ll es sich um den roten Omnibus de:::­
Bundesbahn handelt. Der Beamte, der die Bezüge 
seiner beamteten KoIleg~n errech~~t und fest_~.etzt, ,I 

löst durch fehlerhaftes Verhalten dIe Staatshafmng 
aus; sein Amtskollege, der die Gehälter der Ange­
stellten des öffentl~chen Dienstes der gleichen I 
Diensi.stelle bereclL'let und festsetzt, haftet dagegen 
persönlich nach § 839 BGB, wobei die Haftung des I' 

Staates regelmäßig ausscheidet, weil er· sich über 
§. 831. BG~ exkulpie::en kilim. Ahr:lic~ w:-terschie~­
lIch Ist dIe Haftung Je nach dem, ob dIe verkehrssl- -
chemngspflicht für öffentliche Stra-'3en durch Lan­
desgesetzgebung -als Amtspflicht ausgestaltet ist, 
:lder ob sie in Ubereinstimmung mit der Rechtspre­
chungdes Bundesgerichtshofs bei fehlender sonder­
gesetzlicher Regelung P~ivatrechtschar~l{.ter ha-::. Bei 
solchen und ähnlichen im Grenzbereich zwischen. 
öffell~lichem und privatem Recht liegenden Lebens­
sachverhalten ist es vielfach zufällig, ob' der Fehler 
im offentIichrechilichen oder im privatrech~lichen 
Tätigkeitsbereich unterläuft; die daran anknüpfen­
den unterschiedlich strengeren- oder milderen 
Haftungsregelungen führen zu willkürlichen und 
nicht mehr erklärbaren -abweichenden Ergebnis­
sen. 

1.2.8 Veraltete Tumultschädenregelung 

Die reichs rechtliche Regelung der Tumultentschädi­
gung im Gesetz über die durch innere unruhen ver­
ursachten Schäden vom 12. Ylai 1920 (RGBL S.941), 
geändert durch die Verordll.ungen vom 8. Januar 
1924 (RGBL I S. 23) und vom 29. März 1924 (RGBL I 
S.381), gilt zwar noch als Landesrecht fort, wird je­
doch nicht mehr in ausreichendem lvlaße den 
rechts- und sozialstaatlichen Intentionen des 
Grundgesetzes gerecht. Der auszugleichende Sach­
schaden muß im Zusammenh~l1g mit inneren Unru­
hen durch offene Gewalt oder durch ihre Ahw·ehr 
verursacht sein. Dieser Haftungsgrund erscheint zu 
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Die Reichsregelung macht die Entschädiuung wei­
ter davon abhängig, daß ohne Entschädigung das 
wirtschaftliche Bestehen des Betroffenen gefährdet 
\\'äre, und beschränkt den Anspruch der Höhe nach 
darüber hinaus auf absolut 7-5 % des festgestellten 
Schadens. Diese Ylinimalentschädigung, die außer­
dem auf den Eigentumsverlust begrenz-:' ist, er­
scheint nicht länger vertretbar. 

Die. Ausgleichsregelung für Personenschäden als 
Folge von Tumulten ist noch unbefriedigender. Das 
Reichsgesetz über den Ersatz der durch elen Krieg 
verursachten Personenschäden (§ 18 des Kriegsper­
sonenschädengesetzes i. d. F. der Bekanmmachung 
vom 22. Dezember 1927-, RGBl. I S.515, 533) ist in 
seiner Fortgeltll..l1g ll..TIlstritten und wird in nahezu 
der Hä!fte aller Bundesländer nicht mehr als An­
spruchsgrundlage anerkannt. Diese Lücke, ist des­
wegen bisher nicht als besonders gravierEnd in Er­
scheinung getreten, v{eil das Schwerge"licht der 
Tumultschäden in der Zeit nach dein letzten -Welt­
krieg eindeutig bei den Sachschäden lag. Personen­
schäden, die nicht schon durch andere ersatzpflich­
tige Träger übernommen werden, bleiben aber nach 
wie vor denkbar; sie dürfen dem Bürger nicht als 
eigenes ~ebensrisiko ang'31astet werden. 

2 Grundlagen der Staatshaitungsreiorm 

2.1 Reformanstöße aus Rechtswissenschait 
und -praxis 

Bei der vv.eiterentwicklung des Staats-iaftungs­
rechts· haben die Deutschen Juristentage eine be­
deutsame Rolle gespielt. Beginnend mit .dem 6. 
Deuts.chen Juristentag in München 1867- stand die 
Reform des Staatshaftungsrechts fünfmal auf der 
Tagesordnung- dieser bedeutendsten Vereinigung 
von Juristen aus Rechtswissenschaft und -praxis 
(181'1, 1905, 1955, 1968). Die Mängel und strukturel­
len Schwächen des Staatshaftungsrechts und sein 
im Lichte der grundgesetzlichen RechtsstaatI~chkeit 
unbefriedigend erscheinender Zustand verbreiteten 
in Rechtslehre und Rechtsprechung allqemeines 
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Unbehagen. Dieses verdichtete sich auf dem 47. 
Deufschen Juristentag in Nürnberg 1968 zu der ei~· 
stimmig erhobenen Forderung an den Gesetzgeber, 
die verschiedenen Bereiche der Staatshaftungun­
tereinander und mit dem Rechtsschutz zu harmoni­
sieren und umfassend bundesgesetzlieh zu regeln. 
Die Bundesregierung griff den Vorschlag, eine ge­
setzliche Regelung durch eine Kommission vorbe­
reiten zu lassen, auf und setzte 1970 die Staatshaf­
tungsrechtskommission ein, die von \Veisungen der 
Bundesregierung unabhängig arbeitete und im Ok­
tober 1973 ihren Bericht vorlegte. Ihre Vorschläge 
für eine gesetzliche Regelung wurden unverzüglich 
veröffentlicht und zur Diskussion gestellt. Die wert-

. vollen Arbeiten der Kommission und das Echo auf 
ihre Vorschläge bei allen an der Reform interes­
·sierten Stellen bildeten die Ausgangsbasis für die 
vorliegenden Reformgesetzentwürfe. 

2.2 Rechtstatsächliche Lnterslichungen 

Bei Beginn der Reformarbeiten war die Rechtsv,irk­
lichkeit der Staatshaftung unerforscht. Brauchbares 
statistisches )'rIaterial als Erkenntnisgrundlage für 
die Strukturen des geltenden Staatshaftungsrechts, 
für Bed~utung und VerhäItn.is der einzelnen Haf­
tungsinstitlite, für Art und Cmfang der geltend ge­
machten Ansprüche, ihre Aufgliederung auf die 
verschiedenen denkbaren Haftungsgruppen und 
haftenden Recntsträger in Bund, Ländern und Ge­
meinden sowie für das Finanzvolumen der gefor­
derten lind geleisteten \Viedergutmachung in seiner 
Auswirkung auf die öffentlichen Haushalte fehlte 
gänzlich. Reichte die Kenntnis der rechtstheoreti­
schen :vlängel und Lücken des geltenden Rechts­
schutzsystems für die Inangriffnahme der :"Teuord­
nung aus, 50 war für die Ausgestaltung des neu zu 
schaffenden öffentlichrechtlichen Haftungssystems 

. in seinen Grundzügen und in. seinen Einzelheiten 
der Einblick in die Rechtswirklicb1eit des zu ver­
ändernden Systems in rechtStatsächlicher Hinsicht 
unabdingbar. Die bestehenden Lücken wurden auf 
folgenden vVegen geschlossen: 

2.2.1 Finanzvoiumel! der Staatsbaftullgsausgaben 

(Verwaltullgs- und Kommunalerhebullg) 

2.2.1:1 Bun::! lind Länder 

Die finanzielle Bedeutung der Staatshaftung für die 
öffentlichen Haushalte von Bund und Ländern Zli 
erforschen, war Ziel einer Totalerhebung der im 
Haushaltsjahr 1972 .von sämtlichen öffentIichrecht­
lichen Rechtsträgern des Bundes und der Länder 

.- - mit Ausnahme der Gemeinden und Gemeinde­
verbände ----, erbrachten Geldersatzleistungen zur 
Erfüllung von Staatshaftungsansprüchen. Außer in 
den Ländern Baden-vVürttemberg und Bayern - in 
denen nur die Justizvenvaltungen die Erhebungen 
vollzogen - konnten die finanziellen· Größenord­
nungen der geltenden Staatshaftung auf der Grund­
lage eines beinahe ·lückenlosen Zahlenmaterials er­
mittelt werden. Erfaßt wurden alle im Jahre 1972 
von der Verwaltung abgewickelten Staatshaftung5-
fälle, die aus diesem Anlaß verlangten und bezahl-

ten Beträge, sowie die Gründe für die Zahlungswei­
gerung, grob unterteilt in: fehlendes Verschulden, 
Verweisung· auf anderweitigen Ersatz, Ablehnung 
aus sonstigen Gründen. 

Folgende Ergebnisse verdienen hervorgehoben zu 
werden: 

In Bund und Ländern - olLTle Gemeinden ·uhd Ge­
meindeverbände - betrugen die Ersatzleistungen 
aus Staatshaftung im Haushaltsjahr 1972 insgesamt 
36,2 Millionen DM (100 %), ·davon entfielen auf den 
Bund (mit Post) 30,4 ::VIilIionen DM (83,9 Ofo) und auf 
die Länder 5,8 YIillionen DYI (16,1 0/0). Die Schadens­
ersatzleistungen für die Teilnahme von Fahrzeu­
gen öffentIichrechtlicher Rechtsträger am allgemei­
nen Verkehr machten 26,6 Millionen DM (73,4 0/0), 
also fast dreiviertel der Haftungssll-TIlme aus. Zieht 
man auch noch die Schadensersatzleistungen we­
gen Verletzung von Verkehrssicherungspflichten 
und Fehlern bei der Heilbehandlung und bei medi­
zinischen Untersuchungen in Höhe von ca. 1,1 NIil­
lianen D::VI (3,2 °fo) ab, verbleiben für den Bereich 
der Staatshaftung im engeren Sinne GesamtIeistun­
gen von Bund und Ländern in Höhe von 8,5 !'l.1illio­
nen D::VI (23,5 0/ 0). Sie verteilen sich mit 7,2 ~1illio­
nen DYI (19,8 % von 36,2 Millionen DYI) auf den. 
Bund und 1,3 Millionen D:vI (3,7 0fo) auf die Länder. 
Von· den Leistungen des Bundes in diesem einge­
engten Bereich der Staatshaftung entfallen allein 
6·,5 Millionen DYI auf Ersatzverpflichtungen der 
Deutschen Bundespost für Schäden aus dem Postbe­
nutzungsverhältnis. Außerhalb dieses atypischen 
Haftungsbereiches leistete eier Bund also nur O,t 
~-'lillionen DM (1,9 % von 36,2 Millionen DM) Scha­
densersatz. Die geringe finanzielle Bedeutung der 
Staatshaftungsausgaben wird besonders klar, wenn 
diese Ausgaben etvi.a zu den jeweiligen Gesamt­
haushalten der Haftungsträger in Beziehung gesetzt 
werden. 

Von den in Bund (olLTle Post) und Ländern insge­
samt geltend gemachten Staatshaftungsansprüchen 
im engeren Sinne (DM-Beträge) wurden nur 12,5 0fo 
erfüllt, 87,S % wurden abgelehnt. Das entsprechen­
de Verhältnis für die übrigen Haftungsgruppen lag 
in der Gruppe Teilnahme am Verkehr bei 76 Ofo er­
füllten zu 24 %, nichterfüllten Ansprüchen, in der 
Gruppe Verkehrssicherungspflicht bei 15,7 % er­
füllten und 84,3 Ofo nichterfüllten Ansprüchen und 
in der Gruppe Heilbehandlung und medizinische 
Untersuchungen bei 19 % erfüllten und 81 ö/o nicht­
erfüllten Forderungen. 

Aufschlußreich waren auch die Ablehnungsgründe: 
Von den geltend gemachten Staatshaftungsansprü­
chen im engeren Sinne wurden 12,5 % anerkannt 
(2,0 ::VIillionen D::VI), 45,S °fo (7,3 Millionen DlvI) man­
gels Verschrildens, 1,15 Ofo (0,18 Millionen DM) we­
gen andervieitigen Ersatzes und 40,9 Ofo (6,5 Millio­
nen DM) aus sonstigen Gründen abgelehnt. 

Für die Ansprüche wegen Verletzung der Ver­
kehrssicherungspflicht lauten die entsprechenden 
Daten: 15,7 % anerkannt (0,9 YIillionen DM), 66,1 % 

(3,9 ::VIiIlionen DM) mangels Verschuldens, 1,3 % 

(0,08 Millionen DM) wegen anderweitigen Ersatzes 
und 16,9 % (1,0 YIillionen DM) aus sonstigen Grün­
den abgelehnt. 
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2.2.1.2 Kommunalbereich 

Die Finanzlasten _der Gemeinden und Gemeindever­
bände aus Staatshaftung nach geltendem Recht 
(ohne Entschädigung für Enteignungen und enteig­
nungsgleiche Eingriffe) ''''"luden auf der Grundlage 
einer Vollerhebung- für die Jahre 1912, 1973 und 
1974 aus ca. 1200 Schadens akten pro Jahr beim 
Versicherungsverband für Gemeinden und Gemein­
deverbände in Köln ermittelt. Dieser Versiche­
rungsverband deckt das Haftungsrisiko der Kom­
munen in _ Nordrhein-\Vestfalen, Rheinland-Pfalz, 
Hessen und im Saarland mit rund 16,7 Millionen 
Einwohnern, also etwa 27 % der Bevölkerung der 
Bundesrepublik Deutschland, ab. -

Zusätzlich wurden die Belastungen der Kommunen 
aus der Verletzung der zivilrechtlichen Straßenver­
kehrssicherungspflicht und der öffentlithrechtli­
chen \Vegereinigungs- und Streupflicht sowie der 
\Vegebaulast durch eine ,v-eitere Vollerhebung für 
die Jahre 1971 und 1972 beim Kommunalen Scha­
densausgleich \Vestdeutscher Städte in Bochum (40 
Städte mit 7,1 Y'Iillionen Einwohnern und ca. 1200 
Akten pro Jahr) und beim Kommunalen Schadens­
ausgleich für Schleswig-Holstein in Kiel (mit 2,3 
Millionen Einwohnern und ca. 600 Akten pro Jahr) 
näher untersucht. 

Auf dieser allseits als repräsentativ anerkannten 
Basis können für die beiden Haftungsgruppen fol­
gende auf das geSCLTIlte Bundesgebiet hochgerechne­
te finanzielle Aussagen getroffen werden: 

2.2.1.2.1 Staatshaftung im engeren Sinne 

Im Durchschnitt der Haushaltsjahre liegen die 
Staatshaftungsausgaben der Gemeinden im Bundes­
gebiet ohne die Schadensersatzleistungen für die 
Teilnahme von Behördenfahrzeugen am allgemei­
nen Straßenverkehr und ohne die Ersatzleistungen 
für enteignungsgleiche Eingriffe zwischen 4,0 Mil­
lionen DM und äußerstenfalls 6,5 }.trillionen DY'I. 
Zusätzlich wurde etwa 18 000 DM Schmerzensgeld 
bezahlt. Verglichen mit den entsprechenden Bela­
stungen in Bund (0,7 Millionen DM) und Ländern 
(1,3 Millionen DM) ist die Belastung der Kommunen 
etwa zwei- bis dreimal so hoch, wenn man die 

. Sehadensersatzleistungen der Deutschen Bundes­
post außer Betracht läßt. Diese stärkere Belastung 
erklärt sich aus der andersartigen Struktur der von 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden zu erfül­
lenden öffentlichen Aufgaben. Die Staatshaftungs­
ausgaben der Kommunen aus der Amtshaftung­
nach § 839 BGB liegen zwischen 1,6 Millionen DM 
und 3,6 Mil~ionen DM. \Vesentlich bedeutsamer 
sind die Ersatzleistungen für Sc)::täden bei der Ab­
wasser- und Müllbeseitigungi sie bewegen sich 
zwischen 2,4 Millionen DM und 2,9 Millionen DM. 
Hinzu kommen für fehlerhaftes Verhalten beim 
Feuerschutz und im Schlachthofbetrieb 0,07 Millio­
nenDM. 

Die vorstehenden finanziellen Daten wurden aus 
insgesamt 3 600 Schadensfällen ermittelt, von denen 
3300 am 31. Dezember 1976 abgewickelt waren. Be­
rücksichtigt wurden auch - einschließlich 64 un­
bezifferter Anmeldungen - 305 Schadensfälle, die 
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aus mannigfachen Gründen bei Abschluß der Erhe­
bung noch offen waren. \Vegen ihrer problemati-­
schen Auswirkungen auf die Erhebungsngebnisse 
wird auf die Ausführungen zur Kostenpro'Jnose un­
ter 4 sowie im einzelnen auf die veröffentlichte 
Analyse Bezug genoJIl..1Ilen. 

Von den insgesamt im Kommunalbereich geltend 
gemachten Staatshaftungsansprüchen ,vurden nur" 
9,4 0/0 (Bund und Länder 12,5 Ofo) der geforderten 
Geldbeträge gezahlt. 90,6 Ofo (Bund und Länder 
87,S 0/0) wurden abgelehnt. Auch hier nimmt der 
Schadensbereich der Abwasser- und ::vrüllbeseEi­
gung mit 23,7 Ofo erfüllter Ansprüche und 76,3 0J0 
nicht erfüllter Ansprüche eine Sonderste:Jung ein. 
Die entsprechenden Quoten in den Amt~.haftungs­
bereichen im übrigen betragen 4,9 üfo erfüllte und 
95,10f0 nicht erfüllte Ansprüche. Besonders hervor­
zuheben ist die weitgehende "Cbereinstimmung der 
Ablelumngsgründe hinsichtlich der erfolglos gel­
tend gemachten Haftu-Tlgsansprüche: vVe!Jen man­
gelnden Verschuldens wurden 41 Ofo der Geldersatz­
ansprüche abgelehnt (26,10J0 der Fälle). Bei Bund 
und Ländern (O:hne Post) beliefen sich die Parallel­
Prozentsätze auf 61,S Ofo bzw. 38,6 Ofo (Durchschnitt 
45,4 °/0). Der Anteil der wegen anderweiti~ren Ersat­
zes abgelehnten Geldersatzansprüche betrug abwei­
chend von dem Erhebungsergebnis in Bund und 
Ländern (1,15%) 13,5 % (6,4 % der Fälle:) der Ge­
samtforderungen. 

Der Rest der erfolglosen Ansprüche mit 36,1 % 

(30,S % der Fälle) wurde aus sonstigen Gründen ab­
gele:hnt (Vergleichszahl in Bund und Ländern 
40,8 %). Festzuhalten bleibt also, daß die Subsidia­
rität der Amtshaftung im Kommunalbereich zwar 
für sich allein genommen keine besonders große 
Bedeutung besitzt" jedoch im Vergleich zur Staats­
tätigkeit im übrigen erheblich stärker ins Gewicht 
fällt. 

Aufschlußreich ist endlich das Verhältnis der ver­
letzten Rechtsgüter: 3,9 Ofo aller geltend gemachten 
Amtshaftungsansprüche wurden auf ein(~ Verlet­
zung immaterieller Rechtsgüter (Leben, Gesundheit, 
Freiheit) gestützt, 31,4 °/0 rührten aus Ver:,etzungen 
des Eigentums und 64,8 % betrafen Vermögens­
schäden. Dagegen entfielen im Bereich der Abwas­
serbeseitigung nur 0,7 010 auf Verletzung immate­
rieller Rechtsgüter, 91,5 % auf Eigentumsverletzun­
gen und nur 7,8 % auf Vermögensschäden. 

2.2.1.2.2 - Verlmhrssicherung 

vVegen der unterschiedlichen Rechtsnatur der Stra­
ßenverkehrssicherungspflicht in den Bundesländern 
einer!:ieits und der mangelnden Kongruenz der Erhe­
bungsbereiche und der Landesgrenzen andererseits 
wurden die kommu-Tlalen Belastungen auf -der 
Grundlage. der Fiktion einer einheitlich :zivilrecht­
lich ausgestalteten Straßenverkehrssicherungs­
pflicht berechnet. Die gewonnenen finanziellen Da­
ten liegen mit Sicherheit höher als die wirklichen 
\Verte, da in sieben Bundesländern _Ansprüche 
aus der öffentlichrechtlichen Straßenverkehrssiche­
rungspflicht nach § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB auf Ver­
sicherungsträger als anderweit Ersatzver;>flichtete 
abgewälzt werden können. Dber die Höhe dieser 
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Entlastung der öffentlichen Haushalte läßt die 
durchgefül1rte Erhebung für den Bereich aller Ver­
kehrssicherungspflichtverletzungen gewisse Rück­
schlüsse zu. 

Die Gesamtbelastungen der· Kommunen im Bundes­
gebiet aus der Verletzung der angenommenen zivil­
rechtlichen Straßenverkehrssicherungspflicht, der 
öffentlichrechtlichen \Vegereinigungs- und Streu­
pflicht so\vie der \Vegebaulas'.:pflicht liegen im I 

Durchschnitt der Haushaltsjahre äußerstenfalls zwi­
schen 3,33 und 3,65 Millionen DM. Davon entfallen 
0~55 ::VEllionen DM auf Schmerzensgeldzahlungen. 
Von den übrigen 2,78 Millionen DYl bis 3.10 Millio­
nen DNI wurden 1,87 Millionen DM unmittelbar an 
die Geschädigten selbst ausgezahlt und zwischen 
0,91 und 1.17 :Millionen DM an Versicherungsträger 
für die von ih-.nen vorgenommenen Schadensregu­
lierungen erstattet (":\nsprüche aus übergegange­
n~m Recht nach §§ 636, 1542 ff. RVO, § 67 VVG). 
Von den Ersatzleistungen für materielle Schäden 
entfallen zwischen 2,0 und 2,8 Millionen DM auf 
die (zivilrechtliche) , Straßenverkehrssicherungs­
pflicht, 0,15 Millionen DM auf die (öffentlichrechtIi­
ehe) \'Vegereinigungs- und Streupflicht und 0;06 
YIillionen DM auf die (öffentlichrechtliche) \Vege­
baulastpflicht. V~n den insgesamt geltend gemach­
ten Ansprüchen wurden 22 % d..Tlerkannt und 78 % 

abgeleh-.nt. Bei den Ablehnungsgrunden spielt das 
mangelnde Verschulden mit 39 % eine geringere 
Rolle als in der übrigen Staatshaftung. Der Anteil 
der wegen anderweitigen Ersatzes (Subsidiarität) 

. abgelelLl1ten Ansprüche liegt bei etwa 13.5 %. Be-
deutsam ist die Konzentration der Haftungsfälle im 
Rechtsgüterbereich auf Körperverletzungen und Ei­
g~ntumsverletzungen. Der Anteil der Haftungsfälle 
außerhalb dieser bei den Rechtsgutkreise liegt unter 
2 0/,0. Die aus übergegangenem Recht von Versiche­
rungsträgern geltend gemachten ErstaUungsansprü­
ehe rühren fast zu 100 Ofo aus Personenschäden-mit 
Körperverletzungen her. 

2.2.1.2.3 Straßenverkehrssicherungspilicht 

Das Schwergewicht der Haftungsbelastung der 
KOmmu..Tlen aus' Verletzungen der Verkehrs siche­
rungspflichten liegt im Bereich der Straßenver­
kehrssicherungspflicht:- Das gilt gleichermaßen für 
die Ersatzleistungen . für' materielle Schäden (die 
zwischen 2,0 und 2,8 Millionen DM ausmachen) wie 
auch für die Zahlungen von Schmerzensgeld (0,48 
Ylillionen DM). Die Erhebung, die diese Ergebnisse 
erbracht hat, geht nun von der Fiktion aus, daß im 
ganzen Bundesgebiet und nicht nur in vier Bundes­
ländern die Straßenverkehrssicherungspflicht zivil­
rechtlich (§ 823 BGBl ausgestaltet ist- und damit 
eine Haftungsabv{ehr wegen der Möglichkeit an­
derweitigen Ersatzes (§ 839 Abs. 1 Satz 2 BGB), ins­
besondere durch Versicherungsträger, ausscheidet. 
Das bedeutet im Ergebnis, daß die ermittelten fikti­
ven Zahlungen um den Betrag zu hoch liegen, der 
durch die in sieben Ländern bestehende Verwei­
sungsmöglichkeit nach· § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB ein­
gespart wird. Dieser Mehrbetrag dürfte etwa dem 
Schadensvolumen entsprechen, das bei der ermittel­
ten Haftung nach § 823 BGB von Versicherungsträ­
gern in der ersten Phase der Schadensregulierung 

unmittelbar an den Geschädigten gezahlt und spä­
ter aus übergegangenem Recht (cessio legis) vom 
Träger erstattet verlangt wird. Die Erhebung hat er­
geben, daß bei einem Gesamtausgabebetrag für 
Verletzungen der Straßenverkehrssicherungspflicht 
von 2,5 bis 3,3 ~vlillionen DYl der ErstaUungsbetrag 
für Versicherungsträger zwischen 0,36 und 1,16 
Ylillionen DYl liegt. Damit kann der Entlastungsef­
fekt in den sieben Ländern mit einer öffentlich­
rechtlichen Straßenverkehrssicherungspflicht auf 
15 Ofo bis 35 % derjenigen Ausgabebeträge ge­
schätzt werden, die nach dem Bevölkerungsanteil 
von 86,3 °/0 auf diese Länder entfallen. Der Gesamt­
ausgab_ebetrag ~ür die Haftung wegen Verletzung 
aller verkehrssicherungspflichten, der zwischen 2,8 
und 3,6 YIillionen DM liegt, ist also um die Spanne 
zvdschen 0,36 ::VEllionen DYl bzw. 0,85 :YIillionen 
DM (15 Ofö) und 0,85 Millionen DM bzw. 1,09 Millio­
nen DYI (35 0/0) zu mindern. Danach kann im Korn­
munalbereich von einer finanziellen Höchstbela­
stung zwischen 2,4 :Millionen DYI und 2,8 )t1illionen' 
D::Vl ausgegangen werden, wenn man die Entlastung 
nur mit 15 °/0 annimmt. . 

2.2.1.3 Gesamtausgaben 

Die jährlichen fimi.Tlziellen Gesamtlasten der öffent­
lichen Haushalte in Bund, Ländern lLTld Gemeinden 
aus der Erfüllung von Staatshaftungsansprüchen 
nach geltendem Recht in den Bereichen der Staats­
haftung im engeren Sinne und der Verkehrssiche­
ningshaftung stellen sich danach wie folgt dar: 

Bund (mit Bundespost) 
7,3 Millionen D::VI 

Länder 
2.1 Millionen DM 

Gemeinden und Gemeindeverbände 
7,4 Ylillionen DM bis 10,1 Ylillionen DM 

Zusammen 
16,8 Millionen DM bis 19,6 Millionen DM. 

2.2.2 Rechiliche Strukturen 
(Gerichtsaktenerhebung) 

Durch eine Repräsentativerhebung bei 51 0/0 aller 
Landgerichte im Bundesgebiet (80 Ofo des gesamten 
Geschäftsanfalls) wurden' 1500 rechtskräftige Ge­
richtsentscheidungen in StaatshaftlLTlgsrechtsstrei­
tigkeiten auf alle in Betracht kommenden reformre­
levanten Daten hin ausgewertet. Darunter befanden 
sich 1 000 rechtskräftige Urteile, 250 abgelehnte Ar­
menrechtsgesuche und 250 Entscheidungen über die 
Rechtmäßigkeit von Justizverwaltungsakten nach 
Maßgabe des Einführungsgesetzes ZlLlll Gerichtsv:er­
fa5sungsgesetz (EGGVG). Die von Richtern der or­
dentlichen Geri~htsbarkeit auf der Grundlage eines 
ausführlichen Fragebogens durchgeführte Erhebung 
gewährt einen umfassenden Einblick in die Lebens­
sachverhalte und Rechtsverhältnisse von Staatshaf­
tungsfällen. Hinsichtlich -der zutage getretenen ma­
teriell-rechtlichen Strukturen der Staatshaftung 
sind folgende Erkenntnisse hervorzuheben: 

Zunächst wird die bei der Erhebung über das Fi­
nanzvolumen der Staatshaftung gewonnene Er-
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kenntnis bestätigt, daß fast drei Viertel aller 
Staatshaftungsfälle auf Lebenssachverhalten beru­
hen, die in gleicher 'Weise Und in gleichem Umfan­
ge zivilrechtliche Schadensersatzansprüche auslö­
sen können, weil sie nämlich auf das Fehlverhalten 
bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr, mif 
V:erletzungen . der Verkehrssicherungspflicht sowie 
auf fehlerhafte Heilbehandlung und medizinische 
Untersuchung zurückzuführen sind. Die Staatshaf­
tungsfälle im engeren Sinne, aiso die. Schadensfälle 
aus typisch hoheitlichen Verhaltensweisen, machen 
nicht ganz 30 Ofo aller Staatshaftungsklagen aus. 

Von ihnen waren 11 % gegen den Bund, 51 % ge­
gen die Länder und 38 Ofo gegen die Gemeinden ge­
richtet. l'-~ur 26 Ufo aller Staatshaftungsklagen im en­
geren Sinne waren erfolgreich, 74 Ojo wurden abge­
wiesen. 

Dber die Hälfte dieser abgewiesenen Klagen blie­
. ben mangels Rechts"\vidrigkeit erfolglos. 

. Die Ahw'eisung der Staatshaftungsldagen im enge­
ren Sinne erfolgte nl!I" in 14,1 % aller erfolglosen 
Klagen mangels Verschuldens des handelnden Beam­
ten, 5,6 Ofo der auf Amtspflichtverletzung gestützten 
erfolglosen Klagen scheiterten an der Verweisungs­
möglichkeit des § 839 Abs. 1 Satz 2. BGB (vgl. d?lzu 
auch 3.3 und 3.4). 50 % d~r Staatshaftungsklagen 
betrafen Eigentumsverletzun.gen, 30 °/0 Vermöqens­
einbußen einschließlich entgangenen Ge,;inns 
(5 Ofo) und 20 Ufo Ersatzforderungen für Schäden an 
höchstpersönlichen Rechtsgütem, insbesondere Le­
ben, Körper und Gesundheit. 

Für das gerichtliche Rechtsschutzverfahren ist fest­
zuhalten: 

Bei 10 Ofo der Staatshaftungsklagen im engeren Sin­
ne ging ein besonderes 'gerichtliches Verfahren im 
primären' Rechtsschutz mit dem Ziel der Feststel-

. lung der Anspruchsvoraussetzungen voraus, war 
der Bürger also gezwungen, zwei Prozesse zu füh­
ren .. Von den Staatshaftungsklagen im engeren Sin­
ne wurden 70 010 in erster Instanz, 26,6 % in zweiter 
Instanz und 3,4 elo in .dritter Instanz entschieden. 
'Wäre allein die Rechtmäßigkeit der ausgeübten öf­
fentlichen Gewalt Gegenstand der gerichtlichen 
Kontrolle gewesen, hätten die nach geltendem 
Recht allein zuständigen ordentlichen Gerichte nur 
noch 22,3 Ofo der Verfahren entschieden, 76,8 Ofo wä­
ren vor die allgemeinen oder besonderen Verwal­
tungsgerichte gelangt. Der Schwerpunkt der 
Rechtsfindung lag in 71 Ofo der durchgeführten Pro­
zesse bei den spezifisch staatshaftungsrechtlichen 
Problemen, schadensersatzrechtliche Fragen stan­
den nur bei 13 Ufo der Verfahren im Vordergrund. 
Der Rest ließ Prioritäten in der einen oder anderen 
Richt1l..TJ.g nicht erkennen .. Bei der Rechtmäßigkeits­
kontrolle von Justiz:v~rwalttingsakten im Verfahren 
nach dem Einführungsgesetz zum. Gerichtsverfas­
sungsgesetz (EGGVG) führten 10 Ofo aller Verfahren 
zur VOllzugsfolgenbeseitigung. 

Die ge,'ro"nnenen Daten in· ihrer Gesamtheit geben 
zahlreiche weitere Aufschlüsse und Erkenntnisse. 
Insoweit wird wegen d~r Ergebnisse und Verfahren 
der Erhebungen auf die veröffentlichte Darstellung 
der Einzelheiten verwiesen. 
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2.3 Staatshaitung in anderen Staaten 

Eine rechtsvergleichende Betrachtung der Bedeu­
tung des Verschuldens als Element der Staatshaf­
tung in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­
meinschaften und darüber hinaus in anderen Staa­
ten des europäischen und außereuropäischen Be­
reichs läßt unterschiedliche Rechtsschutzstandards 
für den Bürger erkennen. 

Das Staatshaftungsrecht der Schweizerischen Eid­
genossenschaft, der Deutschen Oemokratischen Re­
publik, Griechenlands und Jugoslawiens verzichtet 
auf das Verschulden als' Voraussetzung d.er Staats­
haftung. Die übrigen untersuchten Rechtsordnun­
gen halten zwar am Er~ordernis der Vorwerfbarkeit 
fest, keImen jedoch durch die Gesetzgebung oder 
durch die Rechtsprechung entwickelte Regeln, die 
das Verschulden mehr oder weniger relativieren. 
So gibt es in den Kiederlanden, in Italien, in CSA, 
wohl auch in Belgien und Luxemburg mehr oder 
weniger vieitgehende Schuldvermutungen zu La­
sten des Staates. In Frankreich tritt demeben die 
Cmkehr der Be'weislast zu Lasten der Verwaltung 
in den Fällen des Organisationsversagens (faute de 
service). Die Bedeutung des. Verschuldens als Haf­
tungsvoraussetzung wird generell in diesen Rechts­
ordnungen dadurch reduziert, daß es bei Verlet­
zung gesetzlicher Normen, die ein bestimmtes Ver­
'waltungsverfahren ausreichend vorschrdben, be­
reits mit der Rechtswidrigkeit angenommen wird. 
Eine ""'eitere Bedeutungsminderung erfährt das Ver­
schulden in den Rechtsordnungen Frankreichs, Bel­
giens, Luxemburgs, in einzelnen Staaten der USA 
und für bestimmte Tatbestände in.Osterreich durch 
eine verschuldensunabhängige Gefährdungshaf­
tung (risque administratif). Diese Haftung deckt 
z. B. Risiken aus öffentlichen Arbeiten, aus dem Be­
trieb gefährlicher' Anlagen, aus Kriegen und inne­
ren Cnruhen und polizeilichem vVaffengejrauch ab . 
Besondere Erwähnung verdient auch hier die Haf­
tungsform der französischen "faute de service", 
weil sie nicht auf" das Verschulden eines Beamten 
abstellt, sondern allein auf mangelhafte Organisa­
tion oder schlechtes Funktionieren der Verwaltung. 
Dieses Haftungsinstitut bildet die Hauptanspruchs­
grundlage des französischen Staatshaftungsrechts. 
vVenn sich auch für die neue re Zeit nach keine 
übernationale Tendenz zu einer spezifischen dog­
matischen Ausgestaltung des Staatshaftlmgsrechts 
zur Verschuld_ungsunabhängigkeit ermitteln läßt, 
ist in den Ländern mit verschuldensabhängiger 
Staatshaftung doch eine Entwicklung ihrer Ver­
schuldenssysteme in Richtung auf einen zunehmend 
objektivierten Sorgfaltsstandard zu erkei1nen, wo­
bei das Verschulden mit der Feststellung der Korm­
verletzung unterstellt wird. 

,Besondere Bedeutung kommt der Rechtsentwick­
lung in den Europäischen Gemeinschaften zu. Die Ge­
meinschaften haften für Aintsfehler nach den aÜ­
gemeinen Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsord­
nungen der Mitgliedsstaaten. gemeinsam E.ind (Arti­
kel 40 Abs. 1 EGKS-Vertrag, Artikel 215 _A..bs.2 
EWG-Vertrag, Artikel 188 Abs.2 ElJRATOM-Ver­
trag)~ Die Handhabung dieser Grundhaftungsregel 
durch den Europäischen Gerichtshof läßt insbeson-
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dere ab 1967 eine Tendenz zur reinen Rechtswidrig­
keitshaftung hin erkennen; jedenfalls hat der Ge­
richtshof seit der Entscheidung in der Rechtssache 
4/69 (Band XVII. S. 325 ff.) das Verschulden nicht 
mehr ausdrücklich unter den wiederholt aufgezähl­
ten Voraussetzungen des Amtshaftungsanspruchs 
genannt. Diese Haltung entspricht der Tendenz in 
den YIitgliedsstaaten, die Auswirkungen des Ver­
schuldensprim:ips zunehmend durch Schuldvermu­
tungen, Objektivierung des Verschuldens und ül:ier 
eine kasuistische Festlegung von Gefährdungshaf­
tungstatbeständeri bis hin zum praktischen Vvegfall 
des Verschuldenserfordernisses in· vielen typischen 
Haftungsbereichen zu mildern. 

\Vegen weit.erer Einzelheiten anderer Rechtsord­
nungen wird. auf das aus Anlaß der Reform erstat~ 
tete und verö~fentlichte Gutachten des ::vIax-Planck­
Instituts für ausländisches öffentliches Recht und 
Völkerrecht verwiesen. 

3 Grundzüge des neuen Staatshaitungsrechts 

Das Staatshaftungsgesetz ·will in Ausfüllung der 
grundgesetzlieh gewährleisteten Haftung der voll­
ziehenden und rechtsprechenden Ge'Nalt für ihr 
pflichtwidriges Verhalten· den Rechtsschutz des 
Bürgers sichern und die \Viedergutmachung des ho­
heitlichen Unrechts und seiner schädigenden Aus­
wirkungen als rechtsstaatlich angemessenen Aus­
gleich der Rechtsgütereinbuße bewirken. Die neue 
Staatshaftung ·weist folgende Grundzüge auf: 

3.1 Ll1mittelbare Staatshaitung 

\Vesenszug der grundgesetzlichen Gewährleistung 
der Staatshaftung ist die unmittelbare Verantwort­
licllkeit des Rechtsträgers der pflichtwidrig ausge­
übten Staatsge·w·alt. Er ist Adressat des Rechtsstaat­
lichkeitsgebots aus Artikel 20 Abs. 3 des Grundge­
setzes; er ist folglich auch Haftll..llgsträger, ,'ienn er 
seine grundgesetzliche Verpflichtung zur verfas­
sungsmäßigen und gesetzmäßigen Ausübung . der 
ihm anvertrauten Staatsgewalt verletzt. Vorausset­
zung der Staatshaftung ist danach allein, daß je­
mand durch pflichtwidrige Ausübung vollziehender 
oder rechtsprechender Gewalt geschädigt worden 
ist und daß die Rechtswidrigkeit des Verhaltens 
des Trägers der Gewalt in der Verletzung einer öf­
fentlichrechtlichen Pflicht besteht, die den Schutz 
des Geschädigten bezweckt. Damit wird die Staats­
haftung in ihren Anspruchsvoraussetzungen von 
der persönlichen :undzivilrechtlich begründeten Ei­
genverantwortlichkeit des Anlts"\'!alters gelöst. Die 
Anknüpfung an eine Amtspflichtverletzung im In­
nenverhältnis zwischen Rechtsträger und Amtswal­
ter entfällt. Das Abstellen auf die Verletzung einer 
öffentlichrechtlichen Pflicht als Haftungsgrund er­
möglicht gleichzeitig die Einbeziehung der richter­
rechtlichen Haftungsinstitute des enteignungsglei­
chenEingriffs. des aufopferungsgleichen Eingriffs 
und der Folgenbeseitigung. Die genannten· Haf­
tungsinstitute knüpften schon bisher nicht an das 

, amtspflichtwidrige Verhalten von Amtswaltern an, 

sondern allein an das rechtswidrige Verhalten von 
Hoheitsträgern. Die Unmittelbarkeit der Staatshaf­
tung.schafft die Voraussetzung dafür, daß nunmehr 
auch die vViederherstellung des rechLmäßigen Zu­
standes in allen Staatshaftungsfällen, nicht nur im 
.Bereich der bisherigen Folgenbeseitigung, als Aus­
gleichsart in Betracht kommt. Ein Haftungsaus­
scl1.luß bei zv{ar rechtswidrigem, weil objektiv 
pflichtwidrigem, jedoch amtspflichtgemäßem Ver­
halten kann nicht mehr vorkommen. Zur vVieder­
gutmachu.ng verpflichtet ist immer der Rechtsträ­
ger, dessen Hoheitsgewalt ausgeübt ,'{Orden ist. Die 
Schuldnerschaft richtet sich also nicht mehr wie 
bisher im Rahmen des enteignungs- und aufopfe­
rungsgleichen Eingriffs danach, wer durch die ho­
heitliche !vlaßnahme begünstigt worden ist. Ferner 
wird in allen Rechtsgüterbereichen das pflichtwid­
rige Verhalten des Gewaltträgers Haftungsfolgen 
auch dann· nach sich ziehen, Vienn es in einem Un­
terlassen besteht. 

3.2 Ausschließliche Staatshaftung 

Eine persönliche Außenhaftung des Amtswalters 
für die schädigenden Folgen pflichtwidriger Amts­
aUSübung findet regelmäßig nicht mehr statt. In 
Anbetracht der Ve::fassungsgarantie der Staatshaf­
tung besteht für ·eine persönliche Außenhaftung des 
Amtswalters für sein Fehlverhalten kein Bedürfnis 
mehr. Die deliktische Eigenverantwortlichkeit als 
Anknüpfungspunkt ist durch die Ausschließlichkeit 
der neuen Staatshaftung beseitigt. Die Erhaltung 
der EntscpJ.ußfreude im Interesse der Effektivität 
staatlicher Tätig}:eit läßt eine persönliche Haftung 
des Amtswalters selbst nur noch unter einschrän­
kenden Voraussetzungen im Innenhaftungsverhält­
nis zwischen ·ihnl und seinem Dienstherrn zweck­
dienlich erscheinen. 

3.3 Primäre Staatshaitung 

Der Staat haftet an erster Stelle (primär) up.d nicht 
mehr an Stelle eines anderweitigen Ersatzpflichti­
gen (subsidiär). Mit ·Wegfall der deliktischen Eigen­
haftung des Amtswalters als Anknüpfung für die 
Staatshaftung verliert auch die Verweisung des 
geltenden Rechts in § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB auf die 
YIöglichk.eit anderweitigen Ersatzes bei fahrlässi­
gen Pflichtverletzungen ihre Rechtfertigung. Sie 
zielte darauf ab, die Entscheidungsfreude des Amts­
v{alters zu stärken ll..l1d etwaige Haftungsbefürch­
tungen von vornherein zu zerstreuen. Die vorgese­
hene Ausschließlichkeit der Staatshaftung über­
nimmt nunmehr diese FUlL1üion des bisherigen Ver­
v;eisungsprivilegs. 

3 d Staatshaftung als Pilichtwidrigkeitshaftung 

Staatshaftungsansprüche werden nur durch die 
Verletzung solcher öffentlichrechtlicher Pflichten· 
begründet, die gerade oder zumindest auch de~ 
Schutze des Bürgers dienen, die also dem Staat dem 
geschädigten Bürger gegenüber obliegen. Diese 
Haftungsbegründung knüpft an die Rechtmäßig-
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keitskontrolle im primären Rechtsschutz an: Arti­
kel19 Abs.4 des Grundgesetzes und die gerichtli­
chen Kontrollverfahren zur Uberprüfung der Recht­
mäßigkeit öffentlicher Gewalt setzen ebenfalls vor­
aus, daß drittgerichtete Pflichten und bürgerschüt­
zende N"ormendurch die öffentliche Gewalt verletzt 
werden. Die Verletzung drittgerichteter öffentlich-

- rechtlicher Pflichten ist damit tragendes Element 
des Rechtsschutzes sowohl im sekundären als auch 
im primären Bereich. 

Der neugefaßte Artikel 34 des Grundgesetzes be­
greift das vVesen des Verfassungsinstituts der 
Staatshaftung als \Viederherstellung der verletzten 
Rechtsstaatlichkeit. Entscheidendes Haftungsele­
ment ist die objektive Verletzung einer öffentlich­
rechtlichen Pflicht. die dem Bürger gegenüber be­
steht. Ob der Amt~walter darüber hinaus bei seiner 
Amtsführung gegen Sorgfaltspflichten verstoßen 
hat, ist gleichwohl nicht bedeutungslos. Dem Staat 
ist vielmehr die Haftungsabwehr möglich, wenn die 
gebotene Sorgfalt beachtet v{orden ist. Allerdings 
erfährt das Verschulden eine Bedeutungsminderung 
in seiner Qualität als Haftun.gselement. Im öffent­
lichrechtlichen Verhältnis des Bürgers zum Staat 
ist der Bürger in höherem Maße schutzbedürftig, 
als wenn er dem Staat im Zivilrec;htsverkehr 
gleichberechtigt gegenübertritt. Die faktische und 
rechtliche Lberlegenheit des Staates in all ihren Er­
scheinungsformen läßt als Ausgleich eine grund­
sätzliche VerantwortlicM;:eit des Staates schon für 
sein pflichtwidriges Verhalten allein dem Bürger 
gegenüber angemessen erscheinen. Die Ubernahnie 

. des Verschuldens, das als tragendes Haftungsele­
ment für den Rechtsverkehr Gleichberechtigter zum 
Zwecke des gerechten Interessenausgleichs unent­
behrlich ist, als allgemeine und entscheidende Haf­
tungsvoraussetzung in die von der Rechtsnatur her 
gänzlich verschiedene Staatshaftungssphäre würde 
den Interessenausgleich zwischen Staat und Bürger 
ka1LTIl mehr als ausgewogen erscheinen lassen. 

Die Schuld bleibt aber nach wie vor Haftungsele­
ment. Die Grundentscheidung für die Pflichhvidrig­
keitshaft1LTJ.g des Staates als Unrechtshaftung be­
deutet nämlich noch nicht, daß der Staat auch dann 
zum vollen Rechtsgüterausgleich verpflichtet ist, 
wenn er bei Ausübung vollziehender oder recht­
sprechender Gewalt die ihm im Rahmen einer ord­
nungsmäßigen Verwaltung zur Verfügung stehen­
den Mittel und Möglichkeiten genutzt h~t, um 
Schäden und Nachteile des Bürgers zu vermeiden. 
Konnte der Staat bei ·Würdigung aller Umstände 
des Einzelfalles trotz Beachtung der rechtsstaatlich 
gebotenen Sorgfalt die Schädigung des Bürgers 
nicht vermeiden, erscheint es vertretbar und im In­
teresse einer angemessenen Begrenzung der finan­
ziellen Folgen der Staatshaftung für die öffentli­
cnen Haushalte auch notwendig, den Staat von der 
Haftung freizustellen und den Bürger den Schaden 
selbst tragen zu lassen. 

In einem Kernbereich staatlicher Rechtsschutzge-. 
währleistung, nämlich bei den Grundrechten, trifft 
den Staat jedoch die höchste Verantwortung im 
Rahmen unserer verfassungsmäßigen Ordnung. Das 
Grundgesetz begründet hier staatliche Schutzpflich-
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ten gegenüber den Staatsbürgern mit Verfassungs­
rang. Die grundrechtlichen Schutzgüter repräsentie­
ren daher einen Rechtsbestand von besonderer 
vVertigkeit. Dem trägt auch der primäIE' Rechts­
schutz durch die Gewährleistung der Verfassungs.­
beschwerde· in der Verfassungs gerichtsbarkeit in 
besonderer vVeise Rechnung. Der sekundäre 
Rechtsschutz der Staatshaftung hat diese verfas­
sungsrechtliche vVertordnung ebenfalls zu beach­
ten. Dem Rechtsstaatsprinzip entspricht im Schutz­
bereich der Grundrechte eine verstärkte Staatshaf­
tung für die Verletzung grundrechtlicher Schutz­
pmchten gegenüber dem Bürger im Sinne einer 
Verteilung des Risikos eindeutig zu Lasten des 
Staates. Auch wenn der Staat trotz Beachtung jeder 
gebotenen Sorgfalt, den Schaden nicht vermeiden 
konnte, trifft ihn die rechtsstaatliche" Pflicht, die 
durch einen Grundrechtseingriff verursachte Be­
standsminderung im Schutzgut ·des Grundrechts 
auszugleichen und diesen Substanzverlust stets zu 
ersetzen. Damit wird der Rechtsschutz, den die 
Rechtsprechmi.g beim aufopferungs gleichen und 
beim enteignungs gleichen Eingriff für die Rechtsgü~ 
terbereiche der immateriellen Grundrechtspositio­
nen des Artikels 2 Abs. 2 des GrundgeSEtzes und 
des Eigentums im Sinne des Artikels 14 de:; Grund­
gesetzes entwickelt hat, auf alle Grundrechtsposi­
tionen ausgedehnt. Die genannten richterrechtli­
chen Haftungsinstitute sind in das Staatshaftungs­
system einbezogen. Gleichzeitig wird das ebenfalls 
richterrechtlich ent\vickelte Haftungsinstitut der 
Folgenbeseitigung in die Pflichtwidrigkeitshaftung 
integriert. Führt ein Verstoß gegen eine öffentlich­
rechtliche Schutzpflicht zu einer nachteiligen Ver­
änderung e.ines tatsächiichen Zustandes und damit 
zu einer eingriffsälmlichen Situation, so sind diese 
regelmäßig schwerwiegenden Folgen für den ge­
schädigten Bürger, ähnlich wie der Substanzverlust 
beim Grundrechtseingriff in Geld, im ·Wege der Na­
turalrestitution rückgängig zu machen, ohne daß es 
auf, Sorgfaltspflichtverletzungen noch ankommt. 

Die Grundrechtseingriffshaftung darf aber nicht zu 
einer unbeschräIl ... kten und damit unvertretbaren 
Rechts\Yidrigkeitshaftung führen. Diese Gefahr be­
stünde, wenn schon jede Verletzung des Grundsat­
zes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung als Ver­
stoß gegen das Grundrecht der allgemeinen Hand­
lungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 des Gnmdgeset­
zes die Staatshaftung auslösen würde. Ein haftungs­
relevanter Grundrechtseingriff nach Artikel 2 
Abs. 1 GG liegt vielmehr erst dann vor, wenn die 
Grundrechtsverletzung bei einer Nachprüfung 
durch das Bundesverfassungsgericht zur Aufhebung 
der rechtswidrigen Hoheitsmaßnahme führ.:!n würde 
(vgl. Begründung zu § 2 Abs. 2 Satz 2). 

3.5 \Viederguimachende Staatshaitung . 

vViedergut..11lachungsarten sind Geldersatz und Fol­
genbeseitigung. 

Der Geldersatz wird trotz der vorgesehenen Ylög­
lichkeiten des Ausgleichs der nachteilig veränder­
ten tatsächlichen und rechtlichen Lage im vVege 
der Folgenbeseitigung das wichtigste Mittel des 
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Schadens ausgleichs bleiben. Der pflichtwidrig ver-
_ ursachte Schaden ist nach den im Zivilrecht ent­
wickelten Grundsätzen voll in Geld zu ersetzen, 
wenn dem Staat die Haftungsabwehr durch den 
Kachweis der Beachtung seiner Sorgfaltspflichten 
nicht gelingt. Er umfaßt auch den entgangenen Ge­
winn sowie den Schaden, der nicht Vermögensscha­
den ist. Bei Grundrechtseingriffen olLlle gleichzeiti­
gen Sorgfaltsverstoß dagegen ist der Umfang des zu 
leistenden Geldersatzes auf die vermögenswirksa­
me Einbuße im Schutzgut des Grundrechts selbst 
und damit auf den unmittelbar mit dem Eingriff 
verbundenen SU"\Jstanzverlust beschränkt. So wer­
den in diesen Fällen entgangener Gewinn sowie 
:l\ichtvermögensschäden nicht ersetzt. Die Rechtfer­
tigung dafür liegt darin, daß die Staatshaftung in 
diesen Fällen nicht an einen Sorgfaltsverstoß an­
knüpft. Der Geldersatzanspruch wird in jedem Falle 
in dem Maße gemindert, wie der Geschädigte den 
Schaden mitverursacht hat. Im äußersten Falle 
führ-t--- das ylitverschulden sogar zum Anspruchsver­
lust des Geschädigten, nämlich, wenn er es ver­
säumt, einen Rechtsbehelf gegen die pflichtverlet­
zende hoheitliche Maßnahme einzulegen, durch den 
der Schaden hätte abgewendet. oder gemil1dert wer­
den können. l\"ichtvermögensschaden ist bei Verlet­
zung der höchstpersönlichen Rechtsgüter der kör­
perlichen Unversehrtheit, der Gesundheit, der Frei­
heit der Person oder bei einer schweren Verletzuna 
der Persönlichkeit angemessen in' Geld zu erset'.: 
zen. 

Der FolgenbeseitigungsCLllspruch verpflichtet den 
Staat,den pflichtwidrig zum Nachteil des Geschä­
digten veränderten faktischen Zustand zu beseiti­
gen und entweder den alten Zustand wiederherzu­
stellen oder zumindest einen gleichwertigen Zu­
stand zu schaffen. Nur wenn das mimöglich, unzu­
lässig oderunzumutbar ist, kann der Staat den Bür­
ger auf den Geldersatzanspruch verweisen. Der 
Bürger kann seinerseits zwischen der Folgenbeseiti­
gung und dem Geldersatz frei wählen. Der Mitver­
schuldensgrundsatz beviirkt bei der Folgenbeseiti­
gung eine angemessene Kostenbeteiligung des Bür­
gers bei der vViedergutmachung, ,yenn er den Scha­
den mitverursacht hat; er führt zum Verlust des 
Folgenbeseitigungsanspruchs, wenn die Mitverant­
wortung des Bürgers überwiegt. In den Fällen, in 
denen der Staat aus Gründen des öffentlichen Inter­
esses die Folg-enbeseitigung vorzieht und diese dem 
Geschädigten, auch hinsichtlich einer etwaigen Ko­
stenbeteiligung, zumutbar ist, kommt Geldersatz 
nicht in Betracht. Kann der Ausgleich nur über bei­
de VViedergutmachungsarten erreicht werden, ist 
neben der Folgenbeseitigung Geldersatz zu gewäh­
ren. 

3.6 Haitung iür typisch hoheitliches Verhalten 

Die Staatshaftung betrifft nur die Folgen pflichtwi­
drigen Verhaltens hoheitlicher Katur. Das Fehlver­
halten staatlicher Stellen im Privatrechtsverkehr 
wird nicht den besonderen Anforderungen der 
Staatshaftung unterworfen, sondern ist, wie das 
Verhalten von Privatrechtspersonen iIp. übrigen, 
nach den Regeln des Privatrechts zu beurteilen. 

Aber auch dort, wo der Staat nach geltendem Recht 
hoheitliche Aufgaben zu erfüllen hat, ist nicht 
überall zwingend die Staatshaftung geboten. Das 
gilt insbesondere für die Lebensbereiche, in denen 
der Staat zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zwar 

_hoheitlich tätig wird, dabei jedoch faktische Ver­
haltensweisen befolgt, wie sie in gleicher VVeise 
auch von Privatpersonen beachtet werden. Solche 
Tätigkeitsbereiche sind die Verkehrssicherung für 
Grundstücke, Gewässer, Bauwerke und sonstige 
Anlagen, die Teilnahme am Verkehr mit Behörden­
fahrzeugen (Dienstfahrten), die Beförderung von 
Personen und Gütern durch Verkehrsbetriebe, die 
Heilbehandlung, die Versorgung mit vVasser und 
Energie sowie die entsorgende Tätigkeit bei der Be­
seitigung von Abwasser und Abfall. Im Interesse 
einer einheitlichen Behandlung gleicher Lebens­
sachverhalte erscheint es z,'.-eckmäßig, Pflichtver­
letzungen in den genannten Fallgruppen unter­
schiedslos bei öffentlicher oder privater Aufgaben­
erfüllung unter die gleichen Haftungsvorausset­
zungen zu stellen und mit den gleichen Haftungs­
folgen zu versehen. In den genannten Lebensberei­
chen ist derselbe Pflichtenkreis einmal hoheitlich 
und ein anderes Mal privatrechtlich geregelt. Hinzu 
kommt, daß der hoheitliche Charakter nicht aus der 
I\"atur der Tätigkeit vorgegeben ist, sondern im 
Hinblick auf die gleichartige Tätigkeit von Zivil­
rechtspersonen äußerlich nicht oder kaum erkenn­
bar hervortritt. Die Staatshaftung wird auf das ty­
pisch hoheitliche Fehlverhalten bei der Ausübung 
öffentlicher Gewalt beschränkt. Dazu zählt im Be­
reich der Verkehrssicherung auch die Verletzung 
der Verkehrssicherungspflicht für öffentliche Stra­
ßen und \Vasserstraßen. 

3.7 Konzentrierter gerichtlicher Staatshaitungs­
rechtsschutz 

Primärer und sekundärer Rechtsschutz gegen 
pflichtwidriges hoheitliches Verhalten soHen mög­
lichst in einer Gerichtsbarkeit zusammengeführt 
werden. Grundsätzlich sind dafür die Gerichtszwei­
ge vorgesehen, die zur Kontrolle der Rechtmäßig­
keit der ausgeübten öffentlichen Gewalt durch die 
gerichtlichen Verfahrensordnungen bestimmt sind. 
Die dadurch bewirkte Beseitigung der bisherigen 
AufspaItung des gerichtlichen Rechtsschutzes ver­
meidet die private und staatliche Doppelbelastung 
durch Einschaltung verschiedener Gerichtsbarkei­
ten, 'gewährleistet die einheitliche Beurteilung der 
Rechtmäßigkeit des hoheitlichen Verhaltens, er­
laubt den Dbergang von einer vViedergutmachungs­
art in die andere und sorgt für einen schnelleren 
und wirksameren Rechtsschutz des Bürgers. Ent­
sprechend der bisherigen Bedeutung der fünf 
Hauptgerichtsbarkeiten bei der Rechtmäßigkeits­
kontrolle von Hoheitsmaßnahmen macht die Rege­
lung die Gewährung von Staatshaftungsrechts­
schutz in besonderem Maße zur Aufgabe der allge­
meinen Verwaltungsgerichtsbarkeit. Daneben blei­
ben die ordentliche Gerichtsbarkeit, die Finanzge­
richtsbarkeit, die Arbeitsgerichtsbarkeit, die Sozial­
gerichtsbarkeit und in Ausnahmefällen auch die 
Verfassungsgerichtsbarkeit zur Entscheidung über 
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StaatshaftuI).gsansprüche berufen. Uber Folgenbe­
seitigungsansprüche können ferner noch die Ge­
richte der besonderen Gerichtsbarkeiten, insbeson­
dere die Berufsge;richte, entscheiden. Der mit dieser 
Regelung angestrebte einheitliche Rechtsschutz 
wird durch die Beseitigung der grundgesetzlichen 
Zu.weisungen der Rechtsstreitigkeiten über Amts­
pflichtverletzungen und über Entschädigungsan­
sprucne aus EnteignD-llg in den ordentlichen 
Rechtsweg ermöglicht; voll verwirklicht wird er 
erst durch Bereinigung der darauf zurückgehenden, 
zahlreich vorhandenen Rechtswegregelungen in der 
einfachen Gesetzgebung (z. B. Bundesbaugeset'z, 
Bundes-Immissionsschutzgesetz, Verwaltungsver­
fahrensgesetz, Bundesgrenzschutzgesetz). Diese Be­
reinigung muß der künftigen Bundes- und Landes­
gesetzgebung vorbehalten bleiben. 

Der gerichtlichen GeltencLrnachung von Staatshaf­
tungsansprüchen wird ein Abhilfeverfahren vorge­
schaltet. In diesem staatshaftD-llgsrechtlichen Vor­
verfahren soll zur weiteren Vereinheitlichung des 
Rechtsschutzes zunächst die Stelle über die Gewäh­
rung des sekundären Rechtsschutzes durch Vervial­
tungsakt entscheiden, aus deren Verhalten der An­
spruch hergeleitet \vird. Soweit das primäre Rechts­
schutzverfahren sich noch im Stadium des gerichtli­
chen Vorverfahrens CWiderspruchsverfahren) befin­
det, können dieses Vorverfahren und das Abhilfe­
verfahren zur gemeinsamen Entscheidung verbun­
den werden. Das Abhilfeverfahren stellt sicher, daß 
die zuständigen Stellen nicht mit einer Klage über­
rascht ,,,-erden, bevor der Sachverhalt und die ange­
meldeten Ansprüche des Bürge'rs noch einmal über­
prüft werden kOILllten. Dem Bürger v.ermittelt das 
Abhilfeverfahren die Gelegenheit, mit der Behörde 
in einem formalisierten Verfahren auch über eine 
gütliche Einigung zu verhandeln. Das Abhilfever­
fahren sorgt ferner für eine Entlastung der Gerich­
te, da es, wie die Erfahrungen in Bayern mit einem' 
ähnlichen System gezeigt haben, eine erhebliche 
FiltenYirkung entfalt~t. Mit Rücksicht auf die Be­
sonderheiten der Verw'altungsverfahren in den Län­
dern, insbesondere im Kommunalbereich, wird der 
LandesgE!setzgebung eine abweichende Regelung 
nach Maßgabe des § 31 gestattet. 

3.8 A!.l.sländerireundliche Staatshaitung 

Das neue. Staatshaftungsrecht behandelt Inländer 
und Ausländer grundsätzlich gleich. Eine Staatshaf­
tungsbeschränkung, wie sie das Amtshaftungsrecht 
in dem Erfordernis der formellen und materiellen 
Gegenseitigkeit noch kennt, erscheint nicht mehr 
angemessen. Um denkbaren Diskriminierungen 
Deutscher durch Rechtsordnungen anderer Staaten. 
in staatshaftungsrechtlicher Hinsicht· entgegentre­
ten zu können, genügt die Aufnah..rne einer Ermäch­
tigung zum Erlaß haftungseinschränkender Rechts­
verorcLllungen. 

3.9 !Zeitgemäße Tum!lltentschädigung 

Die Verpflichtung des Staates zur Tumultentschädi­
gung fließt aus seiner Pflicht zum Schutze der öf­
fentlichen Sicherheit und Ordnung. Der Rechtferti-
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gungsgrund dieses Schadens ausgleichs ist zwar 
nicht rechtswidriges hoheitliches Verhalten oder 
Unterlassen; denn der Staat verstößt regelmäßig 
noch nicht gegen seine öffentlichrechtlichen Pflich­
ten, wenn seine Ordnungs organe eine g'efährliche 
Sicherheitslage nicht beherrschen und ihre Folgen 
nicht abwenden, ob',o;ohl grundsätzlich die Gewähr­
leistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
ein Vvesenselement der Rechtsstaatlichkeit bildet. 
Oft ist der Staat mangels sachlicher oder personel­
ler Mittel außerstande,. wirksam einzuschreiten, 
oder er sieht vom Einsatz seiner 1tlachtmittel ab, 
um noch größere Schäden zu vermeiden. Es er­
scheint jedoch rechtspolitisch geboten, in den Fäl­
len unzureichenden Schutzes dem Staat für einge­
tretene Schäden eine finanzielle Verantwortung 
aufzuerlegen. Dementsprechend ist bei Sachschäden 
zwischen 500 DYI und 20 000 DM voller Schadens­
ersatz in Geld vorgesehen .. Darüber hinaus ist eine 
Entschädigung bis 300 000 DYI nur noch dann und 
insoweit möglich,_ als dem Geschädigten im Hin­
blick auf seine wirtschaftlichen Verhältrdsse nicht 
zugemutet werden kann, den Schaden sel"Jst zu tra­
gen. Die Billigkeitsentschädigung im zuletzt be­
zeichneten Vermögensschädenbereich und der Aus­
gleich von Personenschäden ist Ausfluß des Sozial­
staatsprinzips. Der Staat sorgt für die Existenzsi­
cherung des Geschädigten bei Person=nschäden 
n.ach Maßgabe des ·Bundesversorgungsgesetzes. Die 
Regelung im übrigen paßt sich an die des Opferent­
schädigungsgesetzes an. Bei Schäden aus Tumulten 
richtet sich der Ausgleich, auch wenn die Voraus­
setzungen des Opferentschädigungsgeset,:es vorlie­
gen, ausschließlich nach. der Tumultsdcädenrege­
lung. Stellt das Verhalten der Sicherheits organe 
gleichzeitig eine Pflichtverletzung im Sinne des 
Grundhaftungstatbestandes nach dem Staatshaf­
tungsgesetz dar, können die Ansprüche c.us Staats­
haftung und Tumultentschädigung nebE'neinander 
geltend gemacht werden. 

Mit Rücksicht auf die sozialstaatlichen Elemente 
der Tumultentschädigung wird im Zuge der weite­
ren Arbeiten am Sozialgesetzbuch neu zu überden­
ken sein, ob die Tumultentschädigung Bestandteil 
des Staatshaftungsgesetzes bleibt oder ob sie insge­
samt als soziales Entschädigungsrecht in den vor­
gesehenen Entschädigungsteil des Sozialgesetzbu­
ches übernommen, ihre Durchführung der Versor­
gungsverwaltung übertragen und der Rechtsweg 
über Entschädlgungsstreitigkeiten zu den Sozialge­
richten geöffnet werden kann. 

3.10 Funktionsgerechte Amtswalterhaftung 

Für die Folgen pflichtwidrigerAusübung hoheitli­
cher Ge'Nalt haftet ausschließlich der Staat. Eine 
Außenhaftung des Amtswalters, durch den der 
Staat die Verletzung der öffentlichrechtlichen 
Pflicht begeht, gegenüber dem geschädigten Bürger 
ist ausgeschlossen. Seine persönliche Haftbarkeit 
ist Gegenstand der Regreßhaftung des. Amtswalters 
gegenüber seinem Dienstherrn. Infolge \Vegfalls 
der Subsidiarität und der Verschärfung der Haf­
tungsvoraussetzungen sowie durch Zuweisung bis­
her hoheitlich gewerteter Tätigkeiten in das 'Privat-
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recht wird das. Haftungsrisiko des Amtswalters im 
Innenverhälinis erheblich gesteigert. Die Reform 
der Außenhaftung des Staates erfordert daher auch 
eine ='Jeuordnung des Regresses. Es erscheint sach­
gerecht· und zur \Vahrun.g der Verantwortungsfreu­
de des Amtswalters und damit der Funktionstüch­
tigkeit des öffentlichen Dienstes zweckmäßig, die 
Rückgrlffshaftung einheitlich ·auf Vorsatz und gro­
be Fahrlässigkeit zu beschränken, gleichgültig, ob 
der· Amtswalter Aufgaben des Staates im Zivil­
rechtsbereich oder irp. hoheitlichen Bereich wahr­
nimmt. Die bisherige Beschränkung des Rückgriffs 
bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit nur auf den 
hoheitlichen Tätigkeitsbereich kann auch deswegen 
aufgegeben werden, weil in der Daseinsvorsorge 
zahlreiche öffentliche Aufgaben mit Mitteln des 
Privatrechts erfüllt werden. Das gilt insbesondere 
auch für den Aufgabenbereich an· der Grenze zwi­
schen 'öffentlichem und privatem Recht, wie z. B. 
bei der Verkehrssicherung, der Teilnahme am all­
gemeinen Verkehr, der Heilbehandlung und· der 
Versorgung mit vVasser und Energie. Die Beschrän­
kung der Regreßhaftung auf clle vorsätzlichen oder 
grob fahrläSSIgen Pflichtverletzungen des Amtswal­
ters gilt einheitlich für Beamte, Richter, Soldaten 
und Zivildienstleistende. Uber die entsprechenden 
Vorschriften der Manteltarifverträge für Angestell­
te und Arbeiter des öffentlichen Dienstes kommt 
die beschränkte Innenhaftung auch diesem Perso­
nenkreis zugute. 

Die Außenhaftung des Amtswalters für Fehler bei 
der Teilnalune des Staates am Privatrechtsverkehr 
ist aus Anlaß der' Zuweisung bisher hoheitlicher 
Tätigkeitsbereiche des Staates in das zivilrechtliche 
Haftungsgefüge neu zu regeln. Aus dienstrechtli­
cher Sicht erscheint es unzweckmäßig, die persönli­
che AußenhaftuIlg des Amts\valtersfür schädigen­
des Verhalten nur bei Fehlern im hoheitlichen Tä­
tigkeitsbereich auszuschließen, im Zivilrechtsver­
kehr dagegen nach dem Recht der unerlaubten 
Handiung des bürgerlichen Rechts fortbestehen zu 
lassen., Dies würde außerdem auch zu einer 
Schlechterstellung des Geschädigten führen, da es 
den Staat im erweiter.ten Umfange in die Lage ver­
setzen ·w·ürde, sich hinsichtlich der Auswahl seiner 
Bediensteten nach § 831 BGB zu exkulpieren und 
somit das Risiko der Insolvenz seines Bediensteten 
dem geschädigten Bürger anzulasten. Sachgerechter 
erscheint· der einh,eitliche Ausschluß der Außenhaf­
tung der Bediensteten bei hoheitlicher und fiskali­
seher Tätigkeit. Im AußenverhälLJ.is haftet an ihrer 
Stelle der Staat, ycell-ll die Voraussetzungen der Zi­
vilrechtshaftung in ihrer Person erfüllt sind. 

-4 Kosten der Reform 

Die :"[euordnung des Staatshaftungsrechts und der 
Tumultentschädigung bringt für die öffentlichen 
Haushalte in Bund, Ländern und Gemeinden über 
die Ausgaben für Staatshaftung nach geltendem 
Recht hinaus Mehrbelastungen mit sich. Die finan­
ziellen Folgen der ausgabewirksamen Reformmaß­
nao.l-J.men \d:;rden sich jedoch in vertretbaren Gren­
zen halten. 

4.1 Staatshaftungsausgaben 

Die Aufwendungen der öffentlichen Rechtsträger 
im Haushaltsjahr auf der Grundlage des geltenden 
Rechts für Ersatzansprüche aus Staatshaftung in 
den reformrelevanten Bereichen für den Durch­
schnitt der Haushaltsjahre unter Verwertung der 
Erhebungsergeb~isse (vgl. 2.2) können wie folgt ge­
schätzt werden: 

§taatshaituny im engeren Sinne 

B'und einschließlich Bundespost 1,2 Millionen DM; , 
ohne Bundespost 0,7- Y-lillionen DYl, 

Länder 1,3 :Millionen DM, 

Gemeinden und Gemeindeverbände ca. 4,0 ~lillio­

nen D~vi (ohne Ansprüche aus enteignungsgleichen 
und aufopferungsgleichen Eingriffen). Der zuletzt 
genannte Betrag könnte äußerstenfalls auf 6,5 Mil­
lionen DM steigen, Well-ll die bei Abschluß der Er­
hebungen angemeldeten, aber nicht erledigten Haf­
tungsfälle entsprechend dem Ergebnis der erledige 
ten Haftungsfälle als abgewickelt fingiert würden. 
Der Aussagewert dieser Cnterstellung erscheint je­
doch nicht hinreichend gesichert, so daß in der fol­
genden Darstellung der Kostenprognose der Ge­
meinden und Gemeindeverbände jeweils die durch 
die Einbeziehung der offenen Fälle erweiterten 
Ausgabenbeträge gesondert ausgewiesen werden, 
um den Risikorahmen der Staatshaftung im Kom­
munalbereich zu verdeutlichen. 

Verkehrssicherungspilichtverletzungen 

Als Ersatz für Schäden aus der Verletzung von 
Verkehrssicherungspflichten für Straßen, Grund­
stücke, Gewässer, Bauwerke und sonstige Anlagen 
sind gezahlt worden 

- vom Bund (ohne Bundespost) 0,10 Millionen 
DYl, 

- von den Ländern 0,82 Millionen DYI, 

von den Kommunen zwischen 3,33 und 3,65 ::vm­
lionen DYL 

Die Ausgaben in beiden Haftungsbereichen belau­
fen sich damit zusammen auf 

7- ,3 IvIillionen D::Vl im Bund, 

2,llv1illronen DM in den Ländern und zwischen 

7,4 Y-Iillionen DM und 10,2 Millionen im Kommunal­
bereich, also 

insgesamt z'Nischen 16,8 Millionen Dy-l und 19,6 
::Vfillionen DM. 

Cber den Umfang der Staatshaftungsausgaben des 
geltenden Rechts hinaus werden bestimmte Rege­
lungsbereiche des Reformgesetzes Ylehrausgaben 
verursachen. Der Cmfang der Mehrbelastungen 
kann nur· auf der Grundlage der Untersuchungser­
g'ebnisse der Staatshaftungsansprüche des gelten­
den Rechts annäherungsweise und mit allen Risi­
ken einer solchen ::Vlethode geschätzt werden. Da­
bei sind alle Einzelregelungen einzubeziehen, die 
kostenrelevant sein könnten. Für jede dieser Ein­
zelregelungen des Staatshaftungsgesetzes ist auf 
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die ermittelten finanziellen Daten des einschlägigen 
geltendEm Rechtszustandes ein entsprechender Zu­
schlag auszubringen, der auf der Basis des Volu­
mens der gezahlten oder erhobenen Staatshaftungs­
ansprüche zu schätzen ist. Die so gewonnenen Aus-

- sagen über -die künftigen Ylehrbelastungen enthal­
ten eine nicht vermeidbare Fehlerquote, die in der 
Unsicherheit liegt, daß nicht genau vorhergesehen 
werden kann, ob_unter dem kürutigen Recht, wenn 
auch nur für eine Anfangszeit, die Zahl geltend ge­
machter StaatshaftungSd-llSprüche deswegen an­
steigt, weil die Erfolgsaussichten nach künftigem 
Recht besser beurteilt werden als nach dem bisheri­
gen Recht. Dieser Unsicherheitsfaktor ist in den 
einzelnen kostenrelevanten Regelungsbereichen un­
terschiedlich zu bewerten lind bei der Kostenschät­
zung in den jeweiligen Zuschlag hineinzunehmen. 
Die Kostenschätzung ist für die Haushalte von 
Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich Ge­
meindeverbände getrennt vorzunehmen. 

4.1.1 Wegiall der Subsidiarität (§§ 1, 2) 

Die Erhebungen haben eine unterschiedliche Be­
deutung des Verweisungsprivilegs im geltenden 
Amtshaftungsrecht in der unmittelbaren Staatsver­
waltung einerseits und der mittelbaren Staatsver­
waltung (Kommunalbereich) andererseits erkennen 
lassen. Die Ylehrbelastungen aus dem 'vVegfall 
der Subsidiarität treffen die Rechtsträger beider Be­
reiche daher verschieden stark. Bei einem Volumen 
geltend gemachter Amtshaftungsansprüche (ohne 
Verkehrssicherungspflichtverletzungen; vg1. dazu 
4.1.5) gegen den Bund von 4,9 Millionen DM (ohne 
Bundespost) und gegen die Länder von 11,2 Millio­
nen DM könnte der Zuschlag in diesem Haftungs­
bereich auf der Basis eines Gesamtvolumens von 16 
Ylillionen DM geltend gemachter Ansprüche ge­
schätzt werden. Im Kommunalbereich beträgt das 
entsprechende Volumen 40,7 Millionen DM (84,9 
Millionen D:)'1). 1,8 % der Ansprüche gegen den 
Bund (0,08 :Millionen DYI) , 1 010 der Ansprüche ge­
gen die LändeL (0,11 Millionen DYl) und 13,5 Ofo der 
Ansprüche im Kommunalbereich (5,4 bfs 11,2 Mil­
lionen DM) sind nach den Erhebungen an der Sub­
sidiarität gescheitert. Es wäre 'nun aber nicht rich­
tig, den Mehrbelastungszuschlag mit dem prozen­
tualen Anteil des erfolglos geltend gemachten An­
spruchsvolumens gleichzusetzen. Der \Vegfall der 
Subsidiarität bedeutet nicht schon Begründetheit 
des geltend gemachten Anspruchs. Vielmehr steht 
damit nur fest, daß der Anspruch nicht schon von 
vornherein an einer anderweitigen Ersatzmöglich­
keit scheitert. 

Es liegt die Annahme nahe, daß das Volumen der 
bisher am Verweisungsprivileg gescheiterten An­
sprüche nur insoweit als Mehrbelastung der öffent­
lichen Haushalte unter der Geltung des künftigen 
Rechts eingesetzt werden kann, als es dem Verhält­
nis der Summe der erfüllten - und abgelehnten 
Staatshaftungsansprüche im übrigen, also ohne die­
ses Volumen, entspächt (1. Berechnungsmethode). 
Dann würde sich das Anspruchsvolumen von 40,7 
(84-,9) um 5,4 (11,6), also auf 35 ('f3) Millionen D:\Il 
mindern. Die auf dieser Basis gewonnenen VerhäIt-
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niszahlen könnten mit 11,8 Ofo als bezahlt und mit 
46,9 % mangels Verschuldens und 41,3 % aus son­
stigen Gründen abgelehnt angenommen werden. 

Bei dieser Berechnungsmethode würde jEdoch niclit 
berücksichtigt, daß in Zukunft Ansprüche gegen 
den Staat geltend gemacht werden, von c_eren Erhe­
bung unter geltendem Recht "\'tegen Aus;5ichtslosig­
keit der Rechtsverfolgung im Hinblick auf den Ein­
wand der anderweitigen Ersatzmöglichkeit abgese­
hen worden ist. enter Verwertung der Erkenntnisse 
über die Erhebung im Rahmen der privatrechtlichen 
Straßenverkehrssicherungspflicht (vg1. 2.2:1.2.3) er­
scheint es daher realistischer, die ~'1ehrbelastung 
durch den IN egfall der Subsidiarität auf der Basis 
der bezahlten Beträge zu schätzen und mit etwa 
25 Ofo der erfüllten Ansprüche anzunehmen (2. Be­
rechnungsmethode). Zwar ist bei den Hilftungsaus­
gaben für Verkehrssicherungspflichtverletzungen 
eine Spanne von 15 Ofo bis 35 Ofo erkennbar gewor­
den. Die Höchstspanne von 35 % einzusetzen würde 
jedoch außer acht lassen, daß im Haftun.9sbereich 
der Verkehrs sicherung im Gegensatz zur übrigen 
Staatshaftung die Körper- und Gesundheitsschäden 
eindeutig überwiegen und damit. auch die Verwei­
sung auf Versicherungsansprüche gegen Träger der 
gesetzlichen oder privaten Kranken- und Unfallver­
sicherung eine erheblich größere Bedeutung besitzt. 
Der eingesetzte ivIittelsatz von 25 070 ist daher wahr­
scheinlich noch zu hoch. 

vVegen der unterschiecllichen Aufgaben der unmit­
telbaren Staatsverwaltung einerseits smde der. Ge­
meinden und Gemeindeverbände andererseits er­
scheint die zweite Berechnungsmethode jedoch nur 
auf den Kommunalbereich anwendbar. Die Mehrbe­
lastung des Bundes und der Länder kann nach der 
ersten Berechnungsart mit 0,08 Million,;m UM für 
den Bund und 0,11 yl~llionen DM für die Länder an­
gesetzt werden. Im Kommunalbereich liegt d~r Rah­
men der Mehrbelastung nach der erst~n Berech­
nungsart zwischen 0,6 Millionen DM (U,8 Ofo von 
5,4 Millionen DM -Basis erledigte Fälle) und 1,4 
Millionen DM (11,8 % von 11,2 Millionen DM -
Basis offene Fälle einbezogen). Bei Anwendung der 
zweiten Berec:::hnungsart im Kommunalbereich liegt 
der Mehrbelastungsrahmen zwischen 1 Million 
D:vI und 1,5 :NIillionen DM. Die Mehrb,:;!lastung in 
Bund, Ländern und Gemeinden dürfte damit im 
Durchsc:hnitt der Haushaltsjahre insgesamt zwi­
schen 1,2 Millionen DM und 1,7 Ylillionen DM lie­
gen. 

4.1.2 Haftung iür technische Einrichtungen (§ 1 
Abs. 2, § 2 Abs. 3) 

Unterlagen für eine Schätzung der Mehrbelastung 
durch Einführung der Haftung für _ technische Ein­
richtungen sind nicht vorhanden. Haftungsausga­
ben werden voraussichtlich im nennens,'"erten -Um­
fang durch das Versagen von Verkehrsccmpeln ver­
ursacht v{erden. InsO"\veit dürfte der ErSetz von Per­
sonen- und Sachschäden in Betracht kOlILmen. Schä­
den irifolge fehlerhaft arbeitender elektronischer 
Datenverarbeitungsanlagen werden vorwiegend 
oder gar ausschließlich im Bereich der Vermögens­
schäden eintreten. Da die Ersatzpflicht insoweit 
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auf den Ausgleich des unmittelbaren Schadens be­
schränkt ist, wird die :CvIehrbelastung insgesamt ge­
ring bleiben. Qua..TJ.tifizierbar erscheint nur die 
~vIehrbelastung durch Ampelversagen. Insoweit 
wird ein Ausgabevolumen von 0,2 Millionen DM zu 
Lasten der Länderhaushalte angemessen sein, da 
sich Unfälle infolge Ampelversagens ohne gl~ich­
zeitiges menschliches Fehlverhalten bei der ·War­
tung und Aufsicht der Ampelanlagen bisher nur 
selten ereignet haben. Der Schätzung liegt die An­
nahme von zwanzig Verkehrsunfällen im Jahr mit 
einem durchsclulittlichen Schaden von je 10000 
DM zugrunde. 

4.1.3 "Lmkehr der Beweislast (§ 2 Abs. 1 Satz 2) 

Die Einschätzung der YIehrbelastung der öffentli-· 
chen Haushalte infolge der Umkehr der Darle­
gungs- und Beweislast bei der verwaltungsmäßigen 
und gerichtlichen. Durchsetzung von Staatshaf­
tungsansprüchen berEdtet besondere Schwierigkei­
ten. Letz~lich wirkt sich die Veränderung der 
Rechtslage erst in gerichtlichen Verfahren aus. 
:>Jach der bisherigen Rechtslage hatte der klagende 
Bürger die Tatsachen darzulegen und zu beweisen, 
aus denen der Schuldvorwurf im Sinne des § 839 

- Abs. 1 Satz 1 BGB hergeleitet wurde. :>Jach künfti­
gem Recht ist es Sache des Staates darzutun und 
nachzuweisen, daß seine Organe oder Stellen die 
im Haftungsmaßstab unveränderten Sorgfaltspflich­
ten eingehalten. haben. Für alle Staatshaftungskla­
gen gilt nach künftigem Recht der Cntersuchlings­
grundsatz. Damit wird sich die Rechtsänderung nur 
in den Fällen zu Lasten des Staates aus,·virken, in 
denen er den ihm obliegenden Nachweis der Erfül­
lung seiner Sorgfaltspflicht nicht zur Cberzeugung 
des Gerichtes fänren kann. Kun werden aber nach 
den Erkenntnissen der kommunalen Haftpflichtver­
sicherer höchstens 3 Ofo. aller Staatshaftungsfälle 
streitig vor den Gerichten verhandelt. Im gerichtli­
chen Verfahren werden nach den Erkenntnissen der 
Ausvc.ertlLT}.g rechtskräftiger Urteile zudem nur etwa 
14 Ofo aller Klagen mangels Verschuldens abgewie­
sen. "'Nie hoch sich bei diesen abgewiesenen Kla­
gen der Anteil der Fälle eindeutigen Nichtverschul­
dens zu dem Anteil der Fälle verhält, in denen die 
Schuldfrage zu Lasten des Klägers aus Be,:veisgrün­
den offengeblieben ist, ist nicht feststellbar, dürfte 
jedoch nur gering sein. Diese Uberlegungen zeigen, 
daß die Verwertung des rechtstatsäch-lichen Mate­
rials aus dem gerichtlichen Verfahrensbereich 
kaum zu tragfähigen Anhaltspunkten für eine Ein­
schätzung der Mehrbelastung der öffentlichen Haus­
halte führen kann. 

Die Umkehr der Beweislast dürfte die Abwicklung 
staatshaftungsrechtlicher Ansprüche im Verwal­
tungsverfahren ebenfalls nicht sehr nachhaltig be-. 
einflussen. Nach dEm durchgeführten Verwaltungs­
erhebungen werden etwa zwischen 38,6 % (Länder) 
und 41,0 % (Gemeinden) der Staatshaftungsansprü­
che im engeren Sinne mangels Verschuldens als 
unbegründet abgelehnt. Es muß bezweifelt werden, 
ob diese Verwaltungspraxis in Zukunft durch die 
Umkehr der Beweislast in nennenswertem Umfang 
beeinflußt wird. Es darf nicht übersehen werden, 
daß schon nach geltendem Recht in Teilbereichen 

durch die Rechtsprechung der Verwaltung die Be­
weislast im ·Wege der. Umkehr oder des prima fa­
cie-Beweises zugeschoben worden ist oder über ein 
Organisationsverschulden vermutet wurde. Die ge­
nerelle CII).kehr der Beweislast im künftigen Recht 
"wird sicherlich auf das Verwaltungshandeln nicht 
völlig olme Rückwirkungen bleiben, die Hauptbe­
deutung dieser Rechtsveränderung wird jedoch 
psychologischer Art sein. Der geschädigte Bürger 
dürfte im Vertrauen auf seine starke Stellung im 
gerichtlichen Verfahren eher als bisher geneigt 
sein, es auf einen Prozeß ankommen zu lassen. Die 
finanziellen Auswirkungen dieser Rechtsverände- -
rung können nur vermutet werden. Eine Mehrbela­
stung als Zuschlag in Höhe von einem Drittel der 
bisherigen Staatshaftungsausgaben im engeren Sin­
ne .tür die Haushalte von Bund, Ländern und Ge­
meinden erscheint vertretbar und ausreichend. Das 
bedeutet im einzelnen für den Bund eine Mehrbela­
stung von 0,23 Millionen DM, für die Länder von 
0,43 Millionen DM und für den Kommunalbereich 
eine solche zwischen 0,54 Millionen DM (Basis erle­
digte Fälle) und 0,61 Millionen DM (oftene Fälle 
einbezogen). Für den Kommunalbereich ist bei der 
Berechnung das Ausgabevolumen für Schäden bei 
der Abwässerbeseitigung und der ~Iüllabfuhr in 
Höhe von 2,4 (3,0) Millionen DM unberücksichtigt 
geblieben, weil diese Haftungsbereiche weiterhin 
der Verschuldenshaftung des Zivilrechts unterlie­
gen und die Beweislage daher unverändert bleibt. 

Somit kann die Mehrbelastung von Bund, Ländern 
und Gemeinden aus der Cmkehr der Beweislast mit 
insgesamt zwischen 1,2 und 1,3 Millionen D:YI ange­
nommen vierden. 

4.1.4 Grundrechtseingriiishaitung (§ 2 Abs. 2) 

Soweit die Grundrechtseingriffshaftung die richter­
rechtlich entwickelten Institute des enteignungs­
und aufopferungsgleichen Eingriffs in das Staats­
haftungssystem einbezieht und in ihrer vVirkung 
voll aufrechterhält, tritt keine :)"lehrbelastung der 
öffentlichen Haushalte ein. Das gilt für Grund­
rechtseingriffe in die Rechtsgüter des Artikels 2 
Abs. 2 GG, nämlich Leben, Gesundheit, körperliche 
Unversehrtheit, Freiheit der Person, und für Eingrif­
fe in die durch Artikel 14 GG als Eigentum im wei­
teren Sinne geschützten Rechtsgüter. YIehrkosten 

I entstehen allein durch die A!lsdehnung der Gruhd­
rechtseingriffshaftung auf sämtliche Grundrechtspo­
sitionen. Bei der SchätzlLTJ.g des Cmfangs dieser zu­
sätzlichen Belastung der öffentlichen Haushalte ist 
'Zu berücksichtigen, daß nicht jeder Schaden, der 
als Folge des Grundrechtseingriffs eintritt, aus­
gleichsfähig ist, sondern nur eine bestimmte Art 
des Schadens, näm.lich die vermögenswirksame Ein­
buße in d.em grundrechtlichen Schutzgut selbst. Er­
satzfähig sind weder immaterielle Schäden, wie 
z. B. Schmerzensgeld, noch Einbußen in Rechtsposi­
tionen, die selbst nicht· grundrechtlich geschützt 
sind. Dazu gehört insbesondere das Vermögen als 
solches mit der Folge, daß entgangener Gewinn. 
oder andere zukünftige Erwerbschancen nicht er­
setzt werden. Dagegen können der Verdienstausfall 
oder der Verlust entsprechender Einnahmen in~o­
weit ersatzfähig sein, als sie einen Ertragsverlust 
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im Sinne einer Substanzminderung bedeuten, wie 
sie die Rechtsprechung zum. enteignungsgleichen 
Eingriff zugelassen hat .. Eine nennenswerte Mehrbe­
lastung der öffentlichen Haushalte ist in den 
Grundrechtsbereichen zu !,!Hvarten, deren Schutz­
sphären im Hinblick auf die vorgenannten Kriterien 
besonders schadensrelevant sind. Sie dürfte bei 
sch·weren Verletzungen des Gleich..h.eitsgrundsatzes 
aus Artikel 3 GG in Betracht kommen, die sich 
nicht in einer unrichtigen Anwendung einfachen 
Rechts erschöpfen. Staatliche WIllkürmaßnahmen 
dieser Art können allerdings auch nach dem gelten­
den Recht des § 839 BGB als Fälle des sogenannten· 

. Amtsmißbrauchs bereits die Staatshaftung auslösen. 
Cberdies '!vird in der Masse dieser Fälle .schon die 
Haftung nach § 2 Abs. 1 eingreifen. Bedeutsamer 
,'{erden sich die Grundrechtseingriffe im Bereich 
der durch Artikel 12 GG geschützten Berufsfreiheit 
auswirken. Substanzverluste im Sinne der Haf­
tungsnorm dürften. jedoch grundsätzlich nur bei 
rechtswidrigen Berufsverboten auftreten, nicht da­
gegen. schon bei rechtswidrigen :'fichtzulassungen 
zu einem Beruf, da in den zuletzt genannten Fällen 
dem Berufsbewerber nrchts genommen, sondern nur 
etwas vorenthalten viird. 

Unter Berücksichtigung aller Umstände und der Re­
lationen der festgestellten fIaftungsvolumina in 
Bund, Ländern und Gemeinden in den übrigen Be­
reichen werden die. Mehrbelastungen im Durch­
schnitt der Haushaltsjahre auf jährlich 1 Ylillion 
D:\-I für jeden der genannten Haftungsträger, also 
insgesamt auf 3 Millionen DlVI, geschätzt und in die 
Gesamtrechriung eingestellt. 

4.1.5 Straßenverkehrssicherungspflicht (§ 17 Abs. 3) 

Die y-Iehrbelastungen im Bereich der Straßenver­
kehrssicherungspflichtverletzungen werden durch 
den ·Wegfall der Subsidiarität sowie durch die Um­
kehr der Beweislast verursacht. Inso,veit sind die 
oben unter 4.1.1 und 4.1.3 angewandten Berech­
nungsarten einschlägig. 

4.1.5.1 . Weg~an der Subsidiarität (§§ 1,2) 

Im Bund wirkt sich der vVegfall der Subsidiarität 
nicht aus, da für Pflichtverletzungen bei der Siche­
rung des Verkehrs auf Bundesstraßen ausschließ­
lich die Länder verantwortlich sind, die diese Stra­
ßen im Auftrage des Bundes verwalten (Artikel 90 
Abs.2 des Grundgesetzes). 

In den Ländern tritt eine Mehrbelastung bei der 
Straßenverkehrssicherungspflicht nur insov{eit auf, 
als sie als Amtspflicht ausgestaltet nach geltendem 
Recht zur subsidiären Haftung des Trägers führt. 
Geht man von den Erkenntnissen über den Entlac 

stungseffekt der Subsidiarität ·im Kommunalbereich 
(vgl. 2:2.1.2) aus, liegt es nahe, den Ausgabebetrag 
ebenfalls mit etwa 15 0fo bis 35 0fo der Summe anzu­
nehmen, die in diesen Ländern mit 86,3 Ufo Anteil an 
der Gesamtbevölkerung gezahlt worden ist. Auf der 
Basis des ungekürzten Ausgabebetrages in Höhe 
von 0,f)2 Millionen DM berechnet sich die Mehrbe­
lastung somit höchstens (35 0/0) auf _ 0,3 Millionen 
D:v1. 
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Im Kommunalbereich lassen die Erhebungsergeb­
nisse eine getrennte Berechnung je nach Rechtsna­
tur der Verkehrssicherungspflichten zu. Hinsicht­
lich der öffentlichrechtlichen Streu- und. v\Tegereini­
gungspflicht sowie der.\Vegebaulast wird von einer 
YIehrbelastung zwischen 15 Ufo und 35 0!.J des ge­
zahlten Betrages in Höhe von 0,28 Millionen DM 
auszugehen sein. Das ergibt eine Höchstmehrbela­
stung von 0,09 Mi1lionen DM in diesem Bereich. 

Bei der Straßenverkehrssicherungspflicht wäre un­
ter der Fiktion einer zivilrechtlichen Ausgestaltung 
von einem Ausgabeyolumen in allen Lä_l1.dern in 
Höhe von 2,14 YIillionen. D:vI auszugehE<n. Dieses 
Ausgabevolumen ist entsprechend dem Anteil der 
Länder mit zivilrechtlicher StraBenverkehrssiche­
rungspflicht um 13,7 °/0 zu kürzen, da insoweit eine 
Mehrbelastung durch die wegfallende Subsidiarität 
nicht eintreten kann. Bei einer Ausgangsberech­
nungsbasis von danach 1,86 Millionen DM kann der 
Entlastungseffekt der nach geltendem Re:::ht beste­
henden Subsidiarität höchstens mit 35 Ufo ·Lmd damit 
et\"-a mit 0,6 Millionen DM angesetzt v{Hden. Der 
"\Vegfall dieses Entlastungseffektes . wird. also im 
Kommunalbereich eine lVIehrbelastung in. gleicher 
Höhe erzeugen. Die Mehrausgaben betragen zusam­
men 0,69 Millionen DM. 

4.1.5.2 Um!iehr der Beweislast 

Setzt man die Mehrbelastung der öffentlichen 
Haushalte auch hier mit·einem Drittel der Ausgabe­
volumina an, so ergibt sich folgendes Bild: 

Im Bund kann die !\1ehrbelastung mit 0,04 Millio­
nen DM geschätzt werden. In den Ländern dürfte 
sie etwa mit 0,3 Millionen DM anzll..l1.ehmen sein. 
Im Kommunalbereich ist sie bei einem Gesamtaus- . 
gabebetrag in Höhe von 3,33 bis 3,65 Millionen DM 
mit etwa 1,1 bis 1,3 Millionen·n:vI zu veranschlagen. 

errter .Berücksichtigung beider Kostenfaktoren sind 
danach die Mehrbelastungen mit 0,04 Millionen DYJ: 
für den Bund, 0,7- YIillionen DM für die Länder und 
für ·die Gemeinden zwischen 1,8 bis 2,0 Millionen 
D:v!, also insgesamt mit rd. 2,54 bis 2,74 Millionen 
DYI in Rech..l1.ung zu stellen. 

"1.1.6 Erweiterte Posthaitung (§ 41) 

Die Einbeziehung der Postkriminalität in die Haf~ 
tung aus dem Postbenutzungsverhältnis kann unter 
Verwertung einer von der Deutschen Eundespost 
durchgeführten Repräsentatirerhebung grob ge­
schiltzt werden. Danach muß im Haushaltsjahr mit 
etwa 3 000 zusätzlichen Haftungsfällen gerechnet 

. werden; deren Schadensvolumen mit rd. 10 Millio­
nen DM veranschlagt werden kann. Dieser Scha­
densbetrag schließt. alle mittelbaren und unmittel­
baren Schäden der kriminellen HandluncT ein. Die 
'Torgeschlagene Beschränkung der Haftung auf 
Sachschäden dürfte dazu führen, daß die Schadens­
summe etwa um die Hälfte absinkt uno. demnach 
einE; Mehrbelastung des Haushalts der Deutschen 
Bundespost um insgesamt 5 ::Vlillionen DM pro 
Haushaltsjahr erzeugt. 
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4.1.7 Vereinheitlichung des dienstrechtlichen Rück-
griiis (§§ 43 bis 45) 

Die Beschränkung des Regreßanspruchs des Dienst­
herrn gegen seinen nicht hoheitlich handelnden Be­
diensteten auf grob fahrlässige Dienstpflichtverlet­
zungen "wird nach den Ergebnissen einer Umfrage 
in den Innenverwaltungen" des Bundes und der Län­
der keine nennenswerten lviehrbelastungen mit sich 
bringen. Danach scheint die Vereinheitlichung des 
Regreßrechts für den hoheitlichen und nicht hoheit­
lichen Bereich weitgehend schon praktiziert wor­
den zu sein. Eine ziffernmäßige Mehrbelastung ist 
nicht feststellbar. 

4.1.8 Gleichbehandlung von Ausländern (§ 50) 

Der "Wegfall des Erfordernisses der Gegens~itigkeit 
bei der Geltendmachung von Staatshaftungsansprü­
chen durch Ausländer wird fallweise in den Haus­
halten von Bund, Ländern und Gemeinden zu Ylehr­
belastungen führen. Eine Quantifizierung ist 
schwierig. Nach den Ergebnissen der Verwaltungs­
e:rhebung und der Erhebung auf der Grundlage von 
gerichtlichen Entscheidungen sind nur wenige Fälle 
bekannt geworden, in denen ~.<\nsprüche von Aus­
ländern wegen der fehlenden Gegenseitigkeit abge­
lehnt worden sind. Nun ist nicht zu verkennen, daß 
Ausländer häufig auf die Geltendmachung wegen 
Aussichtslosigkeit der Rechtsverfolgung verzichtet 
haben. Dieses Hindernis der RechtsverfolgUIig ent­
fällt in Zukunft, so daß eine ziffernmäßige Mehrbe­
lastung der" öffentlichen Haushalte erwartet werden 
kann. Dabei ist zu berücksichtigen, daß das Gegen­
seitigkeitserfordernis in einigen Ländern nicht gilt 
(Hamburg, Baden-\Vürttemberg und BerEn) und daß 
die Gegenseitigkeit im Verhältnis zu den wichtigen 
Nachbarstaaten Belgien, Frankreich, ~iederlande 

und Schweiz sowie ferner zu Griechenland_ und Ja­
pan formell verbürgt ist. Die Mehrbelastung der öf­
fentlichen Haushalte von Bund, Ländern Ünd Ge­
meinden wird auf 0,1 Millionen D:Yl im Durch­
schnitt der Haushaltsjahre, also insgesamt auf 0,3 
Millionen DM geschätzt. 

4.1.9 Ubrige Reiormmaßnahmen 

Im übrigen ist die Reform des Staatshaftungsrechts 
hinsichtlich von Geld- oder Sachleistungen kosten­
neutral: 

Die Ausgaben für die Folgenbeseitigung (§ 3) dürf­
ten sich im Rahmen der nach "geltendem Richter­
recht zu leistenden ~aturalrestitution halten. Die 
Einschränkung der Haftung für Pflichtverletzungen 
der rechtsprechenden Gewalt (§ 5) entspricht eben­
falls derjenigen des geltenden Rechts. Der Haf­
tungsausschluß nach § 6 wirkt ebenso einschnei­
dend wie die entsprechenden Bestimmungen des 
geltenden Rechts; er dürfte sogar durch die Um­
kehr der Beweislast für die Säumnis der Rechtsbe­
helfseinlegung zu einer Einschränkung der Haftung 
führen. Die nur subsidiär eingreifende Haftung für 
enteignende Eingriffe (§ 14 Abs. 3), die zudem auf 
den Ersatz des Substanzverlustes beschränkt ist, 
entspricht dem geltenden Richterrecht und führt 
nicht zu Mehrausgaben. Entsprechendes gilt für die 
Zuv;eisung der bisher unter die Amtshaftung nach 

§ 839 BGB fallenden Tätigkeitsbereiche in § 17 
Abs. 2, die jetzt haftungs rechtlich dem Zivilrecht 
zugeordnet werden. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs das Subsidiaritätsprinzip für die Teilnahme am 
Straßenverkehr mit Dienstfahrzeugen seine Bedeu­
tung eingebüßt hat. Die Mehrbelastung infolge Ein­
?eziehung der Entsorgung (Abwasser und Abfall) 
1st unter 4.1.1 berücksichtigt. Die Ubernahme der 
?ersö~lichen Haftung der Bediensteten (§ 17 Abs. 4) 
1m pnvatrechtlichen Tätigkeitsbereich des Staates 
verursacht keine nennenswerten lvfehrkosten, weil 
in der Praxis die Exkulpation nach § 831 BGB bei 
schuldhaftem Verhalten der Bediensteten kaum in 
Anspruch genommen wird, sondern, wie insbeson­
dere im Kommunalbereich, die persönliche Haftung 
des Bediensteten durch Versicherungen des Dienst-

"herrn mit abgedeckt wird. Schließlich bringt auch 
die NeuorcLllung der :\fotarhaftung keine Belastung 
der öffentlichen Haushalte mit sich. Die Haftung 
trifft den )Jotar persönlich. Etwaige Haftungsausfäl­
le werden vollständig durch die Berufshaftpflicht­
versicherung der Notare und ihrer Berufsvertre­
tungskörperschaften abgedeckt. 

4.2 Personalausgaben 

In personeller Hinsicht kommen" als ausgaberele­
vante ~euregelungen die verfahrensrechtlichen 
Vorschriften des vierten Abschnittes in Betracht. 
Das in Bund, Ländern und Gemeinden vorgesehene 
obligatorische Abhilfeverfahren hat zum Ziel, die 
Zahl der gerichtlichen Verfahren zu verringern. Ei­
ner möglichen Personalbelastung im Abhilfeverfah­
ren steht also eine Entlastung im Bereich der ge­
richtlichen Verfahren gegenüber. Es fragt sich aber, 
ob das Abhilfeverfahren überhaupt zu einer nen~ 
nenswerten Personalvermehrung führen wird. Auch 
nach geltendem Recht wendet sich der" Geschädigte 
zunächst an die staatliche Stelle, die ihm den Scha­
den zugefügt hat, oder an ihre Aufsichtsbehörde. 
Die Abwicklung des dabei anfallenden Schriftver­
kehrs, der Prüfungsarbeit und der Schadensregulie­
rung unterscheidet sich nach Art und Umfang 
kaum von derjenigen -des künftigen Rechts, wenn 
man einmal von der Formalisierung dieses Verfah­
rens absieht. Uberdies werden durch die Haftungs­
zuweisungen nach § 17 Abs. 2 in das Privatrecht, 
vor allem-im Kommunalbereich (ca. 2 300 von ins­
gesamt 4 000 Fällen), in der Masse aller Haftungs­
fälle keine verfahrensrechtlichen Änderungen be­
wirkt. Soweit in der unmittelbaren Staatsverwal­
tung der Länder durch Einführung der Vorlage­
pflicht in besonderen Fällen eine Intensivierung 
des Anmelde- und Abwicklungsverfahrens eintritt, 
dürfte eine etwaige Mehrbelastung im Personalbe­
reich durch die Verringerung der Zahl gerichtlicher 
Verfahren im Erge.bnis abgeschwächt werden, zumal 
da im Kommunalbereich das Vorlageverfahren nicht 
stattfindet. 

Im Personalausgabebereich der öffentlichen Haus­
halte von Bund, Ländern und Gemeinden könnte so­
mit zwar eine Mehrbelastung eintreten; ihr finan­
zielles Ausmaß kann jedoch nicht näher geschätzt 
werden. 

33 



Drucksache 8/2079 Deutscher Bundestag - 8. vVahlperiode 

4.3 Gesamtausgaben 

Die MehrbeJastung der öffentlichen Haushalte in-· 
folge der Reform des Staatshaftungsrechts kann zu­
sammenfassend ,..,-ie folgt geschätzt werden: 

Der Haushalt des Bundes wird im Durchschnitt der 
Haushaltsjahre mit 6,45 Millionen DM zusätzlich 
belastet; davon entfallen 5 Millionen DM auf den 
Haushalt der Deutschen Bundespost. . 

Die Länderhaushalte werden insgesamt mit einer 
Mehrbelastung von 2,44 :vIillionen D:M zu rechnen 
hqben. 
Die :YIehrbelastung~n im Kommunalbereich werden 
auf 4,43 bis 5,26 Millionen DM geschätzt. Die Kom­
munalen Spitzenverbände schätzen diese Mehrko­
sten jedoch höher ein. 

Die zusätzliche Gesamtbelastung aller öffentlichen 
Haushalte in Bund, Ländern und Gemeinden würde 
demnach zwischen 13,41 und 14,24 Millionen DM, 
also maximal bei rd. 15 Millionen D:Yl liegen. Das 
entspricht im Ergebnis knapp einer Verdoppelung 
der derzeitigen Gesamtbelastung. 

Diese finanziellen Folgen werden jedoch nicht 
schon mit Inkrafttreten der Reformgesetze auf ein­
mal wirksam; die Mehrbelastungen werden viel­
mehr entsprechend der Uberleitungsvorschrift des 
§ 51 über einen mehrjährigen Zeitraum himv-eg all­
mählich auf die geschätzte Höhe ansteigen. 

4.4 Tumultentschädigung 

Die Belastung der Länderhaushalte mit den Kosten 
der neuen Tumultentschädigung kann unter- Be-_ 
rücksichtigung der bisher aufgetretenen tumultuari­
schen Ereignisse in der BundesJ;epublik nicht mit 
einer durchschnittlichen jährlichen Haushaltssum­
me angesetzt werden. Eine Umfrage bei den Innen­
verwaltungen der Länder ergab für die Zeit von 
1950 bis 1974 insgesamt rund 633 Schadensfälle 
durch Tumulte oder im Zusammenhang mit unfried­
lieh verlaufenen Demonstrationen und - ähnlichen 
erheblichen Störungen der öffentlichen Sicherheit 
durch Gewaltamo;endung oder deren Abwehr. Dabei 
handelte es sich ganz überwiegend um Sachschä­
den. 162 dieser Fälle führten zu Schadensersatzan­
sprüchen gegen die öffentliche Hand. Eine Entschä­
digung nach dem Tumultschädengesetz oder aus 
Billigkeitsgründen ist aber nur in 20 Fällen gelei­
stet worden. Diese außerordentlich geringfügige Be-' 
lastung der öffentlichen Haushalte kann einer 
Schätzung der finanziellen Auswirkung der vorge­
sehenen Keuregelung nicht zugrunde gelegt wer­
den, da das neue Recht die _A.nspruchsvoraussetzun­
gen wesentlich verbessert. Der Schadens verlauf bei 
Tumultschäden hängt von der Entwicklung der in­
neren Lage in der Bundesrepublik, insbesondere 
von ihrer Sicherheitslage ab. Es kann nicht ausge­
schlossen werden, daß in manchen Haushaltsjahren 
Tumulte völlig ausbleiben, in anderen dagegen in 
rascher Folge auftreten. Personenschäden dürften 
auch in Zukunft keine wesentliche Rolle spielen. 
Auch die auftretenden Sachschäden dürften keine 
unvertretbare Belastung bewirken können, weil die 
Entschädigungsansprüche nach Art und Höhe li­
mitiert sind. 
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B. Einzelbegründung 

Zum 1. Abschnitt - Haftung für rechtswidriges 
Verhalten der Staatsgewalt 

Der erste Abschnitt des Gesetzentvmrfs umfaßt die 
materiellrechiliche Staatshaftung. Staatsgewalt wird 
als vollziehende Gewalt in der unmittelbaren 
Staatsverwaltung, aber auch in der mittelbaren 
Staatsverwaltung (Gemeinden, Gemeindeverbände, 
Körperschaften, Anstalten und StiftungeIi des öf­
fentlichen Rechts), als rechtsprechend.:! Gewalt 
durch die Gerichte und ,als gesetzgebende Gewalt 
durch 9.ie Parlamente ausgeübt. 

Im Gegensatz zur vollziehenden und rechtsprechen~ 

I 
den Gewalt unterliegt die Gesetzgebung im Sinne 
des Artikels 20 Abs. 3 des Grundgesetzes nicht der 
yerfassungsrechtlichen Gewährleistung des neuen 
Artikels 34 des Grundgesetzes und wird infolgedes-
sen auch nicht vom Gesetzgebungsauftrag für ein 
Staatshaftungsgesetz erfaßt. Der' Staat haftet für 
verfassungswidrige Gesetzgebungsakte ni:ht unmit­
telbar. 

Von besonderer Be~eutung ist der Grundhaftungs­
tatbestand des § 1; er umschreibt die Haftungsvor­
aussetzungen (Absatz 1), dehnt die Höftung auf 
Fehler bei der Ausübung vollziehender Gewalt 
durch tecb.nische -Einrichtungen aus (Absatz 2) und 
legt die Ausschließlica1;:eit der Staatshaftung fest 
(Absatz 3). Die §§ 2 bis 4 und 7- bis 9 regeln im An­
schluß daran, Art, Inhalt und 'Lmfang der staatli­
chen 'Wiedergutmachung. § 5 modifiziert die Haf­
tungsvoraussetzungen für fehlerhafte rechtskraftfä­
hige Entscheidungen der rechtsprechendEon Gewalt, 
um die Funktionstüchtigkeit der Rechtsprechung im 
Interesse von Rechtssicherheit und Rechtsfrieden 
zu bewahren. Die vfeiteren Bestimmungen des er­
sten Abscb.nitts betreffen die Rechtsfolgen des Ver­
säumens von Rechtsbehelfen (§ 6), die Haftung ei­
ner Mehrheit von Schuldnern (§ 10), den Rückgriff 
zwischen mehreren Ersatzverpflichteten im Innen­
verhältnis (§ 11), die Haftung im Falle üb:!rtragener 
vollziehender Gewalt (§ 12) sowie schließlich das 
Erlöschen . der Ansprüche infolge Zeitablaufs 
(§ 13). 

Zu § 1 - Haftung der vollziehenden und der recht­
sprechenden Gewalt 

Zu Absatz 1 

Der Grundhaftungstatbestand des Absatzes 1- ver­
wirklicht die Grundsätze der unmittelbaren und pri­
mären Staatshaftung, wie sie Artikel 34 Abs. 1 des 
Grundges~tzes in seiner :0!eufassung garantiert (vgl. 
Allgemeiner Teil3.1!~.4). -

Die Begriffe der' vollziehenden Gewalt und der 
rechtsprechenden Gewalt stiInmen mit den in Arti­
kel 34 Abs. 1 des Grundgesetzes verwendeten Be­
griffen überein. Vollziehende Gewalt in diesem Sin­
ne ist das hoheitliche Verhalten aller E:cekutivor­
gane in Bund, Ländern und Gemeinden auf allen 
staatlichen Ebenen und in allen Erscheinungsfor­
men einschließlich der Daseinsvorsorge bis hin zur 
Ausübung von Hoheitsgewalt durch besonders be-
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traute Privatrechtsträger (Beliehene). Das hoheitli­
che Verhalten kann seinen Ausdruck finden in Re­
gierungsakten, Rechtsverordnungen, Satzungen, 
Verwaltungs akten oder sonstigen Venvaltungsmaß­
nahmen einschließlich der sogenannten Realakte. 
Zur rechtsprechenden Gewalt gehören alle richter­
lichen Ylaßnahmen im Sinne des Artikels 92 des 
Grundgesetzes. Für die schädigenden Folgen 
pflichtwidriger Ausübung rechtsprechender Gewalt 
haftet der Staat grundsätzlich wie für pflichtwidri­
ge Maßnahmen der Exekutive. Pflichtwidrige ge­
richtliche Entscheidungen, die der formellen und 
materiellen Rechtskraft fähig sind, können die 
Staatshaftung jedoch erst dann auslösen, wenn sie 
rechtskräftig aufgehoben worden sind und wenn 
das Verhalten des Rechtsprechungsorgans den Tat­
bestand einer Straftat verwirklicht. Diese Haftungs­
einschränkung ist in § 5 enthalten. 

Unter vollziehender und rechtsprechender Gewalt 
ist ferner, wie in dem neuen Artikel 34 des Grund­
gesetzes, nur die deutsche Staatsgewalt im Sinne 
des Artikels 20 des' Grundgesetzes zu vers':ehen. 
Rechtsquellen öffentlichrechtlicher Pflichten sind 
die Verfassung, die Gesetze einschließlich der 
Rechtsverordnungen und Satzungen, aber auch das 
ungeschriebene öffentliche Recht, insbesondere die 
Grundsätze und Regeln des allgemeinen Verwal­
tungsrechts und des Gewohnheitsrechts. Pflichten 
des öffentlichen Rechts sind aber nicht nur solche, 
die aus deutschen Rechtsquellen stammen. Offent­
liehrechtliche Pflichten können auch solche des 
Völkerrechts oder des Völkervertragstechts sein, 
wenn sie durch dem deutschen' Normgeber in die in­
nerstaatliche Rechtsordnun,g in verfassungsrecht­
lich zulässiger vVeise inkorporiert worden sind und 
damit die deutsche vollziehende und rechtsprechen­
de Gewalt UIl.mittelbar binden. Das gilt insbesonde­
re auch für das pri!lläre und sekundäre Recht der 
Europäischen Gemeinschaften. 

Entscheidungen und Maßnahmen deutscher Behör­
den, auch wenn deren Rechtswidrigkeit ausschließ­
lich auf ~ormen der Gesetzgebungsorgane der Eu­
ropäischen Gemeinschaften beruht, fallen unter den 
Grundhaftungstatbestand, weil diese Akte ihrer 
Rechtsnatur nach deutsche vollziehende Gewalt 
darstellen und andererseits die Europäischen Ge­
meinschaften eine Haftung für Maßnahmen deut­
scher Behörden mit der Begründung ablehnen, daß 
insoweit zunächst der Rechtsträger der handelnden 
Behörd,en in Anspruch zu nehmen sei. Bei der Beur­
teilung des Haftungsrisikos in den beiden haftungs­
relevanten Fallgruppen, nämlich beim Nichterlaß 
von Verwaltungsakten wegen ihrer Gemeinschafts­
rechtsvridrigkeit und beim Erlaß dieser Akte trotz 
der Gemeinschaftsrechtswidrigkeit, ist jedoch fol­
gende Rechtslage zu beachten: 

Halten deutsche 'Behörden die von ihnen anzuwen­
'denden unmittelbar geltenden Gemeinschaftsnor­
men, die Schutzpflichten zugunsten des Bürgers 
normieren, für gemeinschaftsrechtswidrig und lehnen 
sie deswegen ihre Anwendung ab, so handeln sie 
grundsätzlich objektiv pflichtwidrig, wenn später 
der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
die Recht..mäßigkeit der ::--Jorm feststellt. Diese 

Rechtslage unterscheidet sich im Ergebnis nicht 
von der innerstaatlichen. Danach liegt regelmäßig 
eine Pflichtverletzung vor, wenn Verwaltungsbe­
hörden deutsche Gesetze deswegen nicht anwen­
den, weil sie sie für verfassungswidrig halten. Denn 
grundsätzlich ist die Exekutive verpflichtet, ein 
ordnungsgemäß verkündetes Gesetz anzuwenden 
(vgl. BVerfGE 10, 124 [127]). Nur in Ausnahmefäl­
len und unter eng begrenzten Voraussetzungen 
kann eine andere vVertung in Betracht kommen 
(vgl. BVerfGE 12, 180 [186]). Halten deutsche Be­
hörden die von ihnen unmittelbar anzuwendende 
Gemeinschaftsnorm zwar nicht für gemeinschafts­
rechtswidrig, aber für unvereinbar mit dem Grund­
gesetz und sehen sie deshalb vom Erlaß des Ver­
waltungsaktes ab, bevor das Bundesverfassungsge­
richt die Unanwendbarkeit der Norm festgestellt 
hat, handeln sie ebenfalls regelmäßig pflichtwidrig 
(BVerfGE 37, 271). Im Rahmen des Grundhaftungs­
tatbestandes erlangt die Pflichtwidrigkeit allerdings 
dann keine Bedeutung, wenn der Europäische Ge­
richtshof die Gemeinschaftsrechtswidrigkeit bzw. 
das Bundesverfassungsgericht die Unanwendbarkeit 
der I\'orm festgestellt hat. Mangels pflichtwidrigen 
Verhaltens der deutschen Behörden ri~htet sich 
dann die Haftung hinsichtlich der Gemeinschafts­
rechtswidrigkeit ausschließlich nach den Vertrags­
vorschriften der Gemeinschaft. 

'Wenden deutsche Behörden dagegen Normen der 
Europäischen Gemeinschaften an, die später voni 
Europäischen Gerichtshof für gemeinschaftsrechts­
widrig befunden werden, so liegt in der Anwen­
dung ein objektiver Pflichtverstoß, der wie bei der 
Anwendung deutscher verfassungswidriger Gesetze 
insoweit die Haftungsvoraussetzungen nach § 1 er­
füllt. Jedoch erlangt hierbei die Haftungsabwehr­
möglichkeit aus § 2 Abs. 1 Satz 2 besondere Bedeu­
tung. Regelmäßig dürfte der Nachweis gelingen, 
daß in der bloßen AI).wendung ordnungsgemäß zu­
stande gekommener innerstaatlicher oder gemein­
schaftsrechtlicher Kormen noch keine Sorgfalts­
pflichtverletzung liegt, es sei denn,' daß besondere 
Umstände in Ausnahmefällen eine andere vVertung 
zulassen. Eine etwaige Haftung der Europäischen 
Gemeinschaften selbst bleibt davon unberührt. 

Die Staatshaftung wird, auf das hoheitliche Fehlver­
halten beschränkt. Die privatrechtliche Haftung des 
Staates in diesem Gesetz zu regeln wäre system­
widrig, Vi eil sich privatrechtliches und hoheitliches 
Handeln wesensmäßig unterscheiden und die pri­
vatrechtliche Tätigkeit der juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts gerade voraussetzt, daß sie 
sich wie Privatrechts personen verhalten, also kein 
Sonderrecht besteht, sondern die allgemein gelten­
den Rechtsnormen des Privatrechtsverkehrs zur 
Anwendung kommen. In dem Gesetzentwurf sind 
lediglich- in einigen Aufgabenbereichen, in denen 
sowohl mit Mitteln des Privatrechts, als auch des 
öffentlichen Rechts gearbeitet wird, eindeutige Haf­
tungszuweisungen in Richtung auf eine privatrecht­
liehe oder eine öffentlichrechtliche Einstandspflicht 
vorgenommen worden (vgl. § 17). 

Als haftungsrelevantes Verhalten der vollziehenden 
oder rechtsprechenden Gewalt kommt sowohl das 
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positive Tun als auch das pflichtwidrige Unterlas­
sen einer rechtlich gebotenen Handlung in Be­
tracht. Dieses Verständnis des Handlungsbegriffs 
folgt in Ubereinstimmung mit dem neuen Artikel 34 
Abs. 1 des Grundgesetzes aus dem Begriff der 
Pflichtverletzung, entspricht dem geltenden Arti­
kel 34 Satz 1 des Grundgesetzes und ist allgemein 
anerkannt. 

Die Pflichtwidrigkeit staatlichen Verhaltens ist haf­
tungsbegründendes Kernelement der Staatshaftung, 
da sie allein die vViedergutmachungspflicht rechtfer­
tigt (vgl. Allgemeiner Teil 3.4). Das Verfassungsge­
bot der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet die Staats­
gewalt zur Beachtung vo)). Verfassung, Gesetz und 
Recht. Hoheitliche Maßnahmen auf den Gebieten 
der Verwaltung' und der Rechtsprechung sind 
pflichtwidrig ergriffen oder unterlassen, wenn ob­
jektiv öffentlichrechtliche Pflichten verletzt wer­
den. In Dbereinstimmung mit dem neuen Artikel 34 
Abs. 1 des Grundgesetzes soll die bloße Pflichtwid­
rigkeit staatlichen Verhaltens die Staats haftung 
allein aber noch nicht auslösen. Die vViedergutma­
chung des durch die Pflichtverletzung verursachten 
Schadens erfährt ihre innere Rechtfertigung erst 
durch ein Unrechtsurteil eigener Art: Die vollzie­
hende oder rechtsprechende Gewalt muß gegen 
eine Pflicht des öffentlichen Rechts verstoßen ha­
ben, die ihr dem einzelnen gegenüber obliegt, also 
seinem individuellen Schutz dient. Diese .Drittge­
richtetheit der öffentlichen Pflicht als Haftungsvor­
aussetzung stellt die erforderliche Kongruenz zwi­
schen primärem Rechtsschutz (Artikel 19 Abs. 4 GG) 
und sekundärem Rechtsschutz (Artikel 34 GG) her. 
Der primäre Rechtsschutz gewährleistet die rechts­
staatliche Forderung nach möglichst lückenlosem 
gerichtlichen Schutz im Sinne eines Individual-, 
nicht aber eines Popularrechtsschutzes, nämlich 
dann, wenn jemand durch die öffentliche Gewalt 
"in seinen Rechten" v~rletzt wird. Nicht schon die 
Verletzung einer lediglich der Allgemeinheit ge­
genüber bestehenden Pflicht kann deshalb auch in­
dividuelle Staatshaftungsansprüche auslösen. Der 
Verstoß gegen eine solche. Pflicht würde auch für 
den primären Rechtsschutz nicht ausreichen. Das 
gilt z. B. für Pflichtverletzungen durch Verstöße ge­
gen allgemeine Aufsichts-, Kontroll-, Prüfungs­
oder Aufklärungspflichten. Die Pflicht des öffentli­
chen Rechts muß vielmehr gesteigert sein und über' 
eine hinreichend finale· Beziehung zum Geschädig­
ten eine Fürsorge-, Förderungs- oder Schutzf~k­
tion zu seinen Gunsten entfalten. Das ist der Fall, 
wenn der ZVieck der verletzten Norm unter ande­
rem zumindest auch in der vVahrung der Interessen 
des einzelnen besteht. vVann dies im Einzelfall an­
genommen werden kann, muß nach Maßgabe der in 
Betracht kommenden Rechtsnormen, die den Pflich­
teninhalt konl1.ret festlegen, beurteilt werden. Im 
Ergebnis kommt es damit bei der Prüfung der ein­
zelnen verletzten Rechtsnorm darauf an, ob sie ei­
nen bloßen Rechtsreflex erzeugt oder ob sie, wenn 
auch nicht notwendig allein, so doch auch den 
Zweck hat, das Interesse des Geschädigten 'yahrzu­
nehmen. Für die erforderliche Abgrenzung bleibt 
damit die bisherige Rechtsprechung, insbesondere 
des Bundesgerichtshofs zu den entsprechenden Haf-
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tungskriterien des § 839 bedeutsam. Soweit ein sub­
jektiv-öffentliches Recht besteht, ist eine entspre­
chende drittgerichtete Pflicht ohne weiteres zu be­
jahen. Da nur öffen:lichrechtliche Pflichten im Au­
ßenverhältnis zwischen Staat und Bürger relevant 
sind, kommen fehlerhafte oder unterlassene inner­
diens.tliche vVeisungen, die nach geltendem Recht 
die Amtshaftung auslösen können, nur dann noch 
als Grundlage für Staatshaftungsansprüche in Be­
tracht, wenn sie zugleich einen Verstoß uegen eine 
nach außen gerichtete öffentIichrechtliche Pflicht 
darstellen. \Veisungswidriges, aber rechtmäßiges 
Verhalten kann keine Staatshaftung auslösen i wei­
sungsgemäßes, aber objektivpflichtwid:riges und 
damit rechtswidriges Verhalten wird hingegen in 
die Staatshaftung einbezogen. Staatshaftungsan­
sprüche können allen rechtsfähigen Gebilden des 
Privatrechts, des Handelsrechts oder dE,S öffentli­
chen Rechts zustehen, die nach der jeweiligen 
Rechtslage in den Kreis der durch die öffentIich­
rechtliche Pflicht zu schützenden Rechts':räger ein­
bezogen sind. Außer Privatrechtspersonen, Vereini­
gungen und Gesellschaften des bürgerlichen Rechts 
und des Handelsrechts gehören also auch juristi­
sche Personen des öffentlichen Rechts dazu, letzte­
re allerdings nur, soweit sie in einer ,:ndividual­
rechtsposition betroffen sind (vgl. BVerfGE 21, 
362) .. 

Die in einem objektiven Pflichtenverstoß liegende 
Rechtswidrigkeit bewirkt die Verantwortlichkeit 
des Rechtsträgers der vollziehenden oder rechtspre­
chenden Gewalt. Subjektive Elemente Cl!:!r Schuld 
im Sinne individuell zurechenbarer Sorgf.3.ltspflicht­
verstöße enthält der Rechtswidrigkeitsbegriff eben­
so wenig wie derjenige im primären Rechtsschutz .. 
Die Rechtswidrigkeitsbegriffe sind notwe:ldigerwei­
se deckungsgleich. Die Staatshaftung üt mit der 
bloßen Pflichtwidrigkeit dem Grunde nach bereits 
gegeben (vgl. Allgemeiner Teil 3.4). Uber die Zuläs­
sigkeit oder Zweckmäßigkeit einer weiteren Abstu­
fung der Anforderungen an den PflichteLträger bei 
der Ausübung vollziehEnder oder rechtsprechender 
Gewalt ist . damit jedoch noch keine AU5sage ver-
bunden (vgl. dazu § 2). . 

Das Staatshaftungsgesetz kann nicht den Inhalt al­
ler öffentlichrechtlichen Pflichten definieren. Das 
ist· vielmehr den jeweiligen Spezialgesetzen über­
lassen. Der Inhalt öffentlichrechtlicher PLichten be-' 
stimmt sich nämlich regelmäßig von dem zu nor­
mierenden Sachgegenstand oder Lebenss:l.chverhalt 
her; Die Kriterien für Prüfungspflichten insbesonde­
re bei der Eingriffsverwaltung können sich aus ge­
schriebenen Kormen und aus ungeschriebenen ~or­
men herleiten. So sind z. B. bei den sun:marischen 
Verfahren oder bei solchen vorläufiger:. Maßnah­
men, die in einer Gefahrenlage schnell getroffen 
w~rden müssen, naturgemäß die Anforderungen an 
die einzuhaltenden Prüfungspflichten nicht so hoch, 
wie bei Eingriffsmaßnahmen nach vorhergehendem 
Hauptverfahren. Die Eingriffshandlung kann hier 
selbst dann pflichtgemäß sein, wenn sich später 
herausstellt, daß die Voraussetzung.en nicht mehr 
vorliegen und sie deswegen aufzuheben ist. Die Be­
schränkung der Anforderung kann auch aus dem 
Inhalt der Pflicht folgen. So findet die Pflicht, 
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Kraftfahrzeuge, die nicht mehr haftpflichtversichert 
sind, aus dem Verkehr zu ziehen, ihre Grenze in 
den der Verwaltung zur Verfügung stehenden Mög­
lichkeiten. Ähnlich liegt es bei den Pflichten des 
medizinischen Personals bei Reihenvorsorgeunter­
suchungen zur Bekämpfung gefährlicher Krankhei­
ten. Auch aus Gründen einer rationellen Verwal­
tung kann der Gesetzgeber die Pflichtanforderun­
gen herabsetzen. So sind z. B. in der Abgabenord­
nung 1911 das Rechtsinstitut der Steuerfestsetzung 
unter Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164) sowie die 
vorläufige Steuerfestsetzung (§ 165) eingeführt wor­
den. Der Steuerverwaltung kann eine Verletzung 
ihrer dem Steuerpflichtigen gegenüber bestehenden 
Pflicht zur richtigen Steuerfestsetzung nicht vorge­
worfen werden, wenn die Vorbehaltsfestsetzung 
öder die vorläufige Festsetzung sich ZViar im' nach­
hinein als unrichtig erweist, sie sich aber im vorge­
schriebenen Rahmen der erleichterten Pflichten bei 
der Ermittlung des Steuertatbestandes gehalten hat. 
Der Gesetzgeber kann also bei der Konkretisierung 
der öffentlichrechtlichen PfJichten auch den Inhalt 
der Pflicht modifizieren und sachgerecht ausgestal­
ten. Auf diese 'Weise wird auch eine haftungsmäßi­
ge Cberforderung vermieden. 

'Weitere Haftungsvoraussetzung ist eine Schädi­
gung. Der Schadensbegriff ist im Gesetzentwurf 
nicht definiert, doch soll danLl1ter jeder Nachteil 
oder jede nachteilige Zustandsveränderung (§ 3) zu 
verstehen sein, die jemand durch ein bestimmtes 
Ereignis an seinem Vermögen oder seinen sonsti­
gen geschützten Rechtsgütern erleidet. \Vie beim 
zivilrechtlichen S.chadensbegriff kommt es ~ unbe­
schadet der Anerkennung "normativer Schäden" -
in der Regel darauf an, daß zwischen zwei Güterla­
gen eine Differenz besteht. end zwar muß unter­
schieden werden zwischen dem tatsächlichen und 
rechtlichen Zustand der Güterlage, die dlJ-rch das 
Schadensereignis (die pflichtwidrige Ausübung 
vollziehender oder rechtsprechender Gewalt) ge­
schaffen worden ist und derjenigen Güterli'lge, die 
ohne das pflichtwidrige Verhalten bestanden haben 
würde. Insoweit wird von den Grundsätzen des zi­
vilrechtlichen Schadensersatzrechts ausgegangen. 

Z'wischen der Pflichtverletzung und dem Schaden 
muß ferner ein adäquater Kausalzusammenhang be­
stehen; sonst ist der Rechtsgrund für eine Haf­
tungszurechnu..TJ.g nicht gegeben. Ist der Schaden 
die Folge einer fehlerhaften Erniessensentscheidung 
oder der Verletzung einer Verfahrensnorm, so ent­
fällt der Ersatzanspruch, wenn auch bei Ausübung 
des fehlerfreien Ermessens oder bei Beachtung der 
Verfahrens regeln derselbe Schaden eingetreten 
'wäre. Bei der Kausalitätsbetrachtung sind ebenfalls 
dte Grundsätze des allgemeinen Schadensersatz­
rechts maßgeblich. Zwar setzt der Grundhaftungs­
tatbestand kein Verschulden des Amtsw-alters in 
bezug auf die Pflichtverletzung oder auf den Scha­
den, also auch keine individuelle Vorhersehbarkeit 
des Schadens voraus. Gleichwohl ist im Rahmen ei­
ner bloß äquivalenten Verursachung das haftungs­
,begrenzende, objektive Zurechnungskriterium der 
allgemeinen Schadensvorhersehbarkeit, d. h. das 
Adäquanzkriterium, zu beachten. Der moderne 
Staat Ist als Hoheitsträger nicht nur gehalten, unter 

rechtsstaatJichen Gesichtspunkten den gesellschaft­
lichen Bereich von Störungen und den einzelnen 
vor rechtlich nicht vertretbaren Eingriffsschäden zu 
bew~hren, sondern auch den einzelnen unter so-­
zialstaatlichen Gesichtspunkten an mannigfachen 
Staatsleistungen partizipieren zu lassen. Der Frei­
heitsraum des Staates ist daher unter diesen Aspek­
ten kleiner als der des Bürgers und seiner Verbän­
de .. Andererseits ist das Schadenspotential staatli­
chen Verhaltens demgegenüber ungleich größer. 

Absatz 1 legt ferner die Aktiv- und die Passivlegi­
timation fest. Aktivlegitimiert ist der unmittelbar 
Geschädig'.:e, und zwar auch in den Fällen des § 5; 
mittelbar Geschädigte sind nur im Falle des § 9 
anspruchsberechtigt. Passivlegitimiert ist der Trä­
ger, dessen Gewalt im konkreten Fall pflichtwidrig , 
ausgeübt worden ist. Im Falle der Erfüllung einer 
Auftragsangelegenheit durch eine Kommunal­
behörde haftet diese selbst, weil sie dabei ihre 
eigene Gewalt, nicht aber Landes- oder Bundes­
gewalt ausübt. "Träger" im Sinne des § 1 sind :hicht 
nur Bund, Länder und Gemeinden und Gemeinde­
verbände als juristische Personen de~ öffentlichen 
Rechts. Als Träger von Ge\valt sind vielmehr alle 
Rechtssubjekte mit voller oder teilweiser Rechts­
fähigkeit zu verstehen. Träger im Sinne dieser Vor­
schrift sind deshalb alle rechtlich selbständigen 
Körperschaften, ,Anstalten und Stiftungen auf Bun­
des-, Landes- und Kommunalebene. Soweit Rechts­
subjekte nur Teilrechtsfähigkeit im -Sinne der 
Rechtssubfektivität genießen, können auch, sie pas­
sivlegitimiert sein, wenn ihnen Rechte zustehe;n 
(vgl. auch §, 61 Nr. 2 VwGO für die Beteiligten­
fähigkeit) . Im Fall der sogenannten Organleihe 
haftet deshalb der Träger, dessen Gewalt durch das 
geliehene Organ eines anderen Trägers ausgeübt 
worden ist. 

Vollziehende oder rechtsprechende ,Gewalt wird 
ZViar von Organwaltern ausgeübt, deren Verhalten 
ist aber haftungsrechtlich Handeln des Trägers der 
öffentlichen Gewalt selbst und wird ~ihm allein zu­
gerechnet. Ob außer dem verantwortlichen Träger 
noch ein anderweit Ersatzpflichtiger vorhanden ist, 
ist im Hinblick auf den Grundsatz unmittelbarer 
und primärer Staatshaftung unerheblich (vgI. All­
gemeiner Teil 3.1/3). 

Zu Absatz 2 

Die Technisierung der Verwaltungsabläufe ist teil­
weise soweit fortgeschritten, daß menschliche Amts­
walterfunktionen voll von Automaten übernommen 
werden. Die damit verbundene Ersetzung des Men­
schen durch technische Systeme (Verkehrsampeln, 
'Computer oder sonstige Automaten) darf nicht dazu 
führen, daß der haftungsrechtliche Rechtsschutz des 
Bürgers nur deswegen verschlechtert wird oder gar 
entfällt, weil herkömmlich der Pflichtverletzung 
menschliches Fehlverhalten begriffsimmanent 1St. 

Der Bundesgerichtshof hat sich in dem bekannten 
Ampelfall (vgi. BGHZ 54, 332) außerstande gesehen, 
die mit dem Versagen einer Verkehrsampel zu­
sammenhängenden Haftungsfragen im vVege der 
Rechtsfortbildung zu lösen und den Gesetzgeber zur 
Lösung des Problems q,ufgerufen. 
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Absatz 2 bezielit deshalb auch das Versagen tech­
nischer Einrichtungen im notwendigen Umfang in 
die Staatshaftung als Pflichtwidrigkeitshaftung ein. 
Die Pflichtwidrigkeitsfeststellung wird im -Wege 
einer gesetzlichen Fiktion für solche technischen Ein­
richtungen erzeugt, die anstelle von Amtsträgern 
zur unmittelbaren Ausübung vollziehender Gewalt 
eingesetzt sind und wie vergleichbare Amtswalter 
selbständig arbeiten. Nur diesen Bereich erfaßt Ab­
satz 2. NIcht erfaßt werden dagegen die dem vom 
1vIenschen zu verantwortenden Verwaltungshandelri 
vorgeschalteten technischen Einrichtungen, die un­
selbständig arbeiten, -wie z. B. Durchleuchtungsappa­
rate, Notrufsysteme, Löschgeräte, oder die nur mit­
telbar an der Ausübung vollziehender Gewalt be­
teiligten Einrichungen, wie z. B. elektronische 
Rechner, Steuerungsanlagen oder Computer mit 
Vorbereitungs- oder anderen Hilfsfunktionen. 

Die Norm kann daher insbesondere nicht als Gefähr­
dungshaftungstatbestand für Störungen aller techni­
schen Einrichtungen im Bereich der Daseinsvor­
sorge, wie z. B. Energieerzeugungsanlagen, vVasser­
werke oder Schleusenanlagen verstanden werden. 
Diese Einrichtungen mit ihren rein technischen 
Funktionen haben nicht die Ausübung von Hoheits­
gewalt an Stelle von Amtswaltern übernommen i 
ihnen fehlt daher die in Absatz 2 vorausgesetzte 
personenbezogene funktionelle Amtswaltereigen­
schaft. 

Katurgemäß können 'Sorgfaltsverstöße bei maschi­
nellem Versagen kein Element der Haftungsbegren­
zung mehr sein. Aus diesem Grunde ist auf der 
Haftungsfolgenseite ein arteigenes Ausgleichs­
system erforderlich. Der gerechte Risikoausgleich 
wird durch eine Beschränkung des Haftungsumfan­
ges auf den unmittelbaren Schaden bewirkt (vgl. § 2 
Abs. 3 Satz 2). 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift verwirklicht das Prinzip der aus­
schließlichen Staatshaftung (vgl. dazu Allgemeiner 
Teil 3.2) und verhindert die Beeinträchtigung der 
Entschlußfreudigkeit des Amtswalters aus Furcht 
vor einer haftungsrechtlichen Inanspruchnahme. Die 
Einstandspflicht des- Amtswalters' bleibt der Regreß­
regelung im Innenverhältnis vorbehalten (vgl. 
§§ 11, 43 bis 45). Das Prinzip der ausschließlichen 
Staatshaftung gilt auch für sogenannte Beliehene 
(§ 12). Lediglich für Notare ist in § 42 eine Sonder­
regelung getroffen. 

Zu § 2 - Schadensausgleich in Geld 

Zu Absatz 1 

S atz 1 verpflichtet den Träger vollziehender oder 
rechtsprechender Gewalt, den durch die Pflichtver­
letzung zugefügten Schaden voll in Geld zu erset­
zen (Prinzip der Totalreparation). Die naturale Re­
stitution richtet sich nach den Vorschriften des § 3. 
Die Uberwälzung des Schadensrisikos aus der Aus­
übung --von Staatsgewalt auf den Verursacher der 
Schädigung entspricht einem im allgemeinen Scha-
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densersatzrecht anerkannten Grundprinzip. Das Ver.­
ursacherprinzip hat auch im öffentlichrechtlichen 
Haftungsrecht des Staates seine Gültigkei:, weil die 
Schädigung dem öffentlichrechtlichen Verantwor-" 
tungsbereich des StaatES zuzurechnen ist. Bei Be­
antwortung der Frage, ob im Einzelfall ein Schaden 
entstanden ist und gegebenenfalls in welcher-Höhe, 
ist von der sogenannten DifferenztheoriE auszuge­
hen. Der Geldersatzanspruch zielt auf Ersatz der in 
Geldwert ausgedrückten. durch die Pflichtyerletzung 
adäquat verursachten Jvlinderung des -Gesamtvermö­
gens des Geschädigten. Diese Minderung ergibt sich 
aus einem Vergleich des durch die Pflichtverletzung 
verursachten rea,len Vermögensbestandes des Ge­
schädigten mit dem Vermögensbestand, wie er ge­
geben wäre, wenn die vollziehende oder rechtspre­
chende Gewalt nicht pflichtwidrig ausgeübt worden 
wäre. (sogenanntes negatives Interesse). Der. Ge­
schädigte soll vermögemmäßig durch die Pflichtver­
letzung grundsätzlich "Neder einen Nachteil erlei­
den noch einen Vorteil erlangen. Zwü:chen der 
Pflichtverletzung und dEm Schadenseintritt muß ein 
rechtlich erheblicher 1;rsachenzusammenhang im 
Sinne der Adäquanztheorie bestehen. 

S atz 2 führt in die objektive Pflichtwidrigkeits­
haftung mit der daraus folgenden Verpflichtung zum 
vollen Schadensersatz eine Zurechenbarkeitsrege­
lung mit dem Ziel einer gerechten Risikoverteilung 
zwischen Bürger und Staat ein. Die spezifische Ge­
setzesgebundenheit des Trägers vollziehender oder 
rechtsprechender Gewalt bringt im Rahmen einer 
objektiven Pflichtwidrigkeitshaftung zvangsläufig 
gesteigerte Haftungsrisiken mit sich. Ohne Be­
schränkung dieser Haftung bestünde die Gefahr, 
daß die mit der Ausübung von Staatsgewalt be­
trauten Organe wegen des ihrer Tätigkeit imma­
nenten Haftungsrisikos funktionsunfähig würden. 
Uberdies wären unvertretbare Belastungen der 
öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern und Ge­
meinden sowie der Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts nicht auszuschlie­
ßen. Diese Gefahren verdeutlicht ehv-a der Fall, daß 
über die Erteilung einer gebundenen Erlaubnis zu 
entscheiden ist und bei Zugrundelegung der herr­
schenden, auch von der zur Entscheidung berufenen 
Behörde geteilten :Meinung die Erlaubms versagt 
werden muß. \Väre eine solche möglicherweise erst 
mich Jahren im dritten Rechtszug ersetzte Entschei­
dung ständig mit einer Haftung für objekives 1;n­
recht belastet, deren Rechtsfolge in einem Scha­
densersatz von unbeschränktem Umfange bestünde, 
so müßte damit gerechnet werden, daß die drohende 
Rechtsfolge die hoheitliche Entscheidung ausschlag­
gebend beeinflussen könnte. Dem darf das Staats­
haftungsrecht nicht Vorschub leisten. Das fordert 
auch die Gewährleistungsgarantie des neuen Ar­
tikels 34- Abs. 1 des Grundgesetzes nicht. Die Ga­
rantie steht als besondere Ausprägung des Rechts­
staatsprinzips in engstem Zusammenhan~' mit dem 
ebenfalls rechtsstaatlich begründeten Verfassungs­
gebot an die vollziehende und rechtspreöende Ge­
walt, durch ihre Tätigkeit für mehr matHielle Ge­
rechtigkeit zu sorgen. Beide Gewalten könnten 
diesen Auftrag nicht erfüllen, wenn daraus unver­
tretbare Haftungsrisiken env-üchsen. 
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DIe Zurechenbarkeitsregel des Satzes 2 löst dieses 
Spannungsverhältnis dadurch auf, daß sie dem 

-Staat eine Haftungsabwehr ermöglicht, wenn die 
schädigende objektive Pflichtverletzung ihm subjek­
tiv nicht mehr zugerechnet weräen kann und sie 
des\\Cegen haftungsrechtlich von ihm nicht zu ver­
treten ist. Der Yraßstab für die subjektive Zu­
rechenbarkeit staatlichen Verhaltens kann kein 
zivilrechtlicher sein. Seiner Rechtsnatur nach ist er 
ein besonderer Zurechenbarkeitsmaßstab, nämlich 
die bei der Ausübung vollziehender oder rechtspre­
chender Gewalt gebotene Sorgfalt. 

Die Haftung des Staates soll aber nicht bereits in 
ihren Voraussetzungen von der Verletzung subjek­
tiver Sorgfaltspflichten abhängig gemacht werden; 
vielmehr läßt Satz 2 den Grundsatz der Staatshaf­
tung für objektivpflichtwidriges Verhalten unbe­
rührt. Dem Staat wird lediglich die Möglichkeit ein­
geräumt, die an die bloße- Pflichtverletzung ge­
-knüpfte Haftungsfolge abzuwenden, wenn er dar­
legt und beweist, daß die mit der Ausübung der 
vollziehenden oder rechtsprechenden Gewalt befaß­
ten Stellen die den Umständen nach gebotene Sorg­
falt beachtet haben und trotzdem die PHichtverle­
zung nicht haben vermeiden können. Die Umkehr 
der Darlegungs- und Beweislast, die von der Recht­
sprechung zu § 839 BGB bereits für Teilbereiche 
staatlicher Tätigkeiten unter besonderen Vorausset­
zungen anerkannt ist, wird damit zum materiell­
rechtlichen Grundsatz erhoben. 

Der staatshaftungsrechtliche Sorgfaltsbegriff ist ge­
genüber dem der zivilrechtlichen Sorgfalt von spezi­
fischer Art. Das Zivilrecht mußte in § 839 BGB an 
die im Verkehr von Zivilrechtspersonen miteinander 
erforderliche Sorgfalt anknüpfen, weil die Beamten­
haftung als persönliche Deliktshaftung des Zivil­
rechts konzipiert war. Die öffentlichrechtliche Haf­
tung des Staates kann die so begriffene Sorgfalt 
nicht zum Zurechenbarkeitsmaßstab machen. Im 
Rahmen einer unmittelbaren Staatshaftung, die nicht 
mehr an das persönliche Handeln des Amtswalters 
anknüpft, sondern die objektive Pflichtwidrigkeit der 
ausgeübten vollziehenden oder rechtsprechenden -
Gewalt selbst haftung-sauslösend sein läßt, muß sich 
konsequenterweise die Verteilung des Risikos zwi­
schen Bürger und Staat nach dem Sorgfaltsmaßstab 
richten, der bei der rechtsstaatlichen Ausübung von 
Staatsgewalt adäquat geboten ist. Der Begriff der 

, so· verstandenen gebotenen Sorgfalt in Satz 2 soll 
verdeutlichen, daß die Staatsgewalt sich nur an die­
sem, ihr arteigenen Sorgfaltsmaßstab messen lassen 
soll. Die Rechtsprechung ha.t in Anerkennung der 
besonderen Sorgfaltsanforderungen an die mit der 
Ausübung eines öffentlichen Amtes betrauten Per­
sonen den Sorgfaltsbegriff schon im geltenden Recht 
arteigen ausgestaltet. Diese Entwicklung will der in 
Satz 2 verwendete Begriff einfangen; er ist daher 
im Lichte der bisherigen Rechtsprechung des BGH 
zum Verschulden im Tatbestand des § 839 BGB 
auszufüllen. Die an die Sorgfaltspflicht zu stellen­
den Anforderungen sind am ::Ylaßstab der Pflicht­
treue, Einsatzbereitschaft und Befähigung des öf­
fentlichen Dienstes zu messen. Dabei kommt es nicht 
auf die subjektiven Kenntnisse und Fähigkeiten 
des konkret handelnden Amtswalters an, sondern 

auf die zur Ausübung der Staatsgewalt im Rechts­
staat objektiv und allgemein zu fordernde beson­
dere Qualifikation des öffentlichen Dienstes in sei­
ner Gesamtheit. Andererseits soll der Sorgfaltsmaß­
stab kein absoluter sein. Er kann nicht ohne Rück­
sicht auf die in Rede stehende hoheitliche Tätigkeit 
oder die verschiedenartigen Bedingungen der ein­
zelnen Verwaltungszweige festgelegt werden. Hier 
sind vielmehr die konkreten G"mstände mit zu be­
rüc"ii.sichtigen, die den jeweiligen Sorgfaltsanforde­
rungen ein strengeres oder weniger strenges Ge­
präge geben können. Das kann in den verschiede­
nen staatlichen Tätigkeitsbereichen je nachSach- und 
Rechtslage verschieden sein. Um dieser Differenzie­
rung auch Ausdruck im Gesetzestext selbst zu ge­
ben, wird auf die "den Umständen nach" gebotene 
Sorgfalt abgestellt. 

Beide Kriterien der Zurechenbarkeitsregelung, näm­
lich die Sorgfalt im rechts staatlich verstandenen 
Sinne und die Berücksichtigung aller für die Pflicht­
verletzung relevanten Umstände, bieten die Hand­
habe, überspannten Anforderungen an die Sorg­
faltspflicht des Staates entgegenzuwirken: 

Die Haftungsabwehr wird dem Staat dann möglich 
sein, v;enn Pflichtverletzungen ihm auch unter Be­
rücksichtigung der schutzwürdigen Interessen des 
betroffenen Bürgers verständigerweise nicht mehr 
zugerechnet werden können. Sie wird damit regel­
mäßig gelingen, wenn die Mittel und Möglichkei­
ten des Rechtsträgers zur _Erfüllung der öffentlich­
rechtlichen Pflichten nicht ausreichen, obwohl nach 
den Regeln' einer ordnungsgemäßen Verwaltung 
oder Rechtsprechung alles Erforderliche veranlaßt 
worden ist, die Aufgabenerfüllung sicherzustellen. 
Ferner wird die Abwehr der Haftung regelmäßig 
erfolgreich sein, wenn eine fehlerfreie Verhaltens­
weise bei der Ausübung vollziehender oder recht­
sprechender Gewalt bei den Gegebenheiten des je­
weiligen staatlichen Tätigkeitsbereichs und unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles im 
Zeitpunkt der Gewaltausübung entweder nicht zu­
mutbar war, rechtlich oder tatsächlich nicht möglich 
war oder aus anderen Sachgründen vernünftiger­
weise nicht erwartet werden konnte. Hierher ge­
hören z. B. Verwaltungsentscheidungen, die in Uber­
einstimmung mit der Rechtsprechung ergehen, nach­
träglich aber als rechtswidrig angefjehen 1v-erden 
müssen, weil die Rechtsprechung sich ändert. Bei 
fehlerhaften Ermessensentscheidungen oder fehler­
haften Planentscheidungen, die im Zeitpunkt ihres 
Erlasses unter mehreren möglichen Entscheidungen 
noch als rechtmäßig angesehen werden durften, gilt 
Entsprechendes. 

Auch bei fehlerhaften Verwaltungsentscheidungen, 
die komplizierte Lebenssachverhalte unbestimmten 
Rechtsbegriffen zuordnen müssen, könnte eine Ab­
wehr der Haftung in Betracht kommen; hier wird 
es allerdi:qgs unter -Würdigung aller Umstände des 
Einzelfalles wie bisher darauf ankommen, die Gren­
zen der Zurechenbarkeit abzustecken. '.Vie schon im 
geltenden Recht wird die Unterscheidung zwischen 
objektiver Pflichtwidrigkeit und objektiviertem 
Sorgfaltsverstoß keine entscheidende Bedeutung er­
langen. Die Ergebnisse der Gerichtsaktenauswertung 
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zeigen, daß nach -richterlicher Beurteilung nur 14 0/0 

der erfolglosen Staatshaftungsklagen am mangeln­
den Nachweis des Verschuldens im Sinne von § 276 
BGB gescheitert sind. Die Richtigkeit dieser Erkennt­
nis wird nicht dadurch in Frage gestellt, daß' die mit 
den Ansprüchen erstmals befaßten Verwaltungsstel­
len des Staates in erheblich größerem Umfange die 
Haftungsabwehr mit fehlendem Verschulden der 
Beamten begründen (im Durchschnitt der Verwaltun­
gen etwa 40 O!~r. Ob und in welchem Ausmaß Staats­
haftungsansprüche deswegen zahlreicher als bisher' 
erhoben werden, weil die Sorgfalts elemente von der 
Anspruchsvoraussetzungsseite in die Haftungs­
abwehr verlagert worden sind, ist eine offene Frage. 
Ihre Bedeutung sollte aber nicht überbewertet wer­
den. 

Zu Absatz 2 

Einen Kernbereich des Individualrechtsschutzes bil­
den die grundrechtlich geschützten Rechtspositio­
nen des Bürgers. Ihre Schutzwürdigkeit ist durch 
die Verfassung vorgegeben und im besonderen 
Maße zu beachten. Die grundrechtswidrige Aus­
übung von Staatsgewalt ist schwerwiegendes staat­
liches Cnrecht. Ihre Abwehr erfordert nicht nur be­
sondere Vorkehrungen im primären Rechtsschutz, 
insbesondere durch die Verfassungsgerichtsbarkeit, 
sondern rechtfertigt auch eine vViedergutmachung 
besonderer Art im sekundären Rechtsschutz der 
Staatshaftung. Das die verschärfte Staatshaftung 
in diesem Bereich tragende "C"nwerturteil liegt allein 
darin begründet, daß in Grundrechte ,rechtswidrig 
eingegriffen wird und die durch diese Grundrechte 
in besonderervVeise geschützte Rechtssphäre des 
Einzelnen nicht nur berührt, sondern in ihrem vor­
handenen Bestand, also in der Substanz, vermindert 
wird. 

Tragender Gedanke der Grundrechtseingriffshaftung 
ist, . das Risiko staatlicher Eingriffe in Zweifels- und 
rechtlichen Grenzfällen innerhalb der besonders 
schutzwürdigen Sphäre der GrundrJ;!chte nicht dem 
Einzelnen, sondern dem Staat anzulasten, wenn er 
sich trotz der zweifelhaften Sach- oder Rechtslage 
zu einem Eingreifen entschließt, das sich, wenn auch 
möglicherweise erst später bei der gerichtlichen 
Kontrolle, als pflichtwidrig srweist. Rechtfertigung 
für diese Risikoüberwälzung auf den Staat ist, daß 
die Grundsät2;e der Rechtsstaatlichkeit dafür spre­
chen, den im rechtswidrigen Eingriff und seinen 
Folgen liegenden schweren Verstoß gegen verfas­
sungsrechtliche Schutzpflichten auch haftungsrecht­
lich mit der vViedergutmachung durch den Staat zu 
verbinden und das im Eingriff liegende besondere 
Opfer nicht dem Bürger zuzumuten. Diese "Vertung 
folgt aus dem Verständnis der Grundrechte und 
ihres Ranges im Verfassungs gefüge. 

Auf die Verletzung von Sorgfaltspflichten staatlicher 
Stellen kommt es in Anbetracht von Schwere und 
Trag\'{eite der Pflichtverletzung nicht mehr an. Die­
ser Rechtsgedanke findet sich in verwandter Form 
in den von der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofes und des Bundesverwaltungsgerichts entwickel­
tenHaftungsrechtsinstituten des enteignungsgleichen 
und aufopferungsgleichen Eingriffs, hier allerdings 
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beschränkt auf die Rechtsgüter Leben, Gesundheit, 
Freiheit und Eigentum. Diese Einengung war der 
Rechtsprechung historisch und dogmatisch vorgege­
ben: Der im Anschluß an das Preußische A.llgemeine 
Landrecht gewohnheitsrechtlich entwickelte Entschä­
digungsanspruch aus Aufopferung für das gemeine 
"Vohl bei Eingriffen von hoher Hand e.:rfaßte zu­
nächst, dem Rechtsverständnis des vori!:j"en Jahr­
hunderts entsprechend, nur das Eigentum und wurde 
später von der Rechtsprechung auf die durch Ar­
tikel 2 Abs. 2 GG geschützten immateriellen Rechts­
güter ausgedehnt: Der damit gewährte richterrecht­
liche Rechtsgüterschutz besaß eine starke verfas­
sungsrechtliche Absicherung. Für seine Ausdehnung 
auf weitere Grundrechtsgüter sah sich die Rechtspre­
chung nicht in gleichem Maße legitimiert. Im Rah­
men der Neuordnung des Staatshaftungsrechts kann 
jetzt die haftungsrechtliche Gleichbehandlung aller 
durch die Grundrechte geschützten Rechtspositionen 
verwirklicht werden. 

S atz 1 umschreibt zunächst den Kreis der Pflicht­
verletzungen, die eine Haftung des Staates, unab­
hängig von Sorgfaltsverstößen, auslösen sollen. 
Diese reine Pflichtwidrigkeitshaftung ',vird . auf 
Grundrechtsverletzungen beschränkt. Das Uilt unter­
schiedslos für alle Grundrechte im Sinne des I. Ab­
schnitts des Grundgesetzes, aber auch für sonstige 
in der Verfassung als Grundrechte ausgestaltete 
Rechtspositionen. Eine haftungsrechtliche Differen­
zierung innerhalb des Grundrechtskatalogs erscheint 
mit dem Verfassungsverständnis der ~rrundsätz­

lichen Gleichviertigk.eit und Gleichrangigkeit aller 
Grundrechte nicht vereinbar. 

yIit Grundrechtseingriff wird ein staatliches Ver­
halten umschrieben, das zunächst alle :vIerkmale 
aufweisen muß, die die Rechtsprechung für den Ein­
griff entwickelt hat. Danach muß es sich um die ge­
wollte oder ungewollte, gezielte oder ungezielte 
Inanspruchnahme, Verkürzung oder ähnliche Beein­
trächtigung einer vermögenswerten Rechtsposition 
des privaten oder öffentlichen Rechts handeln. Die 
hoheitliche Vereitelung bloßer Chancen, Ervmrtun­
gen oder Erwerbsmöglichkeiten reicht nicht aus (vgl. 
BGHZ 6, 270; 23, 157; 37, 44; 45, 83; 57, 359). Da­
gegen kann allein das psychologische Abfordern 
einer Aufgabe von Rechtspositionen de~; Bürgers 
dem Eingriffserfordernis genügen. Ein bloßes "Cnter­
lassen des dem Betroffenen gegenüber uebotenen 
hoheitlichen Handeins, also die reine Untätigkeit· 
löst die verschärfte Haftung nicht aus, weil der Ein­
griff begrifflich ein Tätigwerden vorauss·etzt. INenn 
auch die Schadensfolgen im Unterlassensfalle nicht 
minder groß ~ein können als bei hoheitlichem Tun, 
ist der Unrechtsgehalt stap.tIichen Verhaltens bei ak­
tiven Eingriffen größer ·als bei bloßer Untätigkeit. 
Hingegen werden die Fälle des sogenanIlen quali­
fizierten Unterlassens als Eingriff angesehen wer­
den müssen. Dabei geht es um die ausdrücklich 
oder konkludent erklärte 'Weigerung, eine bean­
tragte Amtshandlung vorzunehmen. Das is': z. B. der 
Fall, wenn eine gesetzlich vorbehaltene Geneh­
migung oder eine gebundene Erlaubnis förmlich ver­
weigert werden (so ständige Rechtsprechung seit 
BGHZ 19, 1; 32, 208). Der förmlichen' Verweigerung 
stehen faktische Eingriffe von hoher Hand gleich, 
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wenn der Geschädigte aufgrund des eindeutigen 
Verhaltens der staatlichen Stellen verständigerweise 
von der Einleitung eines formellen Antragsverfah­
ren absieht, weil er das Verhalten als endgültige 
Ablehnung auffassen muß (BGHZ 58,124). 

Der Grundrechtseingriff muß rechtswidrig sein. Das 
bedeutet einmal, daß er den von der Verfassung 
gesetzten Rahmen zulässiger' Grundrechtseingriffe 
überschreitet. Kein rechtswidriger Grundrechtsein­
griff im Sinne der Haftungsvorschrift liegt daher 
vor, wenn die Grundrechte im Grundgesetz von 
vornherein nur mit beschränktem Inhalt gewährt 
werden (2. B. Artikel 2 Abs. 1, Artikel 12 Abs. 1 
Satz 2, Artikel 14 Abs. 1 Satz 2 GG), verfassungs­
rechtlich unter einem Gesetzesvorbehalt stehen 
(z. B. Artikel 2 Abs. 2, Arikel 5 Abs. 2, Artikel 10 
Abs. 2 GG) . oder unter Beachtung der im Grund­
gesetz genannten Voraussetzungen ohnehin einge­
schränkt sind (z. B. Artikel 6 Abs. 3, Artikel 9 Abs. 2 
Artikel 11 Abs. 2 GG) und der ;Eingriff in all diesen 
Fällen die Grenzen des verfassungsrechtlich Zuläs­
sigen nicht überschreitet. Die Rechtswidrigkeit des 
Grundrechtseingriffs muß grundrechtsbezogener Art 
sein, d. h. es muß in Grundrechte im Sinne des 
1. Abschnitts des Grundgesetzes oder in sonstige 
in der Verfassung als Grundrechte ausgestaltete 
Rechtspositionen eingegriffen worden sein. Insbe­
sondere soll nicht schon jedes pflichtwidrige Verwal­
tungshandeln, das sich in der bloßen unrichtigen 
Anwendung oder Auslegung einfachen Rechts er-

. schöpft, .ohne gleichzeitig grundrechtlich geschützte 
Positionen zu tangieren, die Staatshaftung nach Ab­
satz 2 auslösen, wie im einzelnen noch in den Er­
läuterungen zu Satz 2 darzulegen ist. Andernfalls 
bestünde die .Gefahr, daß die Staatshaftung im Er­
gebnis zu einer unbeschränkten Rechts,vidrigkeits­
haftung ausufert. Dieses Ergebnis würde ,veder 

~ durch die tragenden Rechtfertigungsgründe der 
Staatshaftung im Sinne der Gewährleistungsgarantie 
des Artikels 34 des Grundgesetzes zu erklären 

. sein, noch von den Auswirkungen auf die Funk­
tionsfähigkeit von Rechtsprechung und Verwaltung 
als auch von den finanziellen Auswirkungen her 
vertretbar erscheinen. 

Die verschärfte Staatshaftung für Grundrechtsein­
griffe nach Absatz 2 erfordert nicht nur auf der 
Rechtsvoraussetzungsseite Einschränkungen, es sind' 
vielmehr ebenfalls auf der Rechtsfolgenseite sach­
gemäße Einschränkungen yorzunehmen: 

Die verschuldensunabhängige Staatshaftung soll erst 
dann eingreifen, wenn nicht nur das Grundrecht 
selbst angetastet wird, sondern auch die durch 
das Grundrecht vermittelte Rechtsposition des Bür­
gers in ihrem Bestand gemindert v{ird. Daher ist 
nicht jeder Schaden ausgleichsfähig, sondern nur 
die Einbuße in dem durch das Grundrecht geschütz­
ten Rechtsbestand, also im Schutzgut des Grund­
rechts selbst. Der mit dieser Formulierung umschrie-

. bene ersatzfähige Schaden kann nur in Rechtsposi­
tionen auftreten, die grundrechtlich geschützt sind, 
also "Substrate" von Grundrechten bilden können. 
Das sind rechtstheoretisch alle vom Grundrechts­
schutz erfaßten immateriellen oder materiellen 
Rechtspositionen. Im Rahmen der Rechtsprt?chung 

zum aufopferungsgleichen und enteignungsgleichen 
Eingriff waren bisher schon die Rech~sgüter des 
Artikels 2 Abs. 2 GG, nämlich Leben, Gesundheit, 
körperliche Unversehr:heit, Freiheit der Person, und 
die des Artikels 14 GG, als Eigentum im weiteren 
Sinne umschrieben, geschützt. 'Darüber hinaus fallen 
jetzt, auch alle übrigen Grundrechtspositionen unter 
den Anwendungsbereich des Absatzes 2. 

Kicht jeder Vermögensschaden, d.er durch eine 
Grundrechtsverletzung verursacht wird, ist jedoch 
auch haftungsrelevant. Das Vermögen in seiner Ge­
samtheit ist grundrechtlich nicht geschützt. Zum Bei­
spiel können Verletzungen des Gleichheitsgrundsat­
zes aus Artikel 3 GG vennögensrechtliche. Auswir­
kungen haben, vor allem im Steuerrecht; der zu Un­
recht zur Steuer herangezogene Steuerpflichtige kann 
auch erhebliche Vermögensschäden erleiden. Die 
Grundrechtseingriffshaftung wegen Verstoßes gegen 
Artikel 3 GG kommt nur dann in Betracht, wenn 
rechtswidrige Hoheitsmaßnahmen vorliegen, die bei 
einer Nachprüfung durch das BVerfG zu einer Auf­
hebung wegen eines Grundrechtsverstoßes führen 
würden. 

Die Einbuße im Rechtsbestand des Geschädigten 
muß vermögenswirksam sein. Dabei ist zu unter­
scheiden: \Vird ein immaterieller Rechtsbestand ver­
kürzt, z. B. die körperliche Unversehrtheit oder die 
Freiheit oder die Persönlichkeit beeinträchtigt, liegt 
keine Vermögens schädigung im Sinne einer ma­
teriellen Einbuße vori in ihrem Bestand gemindert 
sind lediglich die genannten immateriellen Rechts­
güter. Die durch den Eingriff bewirkte ::VIinderung im 
Bes:ande dieser Kichtvermögensrechte ist aber ver­
vermögenswirksam, weil sie unmittelbar zu einer 
Vermögensminderung führt, die durch Geldleistun­
gen rückgängig gemacht oder ausgeglichen werden 
kann. In Geld zu ersetzen sind daher etwa bei der 
Beeinträchtigung der körperlichen Unversehrtheit die 
Kosten der Heilbehandlung, beim Freiheitsentzug 
der entgangene Arbeitsverdienst, bei der Beschrän­
kung der Berufsausübung der Geldwert des Ver­
dienstausfalls. Kieht ersatzfähig nach Absatz 2 'sind 
dagegen die ihrer ~atur nach nicht einem Ausgleich 
durch Geldleistungen zugänglichen immateriellen 
Schäden, also die nicht vermögenswerten Einbußen 
bei einer Bestandsminderung der Grundrechtsposi­
tionen, wie z. B. die bei einer Körperverletzung er­
littenen' physischen oder psychischen Schmerzen 
oder entgangene Urlaubsfreuden. Dieser Kichtver­
mögensschaden ist nur in den Fällen des Absatzes 1 
nach Maßgabe des § ! ausgleichsfähig. 

Bei den materiellen Rechtspositionen liegt der Cm­
fang der vermögenswerten Einbuße regelmäßig in 

~ dem Geschäftswert des entzogenen Grundrechts­
substrats, z. B. im Minderwert eines beschädigten 
Hauses. 

Der ersatzfähige Schaden muß weiter in einer Ein­
buße, also einer Bestandsminderung der grundrecht­
lich geschützten Rechtsposition bestehen. Der Ein­
griff muß dem Betroffenen etwas geno.mmen haben. 
Ihm kann also im 'Wege des Ausgleichs nicht etwas 
gewährt werden, was nie zu seinem Rechtsbestand 
gezählt hat. Denn die Staatshaftung in diesem Be­
reich soll im Ergebnis den Zustand herstellen, der 
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vor dem pflichtwidrigen Eingriff bestanden hat. Kicht 
ersatzfähig sind daher die hypothetisch zu berech­
nenden Verluste in der Form von entgangenem Ge­
winn oder zukünftig erwarteter Vermögensvermeh­
rung. Dagegen können entgangener Verdienst oder 
entgangene Einnahmen inso'weit ersatzfähig sein, als 
sie einen Ertragsverlust im Sinne einer Substanzmin­
derung bedeuten, wie sie die Rechtsprechung zum 
enteignungsgleichen Eingriff zugelassen hat (vgl. 
BGHZ 3D, 338; 57, 359; )JJW 15, 1966). Das dürfte 
beispielsweise für die Frage bedeutsam sein, ob die­
pflichtwidrige Versagung der 'Zulassung zu einem 
Beruf als vermögens werte Einbuße in dem durch 
Artikel 12 GG geschützten Rechtsbestand ge,·tertet 
werden kann. Grundsätzlich dürfte ein solcher Ein­
griff noch nicht zu einer Bestandsmixlderung führen,. 
In aller Regel ist durch die Versagung dem Bewer­
ber nichts genommen worden, was bereits eine Be­
standsverminderung hätte verursachen können. Das 
könnte jedoch anders sein, wenn der Bewerber im 
Hinblick. und im Vertrauen auf die Berufszulassung 
Vermögensdispositionen vorgenommen oder auf­
wendige Planungen ins \Verk gesetzt hat, die ver­
ständigerweise im Hinblick auf die zu erwartende 
Zulassung auch jeder andere in seiner Lage unter­
nommen hätte. Damit wird an die Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs zum enteignungs gleichen 
und aufopferungsgleichen Eingriff angeknüpft, wo­
nach im Rahmen der angemessenen Geldentschädi­
gung in Anlehnung an die zu Artikel 14 Abs. 3 
Satz 3 des Grundgesetzes entwickelten Grundsätze 
der Schadensausgleich nur insoweit vorzunehmen 
ist, als dem Geschädigten das durch die hoheitliche 
Maßnahme Entzogene dem Vermögenswert nach zu­
rückzugewähren ist. 

Die durch Satz 1 des Absatzes 2 in ihren Voraus­
setzungen und Folgen umschriebene Staatshaftung 
bewirkt im Ergebnis zw-eierlei: Die von der Recht­
sprechung entwickelten Institute des enteignungs­
und aufopferungsgleichen Eingriffs w-erden in ihrer 
"Wirkung voll aufrechterhalten und in das neue 
Staatshaftungssystem einbezogen. Die nicht sach­
gerechte Begrenzung der genannten Staatshaftungs­
institute auf den Bereich der Rechtsgüter des Arti­
kels 2 Abs. 2 und des Artikels 14 des Grundgesetzes 
wird beseitigt und auf den gesamten haftungsrele­
vanten Grundrechtsgüterberefch ausgedehnt; insbe­
sondere wird ,die unbefriedigende Ausklammerung 
der Haftung für rechtswidrIge Eingriffe in die Berufs­
freiheit, soweit der Schutz aus Artikel 14 des Grund­
gesetzes nicht trägt, beseitigt. 

S atz 2 schafft die qewähr dafür, daß die verschul­
densunabhängige Staatshaftung innerhalb von Ab­
satz 2 Satz 1 auf echte Grundrechtseingriffe be­
schränkt bleibt, also auf solche Grundrechtsverlet­
zungen, die bei einer Nachprüfung der Entscheidung 
durch das Bundesverfassungsgericht zur Aufhebung 
führen würden. Die Haftungsbegrenzung ist im 
Grunde durch die Tatbestandselemente sowohl in 
den Haftungsvoraussetzungen als auch in den Haf­
tungsfolgen nach Satz 1 enthalten. Satz 2 stellt über­
einstimmend damit noch einmal fest, daß Verletzun­
gen öffentlichrechtlicher -Pflichten, die ihre aus­
schließliche "Crsache in der unrichtigen Auslegung 
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oder Anwendung einfachen Rechts haben, die Haf­
tung nicht auslösen können. Diese Konkretisierung 
der Rechtsnatur des Grundrechtseingriffs in Satz 1 
soll einer Ausweitung der Pflichtwidrigk(~itshaftung 
über Artikel 2 Abs. 1 GG vorbeugen. Das in dieser 
)Torm gewährte Grundrecht auf allgemEine Hand-

, lungsfreiheit umschließt den Schutz vor allen rechts­
widrigen Maßnahmen des Staates und steht in 
engem Zusammenhang mit dem Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit staatlichen Verhaltens in Artikel 20 
Abs. 3 GG. Daher kann die Auslegung mcht ausge­
schlossen w-erden, daß jede Pflichtverletzung im 
Sinne von § 1 des Staatshaftungsgesetze~, gleichzei­
tig als Grundrechtsverstoß im Sinne VOE Absatz 2 
Satz 1 schon deswegen die Haftung auslöE:e, weil die 
Grundrechtspositioll aus Artikel 2 Abs. 1 GG 
berührt sein könnte. Damit würde die angestrebte 
ausgewogene Risikoverteilung zwischen Staat und 
Bürger einseitig und unvertretbar zu Lasten des 
Staates verschoben. Eine solche Rechtsen.twicklung 
muß ausgeschlossen ,,·erden. Ein - vom Bundesver­
fassungsgericht im Verfassungsbeschwerdeverfah­
ren nachprüfbarer - Grundrechtsverstoß kann viel­
:qlehr die verschuldensunabhängige Staatshaftung 
erst dann auslösen, wenn etwa die zum Eingriff er­
mächtigende l\"orm selbst grundrechtswidrig ist, die 
Rechtsauslegung und -anwendung auf einer grund­
sätzlich unrichtigen Anschauung von BedEutung und 
Tragweite eines Grundrechts beruhen oder sonst zu 
einem grundrechtswidrigen Ergebnis führen, bei der 
Entscheidung willkürlich verfahren WurdE od\,!r ver­
fassungsrechtliche Verfahrens garantien verletzt wur­
den. Daher kann die nur gegen einfaches Recht ver­
stoßende Auferlegung von Geldleistun~fspflichten, 

wie z. B. die Erhebung von Steuern, Zöllen, Abschöp­
fungen und anderen Abgaben, auch im grenzüber­
schreitenden \Varenverkehr, die rechtswidrige Fest­
stellung von Ylindestreserven durch diE Deutsche 
Bundesbank, die rechtswidrige Auferlegung von Bar­
depotpflichten, rechtswidrige 'wirtschaftslenkende 
Maßnahmen, wie z. B. GenehmigungsvorbE!halte oder 
Verbote für bestimmte Rechtsgeschäfte oder _Hand­
lungen im Außenwirtschaftsverkehr, rechtswidrige 
Maßnahmen im Rahmen der Banken- und Versiche­
rungsaufsicht, rechtsviidrige Emissionsgenehmigun­
gen sowie rechtswidrige Versagungen von Subven­
tionen die Grundrechtseingriffshaftung nach Absatz 2 
nicht auslösen. Diese verschärfte Sfaatshaftung er­
scheint nur insoweit gerechtfertigt, als ,~s um die 
Effektuierung einer verfassungsrechtlichen Schutz­
funktion der Grundrechte zu Gunsten des einzelnen 
geht. 

Zu Absatz 3 

Diese Vorschrift trifft ergänzende Bestimmungen 
über den Cmfang des zu ersetzenden Schadens in 
allen Fällen des Geldersatzes nach § 2. 

In tibereinstimmung mit dem allgemeinen Schadens­
ersatzrecht stellt S atz 1 sicher, daß bei der To­
talreparation nach Absatz 1" auch der entgangene 
Gewinn als Vermögen!:"schaden (vgl. § 252 Satz 2 
BGB) zu ersetzen ist. Auch im Rahmen der ~"\mts­
haftung nach § 839 BGB in Verbindung mit Artikel 
34 GG ist der entgangene Gewinn zu ersetzen. Satz 1 
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verweist ferner hinsichtlich des im Rahmen der 
Totalreparation nach Absatz 1 ebenfalls ersatzfähi­
gen immateriellen Schadens auf die Sonderregelung 
des § 7. Der Geldersatz des ~ichtvermögensschadens 
wird dort hinsichtlich seiner Voraussetzungen und 
dem Umfange nach besonders geregelt. 

S atz 2 enthält eine Sonderregelung in bezug auf 
den Umfang zu ersetzenden Schadens in den Fällen 
der Grundrechtseingriffshaftung und des Vers agens 
technischer Einrichtungen. !'-~icht ersatzfähig ist in 
diesen Fällen entgangener Gewinn und Nichtver­
mögensschaden. Das folgt für die Grundrechtsein­
griffshaftung bereits aus der dort vorgesehenen Be­
schränkung des Haftungsumfanges auf die vermö­
genswerte Substanzminderung und aus dem \Vesen 
des Rechtsanspruchs auf Herstellung des Zustandes, 
der vor der Pflichtverletzung bestanden hat. Die aus­
drückliche Regelung trägt dieser Rechtslage Rech­
nung und hat inso'weitnur deklaratorische Bedeutung. 
Für die zweite Fallgruppe ist diese Haftungsbeschrän­
kung gerechtfertigt, weil § 1 Abs. 2 das Versagen 
der technischen Einrichtung als Pflichtverletzung im 
Sinne des § 1 Abs. 1 gesetzlich fingiert, hingegen die 
SorgfaItspflichtverletzung, an die § 2 Abs. 1 Satz 2 . 
mit dem Ziel einer gerechten Risikoverteilung an­
knüpft, nicht in diese Fiktion einbeziehen kann. Die 
Sonderregeiung soll das Haftungsrisiko des Staates 
in den Einsatzbereichen technischer Einrichtungen 
mit selbständiger AmtsviaIterfunktion aus der Di­
mension der Gefährdungshaftung auf ein vertretba­
res Ylaß zurückführen. Für den Fall des Versagens 
einer Verkehrsampelanlage bedeutet das eine Haf­
tungsbeschränkung auf den Ersatz der Eigentums­
schäden am Fahrzeug und auf den Ersatz von Kör­
per- und Gesundheitsschäden, also des unmittelba­
ren Schadens. Hinsichtlich des Vers agens einer EDV­
Anlage, die selbständig und ohne organschaftliehe 
Nachkontrolle unricb,tige Verwaltungsakte erläßt, 
dürfte eine Haftung in der Yfasse der Fälle wie z. B. 
bei den hier im Vordergrund stehenden Abgaben­
und Steuerbescheiden, die Abgaben unrichtig zu hoch 
festsetzen und regelmäßig nur das Vennögen des 
Betroffenen als Ganzes schädigen, kaum entspre­
chende Bedeutung erlangen. Einer solchen Haftung 
wirkt schon die Pflicht zum Gebrauch der Rechtsbe­
helfe gegen den computermäßig erlassenen Verwal­
tungsakt gemäß § 6 entgegen. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 entspricht dem Rechtsgedanken des § 254 
BGB. Soweit der 'Wortlaut geringfügig abweicht, soll 
er klarstellen, daß es nicht eigentlich um mitwirken­
des Verschulden, sondern um die zu verantwortende 
Mitverursachung geht. Zu berücksichtigen sind daher 
auch andere Umstände, die der Verletzte zu vertre­
ten hat. Hierbei ist insbesondere an ein Verschulden 
von Hilfspersonen, wie z. B. Rechtsanwälten, Steuer­
beratern, vVirtschaftsprüfern und Angehörigen ande­
rer beratender Berufe, oder von gesetzlichen Vertre­
tern gedacht, das der Geschädigte nach allgemeinen 
G'rundsätzen entsprechend § 278 BGB gegen sich 
gelten lassen muß, ferner an Gefährdungen, für die 
er Dritten gegenüber verantwortlich wäre, wie z. B. 
für die Betriebsgefahr eines eigenen Kraftfahrzeugs. 

Zu § 3 - Folgenbeseitigung 

Die Folgenbeseitigung ist die dem Schadensaus­
gleich in Geld (§ 2 Abs. 1) rechtssystematisch gleich­
stehende vViedergutmachung der durch pflichtwidrig 
ausgeübte HoheitsgewaIt verursachten Cnrechtsfol­
gen tatsächlicher Art. Die Pflichtverletzung muß eine 
faktische Zustandsveränderung zum Nachteil des Ge­
schädigten be\\rirkt haben. Die in dieser Verände­
rung liegende fortdauernde Rechtsbeeinträchtigung 
ist von eingriffsähnlichem Gewicht, weil sie im Er­
gebnis den Rechtsbestand des Geschädigten durch 
eine tatsächliche Zustandsveränderung verkürzt und 
in seiner Substanz schmälert. Der Kreis der geschütz­
ten Rechtspositionen entspricht in seiner \Vertigkeit 
eh ..... a demjenigen des § 2 Abs. 2, ist jedoch enger zu 
ziehen, da tatsächliche Zustandsveränderungen nicht 
in allen Schutzgütern von Grundrechten hervorge­
rufen werden können. Ziel der Folgenbeseitigung ist 
es, die pflichtwidrig herbeigeführte Zustandsverän­
derung grundsätzlich im vVege der r"Taturalrestitution 
rückgängig zu machen, also durch Vornahme von 
Amtshandlungen tatsächlicher (Realakt) oder recht­
licher Art (Verwaltungs akt, Gerichtsentscheidung). 
Durch § 3 wird das in Lehre und Rechtsprechung seit 
geraumer Zeit anerkannte Rechtsinstitut der Folgen­
beseltigung (BVerwGE 28, 155; 35, 268; 40, 313; 44, 
235; 46, 284), das sich bewährt hat, auf eine gesetz­
liche Grundlage gestellt, in das System der Staats­
haftung eingefügt und als materiellrechtliche An­
sp~uchsgrundlage ausgestaltet. Die vorhandenen 
prozeßrechtlichen Regelungen über die Vollzugs­
folgenbeseitigung im gerichtlichen Verfahren blei­
ben wegen ihrer verfahrensrechtlichen Bedeutung 
für die Entscheidungs- und ·Anordnungsmöglichkei­
ten der Gerichte bestehen und werden nur dem ge­
änderten materiellen Recht angepaßt (vgl. §§ 31 
bis 39). 

Der Folgenbeseitigungsanspruch hängt - wie im 
geltenden Recht - im Gegensatz zum Geldersatz­
anspruch nicht davon ab, ob außer dem Verstoß 
gegen eine objektive Pflicht des öffentlichen Rechts 
auch ein Sorgfaltsverstoß vorgelegen hat. Das ist 
sachgerecht, weil ,der Folgenbeseitigungsanspruch 
nicht auf Ersatz des vollen Schadens gerichtet ist, 
wie etwa der Geldersatzanspruch aus § 2 Abs. 1. 
Der Folgenbeseitigungsanspruch ist vielmehr im 
Ergebnis dem Ausgleichsanspruch für Grundrechts­
eingriffe nach § 2 Abs. 2 vergleichbar. Beide An­
sprüche gewährleisten unabhängig von etwaigen 
Sorgfaltsverstößen die vViedergutmachung in einem 
besonders schutzwürdigen Kernbereich von Rechts­
positionen und gleichen den Substanzverlust bei 
Grundrechtseingriffen durch Geldersatz bzw. die 
Substanzveränderung bei faktischen Beeinträchti­
gungen durch Herstellung des alten oder des ihm 
gleichwertigen Zustandes aus. Folgerichtig darf auch 
der Folgenbeseitigungsanspruch nicht von Sorgfalts­
elementen beeinflußt werden. 

Zu Absatz 1 

Die für den Folgenbeseitigungsanspruch verlangte 
Schädigung besonderer Art ist nicht schon in den 
Rechtsv{irkungen eines rechtswidrigen Verwaltungs­
aktes oder einer unrichtigen Gerichtsentscheidung 
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zu sehen. Sie liegt vielmehr in den nachteiligen 
Folgen faktischer Art, die den im Zeitpunkt des 
Erlasses der Rechtsakte bestehenden Zustand zu 
Ungunsten des Betroffenen beeinträchtigen. Als 
solche Veränderungen kommen in Betracht z. B. der 
Abriß eines Gebäudes auf der Grundlage einer 
rechtswidrigen Abrißverfügung, die 'Wegnahme ei­
ner beweglichen Sache aufgrund eines rechtswidri­
gen Leistungsbescheides. Zustandsveränderungen 
sind ferner fortdauernde faktische Störungen und 
deren Auswirkungen., Darunter fallen auch unrich­
tige Behauptungen über tatsächliche Verhältnisse. 
Die bloße Erfüllungsablehnung im Sinne einer Nicht­
erfüllung eines geltend gemachten öffentlichrecht­
lichen Anspruchs wird dagegen in aller Regel nicht 
darunter fallen. 

Die Veränderung des tatsächlichen Zustan<;l.es kann 
sowohl durch positives Tun als auch durch pflicht­
widriges Unterlassen verursacht sein. Dies ergibt 
sich schon daraus, daß § 3 die Erfüllung des Tat­
bestandes des § 1 voraussetzt und dort ebenfalls 
pflichtwidriges Unterlassen erfaßt wird. Ohne Be­
deutung für die Entstehung der Folgenbeseitigungs­
pflicht ist es, ob die Zustandsveränderung auf ei­
nem pflichtwidrigen Verwaltungsakt, auf seiner vor 
dem Eintritt der Bestandskraft vorgenommenen Voll­
ziehung (sog. Vollzugsfolgenbeseitigungsanspruch) 
oder aber auf einem pflichtwidrigen hoheitlichen 
Realakt beruht. Der den Folgenbeseitigungsanspruch 
auslösende Hoheitsakt kann auch ein Richterspruch 
sein. Der Herstellungsanspruch wird nicht schon 
dadurch ausgeschlossen, daß ein für sofort vollzieh­
bar"erklärtes rechtswidriges hoheitliches Gebot nicht 
von seiten der Behörde vollzogen, sondern 'von dem 
Adressaten befolgt und dadurch der ihm nachtei­
lige Zustand geschaffen wird. Dem Geschädigten 
dürfen keine Nachteile daraus erwachsen, wenn er 
es nicht auf eine zViangsweise behördliche Voll­
ziehung ankommen läßt, sondern die von ihm ho­
heitlich geforderte Handlung z. B. deswegen vor­
nimmt, um den Einsatz von ZViangsinitteln zu ver­
meiden. Läßt er allerdings den Hoheitsakt bestands­
kräftig werden, so entfällt unter den Voraussetzun­
gen des Absatzes 2 Satz 1 sein Folgenbeseitigungs­
anspruch. 

::.Jotwen'dig ist auch hier ein adäquater Kausalzu­
sammenhang zwischen dem pflichtverletzenden Ver­
halten des Hoheitsträgers und der Zustandsverände­
rung. Der ~achteil ·wird der staatlichen Stelle des­
halb nur dann zugerechnet werden können, wenn 
die Pflichtverletzung nicht lediglich conditio sine 
qua non der Zustandsveränderung, sondern wenn 
die Zustandsveränderung die adäquate Folge der, 
Pflichtverletzung ist. Nicht notwendig ist es hin­
gegen, daß die Zustandsveränderung unmittelbar 
auf der Pflichtverletzung beruht, obwohl dies in 
aller Regel der Fall sein wird. 

Inhalt der Folgenbeseitigungspflicht ist die 'Wieder­
herstellung des früheren oder statt dessen, "falls 
dies unzweckmäßig ist", eines gleichwertigen Zu­
standes. Der -,Anspruch hat damit den Charakter 
eines gegenüber § 249 Satz 1 BGB gleichsam ver­
kürzten Anspruchs auf Naturalrestitution. Der 
Rechtsträger hat also nur den Status quo ante oder 
einen gleichwertigen Zustand zu ermitteln und her-

44 

zustellen, nicht dagegen den hypothetischen Zustand 
im Sinne des § 249 Satz 1 BGB. Die "Gleichwertig­
keit" ist unter verständiger \Vürdigung aller Um­
stände aus der Sicht des Geschädigten ~;u beurtei­
len, wobei objektivierend die Bewertung maßge­
bend sein muß, die eine vernünftige Person in der 
Situation vornehmen würde. 

Ein gleichwertiger Zustand kann anstelle des; frühe­
ren Zustandes nur dann als Erfüllungsart des Fol­
genbeseitigungsanspruchs in Betracht kommen, 
wenn die Herst..ellung des früheren Zustandes un­
zweckmäßig ist. Diese Voraussetzung liegt grund­
sätzlich vor, wenn der gebotene Rechtsgüteraus­
gleich durch 'Wiederherstellung des früheren Zu­
standes mit Rücksicht auf die Belange dl~s Geschä­
digt}'!n oder aus Gründen des öffentIico.en Inter­
esses im Ergebnis hinter dem Ausgleich zurück­
bleibt, der durch Herstellung eines andersartigen, 
aber wahrhaft gleichwertigen Zustandes erreicht 
werden kann. Im Rahmen der gebotenen Interessen­
abwägung kann der Geschädigte also auf Herstel­
lung des alten Zustandes nur beharren, wenn an­
dernfalls wesentliche efgene Sachinteressen beein­
trächtigt würden, die das öff~ntliche Interesse an 
der Herstellung eines andersartigen Zustandes über­
wiegen. 

Das \Vahlrecht zwischen Folgenbeseitigung und 
Geldersatz ist Gegenstand einer besondEren Rege­
lung in § 4. Danach sind beide Ersatzarten grund­
sätzlich austauschbar. 

S atz 2 dehnt den Folgenbeseitigungsan:;pruch auf 
den Fall aus, in dem ein tatsächlicher Zmtand zv{ar 
Jechtmäßig verändert vfird, dieser ·veränderte Zu­
stand aber ohne neues Tätigwerden der vollziehen­
den oder rechtsprechenden Gewalt und ohne neue 
Pflichtverletzung durch Unterlassen - in beiden 
Fällen wäre bereits eine Haftung nach Satz 1 ge­
geben - dem Hoheitsträger, der die Veränderung 
bewirkt hat, als fortwirkender Eingriff aus voraus­
gegangenem Tun zuzurechnen ist. Die fortbestehen­
de Veränderung muß also nicht nur di,~ adäquat 
verursachte Folge der hoheitlichen Maßnahme sein, 
sondern noch als Teil der Maßnahme selbst erschei­
nen, der unter Berücksichtigung aller Umstände 
nicht Isoliert betrachtet werden kann, ohne gleich­
zeitig den Träger einem Teilbereich seinE!! Verant­
wortlichkeit zu entziehen. Liegen diese Vorausset­
zungen vor und wider3pricht der veränderte Zu­
stand der Rechtsordnung, so fordert der Rechts­
staatsgedanke die Herstellung des früheren oder 
eines gleichv{ertigen Zustandes, also die haftungs­
rechtliche Gleichbehandlung mit den Fällen des 
Satzes 1. \Vird z. B. durch die Ordnungsbehörde 
\Vohnraum zum Zwecke der Einweisung von Ob­
dachlosen in Anspruch genommen und beschlag­
nahmt, räumen die eingewiesenen Obdachlosen 
aber nach Ablauf der Einweisungsbefristung den 
\Vohnraum nicht, wird dem in Anspruch genom­
menen Hauseigentümer damit in Forhvirkung der 
an sich rechtmäßigen Einweisung ein veränderter 
Zustand aufgenötigt. Er ist dem Verantwortungs­
bereich des einweisenden Rechtsträgers i::1 gleicher 
\Veise zuzurechnen,. wie wenn bereits der Eingriff 
selbst in Gestalt der Einweisung ohne Rechtsgrund­
lage vorgenommen ''iorden wäre. Es wäre rechts-
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staatlich nicht" vertretbar, die Entwicklung der tat­
sächlichen Lage zu einer eingriffs ähnlichen Beein­
trächtigung der Rechtposition des Eigentümers die­
sem zu überbürden, obwohl die rechtswidrige Ver­
änderung allein dem Verantwortungsbereich der 
einweisenden Stelle zuzurechnen ist. Es obliegt da­
her dem Träger der vollziehenden Gewalt, den recht­
mäßigen Zustand herzustellen, also die Eingewiese­
nen zu exmittieren und notfalls anderweitig unter­
zubringen. 

In entsprechender vVeise ist \Viedergutmachung 
durch Behördenhandeln geboten, .wenn im Verlauf 
einer zunächst rechtmäßig eingeleiteten Polizeiak­
tion zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung Fakten und Behauptungen 
über verdächtige Personen amtlich bekanntgegeben 
.werden, die sich im nachhinein als unrichtig erwei­
sen und als Ehrverletzungen oder schwere Beein­
trächtigungen des Persönlichkeitsrechts gewertet 
werd'en müssen. XvIit der nachweisbaren Unrichtig­
l<:.eit wird der veränderte Zustand rechtswidrig, weil 
eine gesetzliche Grundlage für die weitere Duldung 
der in' der Offentlichkeit fortbestehenden Minderung 
des Ansehens nicht gegeben ist. Die gebotene vVie­
dergutmachung hat in diesen und ähnlichen Fällen 
durch Ehrenerklärungen oder gleichwertige Maßnah­
men zur Herstellung der Ehre und des Ansehens 
des Betroffenen in der Offentlichkeit zu erfolgen. 

Die Folgenbeseitigung nach Satz 2 greift jedoch nur 
subsidiär ein. vVird in anderen Rechtsvorschriften 
bereits eine spezifische Regelung der Folgenbeseiti­
gung in den Fällen nachträglicher Rechtswidrigkeit 
eines durch hoheitliche Maßnahmen veränderten 
Zustandes geregelt, gehen diese Rechtsvorschriften 

'vor. 

Zu Absatz 2 

Ab s atz 2 S atz 1 läßt die Folgenbeseitigungs­
verpflichtung in dem Maße entfallen, in dem die Her:­
stellung des früheren oder eines gleichwertigen Zu­
standes nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zu­
mutbar ist. Der Geschädigte ist in diesen Fällen,we­
gen des für ihn mit der Zustandsveränderung ver­
bundenen Nachteils auf einen Geldersatzanspruch 
nach § 2 verwiesen. 

Unmöglich ist die Herstellung des früheren oder ei­
nes gleichwertigen Zustandes dann, wenn sie aus 
tatsächlichen Gründen nicht in Betracht kommt. Ist 
die Folgenbeseitigung nur unter Einsatz unverhält­
nismäßig aufwendiger :VEttel zu erreichen, so liegt 
kein Fall der unmöglichkeit vor; es kann aber Un­
zumutbarkeit gegeben sein. 

Unzulässig ist die Herstellung, wenn ihr rechtliche 
Hindernisse entgegenstehen. Besondere Bedeutung 
kann der Gesichtspunkt der Cnzulässigkeit der Fol­
genbeseitigung in den sog. Drittbeteiligungsfällen 
gewinnen. Hierbei handelt es sich, insbesondere im 
Bau-, Gev{erbe- und \Vasserrecht, um belastende 
Verwaltungs akte mit begünstigender Drittwirkung 
oder um begünstigende VerwaItungsakte mit bela­
stender Drittwirkung. vVird z. B. im vVege einer 
öffentlichrechtlichen ::\"achbarklage die Aufhebung 
der Baugenehmigung erstritten, so zielt der gegen 
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den Träger der Baugenehmigungsbehörde gerichtete 
Folgenbeseitigungsanspruch auf WIederherstellung 
des rechtmäßigen Zustandes, d. h. auf Beseitigung 
des vom Bauherrn inzwischen möglicherweise er­
richteten Bauwerks in dem Umfang, in dem es mit 
den Rechten des :\fachbarn nicht zu vereinbaren 
ist. Der Folgenbeseitigungspflicht kann der Träger 
der Baubehörde aber nur genügen, 'wenn die 
Behörde gegen den zum freiwilligen Abriß nicht 
bereiten Bauherrn eine Abrißverfügung erläßt. 
Da § 3 nicht auch zu solchen Eingriffen ermächtigt, 
bedarf die Behörde nach dem Grundsatz der 
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung einer von der 
Folgenbeseitigungsnorm abgehobenen gesetzlichen 
Grundlage. Fehlt eine solche' Ermächtigung, so 
entfällt der Folgenbeseitigungsanspruch. Räumt hin­
gegen eine ordnungsrechtliche Generalklausel der 
Behörde ein Ermessen bei der Entschließung dar­
über ein, ob sie gegen den bauordnungswidrigen 
Zustand einschreitet, so ist es möglich, daß trotz 
des Folgenbeseitigungsgebots (nur), eine Ermessens­
reduzierung, u. U. allerdings auch "auf :\full", in Be­
tracht kommt. Ob dies der Fall ist, hängt von der Ge­
staltung des einzelnen Falles ab. vVürde im Beispiels­
fall die Abrißverfügung dem Grundsatz der Verhält­
nismäßigkeit widersprechen, so müßte das Folgen­
beseitigungsbegehren des Nachbarn im Rahmen je­
der Betrachtungsweise an diesem rechtlichen Hin­
dernis scheitern; die Herstellung des früheren Zu­
standes wäre unzulässig. Die Klärung der damit zu­
sammenhängenden Streitfragen kann der Rechtspre­
chung überlassen bleiben, zumal es sich hierbei 
nicht um ein spezifisch staatshaftungsrechtliches 
Problem handelt. 

Unzumutbar ist die Folgenbeseltigung im Sinne des 
Satzes 1 nur, wenn sie dem verantwortlichen Träger 
nicht zugemutet werden kann. Ist umgekehrt die 
Herstellung dem Geschädigten nicht zumutbar, so 
kann dieser - gegebenenfalls auch gegen den ""Vil­
len des Trägers - nach § 4 Abs. 1 Geldersatz ver­
langen. \Vann eine Unzumutbarkeit vorliegt, bleibt 
der Entscheidung im Einzelfall vorbehalten. Tenden­
ziell wird hier eine restriktive Auslegung ange­
bracht sein; insbesondere wird sie bei einer vorsätz­
lichen Schädigung nicht in Betracht kommen können. 

A b s atz 2 's atz 2 schließt ,einen Anspruch auf 
Folgenbeseitigung aus, wenn eine Entscheidung der 
vollziehenden oder rechtsprechenden Gewalt, die die 
Veränderung des tatsächlichen Zustande~ verursacht 
hat, bestandskräftig geworden oder in Rechtskraft 
erwachsen ist. Die Unanfechtbarkeit setzt voraus, 
daß die zur Verfügung stehenden Rechtsmittel nicht 
oder nicht rechtzeitig eingelegt werden und auch die 
Möglichkeiten der VViedereinsetzung in den vorigen 
Stand nicht mehr in Betracht kommen. Die formelle 
Bestandskraft von Verweiltungsakten ist wie die 
Rechtskraft g.erichtlicher Entscheidungen auch im 
Rahmen des Staatshaftungsrechts vorrangig zu be­
achten. Das ist für die Verwaltungspraxis besonders 
bedeutsam: Deckt die Bestandskraft eine Ver\val­
tungsentscheidung ab, muß die Ven·"altung darauf 
vertrauen können, daß ihre Maßnahme auch nicht 
über den Umweg einer StaatshaftuIigsklage erneut 
überprüft, unterlaufen und 'damit entwertet wird. 
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Das aber wäre der Fall, wenn die Verwaltungsbe­
hörde über die Folgenbeseitigung gezwungen wer­
den könnte, einen unanfechtbar ver~llderten Zustand 
dort wieder beseitigen zu müssen, wo sie ihr weite­
res Verwaltungshandeln im Vertrauen auf die Cnan­
fechtbarkeit der geschaffenen Lage eingerichtet hat. 
Bei Abwägung der in Rede stehenden öffentlichen 
Interessen mit den Interessen des Betroffenen auf 
vViedergutmachung verdienen die ersteren den Vor­
rang. Die Rechtsordnung würde auch in einen vVi­
derspruch mit sich selbst geraten, wenn sie trotz ei­
nes rechtlich fortbestehenden Gebots oder Verbots 
oder einer formell rechtskräftig ergangenen richter­
lichen Anordnung gez'w'ungen v{erden könnte, eben 
diesen Geboten, Verboten oder Anordnungen zu-

. wider einen tatsächlichen Zustand herstellen zu 
müssen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 bringt eine dem § 2 Abs. 4 ähnelnde Rege­
lung und beruht ebenfalls auf dem Grundgedanken 
des § 254 BGB. Da eine teilweise Herstellung zumeist 
nicht möglich oder nicht sinnvoll ist, muß der Ge­
schädigte, der die Herstellung trotz eigener YIitver­
antwortuilg der rechtswidrigen Zustandsverände­
rung verlangt, verpflichtet werden, einen Kostenzu­
schuß zu leisten; dessen Umfang hängt von der Höhe 
der insgesamt entstehenden Herstellungskosten und 
dem Grad der den Geschädigten treffenden Mitver­
antwortung ab. Uberwiegt seine :vfitverantwortung, 
ist es. gerechtfertigt, ihn auf einen (geminderten) 
Geldersatz nach § 2 Abs. I, 2 und 4 zu verweisen. 

Zu § 4 - Verhältnis der Haftungsfolgen 

Pflichtverletzungen im Sinne des § 1 können sowohl 
zu einem Geldersatzanspruch nach § 2 als auch zu 

. einem Folgenbeseitigungsanspruch nach § 3 führen. 
§ -4 klärt das gegenseitige Verhältnis beider An­
spruchsnorm~n für den Fall, daß sowohl die An­
spruchsvoraussetzungen für den Geldeisatzanspruch 
aus § 2 als auch diejenigen für den Folgenbeseiti­
gungsanspruch aus § 3 erfüllt sind. 

Zu Absatz 1 

Satz 1 räumt dem Geschädigten ein vVahlrecht ein, 
statt der Folgenbeseitigung einen Geldersatz nach 
l\tlaßgabe der Allspruchsvoraussetzungen und der 
Haftungsmodalitäten des § 2 zu verlangen. Der Ge­
schädigte kann hieran ein begründetes Interesse 
haben. Ist etwa ein \Vohngebäude aufgrund einer 
re~htswidrigen Abrißverfügung beseitigt worden, 
so mag der Geschädigte nach Aufhebung der Ver­
fügung beabsichtigen, sein Grundstück künftig in an­
derer vVeise zu nutzen. Hier wäre es nicht sinnvoll, 
wenn er seinen Restitutionsanspruch nur auf vVie­
derherstellung des alten Gebäudes richten könnte. 
Vielmehr soll er das Recht haben, statt dessen Geld­
ersatz zu fordern. Der Geschädigte mag auch dadurch 
zum Ubergang vom Folgenbeseitigungsanspruch auf 
den Geldersatzanspruch motiviert werden, daß ihn 
eine Mitverantwortung trifft, er aber finanziell nicht . 
in der Lage ist, die ihm durch § 3 Abs. 3 angelastete 
Kostenbeteiligung zu tragen. 
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Andererseits kann auch der haftende Träger ein be­
rechtigtes Interesse nicht an der Zahlung von Geld­
ersatz, sondern an der vViederherstellung haben; sei 
es aus Gründen der Kostenersparnis oder aus son­
stigen Gründen eines öffentlichen Interesses. Es er­
scheint deshalb zweckmäßig, das vVahlrecht des Ge­
schädigten durch eine Ersetzungsbefugnis des haf­
tenden Trägers einzus·chränken. Der Hoheitsträger 
kann, wenn der Geschädigte statt der naturalen Her­
stellung Geldersatz fordert, nach dem eIsten Halb­
satz des Absatzes 1 Satz 2 seinerseits die Herstel­
lung wählen, vorausgesetzt, daß sie dem Geschä­
digten zuzumuten ist. Das soll auch für den Fall gel­
ten, daß den Geschädigten eine Mitverantwortung 
an dem rechtswidrigen Zustand trifft, und er des­
wegen zur Kostenbetelligung im Sinne des § 3 ver­
pflichtet ist (§ 4 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz). Da­
durch wird verhindert, daß der Geschädigte, der den 
Geldersatz gerade deswegen gev"ählt haben mag, 
weil er sich aus finanziellen Gründen n::cht gemäß 
§ 3 Abs. 3 an den Herstellungskosten beteiligen 
kann, in eine unerträgliche wirtschaftliche Zwangs­
lage gedrängt wird, was bei der gegebenen Inter­
essenlage nicht zu rechtfertigen wäre. 

Der Geschädigte kann von einer Form de~. Schadens­
ausgleichs auf die andere überwechseln, sofern nur 
die Anspruchsvoraussetzungen sowohl des § 2 als 
auch des § 3 erfüllt sind. Dieses 'Wahlrecht bleibt ihm 
auch noch im Rechtsschutzverfahren erhalten (vgl. 
Begründung zu § 26 Abs. 1). 

Zu Absatz 2 

Diese Vorschrift stellt· klar, daß neben d.er Folgen­
beseitigung ein partieller Geldersatz möglich ist, 
soweit die Folgenbeseitigung zum Schadensaus­
gleich nicht genügt (1. Alternative) ode:r nach § 3 
Abs. 2 oder 3 nicht in Betracht kommt (2. Alter­
native). Auch in den Fällen überwiegEcnden ynt­
verschuldens kann also der dann naturgl~mäß stark 
reduzierte Geldersatzanspruch geltend gemacht wer­
den. 

Zu § 5 - Haftung für Rechtsprechung' 

Fehlerhafte Rechtsprechung kann. mit Rücksicht auf 
den Verfassungs auf trag der dritten Gewalt; den 
Rechtsfrieden und die Rechtssicberheit zU gewähr­
leisten, nicht in gleichem Umfang wie die voll­
ziehende Gewalt der Staatshaftung unterworfen 
werden, sondern ist in ihrem Kernbereich in funk­
tionsangepaßter 'Weise haftungsrechtlid, besonde­
ren, zusätzlichen Voraussetzungen zu .m1.terstellen. 

Zu Satz 1 

Regelungsgegenstand sind' nur Akte der ncmer­
lichen Gewalt. Dieser Begriff ist im materiellen 
Sinne des Artikels 92 des Grundgesetz2s zu ver­
stehen. Eine Haftungsbeschränkung für Akte der 
rechtsprechenden Gewalt ist nur insoweit zu recht­
fertigen, als dies zur 'Nahrung und Aufrechterhal­
tung der Funktion der materiellen Rechtsprechung 
im Rechtsstaat geboten ist: 

Die rechtsprechende Gewält soll eine endgültige 
Klärung von Rechtsstreitigkeiten oder eine Entschei-
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dung darüber herbeiführen, ob eine staatlich ange­
drohte Cnrechtsfolge verwirklicht ist, und dadurch 
Rechtssicherh.eit und Rechtsfrieden wiederherstel­
len. Die gerichtlichen Entscheidungen in diesen 
Streitverfahren binden die Gerichte und die Ver­
fahrensbeteiligten und schließen es grundsätzlich 
aus, daß über die gleiche Sache noch einmal ent­
schieden wird. Diesem Ziel dienen die formelle 
und materielle Rechtskraft der gerichtlichen Ent­
scheidung, auf die es für die Rechtfertigung einer 
Haftungssonderregelung maßgeblich ankommt. Es 
wäre mit den Gedanken der Rechtssicherheit und 
des Rechtsfriedens nicht vereinbar, wenn das abge­
schlossene Verfahren des primären Rechtsschutzes 
auf dem Cmweg über das Staatshaftungsrecht neu 
aufgerollt werden kön.nte oder alle Instanzen des 
Verfahrens nur deswegen ausgeschöpft würden, 
um die Voraus5etzungen für die Geltendmachung 
von Staatshaftungsansprüchen zu schaffen oder zu 
verbessern. Das -wäre für die Rechtssicherheit nicht 
hinnehmbar und· für die Befriedungsfunktion der 
Rechtsprechung abträglich. Durch die Haftungsein­
schränkung sollen demnach nicht besondere Inter­
essen des Richters oder seines Am~es im Sinne eines 
Standesprivilegs geschützt werden, sondern die 
Rechtssicherhei~ gestärkt, der Rechtsfrieden bewahrt 
und die Gerichte vor untragbaren Belastungen 
durch "\Viederaufrollen abgeschlossener Streitigkei­
ten oder Ausschöpfung aller Rechtsmittel allein aus 
staatshaftungsrechtlichen Be"weggründen bewahrt 
werden. Satz 1 erfaßt deshalb auch nur gerichtliche 
Verfahren, die zu einer rechtskraftfähigen Entschei­
dung führen sollen, also eine bindende "\Virkung 
auszulösen bestimmt sind. Auf die äußere Form der 
Entscheidung kommt es demnach nicht an, erfaßt 
werden sowohl Urteile als auch Beschlüsse, wenn sie 
nur ein gerichtliches Verfahren mit bIndender, 
rechtskraftfähiger VVirkung beenden sollen. Die 
Rechtskraft braucht noch nicht eingetreten sein; auch 
das im Jnstanzenzug aufgehobene Crteil kann, Vienn 
die weiteren Voraussetzungen des § 5 erfüllt sind, 
die Staatshaftung auslösen, wenn es Schäden der 
Verfahrensbeteiligten . verursacht hat, wie z. B. im 
Falle der vorläufigen Vollstreckbarkeit. 

Für die Frage, ob die haftungsauslösenden Akte 
solche der rechtsprechenden Gewalt sind, ist maß­
geblich, ob sie von Richtern im Sinne des Artikels 97 
des Grundgesetzes ausgehen, also von Personen, 
denen die sachliche und persönliche Unabhängigkeit 
zusteht. Auch Beisitzer, Schöffen und ehrenamtliche 
Richter der verschiedenen Gerichtszweige zählen 
dazu. Die Rechtspfleger sind keine Richter im Sinne 
des Verfassungsrechts und des Gerichtsverfassungs­
rech~s (vgI. dazu BVerfGE 30, 170; Beschluß BVerfG 
vom 3. Kovember1975 - 2 BvR 398/75); ihre Ent­
scheidungen werden daher auch haftungsrechtlich 
nicht von § 5 erfaßt. Andererseits wird jedoch nicht 
jede richterliche Tätigkeit haftungsrechtlich privi­
legiert. Eine solche Lösung hätte zwar den Vorzug 
der Klarheit, würde jedoch als richterrechtliches 
Standesprivileg der inneren Berechtigung entbehren. 
Richter üben neben ihrer Rechtsprechungstätigkeit 
auch andere hoheitliche Funktionen aus, die auch 
nach geltendem Recht nicht privilegiert .sind, insbe­
sondere in der frehvilligen Gerichtsbarkeit. Ausge-

nommen. bleibt ferner das materielle Verwaltungs­
handeln des Richters einschließlich seiner Tätigkeit 
im Bereich der Gerichts- und Justizverwaltung. Da­
zu gehören etwa En~scheidungen über die Dienst­
aufsicht (§ 26 Deutsches Richtergesetz), .die Zulas­
sung von Rechtsanwälten (§ 8 BRAO) und Prozeß­
agenten (§ 157 Abs. 3 ZPO), die Bestellung eines 
:\Totanwalts (§ 78 a ZPO) oder eines gerichtlichen 
Vertreters (§§ 57 ff. ZPO) sowie die Entscheidungen 
über die Gewährung des Armenrechts und die Bei­
ordnung eines Armenanwalts (§ 116 b ZPO). Diese 
Tätigkeiten liegen im Bereich materieller Verwal­
tungstätigkeit und sog. Rechtsfürsorge, nicht aber in 
der Entscheidung von Streitverfahren mit einander 
entgegengesetzten Interessen der Verfahrensbetei­
ligten. 

Ferner muß zwischen Schädigung und fehlerhafter 
Entscheidung der rechtsprechenden Gewalt ein ad­
äquater Crsachenzusammenhang bestehen. 

vVeitere Voraussetzungen für Staatshaftungsan­
sprüche nach § 5 sind, daß die pflichtwidrige rich­
terliche Entscheidung eine Straftat ist und die Ent­
scheidung rechtskräftig aufgehoben wird. Im Span­
nungsfeld zwischen der Befriedungsfunktion der 
Rechtspflege und der rechtsstaatlich gebotenen 
Vviedergutmachung der Schadensfolgen aus pflicht­
viidrigen richterlichen Entscheidungen sind die in 
Rede stehenden Rechtsgüter im Lichte der "Wert­
ordnung des Grundgesetzes gegeneinander abzu­
,,,-ägen. Im Interesse des Rechtsfriedens und der 
Rechtssicherheit muß jede gerichtliche Auseinander­
setzung nach YIaßgabe der Verfahrens ordnungen 
einmal ihr Ende finden. Der Einbruch in dieses 
Rechtsschutzsystem über das materielle Staats­
haftungsrecht mit der YIöglichkeit, alle richterlichen 
Entscheidungen, auch rechtskräftige, über den vVeg 
der Staatshaftungsklage durch ein anderes Gericht 
überprüfen zu lassen und damit die Gefahr wider­
sprechender Entscheidungen heraufzubeschwören, 
müßte Funktion und Glaubwürdigkeit der rechtspre­
chenden Gewalt erschüttern. ~4ndererseits ist nicht zu 
verkennen, daß der unrichtige Richterspruch das 
auch für die rechtsprechende Gewalt geltende Gebot 
der Rechtsstaatlichkeit verletzen und dem Grunde 
nach wie jeder andere Verstoß gegen öffentlich­
rechtliche Pflichten die vViedergutmachungspflicht 
des Staates auslösen kann. Die Belange des einzel­
nen müssen jedoch gegenüber den Interessen der 
Rechtsgemeinschaft an der "Wahrung des Rechtsfrie­
dens und der Rechtssicherheit zurücktreten. Cm die 
Befriedungsfunktion der rechtsprechenden Gewalt 
abzusichern, erscheint es daher zunächst geboten, 
die Richtigkeit der richterlichen Entscheidung im 
\Vege der Staatshaftungsklage nur dann einer 
Cberprüfung zugänglich zu machen, wenn besonders 
sch\\~erwiegende Pflichtverletzungen der rechtspre­
chenden Gewalt in Rede stehen, nämlich die rich­
terliche Entscheidung eine Straftat darstellt, also 
den Tatbestand eines Strafgesetzes schuldhaft rechts­
widrig verwirklicht. Solche strafrechtlichen un­
recht5tatbestände sind z. B. die Bestechlichkeit (§ 332 
StGB) und die Rechtsbeugung (§ 336 StGB). 

Zur vVahrung der Rechtssicherheit ist weitere un­
abdingbare Voraussetzung der Staatshaftung für 
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Akte der rechtsprechenden Gewalt, daß die Unrich­
tigkeit der richterlichen Entscheidung nach Maßgabe 
der Verfahrensordnungen, insbesondere im Rahmen 
der Nichtigkeits- und \Viederaufnahmegründe, for­
mell durch Aufhebung festgestellt wird. 

Die Haftungseinschränkung mit dem Ziel der vVah­
rung .des Rechtsfriedens könnte· unterlaufen werden, 
wenn zwar das Ergebnis richterlicher Tätigkeit in 
Form von Urteilen oder Beschlüssen vor Angriffen 
im ·Wege der Staatshaftungsklage geschützt würde, 
die vorbereitenden :y.laßnahmen zur Gewinnung der 
Grundlagen für diese Entscheidungen dagegen ohne 
weiteres über die Staatshaftung erneut zur Kach­
prüfung gestellt werden könnten. Auf diesem v\T ege 
würde automatisch auch die Richtigkeit der Entschei­
dungen selbst erneut angegriffen. Die Entscheidung 
und ihre Grundlagen bilden eine untrennbare Ein­
heit und können ·auch haftungsrechtlich nicht unter­
schiedlich behandelt werden. Dies gilt z. B. für die 
Entscheidungen des Richters über die Erhebung 
oder ='Hchterhebung von Beweisen einschließlich der 
Verlesung behördlicher Auskünfte in der strafge­
richtlichen Hauptverhandlung. Haben diese richter­
lichen Ylaßnahmen die rechtskraftfähige richterliche 
Entscheidung beeinflußt und sind sie damit für den 
durch die EntsCheidung verursachten Schaden mitur­
sächlich gewesen, dürfen auch sie nur die Grund­
lage für eine Staatshaftungsklage bilden können, 
wenn sie selbst eine Straftat darstellen, also den 
Tatbestand eines Strafgesetzes schuldhaft rechtwid­
rig verwirklichen. Hinzu kommen muß, daß das ge­
richtliche Verfahren, in dem die :Ylaßnahme getrof­
fen v{Orden ist, mit einer rechtskraftfähigen Entschei­
dung geendet hat und diese Entscheidung, also nicht I 

die Ylci.ßnahme, rechtskräftig aufgehoben worden ist. 
Daraus folgt zugleich, daß eine HaftJlngsbeschrän­
kung nicht eingreift, wenn der vorbereitenden rich­
terlichen ~Iaßnahme nicht auch eine rechtskraftfä­
lüge richterliche Entscheidung folgt. Es wäre nicht 
gerechtfertigt, z. B. die Haftung für einen unter Ver­
stoß gegen Sorgfaltspflichten vom Richter erlassenen 
unrichtigen Be\veisbeschluß, auch dann auszuschlie­
ßen, wenn ihm keine rechtskraftfähige Entscheidung 
folgt, für die er die Grundlage schaffen sollte, ehva 
weil die Klage mit Rücksicht auf das Ergebnis der bei 
richtiger Verfahrensbehandlung überflüssigen Be­
weisaufnahme zurückgenommen wird. Rechtskraft 
und Rechtsfrieden sind in solchen Fällen nicht ge­
fährdet. 

Zu S atz 2. 

Satz 2 stellt klar, daß eine HaJtung aus §§ 1 bis 3 für 
pflichtwidrige Ausübung rechtsprechender Gewalt 
im übrigen unberührt bleib~, soweit sie sich in 
richterlichen Entscheidungen niederschlägt, die nicht 
unter Satz 1 fallen. Damit unterliegen insbesondere 
die pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung 
richterlicher Amtsausübung den normalen Staatshaf­
tungsregeln. 

Die Bedeutung der Staatshaftung aus fehlerhafter 
Rechtsprechung ist in der Praxis gering. Die durch­
geführte Er]:lebung auf der Grundlage rechtskräfti­
ger gerichtlicher Entscheidungen ergab in einem 
Zeitraum von zwei Jahren und zehn Monaten ins-
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gesamt nur 13 Staatshaftungsklagen wenen judika­
tiven Unrechts. Von ihnen waren zwei ganz oder 
teilweise erfolgreich. Das Richterspruchprivileg des 
§ 839 Abs. 2 Satz 1 BGB führte lediglich in z\vei 
Fällen zur Klageabweisung. Die übrigen Klagen 
wurden aus anderen Gründen abgewiesen. Auch 
die Erhebung qei den Justiz- und Gerkhtsverwal­
tungen für das Haushaltsjahr 191'2 deckte nur wenige 
Haftungsfälle auf. 

Zu § 6 - Versäumen ,Ton Rechtsbehelfe:J. bei Geld­
ersatz. 

Der Anspruchsverlust wegen unterlassenen Ge­
brauchs der im primären Rechtsschutzve rfahren zur 
Verfügung stehenden gesetzlichen Möglichkeiten zur 
Uberprüfung der Rechtmäßigkeit hoheitlicher Maß­
nahmen ist eine besondere Ausprägung· der Scha­
denminderungspflicht und des Mitverschuldens­
grundsatzes. Der Vorrang des 'primären Rechtsschut­
zes verlangt, daß der Geschädigte mitwirkeJ,l: muß, 
um die Schadensquelle über den vVeg der Beseiti­
gung des pflichtwidrigen Verhaltens auszuschalten. 
Die Pflicht geht deshalb nur soweit, wie die Scha­
densabwehr mit Hilfe von Verfahrensmitteln des pri­
mären Rechtschutzes noch möglich ist. Eine weIter­
gehende Pflicht wäre mit den tragenden Grundge­
danken der Schadenminderungspflicht und des Mit­
verschuldens nicht· mehr zu vereinbare;J.. Der Ge­
schädigte muß sich nur dann sein eigenes Verhalten 
schadenmindemd zurechnen lassen, wenn es für die 
Entstehung oder Entwicklung des Schadens noch ur­
sächlich· hätte werden können. Die vOIue.schlagene 
Sonderregelung soll wegen der Schwere der Mitver­
ursachung zum vollständigen Anspruchsverlust füh­
ren, weil für eine Abwägung der Verun.achungsan­
telle des Staates mit denen des Geschädigten, wie 
sie entsprechend § 254 BGB in § 2 Abs. 4 vorgese­
hen ist, kein Raum mehr bleibt. Die MitvErschuldens­
regelung des § 2 Abs. 4 bleibt jedoch neben derje­
nigen des § 6 anwendbar, wenn und soweit die Mit­
verursachung .des Schadens durch den G2schädigten 
in anderen Umständen zu suchen ist. 

Für Folgenbeseitigungsansprüche erübrint sich eine 
entsprechende Regelung, weil der Haftungsaus­
schluß bei dIesen Ansprüchen mit Rücksicht auf die 
zu' sichernde Bestandskraft der Verwaltungs!lkte 
oder Rechtskraft gerichtlicher Entscheidungen bereits 
eingreift, wenn die pflichtwidrige Entsd.eidung un­
anfechtbar geworden ist, ohne·daß es auf die Grün­
de der Versäumnis für die Einlegung von Rechtsbe­
helfen noch ankäme (vgl. § 3 Abs. -2). 

Die Natur der Staatshaftung als Pflichtwidrigkeits­
haftung legt es nahe, den Rech~snachteil des An­
spruchsverlustes davon abhängig zu machen, daß der 
Bürger ein gesetzlich vorgesehenes Verfc.hrensmittel 
ungenützt läßt, mit dem er die Uberprüfung der 
Rechtmäßigkeit der ausgeübten Hoheitsgewalt hätte 
erreichen können. § 6 geht deswegen von dem ge­
genüber dem Begriff des "Rechtsmitteli;" weiteren 
Begriff des "Rechtsbehelfs" aus. In Betracht kom­
men damit alle gesetzlich vorgesehenen ordentlichen 
Verfahrensmittel, die die "Cberprüfung der Recht­
mäßigkeit der hoheitlichen Maßnahmen im primären 
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Rechtsschutzverfahren zum Gegenstand haben, mit 
sich bringen oder ermöglichen. Dazu gehören auch 
Aussetzungs- oder \Viedereinsetzungsanträge oder 
vorläufige Rechtsschutzmaßnahmen. Dagegen schei­
den formlose Gegenvorstellungen, Die!Ustaufsichtsbe­
schwerden und der außerordentliche Rechtsbehelf der 
Verfassungsbeschwerde aus. Eine abschließende 
Aufzählung der als Rechtsbehelfe oder Verfahrens­
mittel in Betracht kommenden Rechtsinstrumente im 
Gesetz selbst erscheint mit Rücksicht auf die Vielge­
staltigkeit der Formen und Bezeichnungen auf die­
sem Gebiet untunlich. 

Satz 2 trägt dem Grundsatz des Mitverschuldens 
Rechnung. Der Anspruchsverlust soll danach nicht 
eintr~ten, wenn der Geschädigte den zur Schadens­
abwendung geeigneten -Rechtsbehelf -weder kannte 
noch kennen mußte und ihn auch im übrigen kein 
Schuldvonv-urf dafür trifft, daß ein zur Verfügung 
stehendes gese.tzliches Verfahrensmittel, dessen Ein­
legung den Schaden hätte mildern oder verhindern 
können, ~icht eingelegt vvorden ist. Die Regelung 

-knüpft an die \Viedereinsetzi..mgsmodalitäten der ge­
richtlichen Verfahrens ordnungen an (vgl. § 233 ZPO, 
§ 60 VwGO, § 56 FGO, § 61' SGGJ. Danach ist Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand nur zu gewäh­
ren, wenn jemand ohne Verschulden verhindert Wi~T, 
eine Frist einzuhalten. Der Anspruchsverlust tritt al­
so nicht ein, wenn z. B. jemand_das zur Schadensab­
wendung geeignete Verfahrensmittel weder kannte, 
noch kennen mußte oder wenn er durch höhere Ge­
walt an seinem Gebrauch gehindert worden ist. Ob 
und inwieweit der Rechtsweg ausgeschöpft werden 
muß, um dem Anspruchsverlust zu entgehen, hängt 
von den Umständen des Einzelfalles ab. Hier spielt 
wie bisher schon bei § 839 Abs. 3BGB die Zumut­
barkeit eine bedeutsame Rolle. Die Kontinuität der 
Rechtsprechung bleibt insoweit gewahrt. 

Die Darlegungs- und Beweislast dafür, daß eine 
-schuldlose Säumnis vorgelegen hat, trifft den Ge­
schädigten. Aus der unterlassenen 'Schadenminde­
rung ~ann dem Geschädigten nui ein Vorwurf ge­
macht werden, wenn er subjektiv g.ehindert war, den 
von ihm geforderten Beitrag zur Schadensabwen­
dung zu leisten. Insoweit schränkt Satz 2 die in 
Satz -1 enthaltene grundsätzliche Regelung ein. Es 
erscheint daher gerechtfertigt, demjenigen die Dar­
legungs- und Beweislast aufzubürden, der sich auf 
diese Ausnahme vom Grundsatz beruft. 

keit, und unterschiedliche Struktur des öffentlich­
rechtlichen Staatshaftungssystems gegenüber dem 
zivilrechtlichen Schadensersatzsystem verdeutlicht. 
Die umfassende Kodifikation -des Staatshaftungs­
rechts verlangt die ausdrückliche und abschließende 
Normierung aller Haftungselemente. Das schließt 
nicht aus; bei der Auslegung der §§ 7 bis 9 auf die 

_ entsprechenden- Erwägungen. und Uberlegungen zu 

I 
den zivilrechtlichen Ersatzvorschriften zurückzugrei­
fen. 

i 

Zu § 7 - Nichtvermögensschaden 

Zu Absatz 1 

Die rechtsstaatliche -Wiedergutmachung soll wie im 
bürgerlichrechtlichen Schadensersatzrecht grundsätz­
lich auch den Nichtvermögensschaden umfassen. Die3e 
Grundentscheidung ist bereits in § 2 Abs. 3 Satz 1 
getroffen. Die Nichtberücksichtigung der Ersatz-

_ fähigkeit solcher Schäden w-ürde gegenüber dem 
geltenden Recht einen nicht zu rechtfertigenden 
Rückschritt bedeuten. Im Bereich der Gefährdungs­
haftung des Zivilrechts wird zwar· nur ausnahms­
weise Schmerzensgeld gewährt, z. B. in § 833 BGB 
und in § 53 Abs. 3 des Luftverkehrsgesetzes. Beim 
Staatshaftungsrecht handelt es sich jedoch nicht um 
Gefährdungshaftung, sondern um eine sich von 
dieser Haftungsart wesentlich unterscheidende Un­
rechtshaftung, so daß die Gründe des Zivilrechts 
nicht auch hier tragfähig sind. Hinzu kommt ferner, 
daß die durch Artikel 2· des Grundgesetzes verfas­
sungsrechtlich besonders geschützten Rechtsgüfer 
nicht durch Privatpersonen, sondern durch staat­
liche Stellen beeinträchtigt werden, deren Grund­
pflicht es ist, diesen Rechtsgüterbereich zu schüt­
zen, die also gerade hier besonders gefordert sind. 
Im übrigen wird auch im öffentlichen Recht Schmer­
zensgel4 schon jetzt in bestimmten Fällen unabhän­
gig vom Verschulden gewährt, etwa in § 34 Abs. 1 
:\fr. 2 des ;Sundesgrenzschutzgesetzes für rechts­
widrige Polizeimaßnahmen. 

Entsprechend § 847 BG-B werden die Rechtsgüter der 
körperlichen Unversehrtheit, der Gesundheit und 
der Freiheit (Artikel 2 Abs. 2 GG) geschützt. Die 
Ausdehnung der Haftung auf "schwere Verletzun­
gen der Persönlichkeit" berücksichtigt die Schwere 
des Pflichtverstoßes bei Beeinträchtigung des eben­
falls grundrechtlich -geschützten Per.?önIlchkeits­
rechts (Artikel 2 Abs.· 1 GG) und knüpft für Ver­
letzungen öffentlichrechtUcher Pflichten zugleich an 

Zu §§ 7 bis 9 

Diese Vorschriften regeln Art und Umfang des nach 
§ 2 geschuldeten Geldersatzes bei immateriellen 
Schäden und bei Personenschäden. Die darin enthal­
tenen Regelungen lehnen sich eng an die §§ 842 bis 
841 BGB an. Eine bloße Anwendbarkeitserklärung 
dieser Kormen des Zivilrechts reicht nicht aus, weil 
im Staatshaftungsrechf aus Gründen des öffentlichen 
Rechts Nlodifikationen gegenüber den zivilrechtlichen 
Schadensersatzvorschriften erforderlich sind; auf ei­
ne grundsätzliche Anwendbarkeitserklärung unter 
gleichzeitiger Regelung von Ausnahmen und Ab­
weichungen wird aus Gründen der Rechtsklarheit 
verzichtet. Damit wird gleichzeitig die Eigenständig-

- die Rechtsprechung: des Bundesgerichtshofs an, die 
den Anspruch auf Geldentschädigung bei Persön­
lichkeitsverletzungen über den Gesetzeswortlaut 
hinaus zubilligt, wenn es sich um erhebliche Beein­
trächtigungen handelt (vgl. BGHZ 26, 248; 39, 124; 
auch BVerFGE 34,269). 

Im übrigen müssen alle Tatbestandsmerkmale der 
§§ 1 und 2 Abs. 1 vorliegen. Auch die Abwehr des 
Anspruchs ist möglich. Daher kommt ein Gelder­
satzanspruch im Falle der Schädigung der genann­
ten Rechtsgüter nur in B,etracht, wenn die Pflicht­
verletzung bei Beachtung der den Cmständen nach 
bei der Ausübung vollziehender oder rechtsprechen- . 
der Gewalt gebotenen Sorgfalt hätte vermieden 
werden können. 
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Die Rechtsfolge des § 7 Abs. 1 besteht in der Ver­
pflichtung, ang.emessenen Geldersatz zu leisten. Der 
in § 847 BGB verwendete Begriff der "billigen Ent­
schädigung in Geld" wird nicht übernommen. Das 
\VortEntschädigung hat im öffentlichen Recht einen 
besonderen Begriffsinhalt,der vom Enteignungsrecht 
her geprägt ist und den Ausgleich des Substanzver­
lustes umschreibt. Das Schmerzensgeld hat jedoch 
eine .andersartige Zielsetzung. Deshalb ist zur Ver­
meidung von Mißverständnissen der Begriff des 
angemessenen Geldersatzes_ gewählt worden. Da­
durch soll der Schadensersatzcharakter des Aus­
gleichs betont werden. Der Geschädigte erhält über 
den Geldersatz ein rechtsstaatlich angemessenes 
)\quivalent für seine Nachteile nichtvermögens­
rechtlicher Art: Die Bezugnahme auf § 2 Abs. 4 
schreibt die Anwendung der :\1itverschuldensgrund­
sätze im Rahmen der Angemessenheitsprüfung zwin­
gend vor. 

Zu Absatz 2 

Eine gerechte Abwägung der Interessen von Staat 
und Bürger im Bereich immaterieller Schäden läßt 
es nicht angemessen erscheinen, ber jeder Verlet­
zung höchstpersönlicher Rechtsgüter einen Geld­
ersatzanspruch auch wegen nicht vermögenswirksa­
!!ler Einbußen und Beeinträchtigungen zu gewähren. 
Diese sehr weitgehende \Viedergutmachungspflicht 
ist vielmehr in rechtsstaatlich vertretbarer ·Weise 
vom Vorliegen besonderer Ausgleichslagen abhän­
gig zu machen, um auch in diesem.Haftungsbereich 
zu einer angemessenen Risikoverteilung zu gelan­
gen. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift entspricht - abgesehen von einer 
geringfügigen Anpassung an die Interessenlage im 
öffentlichen Recht -,--§ 847 Abs. 1 Satz 2 BGB. Erst 
,',enn der Geschädigte sich zur Geltendmachung ent­
schlossen hat und er den Anspruch im Abhilfever­
fahren der §§ 26 ff. angemeldet hat, verwcondelt sich 
der Anspruch in eine gewöhnliche Forderung und 
ist deshalb übertragbar und vererblich. 

Zu § 8 - Rente und Kapitalabfindung 

vVie im bürgerlichen Schadensersatzrecht (§ 843 
BGB) soll bei Verletzungen von Körper und Gesund­
heit regelmäßig Schadensersatz in Form einer Geld­
rente geleistet werden und die Kapitalabfindung nur 
in Ausnahmefällen möglich sein. Abweichend von 
§ 843 BGB steht dem Geschädigten k::!in Recht 
auf Sicherheitsleistung durch den Rechtsträger zu, 
weil für diese Art von Sicherung mit Rücksicht auf 
die Schuldnerschaft des Staates kein Bedürfnis be­
steht. Ferner ist entgegen § 760 Abs. 2 BGB vor­
gesehen, daß die Geldrente monatlich im voraus 

,gezahlt wird; dieser Zahlungsabschnitt entspricht in 
Ubereinstimmung mit den Rentenleistungssystemen 
des, Sozialrechts besser den -Bedürfnissen des Ge­
schädigten. Die Regelung des § 760 Alls. 3 BGB 
wird an den monatlichen Zahlungszeitab~chnitt an­
gepaßt. Absatz 4 übernimmt die Regelung des § 843 
Abs. 4 BGB, um den andernfalls möglichen Lmkehr­
schluß zu verhindern, daß Unterhaltsansprüche die 
Staatshaftungsansprüche ausschließen. Vielmehr hat 
der allgemeine Rechtsgedanke auch im Staats­
haftungsrecht Gültigkeit, daß auf den Schaden keine 
Leistungen Dritter anzurechnen sind, die :nach ihrer 
Katur dem Schädiger nicht zugute kommen sollen. 

Zu § 9 - Ansprüche mittelbar Geschädigter 

Die auch im bürgerlichen Recht geltende Ausnahme 
von dem Grundsatz, daß nur der unmittelbar Ge­
schädigte ersatzb!=rechtigt ist, wird in das Staats­
haftungsrecht übernommen. Die Vorschrift ent­
spricht im wesentlichen den §§ 844 bis 846 BGB. 
Die Abweichungen im vVortlaut haben redaktionelle 
Bedeutung und passen die Vorschriften dem moder­
nen Sprachgebrauch an, ohne bedeutsame sachliche 
Anderungen bewirken zu wollen. :Niit der \Vahl·des 

Ab s· atz 2 bestimmt zunächst den grundsätzlichen 
Vorrang der Folgenbeseitigung nach § 3· vor der 
Geldzahlung. Der verantwortliche Träger soll bei 
immateriellen Schäden in erster Linie als vVieder­
gl,ltmachung den Status quo ante herstellen. Ist das 
möglich und reicht es aus, um die Einbuße auszu­
gleichen, ist für: den Geldersatz kein Raum mehr. Ein 
Vvahlrecht des Geschädigten oder eine Etsetzungs­
befugnis des Rechtsträgers nach § 4 scheidet in die­
s_em Falle aus. Ist z. B. jemand durch eine unwahre 
ehrenrührige Tatsachenbehauptung geschädigt wor­
den, so kann er nur" den \Viderruf dieser Behaup­
tung verlangen .. Ein Geldersatzanspruch kommt da­
neben ·nur noch in Betracht, wenn der vViderruf 
nicht durchf:iihrbar ist od~r aber nicht ausreicht, 
also noch eine ausgleichs.bedürftige Einbuße übrig­
bleibt. 

. \Vortes ,,'Bestattung" anstelle von "Beerdigung" 
wird klargestellt, daß auch die Feuerbestattung 
unter die Regelung fällt. Die Kostentragllngdurch 
einen rechtlich nicht verpflichteten sonstigen Drit­
ten soll nicht ausreichen. In Absatz 2 sollen Rück-Ab s a: t z 2 verwirklicht ferner den schadensersatz­

rechtlichen Grundsatz, daß der Ersatzanspruch nur 
insoweit gerechtfertigt ist, als noch ein Schaden 
vorliegt. Ist der Schaden immaterü~ller Art bereits 
über eine wie auch immer geartete Genugtuung aus­
geglichen, kann weitergehender Ersatz nicht mehr 
verlangt werden. Ist z. B. ~in Beamter durch seinen 
Dienstherrn in seinem Persönlichkeitsrecht verletzt ,. 
wordEm und hat ihn der Dienstherr im \Vege der 
·vorzeitigenBeförderung rehabilitiert, kann zusätz­

stände -von Unterhalts ansprüchen gegen den Getöte­
ten, wie es die Rechtsprechung auch zq § :344 Abs. 2 
BGB annimmt (BGH :0:JVV 1973, 1076), nicht ersatz-

. pflichtig gemacht werden. Absatz 4 enthält die dem 
§ 846 '13GB entsprechende Regelung und paßt sie an 
§ 2 Abs. 4 und § 8 Abs. 2 bis 4 an. 

Zu § 10 - Ylehrheit von Schuldnern 

licher Geldersatz regelmäßig nicht mehr verlangt: In Anlehnung an § 840 Abs. 1 BGB regelt § 10 die 
werden. /. Haftung mehrerer Rechtsträger bei gemeinschaftlich. 
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begangenen Pflichtverletzungen im Außenverhältnis 
zum Geschädigten und im Innenverhältnis der 
Rechtsträger untereinander. Ebenfalls geregelt ist 
der Fall, in dem neben dem Rechtsträger ein Uritter 
für den entstandenen Schaden aufzukommen hat. 

r\'ach Ab s atz 1 haftet jeder der beteiligten Trä­
ger für die durch die gemeinschaftJiche Pflichtver­
letzung verursachten Schäden als Gesamtschuldner. 
Auf den Grad der Gemeinschaftlichkeit kommt es 
dabei p.ichtan; es genügt auch das Nebeneinander­
tätigwerden zVieier Träger. Eine Beschränkung der 
Haftung des einzelnen Rechtsträgers auf den Anteil 
seiner Pflichtverletzung findet nicht statt. Vielmehr 
haftet jeder Träger ohne Rücksicht auf den Grad 
seiner Beteiligung im Außenverhältnis voll für den 
Schaden. Das gilt auch für den Fall einer unter­
schiedlichen Mitverursachung im Rahmen des § -2 
Abs.4. 

Ab s atz 2 schreibt die Gesallltschuldnerschaft 
auch für den Fall vor, daß neben einem Hoheitsträ­
ger jemand nach Privatrecht für den Schaden ver­
antwortlich ist und schließt dadurch ~ieMöglichkeit 

, für den Staat aus, den Geschädigten insoweit an den 
privatrechtlichen Schuldner zu verweisen. Den nach 
Privatrechtsgrundsätzen haftenden Dritten kann sei­
nerseits das pflichtwidrige Verhalten der öffent­
lichen Gewalt nicht entlasten; er steht -dadurch aber 
nicht schlechter als nach geltendem Recht und hat 
im Innenverhältnis einen Ausgleichsanspruch gegen 
einen solventen Schuldner. Der privatrechtliche 
Schadensersatzanspruch gegen den Dritten, der re­
gelmäßig im ordentlichen Rechtsweg geltend zu 
machen ist, kann unter dEm Voraussetzungen des 
§_ 33 Abs. 3 Satz 2 durch eine einheitliche Klage zu­
sammen mit dem Staatshaftungsanspruch gesamt­
schuldnerisch erhoben werden. Aber auch dann sind 
die materiellrechtlichen Anspruchsgrundlagen ge­
trennt zu b~urteilen. Der Ausgleichsanspruch des 
Dritten aus Absatz 3, wenn der Dritte überhaupt an­
stelle des Rechtsträgers den Schaden ersetzen sollte, 
ist öffentlichrechtlicher r'iatur und vor den Verwal­
tungsgerichten zu verfolgen. Die Fälle, in denen der 
Geschädigte anstelle des Trägers den Dritten in An­
spruch nehmen wird, dürften in der- Praxis kaum 
vorkommen. Davon al?gesehen werden Fälle einer 
gemischten Schuldnerschaft im Sinne des Absatzes 2 
infolge der Abgrenzungen des Staatshaftungsrecp.ts 
vom Privatrecht in § 17- -selten sein. Trifft den Ge­
schädigten eine Mitverantwortung, so werden auch 
im Falle einer Drittbeteiligung die von der Recht-­
sprechung entwickelten Grundsätze, insbesondere 
der Grundsatz der Gesamtabwägung nach Maßgabe 
einer Gesamtschau Gültigkeit haben (vgl. BGHZ 30, 
203). 

Ab s atz 3 enthält die Ausgleichsregelung im In­
nenverhältnis bezüglich der Fallgestaltungen in Ab­
satz 1 und Absatz 2. In Abvveichung von § 426 Abs. 1 
Satz 1 BGB, der eine Haftung zu gleichen Anteilen 
vorsieht, richtet sich die Ausgleichspflichtder Ge­
samtschuldner im Verhältnis zueinander nach den 
Umständen des Einzelfalles, um eine Auf teilung der 
Haftungslast entsprechend dem Grad der Mjtver­
antwortlichkeit zu erreichen. Dabei sollen die 

Schwere der jeweiligen Pflichtverstöße und das Maß 
der Mitverursachung berücksichtigt werden (vgl. § 2 
Abs. 4). Hat ein Schädiger den Schaden nicht in Geld, 
sondern in :--Jatur ausgeglichen, ist der Berechnung 
des Ausgleichsanspruchs der Geldwert der :\Yatural­
leistung zugrunde zu legen. _ 

Zu § 11 - Rückgriff 

Liegen der Anlaß und die Crsache des pflichtwidri­
gen Verhaltens eines Iiaftungsträgers, das haftungs­
rechtlich seine vViedergutmachungspflicht auslöst, im 
Verhalten eines anderen Rechtsträgers, wäre es un­
billig, wenn er die Haftung nicht auf diesen Rechts­
träger abwälzen könnte. Die Rückgriffsregelung soll 
ihn dazu in die Lage versetzen. Voraussetzung ist, 
daß der andere Träger dem Geschädigten nicht schon 
selbst unmittelbar haftet. Haften beide Rechtsträger 
im Außenverhältnis, weil sie die Pflichtverletzung 
gemeinschaftlich begangen haben, so ist kein An­
wendungsfall des § 11, sondern ein solcher des § '10 
Abs. 1 und 3 gegeben. 

Der neu eingef1,igte Artikel 104 a Abs. 6 GG (vgl. 
Artikel 1 ~r. 4 des Entwurfs -eines ... Gesetzes zur 
Anderung des Grundgesetzes) eröffnet den Ländern,. 
den Gemeinden und den übrigen landesrechtlichen 
Rechtsträgern den Rückgriff gegen den Bund. Das ist 
bedeutsam für den gesamten Bereich der Auftrags­
verwaltung, soweit z. B. die Gemeinden und Kreise 
Bundesgesetze auszuführen haben. Führen sie z. B 
eine bindende, aber rechtswidrige v\feisung aus oder 
ist die Rechtswidrigkeit ihrer Verwaltungsentschei­
dung nur zwIngende Folge' der notwendigen IvEtwir­
kung einer Bundesbehörde, die sich ihrerseits als 
pflichtwidrig erweist, können sie die daraus erwach­
senen Schadenslasten, die sie zunächst zu tragen 
häben, auf den Verursacher abwälzen. Der Rückgriff 
kommt weiter in Betracht, wenn bei mehrstufigen 
Verwaltungsakten die objektive Pflichtverletzung 
einem Rechtsträger angelastet werden muß, der nur 
intern an dem Verwaltungsverfahren beteiligt ist. 

Die Rückgriffsregelung hat ferner Bedeutung für die 
Belastungen eines landesrechtlichen Rechtsträgers 
aus seiner Haftung wegen des Vollzugs bundesrecht­
licher Rechtsverordnungen, allgemeiner Verwal­
tungsvorschriften oder Einzelwe~sungen (Artikel 84, 
85 GG). 

Führt dieser Vollzug zu Ersatzanspruchen, so können 
diese Rechts'träger die finanziellen Belastungen im 
Vvege _des Rückgriffs abwälzen. Entsprechendes gilt 
im Verhältnis der Gemeinden -und der sonstigen 
kommunalen Rechtsträger sowie der übrigen Rechts­
träger der mittelbaren Staatsverwaltung zum Land 
oder zum Bund. 

Der Ausgleich beurteilt sich danach, inwieweit dIe 
verschiedenen an der Pflichtverletzung beteiligten 
Rechtsträger im Sinne von § 10 Abs. 3 verantwort-

I lieh sind. Die Rückgriffsregelung tritt zurück, falls, 
durch Bundes- oder Landesgesetz eine andersartige 
Ausgleichsregelung im Verhältnis der Rechtsträger 
untereinander,_ etwa in Ausführung von Artikel 104 a 
Abs. 5 des Grundgesetzes getroffen wird. 
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Zu § 12 - .übertragene Gewalt wäre im Hinblick auf die größere Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit des Beliehenen unangemessen. 

Staatsgewalt wird nicht nur von juristischen Perso-· 
nen des öffentlichen Rechts oder deren Organen und 
Stellen ausgeübt. Vielfältig sind daneben die Organi­
sationsformen der Hoheitsverwaltung in Gestalt pri­
vater Rechtsträger, wie natürlicher Personen, juristi­
scher Personen des Privatrechts, Gesellschaften und 
Vereine, der sogenannten "Beliehenen". Soweit ih­
nen· zur Erfülluag öffentlicher Aufgaben die Aus­
übung vollziehender Gewalt übertragen worden ist, 
kann durch den pflichtwidrigen Gebrauch dieser Be­
fugnis der Haftungstatbestand des § 1 erfüllt wer­
den. Der Rechtsschutz des Bürgers wäre lückenhaft, 
würde die Staatshaftung nicht auch auf diese Fälle 
staatlichen "Fehlverhaltens zur Anwendung gelan­
gen. Regelungsbedürftig ist dabei die Passivlegitima~ 
tiOII: und der Ausgleich zwischen den beteiligten 
Stellen. 

S atz 1 legt die Passivlegitimation fest und, be­
stimmt die alleinige Haftung der juristischen ,Per­
son des öffentlichen Rechts, die die Aufgabe über­
tragen hat. Der Beliehene wird damit dem Amts­
träger gleichgestellt, der für eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts hoheitlich tätig wird. De11n 
für Art und Umfang der Haftung im Verhältnis zum 
Geschädigten kommt es nur darauf an, daß voll­
ziehende Gewalt ausgeübt worden ist, nicht aber 
darauf, wer sie ausgeübt hat. Verant"\vortlich ist der 
Rechtsträger, dessen Gewalt ausgeübt worden ist. 
Die übertragung der Aufgabe mit den erforderli­
chen Befugnissen kann als bloßer Organisationsakt 
den eigentlichen Träger. der Aufgabe nicht von sei­
ner Verantwortung befreien. Lediglich in den -Fäl-. 
len, in denen der Beliehene nicht in Ausübung 11,0-
heitlicher Befugnisse tätig wird, sondern Aufgaben 
im Rahmen seiner privatrechtlichen Funktion Viahr­
nimmt, greift die Staatshaftung nicht ein, sondern 
allein die Haftung nach allgemeinem bürge"rlichen 
Deliktsrecht oder Vertragsrecht. Diese Haftungsab­
grenzung gewinnt vor allem bei solchen Beliehenen 
Bedeutung, die typischerweise' sowohl hoheitlich als 
auch .privatrechtIich tätig werden, wie· z. B. die Be­
zirksschornsteinfeger oder die amtlichen Prüfungs­
ingenieure. 

S atz 2 regelt die haftungsrechtlichen Beziehungen 
z'wischen dem Beliehenen und dem Träger für den 
Fall der Inanspruchnahme des Trägers und bestimmt, 
daß der Beliehene nur bei verschuldeter Pflichtver­
letzung in Regreß zu nehmen ist. Überdies wird 
eine anderweitige gesetzliche Regelung zugelassen. 
Die haftungsrechtliche Gleichstellung des Beliehenen 
mit dem Träger im Außenverhältnis ist von § 1 und 
der diese Grundhaftungsnorm tragenden rechtsstaat­
lichen Vifiedergutmachungsverpflichtung her vorge­
geben. :>Jicht in gleicher 'Weise zwingend ist auch die 
Ausgestaltung der Regreßregelung im Innenverhält­
nis. Die Imienhaftung des Beliehenen wird im Rah­
men des zwischen ihm und dem Rechtsträger regel­
mäßig bestehenden Vertrags- oder vertrags ähnlichen 
Rechtsverhältnisses grundsätzlich von seinem Ver­
tretenmüssen abhängig gemacht. Eine Beschränkung 
des Regresses auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, I 
entsprechend dem sonstigen öffentlichen Dienstrecht, , 
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Beschränkungen oder Verschärfungen des Regresses 
durch Bundes- oder Landesgesetze sollen möglich 
bleiben, um den in diesen Randzonen cer öffent­
lichen Daseinsvorsorge bestehenden besonderen 
Verhältnissen ·Rechnung zu tragen. Ausg,~schlossen 
dagegen ist eine Modifikation des Rückgriffs durch 
eine vertragliche Regelung. Die t:bertragung hoheit­
licher Befugnisse auf Personen des Privatrechts kann 
nur durch Gesetz oder aufgrund eines GEosetzes er­
folgen; daher besteht immer die Möglichkeit einer 
abweichenden Regelung auch des "Regresses in die­
sen Vorschriften. Läßt das Gesetz die Utertragung 
im 'Wege eines öffentlichrechtlichen Ver:rages zu, 
hat der Gesetzgeber es in der Hand, auch eine ab­
weichende Vertragsgestaltung zu gestatten, soweit 
es um den Regreß geht, Die Zulässigkeit ausschließ­
lich vertraglicher Regelungen würde die Gefahr 
eines unsachgerechten Haftungsgefälles in sich ber­
gen. 
Die Regelung des § 13 gilt - wie sich aus S·a t z 3 
ergibt - nicht für Notare, soweit sie in hoheitlicher 
Funktion mit der ürkundstätigkeit betraut sind. Mit 
Rücksicht auf ihren historisch gewachsenen Status 
und die Besonderheiten des freiberuflichen Notariats 
haften sie wie bisher nur persönlich. Das dilmit mög­
liche Haftungsrisiko wird über eine Berufshaft­
pfIichtversicherung abgedeckt (vgl. dazu die Begrün­
dung zu § 42). 

Zu § 13 - Erlöschen der ~A,.nsprüche 

Staatshaftungsansprüche sind ebenso wie die An~ 
sprüche des Zivilrechts· und die übrigen öffentlich­

,rechtlichen Ansprüche dem Zeitablauf . unterworfen. 
Die Funktionsfähigkeit der öff~ntIichen Verwaltung 
fordert in besonderem Maße eine Klärunu, ob und 
bis zu welchem Zeitpunkt noch mit der Geltend­
machung von Staatshaftungsansprüchen gerechnet 
werden muß. 

Zu Absatz 1 

S atz 1 legt in Anlehnung ·und Fortentviicidung d~s 
§ 852 BGB fest, daß Ansprüche aus den §§ 2, 3 und 9 
grundsätzlich in drei Jahren erlöschen. Die Frist be­
ginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Geschä­
digte von dem Schaden und dem verimtwortlichen 
Träger 'öffentlicher Gewalt Kenntnis erhält. Die ab­
solute 'Erlöschensfrist beträgt 30 Jahre von der 
Pflichtverletzung an gerechnet. Die Vollendung des 
Zeitablaufs soll nicht wie im bürgerlichen Recht dem 
Schuldner eine in seinem Belieben stehende Einrede 
mit der Rechtsfolge der bloßen Leistungsverweige­
rung gewähren, sondern zu einem von Amts wegen 
zu beachtenden Anspruchsverlust führen. Infolge­
dessen kann z: B. anders als bei der Verjährung (vgl. 
§ 222 Abs. 2 Satz 1 und § 390 Satz 2 BGBl eine nach 
dem Erlöschen erbrachte Leistung zurückgefordert 
und mit der eiloschenen Forderung nicht mehr auf­
gerechnet werden. Auf diese \Veise werden, wie 
z. B. im Recht der Abgabenordnung, klare Verhält­
nisseo geschaffen, die Gleichbehandlung gesichert 
und andererseits der Geschädigte nicht unvertretbar 
benachteiligt. Denn der Beginn des Fristenlaufs setzt 
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positive Kenntnis, nicht das bloße Kennenmüssen 
vom Schaden und vom verantwortlichen Träger vor­
aus. Dabei reichen die Kenntnis der wesentlichen 
tatsächlichen Cmstände, die den Schaden verursacht 
haben, aus; nicht erforderlich ist die genaue Kennt­
nis des Umfangs und der Höhe des Schadens. Hin­
sichtlich des Trägers genügt die Kenntnis seiner 
Stelle, die den Schaden verursacht hat. Im Falle des 
§ 9 kommt es auf die Kenntnis des ersatzberechtig­
ten Dritten an. 

S atz 2 modifiziert die Regel in Satz 1 für den Fall 
des Folgenbeseitigungsanspruchs in der Sonderform 
des' § 3 Abs, 1 Satz 2, indem er an die Stelle der 
Kenntnis des Schadens die Kenntnis der Umstände 
setzt, die den :z;ustand rechtswidrig gemacht haben. 

S atz 3 macht für die Fälle rechtswidriger Recht­
sprechung nach § 5 den Beginn des Fristenablaufs 
zusätzlich von dem weiteren objektiven Kriterium 

'der Aufhebung der gerichtlichen Entscheidung ab­
hängig. Diese Regelung ist notwendig, weil der Ge-, 
schädigte auch bei Kenntnis der in Satz '1 geforder­
ten subjektiven :Merkmale seinen Anspruch erst 
nach Eintritt der objektiven Voraussetzung geltend 
machen kann. 

In S atz 4 wird für Ansprüche auf Rückstände von 
Renten in Anpassung an die entsprechende Regelung 
des § 191 BGB eine vierjähi:ige Erlöschensfrist vor­
gesehen. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 regelt die Hemmung und Unterbrechung 
des Laufs der Erlöschensfrist durch Bezugnahme auf 
die' einschlägigen Vorschriften des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs. Die Ubernahme des \Vortlauts aller Be­
stimmungen des Bürgerlichen' Gesetzbuchs ins Staats­
haftungsgesetz erschien nicht zweckmäßig, zumal da 
die entsprechende Anwendung der Normen keine 
Schwierigkeiten bereitet. Sati 2 übernimmt inhalt­
lich die Regelung des §210 BGB und richtet sie auf 
die öffentli'chrechtlichen 'VerfahreiIsordnungen hin 
aus. Der Lauf der Erlöschensfrist soll bereits durch 
Gebrauch eines Rechtsbehelfs gegen die Pflichtver­
letzung selbst, z. B. durch Einlegung des \Vider­
spruchs gegen den rechtswidrigen Verwaltungs akt, 
unterbrochen werden. 

Zu Absatz 3 

S atz 1 erweitert die bereits durch Absatz 2 Satz 2 
vorgenommene Verbesserung der Rechtsstellung des 
Geschädigten und läßt die Hemmungs,virkung mit 
dem Zeitpunkt der Anmeldung des Anspruchs nach 
§ 26 eintreten und bis zur Zustellung der ablehnen­
den Entscheidung der Anmeldestelle oder der Vor­
lage stelle über diesen Anspruch andauern. Dies ist 
dadurch gerechtfertigt, daß der Geschädigte nur 
wenig Einfluß darauf hat, wie lange Zeit die Behörde 
bis zu ihrer abschließenden \Villensbildung benötigt. 
Dieser Zeitraum soll ihm daher nicht zum Nachteil 
gereichen. 

S atz 2 übernimmt die Regelung des § 852 Abs., 2 
BGB (eingefügt durch. das Gesetz zur Anderung 
schadensersatzrechtlicher Vorsc.h.riften vom 16. Au­
gust 1911, BGBL I S. 1511), die als Ausprägung des 
Grundsatzes von Treu und Glauben verhindern soll, 

daß Vergleichsverhandlungen nur zum Schein oder 
in der Absic~t geführt werden, das Erlöschen eines 
Anspruchs zu erreichen. 

Zu Absatz 4 

Im Interesse des Rechtsfriedens innerhalb der öffent­
lichen Verwaltung ,',-ar auch für, Ausgleichs- und 
Rückgriffsansprüche eines Hoheitsträgers in, den 
Fällen von § 10 Abs. 3, § 11 Satz 1 und § 12 Satz 2 
eine an kurze Fristen gebundene Erlöschensregelung 
vorzusehen. Es erscheint hier vertretbar, den Be­
ginn des Fristenablaufs allein vom objektiven Zeit­
punkt des Entstehens dieser Ausgleichs- und Rück­
griffs ansprüche abhängig zu machen, die nicht nur 
die Kenntnis des Schadensfalles und seiner Um­
stände, sondern darüber hinaus die Ersatzleistung 
voraussetzen. 

Zum 2. Abschnitt - Verhältnis zu anderen 
Regelungen 

'Während der 1. Abschnitt des Gesetzentwurfs den 
materiellen Inhalt des neuen Sta(j.tshaftungsrechts 
umfaßt, enthält der 2. Abschnitt Vorschriften über 
das Verhältnis von anderen Anspruchsgrundlagen 
zum Staatshaftungsgesetz: In § 1-4 wird das Verhäl~­
nis des Entschädigungsrechts der Enteignung und 
Aufopferung in seinen verschiedenen Ausprägungen 
zur Staatshaftung geregelt. § 15 bezeichnet weitere' 
Ansprüche aus hoheitlicher' Betätigung, die mit 
Staatshaftungsansprüchen konkurrieren können. In 
§ 16 sind die Bereiche abgegrenzt, in denen eine 
Staatshaftung allein nach Son-dervorschriften in Be­
tracht kommt. § 17 schließlich trennt die Staatshaf­
tung von der privatrechtlichen Haftung des Staates 
und enthält zugleich notwendige Haf:ungszuweist;n­
gen in das Zivilrecht oder in das Staatshaftnngs­
recht. 

Zu § 14 - Enteignung und Aufopferung 

Die Abgrenzung, des Entschädigungsrechts der En'.:­
eignung und Aufopferung zum Staatshaftungsrecht 
hat grundsätzlich danach zu erfolgen, ob die hohei~­
lichen Eingriffe in die durch Artikel 14 und Artikel 2 . 
Abs. 2 GG geschü~zten Rechtspositionen rechtmäßig 
oder rechtswtdrig vorgenommen worden sind. Die 
Entschädigung wegen Enteignung oder Aufopferung' 
setzt we3ensmäßigein rechtmäßiges hoheitliches 
Verhal'.:en voraus', da nur rechtmäßige Maßnahmen 
aL:; Konkretisierung der Sozialbindung im Sinne von 
Aökel 14 GG oder der Aufopferungslage nach Maß­
gabe des Gesetzesvorbehalts in Artikel 2 Abs. 2 GG 
angesehen werden können. Die Staatshaf:ung dage­
gen kann nur eingreifen, wenn durch das Eingriffs­
verhalteneine drittgerichtete öffentliche Pflicht ver­
letzt worden ist. Bei der danach vorzunehmenden· 
Abgrenzung sind drei Regelungsbereiche zu unter­
scheiden: Die Entschädigungsansprüche aus rech:­
mäßiger Enteignung und Aufopferung in' ihrem 
grundsätzlichen VerhäItnis zu den Staatshaftungsan­
sprüchen (Absatz 1). Das besondere Verhältnis die­
ser Ansprüche in den Fällen, in denen der Eingriff 
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rechtswidrig ist, der En:schädigungsanspruch aber 
unabhängig von der Rechtmäßigkeit oder Rechts­
widrigkeit der Maßnahme gewährt wird (Absatz 2). 
Der dritte Abgrenzungsbereich betrifft endlich die 
Fallgestaltungen, in denen die Eingriffsmaßnahme 
für sich genommen zwar eine gesetzliche Grundlage 
hat, letztere jedoch keine enteignende oder auf-. 
opfernde Zielrichtung aufweist und daher auch 

keine entsprechende Entschädigungsregelung enthält 
(Absatz 3). 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 stellt in Libereinstimmung mit dem gel­
tenden Recht fe.st,·daß Entschädigungsansprüche we­
gen Enteignung oder Aufopferung für das gemeine 
\Vonl von der Staatshaftung unberührt bleiben, da 
sie dem vertassungsrechtlich oder gewohnheitsrecht­
lieh geforderten Rechtsgüterausgleich für rechtmäßig 
erlittene Einbußen dienen. Dei allgemeine Aufopfe­
rungsgedanke hat als entschädigungsrechtliche Aus­
prägung des Gleichbehandlungsgrundsatzes neben 
der staatshaftungsrechtlichen Aw;prägung des 
Rechtsstaatsgedankens .gleichrangige und selbstän­
dige Bedeutung. Die in Absatz 1 enthaltene Klar­
stellung beschränkt sich auf Entschädigungsansprü­
che wegen rechtmäßiger Enteignung oder rechtmäßi­
ger Aufopferung für das gemeine \Vohl. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestätigt die von der Rechtsprechung (vgl. 
BGHZ 13, 395) bei rechtswidrigen Eingriffen zuge­
lassene Anspruchskonkurrenz von spezialgesetzli­
chen Entschädigungsansprüchen wegen Enteignung 
und Aufopferung mitStaatshaftungsansprüchen. Ent­
schädigungsansprüche dieser Art finden sich z. B. im 
Bundesbaugesetz, im Bundes-Immissionsschutzge­
setz, im Bundesfernstraßengesetz, im Bundeslei­
stungsgesetz, im Bundes-Seuchengesetz, im Bundes­
grenzschutzgesetz und im Gesetz über die Entschä­
digung für Strafverfolgungsmaßnahmen. Auch Län­
dergesetze, imbesondere die Polizeigesetze, gewäh­
ren derartige Ausgleichsansprüche. Kicht unter Ab­
satz 2 fallen außerhalb einer konkreten Korm zuge­
lassene Entschädigungsansprüche, die etwa durch 
richterliche Rechtsfortbildung gewährt werden. Sie' 
fallen unter die Sonderregelung nach Absa:z 3. Der 
KOlikurrenzregelung des Absatzes 2 untertallen fer­
ner nicht die spezialgesetzlichen Entschädigungsan­
sprüche, . die bei staatlichen Eingriffsmaßnahmen in­
nerhalb der Sozialpflichtigkeit vom Bürger an sich 
entschädigungslos hingenommen werden müßten, 
aber aus Billigkeits.gründen zur Härtemilderung ge­
währt werden. Sind Eingriffe, die solche Entschädi­
gungsansprüche auslösen, rechtswidrig, fallen sie 
unter die Konkurrenzregelung des § 15 Kr. 3. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Anspruchskonkurrenz 
der Entschädigungsansprüche mit den Staatshaf­
tungsailsprüchen ist gerechtfer::igt: Es wäre unbillig, 
den vom Gesetzgeber- vorgesehenen Rechtsgüter­
ausgleich besonderer 'Art durch die Regeln der 
Staatshaftung zu ersetzen. Ist die Rech~sgü::erein­

buße eingetreten und' nicht mehr zu beheben, ge­
währen die spezialgesetzlichen Vorschriften (vgl. 
oben) dem betroffenen Bürger verfahrensrechtliche 
und materiellrechtliche Rechtspositionen, die unter 
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Umständen günstiger sein können als diejenigen 
d.es Staatshaftungsgesetzes. So ist z. B. seine Rechts­
steIlung bei Impfschäden nach dem Bunde~;-Seuchen­
gesetz im Hinblick auf den Ausgleich de:r Erwerbs­
minderung bei Personenschäden beimZusammentref­
fen günstiger Cmstände beaser, als dieje.nige nach 
dem Staatshaftungsgesetz. Auch kann seine verfah­
rensrechtliche Position nach dem Bundesbaugesetz 
öder ·dem Bundesleistungsgesetz günstiger sein als 
diejenige nach dem Staatshaftungsgesetz. In all die­
·sen Fällen darf die spezifische Ausgleichsregelung 
zwischen Staat und Bürger nicht zu Las:en des Bür­
ger:s durch die andersartige Risikoverteilung der 
Staatshaftung verdrängt werden. 

Zu Absatz 3 

Die Abgrenzungsregelung des Absatzes 3 dient der 
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit bei der Durch­
setzung solcher Entschädigungsansprüche aus ho­
heitlichen Eingriffen mit enteignender oder auf­
opfernder \Virkung, die keine. gesetzEehe Grundla­
ge haben, sondern allein richterrechtEch en:wickelt 
sind und von der Rechtsprechung gewährt werden. 
Diesen Eingriffen liegt ein hoheitliches Verhalten 
zugrunde, das zunächst rechtmäßig ist, imbesondere 
auf eine ausreichende gesetzliche Grundlage ge­
stützt wird, die allerdings nach Art und Zielrichtung 
keine Enteignungs- oder Aufopferungslage herbei­
führen soll und deswegen auch regelmäßig keine 
Entschädigungsansprüche vorsieht. Die zugrundelie­
gende gese:zliche Ermächtigung für die hoheitlichen 
Maßnahmen ist also weder als Enteignungsgesetz im 
Sinne von Artikel 14 GG angelegt noch als Eingriffs­
grundlage für die durch Ar:ikel 2 Abs. 2 GG ge­
schützten :\iichtvermögensrechte gedacht. Die Be­
sonderheit dieser Fälle liegt darin, daß das an sich 
legitime hoheitliche Verhalten sich zu Einem Ein­
griff entwickelt, der eine Enteignung oder Aufopfe­
rung beviirkt, weil der dem Bürger ents:ehende 
Rechtsgüterverlust die Sozialpf!ichtigkeitsgoenze 
übersteigt. Hierher gehören z. B. Eigentumsbeein­
trächtigungen durch lang anhaltende Bauverbote 
oder Veränderungssperreni Schädigungen gewerbli­
cher Betriebe durch Straßenverlegungen, Straßen­
niveauänderungen, Bau von Cntergrundbchnen oder 
Schnellbahnen, Senkung des Grundwasserspiegels 
infolge Kanalisation oder auch Gesundheitsschäden 
infolge an sich zulässiger ärztlicher Zwan~rseingriffe. 
All diesen Fällen ist gemeinsam, daß das Gese'.:z mit 
der hoheitlichen Maßnahme die enteign~nde oder 
aufopfernde \Virkung nach Art und lJmfang der Re­
gelung weder bezweckt noch, weil atypisch oder 
unvorhersehbar, in Kauf nimm:. 

Es ist zweifelhaft, ob solche Eingriffe noch als ins­
gesamt rechtmäßig angesehen werden können oder 
ob sie deswegen rechtswidrig sind, weil sie dem 
Bürger ein ihn ungleich belastendes Opfer in seinen 
grundrechtlich geschützten Rechtspositionen zumu­
ten, o~lle daß ihm ein angemessener Ausgleich da­
für gesetzlich zugebilligt wird. Jedenfalls hat der 
Ausgleichsgedanke Verfassungsrang. Er ist hinsicht­
lich der Eigentumspositionen in Artikel 14 Abs. 3 GG 
ausdrücklich festgelegt, kommt aber in gleicher 
\Veise bei Aufopferungslagen im Bereich cl.er Rechts­
positionen des Artikels 2 Abs. 2 GG zur Anwen-
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dung. :\Jach der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs (vgl. dazu BGHZ 20, 81; 28, 310; 30, 241; 31, 44; 
45, 150; 48, 65; 54, 384; 57-, 359; 57-, 370; 60, 126; 
64, 220) lösen solche "enteignenden Eingriffe" einen 
Entschädigungsanspruch nach Enteignungsgrundsät­
zen, also unmittelbar nach Maßgabe des Artikels 14 
Abs. 3 Satz 3 GG aus, soweit .eigentumsrechtliche 
Positionen geschmälert werden. Hinsichtlich der 
Eingriffe in höchstpersönliche, nicht vermögens­
'werte Rechtsgüter, die zu einer Aufopferungslage 
führen, gewährt die Rechtsprechung des BGH pa­
rallele Entschädigungsansprüche (vgl. BGHZ 9, 83; 
13,88; 17, In; 20, 61; 23,157; 29, 95; 45, 58; 60, 302; 
65, 196). In beiden Rechtsgüterbereichen genügt die- I 

ser Rechtsprechung die Feststellung der Sonder­
opferlage, ohne daß die Rechtmäßigkeit oder die 
Rechtswidrigkeit des Eingriffs noch festgestellt wer­
den muß. Diese Kriterien gewinnen vielmehr erst 
dann Bedeutung, v{enn über den Ausgleich des ent­
zogenen Substanzverlustes hinaus auch der weiter­
gehende Schaden geltend gemacht ,·vird. Dieser rich­
terrechtlich entwickelte Rechtsschutz wird nunmehr 
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. Dadurch soll 
dreierlei erreicht werden: 

1. Für den Rechtsgüterausgleich wird eine eindeu­
tige und normierte Anspruchsgrundlage geschaf­
fen. Die Entschädigungsverpflichtung aus Arti-

. kel 14 Abs. 3 Satz 3 GG hinsichtlich der recht­
mäßigen Enteignungsmaßnahmen richtet sich an 
den Gesetzgeber. \Vie das Bundesverfassungs­
gericht (Beschluß des Ersten Senats vom 26. Ok­
tober 1977, BayVBl. 78, 113) entschieden hat, sind 
die Gerichte nicht befugt, Enteignungsentschädi­
gungen für rechtmäßige Ent~ignungsmaßnahmen 
ohne gesetzliche Grundlage zuzusprechen. Sie 
müssen vielmehr die gerichtlichen Verfahren aus­
setzen, bis der Gesetzgeber den lviangel behoben 
hat .. 

Für vergleichbare Fälle von Enteignungsmaß­
nahmen nach vorkonstitutionellem Recht schafft 
Absatz 3 zunächst die geforderte gesetzliche 
Grundlage, allerdings nur als subsidiäre Auf­
fangregelung. Enteignungsmaßnahmen aufgrund 
nachkonstitutioneller Enteignungsgesetze, die 
keine oder keine ausreichende Entschädigungs­
regelung enLhalten, werden nicht nach Absatz 3 
entschädigt, sondern lösen als rechtswidrige 
Grundrechtseingriffe unmittelbar nach § 2 Abs. 2 
die Staatshaftung aus, wenn der lVfangel der ge­
setzlichen Entschädigungsregelung zur ~-..Jichtig­
keitsfeststellung der I\"orm durch das Bundesver­
fassungsgericht führt. 

Absatz 3 stellt darüber hinaus für seine typischen 
Anwendungsfälle, nämlich für an sich recht­
mäßige Eingriffe mit ungewollter enteignender 
oder aufopfernder \Virkung, eine angemessene 
Entschädigungsregelung zur Verfügung und trägt. 
gleichzeitig dem vom Bundesverfassungsgericht 
in der o. a. Entscheidung für gewollte Enteig-

" -nungsmaßnahm.en entwickelten Rechtsgedanken 
für die "enteignenden Eingriffe" und die Ein­
griffe mit aufopfernder \Virkung Rechnung. 

2.. Durch die, Regelung wird weiter klargestellt, daß 
Eingriffe der bezeichneten Art grundsätzlich 

nicht schon deswegen. rechtswidrig sind, weil sie 
eine Enteignungs- oder Aufopferungslage bewir­
ken, ohne daß die Entschädigungsverpflichtung 

. des Staates gesetzlich geregelt ist. Die Neurege­
lung der Staatshaftung würde ohne die Regelung 
in Absatz 3 im Gegensatz zum bisherigen Rich­
terrecht eine Entscheidung erforderlich machen, 
ob NIaßnahmen dieser Art entweder als rechts­
widrig oder aber als rechLllläßig einzustufen sind. 
Die nicht auszuschließende Einstufung der Maß­
nahmen als rechtswidrig durch die Gerichte 
würde unangemessene haftungsrechtliche Fol-' 
gen nach sich ziehen (Folgenbeseitiguilg, vor­
beugende Cnterlassungsklage etc.) und zu einer 
sachwidrigen Einflußnahme auf die Verwaltung 
führen. Es erscheint daher notwendig, die Rechts­
viidrigkeitsfeststellung für diese Eingriffe allein 
wegen der fehlenden gesetzlichen Entschädi­
gungsregelung auszuschließen, den Rechtsgüter­
ausgleich jedoch entsprechend der Grundrechts­
eingriffshaftung yorzun.ehmen. 

3. Drittens wird für alle Enteignungs- und" Auf­
opferungslagen der Rechtsgüterausgleich einheit­
lichen ::vraßstäben unterworfen. Auf diese \\Teise 
ist ein angemessener Mindestrechtsschutz ga­
rantiert. Durch die entsprechende Anwendung 
des § 2 Abs. 2 Satz 1 wird sichergestellt, daß 
die Eigentumseinbuße oder der Rechtsgüterver­
lust im Bereich des Artikels 2 Abs. 2 Satz 1 GG 
zumindest substanzmäßig ausgeglichen wird, und 
zwar nach. den Kriterien, die in der Rechtspre­
chung des Bundesgerichtshofs (vgI. oben)ent­
wickelt worden sind. vVegen der Einzelheiten 
wird auf die Begründung zu § 2 Abs. 2 Bezug 
genommen. Dem Gesetzgeber bleibt die Erweite­
rung dieses Rechtsschutzes in den speziellen Re­
'gelungsbereichen unbenommen. 

Die Haftung aus Absatz 3 ist nur subsidiär und setzt 
voraus, daß nicht bereits die Staatshaftung nach 
§§ 2 und 3 oder eine Haftung oder Entschädigung 
nach anderen gesetzlichen Vorschriften eingreifen. 
Staatshaftungsansprüche können gegeben sein, weil 
der Eingriff aus anderen Gründen als dem Feh­
len einer gesetzlichen Entschädigungsregelung als 
pflichtwidrig im Sinne des § 1 angesehen werden 
muß. Sofern in Spezialgesetzen einzelner Sachbe­
reiche konkrete Entschädigungsregelungen für den 
Fall ungewollter oder ungezielter Eingriffslagen mit 
Enteignungs- oder Aufopferungswirkung getroffen 
sind, gehen sie der subsidiären Regelung. des Ab­
satzes 3 vor. 

Zu § 15 - Zusätzliche Anspruchsgrundlagen 

§ 15 läßt ausdrücklich die Konkurrenz von Staats­
haftungsansprüchen mit anderen Ausgleichsansprü­
chen aus demselben Sachverhalt gegen denselben· 
Träger zu, wenn pfiichtwidriges hoheitliches Ver­
halten gleichzeitig auch die außerhalb des Staats­
haftungsgesetzes geforderten Anspruchsvorausset­
zungen erfüllt. Die in Betracht kommenden An­
spruchsgrundlagen sind überwiegend ebenfalls 
öffentlichrechtlicher I\"atur (Kummern 1, 3 und 4), 
gehören aber auch dem Zivilrecht an (~ummer2). 
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In die von § 15 vorausgesetzte andere Rechtsgrund­
lage kann durch das Staatshaftungsrecht schon des­
halb nicht eingegriffen werden, weil sie einem be­
sonderen Interessenausgleich dient. Die außerhalb 
dieses Gesetzes bestehenden Entschädigungsvor­
schriften müssen auch deshalb erhalten bleiben, 
weil der Rechtsschutz des Betroffenen gegenüber 
der bisherigen Rechtslage nicht geschmälert werden 
darf. 'Wegen der Ansprüche aus dem Opferentschä­
digungsgesetz wird auf § 41 verwiesen. 

N u m m e r 1 soll gewährleisten, daß eine Haftung 
aus öffentlichrechtIichen Verträgen (§§ 54 ff. des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 25. Mai 1916, 
EGBL I S. 1253) unberührt bleibt. Eine durch Vertrag 
begründete Haftung kann nicht schon deshalb ent­
fallen, weil zusätzlich ,noch gesetzliche Ansprüche 
in Betracht kommen. Zu den - weit auszulegenden 
- "ähnlichen Rechtsverhältnissen" gehören die son­
stigen verwaltungsrechtlichen Schuldverhältnisse 
und Sonderverbindungen, insbesondere wenn auch 
bei ihnen für Leistungsstörunge.n gehaftet wird. Sol­
che Rechtsverhältnisse sind etwa die öffentlichrecht­
liche Verwahrung oder Geschäftsführung ohne Auf­
trag, _ öffentlichrechtIiche Benutzungsverhältnisse 
oder die Hingabe von öffentlichen Darlehen und 
Geldzuschüssen. Von Bedeutung sind ferner' die 
schuldrechtsähnlichen Beziehungen zwischen Trä­
gern öffentlicher Daseinsvorsorge, vor allem im 
Kommunalbereich, und den Benutzern entsprechen­
der Einrichtungen (z. B. Krankenhäuser, Versor­
gungs- und Entsorgungseinrichtungen), soweit sie 
öffentlichrechtlich begründet sind (bzgl. Abwasser­
anlagen vgl. BGHZ 54, 299; 59, 303; 61, 1). Auch die 
öffentlichrechtlichen Dienstverhältnisse, z. B. der Be~ 
amten, Richter, Soldaten, werden als einschlägige 
Rechtsverhältnisse erfaßt. 

N u·m m eJ 2 stellt sicher, daß Gefährdungshaf­
tungsansprüche neben StaatsIlaftungsansprüchen gel­
tend gemacht werden können, wenn die Gefahren­
lage zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben geschaffen 
worden ist, also z. B. der Staat hoheitlich einen ge­
fährlichen Betrieb oder eine gefährliche Anlage ein­
richtet und betreibt oder gefährliche Stoffe lagert 
oder nutzt. In Betracht kommt eine .Haftung etwa 
nach dem Haftpflichtgesetz in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 4. Januar 1918 (BGBl: I S. 145) 
für Schienenbahnen uml ScJnvebebahnen sowie für 
Gas- und Elektrizitätsanlagen, Bergwerke und ande­
re Anlagen, die Haftung nach dem Atomgesetz 
(§§ 25 ff., 36, 38 bis 39 a) bezüglich der Anlagen zur 
Gewinnung von Kernenergie und für den Besitz 
radioaktiver Stoffe, die Haftung nach § 22 des vVas­
serhaushaItsgesetzes für das Einbringen und Einlei­
ten gefährlicher Stoffe und hinsichtlich wasserge­
fährdender Anlagen, die Gefährdungshaftung aus 
dem Betrieb von Datenverarbeitungsanlagen sowie 
die TierhaIterhaftung nach § 833 BGB. Allerdings 
ist zu beachten, daß eine Konkurrenz von Ansprü­
chen nur in Betracht kOlllIIÜ, soweit nicht durch §.17 
Abs. 2 Staatshaftungsansprüche .ausgeschlossen sind 
und anstelle der Staatshaftung allein eine privat­
rechtliche Haftung eingreift. Verletzt also etwa ein 
Dienstfahrzeug im Einsatz einen Passanten, so 
kommt eine Anwendung der Konkurrenzregelung 
der Nummer 2 nicht in Betracht, da durch § 11 
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Abs. 2 Nr. 2 Staatshaftungsansprüche insoweit aus­
geschlossen sind und an ihrer Stelle die privatrecht­
liehe Haftung, vor allem nach §§ 823 ff. BGB oder 
nach §§ 1 ff. StVG eingreift. Die Sönderreuelung des 
§ 11 Abs. 2 Satz 2 bestimmt für diesen Fall, daß ne­
ben den dort aufgeführten pri\ratrechtlichen Ansprü­
chen, die an die Stelle der Staatshaftung~ansprüche 
treten, die Adlsprüche aus Gefährdungshaftung der in 
Kummer 2 bezeichneten Art geltend gemacht wer­
den können. 

N u m m e r 3 berücksichtigt, daß .in ei:aer Reihe 
von gesetzlich geregelten Fällen eine öffentIich­
rechtliche Entschädigung gewährt wird, obwohl eine 
Enteignung oder Aufopferung für das gem,~ine vVohl 
nicht vorliegt (vgl. die Begründung zu § 14 Abs. 2), 
also z. B. die Schranken der Sozialpflichtigkeit des 
Artikels 14 Abs. 1 GG nicht überschritte:n. werden. 
Diese Entschädigungsansprüche knüpfen tatbe­
standsmäßig regelmäßig nicht an die Rechtswidrig­
keit oder Rechtmäßigkeit des hoheitlichen Verhal­
tens an, sondern geviähren einen Ausgleich für Ver­
mögensnachteile oder Nichtvermögensnachteile al­
lein deswegen, weil dem Betroffenen durch eine 
hoheitliche Maßnahme ein Nachteil zugefügt wird, 
der aus unterschiedlichen Gründen, zumeist aus Bil­
ligkeitsgründen, ganz oder teilweise au:i die Ge­
meinschaft abzuwälzen ist. Dieser Ausgleich ist nicht 
nur bei rechtmäßigem hoheitlichem Verhalten, son­
dern auch bei rechtswidrigem Venvaltungshandeln 
geboten; Hier soll an der schon nach geltendem 
Recht bestehenden Anspruchskonkurrenz mit Staats­
haftungsansprüc1ien festgehalten werden. Soweit die 
Ansprüche auf öffentlichrechtIiche Entschädigung 
ihrer Rechtsnatur nach Enteignungsentschädigungs­
ansprüche oder Aufopferungsansprüche sind, wer­
den sie bereits von der Konkurrenzregelung des 
§ 14 Abs. 2 und 3 erfaßt. § 15 NI. 3 betrifft daher nur 
die übrigen öffentlichrechtIichen Entschädigungsan-

. sprüche. Hierher gehören z. B. die Fälle, in denen 
eine Sonderopferlage deshalb nicht vorLegt, "reil 
sich jemand außerhalb der Grenzen seines Rechts 
bewegt .hat und von der Rechtsordnung durch recht­
mäßige staatliche Maßnahmen in die Grem:en seines 
Rechts zurückverwiesen wird. Ferner gehören hier­
her andere Fälle, in denen aus Gründen der Billig­
keit Entschädigung gewährt -wird, obgleich der Ein­
griff rechtmäßig war, wie z. B. nach §§ 3, .:[ des Ge­
setzes über die Entschädigung für Strafverfolgungs­
maßnahmen. Endlich sind die Fälle' der Entschädi­
gung bei Rücknahme rechtswidriger Verwaltungs­
akte zu erwähnen (z. B. nach § 48 VerwaItungsver­
fahrensgesetz oder nach den entsprechenden. Landes­
gesetzen). 

Nu m m e r 4 setzt voraus, daß im. öffentlichen 
Recht an die Stelle des privatrechtlichen Bereiche­
rungsanspruchs ein eigenständiger öffemlichrecht­
licher Erstattungsanspruch tritt: soweit Leistungen 
öffentIichrechtIichen Ursprungs rechtsgrundlos be­
wirkt worden sind. 'Wird etwa ein recht3vridriger 
VerwaItungsakt aufgehoben, so kann die a.uf seiner 
Grundlage. geleistete Zahlung unter gewiEsen Vor­
aussetzungen zurückverlangt werden. Hier soll es 
dabei bleiben, daß sich die Erstattung und ihr Ver­
fahren nach spezialgesetzlichen Regelungen, z. B. 
nach der Abgabenordnung oder nach dem' Verwal-
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tungsverfahrensgesetz (vgl. § 48 Abs. 2 Sätze 5 
bis 8), vollzieht. Sov{eit Schäden nicht schon durch 
die Erstattung. ausgeglichen sind, wird die volle 

.'Wiedergutmachung über' das Staatshaftungsrecht ge­
sichert. 

Zu § 16 - Staatshaftung nach Sondervorschriften 

§ 16 enthält einen Katalog derjenigen Bestimmun­
gen, die dem Staatshaftungsgesetz als Spezialgeset­
ze vorgehen sollen, weil sie sich als abschließende 
Staatshaftungsregelungen verstehen oder bezeich­
nen. Der abschließende Charakter einer Regelung 
kann sich _auch aus ihrem Gesariltzusammenhang er­
geben und braucht. nicht ausdrücklich bestimmt zu 
sein. Als Spezialgesetze im Sinne des § 16 kommen 
nur Sonderregelungen in Betracht, die eine Haftung 
an pflichtwidriges Verhalten staatlicher Stellen 
knüpfen oder eine selche Haftung nur unter be­
stimmten Voraussetzungen zulassen. Daher schließt 
§ 16 i. B. Ansprüche· aus sogenannten Stationie­
rungsschäden ausländischer Streitkräfte nach den 
Vorschriften des NATO-Truppenstatuts (vgl. BGBL 
1961 II S.1190 und 1218) und des dazu ergangenen 
Gesetzes (BGEL 1961 II S. 1183) nicht aus. Dasselbe 
gilt für Ansprüche aus dem Bundesleistungsgesetz, 
die nicht an die Pflichtwidrigkeit des Verhaltens, 
sondern nur an die Schädigung ank-Ilüpfen (vgl. dazu 
auch die Begründung zu §.14 Abs. 2). 

N u m m e r 1 läßt die Sonderhaftung der Deutschen 
Bundespost grundsätzlich unberührt, wie sie in den 
einschlägigen nutzungsrechtlichen Bestimmungen ge­
regelt ist. Die Besonderheiten der Bundespost als Be­
triebsverwaltung mit massenhaften Realakten. erfor­
dern wie bisher einschneidende Haftungsbeschrän­
kungen. Das zeigen die rechtstatsächlichen Daten der 
durchgeführten Erhebungen mit aller Deutlich~eit. In 
§ 41 dieses Gesetzentwurfs werden trotzdem die 
Haftungsmodalitäten zugunsten der Postbenutzer 
verbessert und die geltenden Haftungsbeschränkun­
gen auf das aus rechtsstaatlicher Sicht zu fordernde 
Maß zurÜckgeführt. In den postrechtlichen Sonder­
bestimmungen des § 41 ist im einzelnen geregelt, in­
wieweit daneben auch noch die Vorschriften des 
Staatshaftungsrechts zur Anwendung kommen sol­
len.· 

K u m m e r 2 enthält zusammen mit § 42 des Ge­
setzentwurfs eine HaHungssonderregelung für Amts­
pflichtverletzungen nach der Bundesnotarordnung. 
'Wegen der Gründe hierfür wird auf die Erläuterun­
gen zu den §§ 12 und 42 Bezug genommen. 

N u m m e r 3 berücksichtigt, daß für Arbeits- und 
Dienstunfälle sowohl in der Reichsversicherungsord­
nung als auch im öffentlichen Dienstrecht eine Rei­
he von Sondetvorschriften bestehen, die Schadens­
ersatzansprüche bei Unfällen modifizieren. Nach 
§ 636 Abs. 1 Satz 1 ,RVO z. B. ist ein Unternehmer 
den in seinem Unternehmen tätigen Versicherten zum 
Ersatz des durch den Arbeitsunfall verursachten Per­
sonenschadens "nach anderen gesetzlichen Vorschrif­
ten" nur dann verpflichtet, wenn er den Arbeitsun­
fall vorsätzlich herbeigeführt hat oder dieser bei der 
Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten ist. 

Auf diese 'Weise soll der Betriebsfrieden möglichst 
erhalten bleiben. )Jach § 81 BRRG, § 151 BBG und 
§ 91 a SVG kann auch der durch einen Dienstunfall 
verletzte Beamte, Richter oder Soldat neben den 
Leistungep. der beamtenrechltchen Unfallfürsorge 
weder gegen den eigenen noch gegen einen ande­
ren öffentlichrechtlichen Dienstherrn weitergehende 
Ansprüche erhehen; sie sind vielmehr nur zugelas­
sen, wenn der Dienstunfall vorsätzlich verursacht 
oder bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr 
(vgl. dazu BGHZ 17, 65; 33, 339; Drt. v. 5. Mai 1975 
- III ZR 51/73, DOV 76, 131) eingetreten ist (§ 1 
Abs. 1 des Gesetzes über die erweiterte Zulassung 
von Schadensersatzansprüchen bei Dienst- und Ar­
beitsunfällen vom 7. 12. 1943, RGBl. I S. 674). Die 
zwischen den Beamten, Richtern, Soldaten und ihren 
Dienstherren bestehenden Rechtsverhältnisse sind 
durch besondere Vertrauensbeziehungen geprägt, 
die auf einen längeren Zeitraum angelegt sind und 
nicht über ein zumutbares Maß hinaus gestört wer­
den sollen. Da es sich also in den genannten Berei­
chen um ein besonderes, abgestuftes Leistungssy­
stem handelt, besteht weder eine Notwendigkeit 
noch eine Rechtfertigung, dieses System durch all­
gemeine -HaftungsregeJungen .des Staatshaftungs­
rechts gegenstandslos zu machen. Vielmehr bleibt 
der Vorrang der spezialgesetzlichen Ersatzansprü­
che bestehen, es sei denn, diese Normen lassen eine 
aarüber hinausgehende Staatshaftung zu. ~oweit 
dies der Fall ist, liegen keine abschließenden Rege­
lungen vor, so daß bei vorsätzlicher Schadensher­
beiführung die Möglichkeit einer Anspruchskonkur­
renz mit Staatshaftungsansprüchen erhalten bleibt. 
Hinsichtlich des weiteren Personenkreises ist die 
Anwendung auf Strafgefangene und auf die in § 539 
Abs. 1 Nr. 1 und 14 RVO genannten Personen be­
schränkt worden, weil auch sie in einem besonderen 
Verhältnis zum Staat stehen. Durch die Erwähnung 
"anderer Personen" soll der Rechtsprechung- über­
lassen bleiben zu entscheiden, in welchen Fällen 
ähnliche Verhältnisse angenommen werden köimen. 

K u m m e r 4 beachtet, daß im Recht der gesamten 
Zwangsvollstreckung und in der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit einschließlich des Register- und Grund­
buch,v-esens Sachmaterien betroffen sind, die' sich 
inhaltlich und verfahrensmäßig von der Tätigkeit an­
derer staatlicher Stellen durch besondere Formen­
strenge und Verfahrensabläufe unterscheiden. Hat 
z. B. das Grundbuchamt unter Verletzung gesetzli­
cher Vorschriften eine Eintragung vorgenommen 
(§ 53 GEO) oder sind im Rahmen einer Zwangsvoll­
streckung (§§ 766 ff. ZPO) Fehler entstanden, so 
wäre es nicht sinnvoll, die auf das besondere Ver­
fahren rücksichtnehmenden spezialgesetzlichen Vor­
schriften zur Beseitigung der Folgen dieser Verfah­
rensfehler durch den allgemeinen Folgenbeseiti­
gungsanspruch des .Staatshaft:ungsgesetzes zu über-' 
lagern, denn die dort vorgesehenen besonderen Fol­
genbeseitigungsvorschriften bieten bereits den er­
forderlichen Rechtsschutz: Reichen die Sonderrege­
hingen ihrer Natur nach zum Schadensausgleich 
nicht aus, wie beispielsweise der Grundbuchberich­
tigungsanspruch bei Untergang der Rechtsposition 
durch gutgläubigen Erwerb eines Dritten, bleibt der 
Geldersatzanspruch unberührt. 
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Nu m m e r 5 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die Finanz-, Steuer- und Zollverwaltungen in Ab­
gabe angelegenheiten durch § 48 eine staatshaftungs­
rechtliche Sonderbehandlung erfahren. \\fegen der 
::-.Jotwendigkeit und des Cmfanges dieser Privilegie­
rung wird auf die Begründung zu § 48 verwiesen. 

Zu § 11 - Haftungsabgrenzung zum Privatrecht 

Die Staatshaftung bezieht sich nur auf pflichtwidrig 
ausgeübte vollziehende und rechtsprechende Gewalt. 
Die damit vorgegebene Abgrenzung zum Privatrecht 
wird durch § 17 ergänzt und für rechtstatsächlich be­
sonders wichtige Bereiche durch ausdrückliche Haf­
tungszuweisungen konkretisiert (vgl. Allgemeiner 
Teil 3.1). 

Zu Absaiz 1 

Diese Bestimmung geht im Anschluß an § 1 von der 
in der Rechtsordnung vorhandenen Unterscheidung 
zwischen Privatrecht und öffentlichem Recht aus und 
stellt klar, daß, soweit ein Hoheitsträger am Privat­
rechtsverkehr teilnimmt, er grundsätzlich auch haf­
tungsrechtlich dem Privatrecht unterworfen ist. Die 
Ausübung von Hoheitsgewalt zieht die öffentlich­
rechtliche Staatshaftung nach sich; die Teilnahme 
am Privatrechtsverkehr löst die Zivilrechtshaftung 
des Staates aus. Soweit davon im Rahmen der Ge­
währleistungsgarantie des Artikels 34 GG abge­
wichen werden soll, bedarf es einer besonderen ge­
setzlichen Regelung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 Satz 1 ordnet für die dort gemannten Fälle 
anstelle der andernfalls eingreifenden Staatshaftung 
die gru,ndsätzlich alleinige Haftung des Rechtsträ­
gers nach zivilrechtlichen Vorschriften an. Es han­
delt sich hierbei um Bereiche, die in der Rechtswirk­
lichkeit eine erhebliche Bedeutung haben, gleich­
wohl aber nach gegenwärtigem Recht uneinheitlich 
geregelt sind oder zu einer unzweckmäßigen recht­
lichen Aufspaltung einheitlicher Lebenssachverhalte 
führetl. 

Im Interesse von Rechtssicherheit und Rechtsklarheit 
ist für die in Absatz 2 Satz 1 genannten Bereiche an­
stelle der Staatshaftung nach dem ersten Abschnitt 
dieses Gesetzes eine Haftung nach den materiellen 
und verfahrensrechtlichen Vorschriften des Privat­
rechts vorgesehen, weil sich die entsprechenden Tä­
tigkeiten, auch wenn sie in Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben ausgeübt werden, ihrer Natur nach und im 
Hinblick auf die mit ihnen verbundenen Haftungs- ' 
risiken nicht von vergleichbare,n, Betätigungen Pri­
vater unterscheiden. Deshalb soll auch eine haftungs­
rechtliche Ubereinstimw--ung hergestellt werden. Der 
Einleitungssatz des Absatzes 2 stellt klar, daß mit 
der haftungsrechtlichen Zuweisung in das Privat­
recht nicht gleichzeitig auch der Rechtscharakter des 
die Haftung auslösenden Verhaltens geändert wird; 
es bleibt hoheitliches Tun im Sinne der Ausübung 
von Hoheitsgewalt. Der Haftungsanspruch selbst ist 
allerdings zivilrechtlicher Natur. Rechtsstreitigkeiten 
gehören daher vor die ordentlichen Gerichte. 
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Absatz 2 Satz 2 stellt' sicher, daß neben d'~n Ansprü­
chen kraft Zuweisung der Haftung aus hoheitlichem 
Verhalten nach Satz 1 in das Zivilrecht die öffent­
lichrechtlichen Ansprüche aus Aufopferung und 
Enteignung nach § 14 Abs. 2 und 3 sowie die An­
sprüche aus verwaltungsrechtlichen Schuldverhält­
nissen einschließlich öffentlichrechtlichen Verträgen 
nach § 15 weiterhin konkurrierend nebeL den zivil­
rechtlichen Haftungsansprücherr geltend gemacht 
,v-erden können. Lösen hoheitliche YIaßnahmen au­
ßer Staatshaftungsansprüchen Ansprüche der be­
zeichneten Art aus, erscheint es nicht vertretbar, au­
ßer den Staatshaftungsansprüchen nach dem ersten 
Abschnitt zusätzlich auch noch die wegen desselben 
Sachverhalts gegebenen Entschädigungsansprüche 
durch die privatrechtliche Haftung zu ersetzen. Ent­
sprechendes gilt für die in § 15, insbesondere seiner 
l~ummer 1 bezeichneten Schadensersatz.. und Ent­
schädigungsansprüche: Ansprüche wegen Leistungs­
störungen oder Verletzungen von anderen als Lei­
stungspflichten, insbesondere ::\"ebenpflicbten aus öf­
fentlichrechtlichen Verträgen und verwaltungsrecht­
lichen Schuldverhältnissen im Sinne von § 15 XI. 1 
sind in entsprechender An,vendung des Rechts der 
Schuldverhältnisse nach den Vorschriften des bür­
gerlichen Gesetzbucp-s abzuwickeln (vgl. § 62 S. 2 
VwVfG) und in Anspruchskonkurrenz mit Staats­
haftungsansprüchen geltend zu machen. Sie sind ihrer 
Rechtsnatur nach öffentlichrechtlich. Sat:~ 1 würde 
diese Ansprüche ausschließen und insbesondere in 
den Fällen der :\fummern -4 bis 6 eine haftungsrecht­
liche SchlechtersteIlung des Geschädigten bew-irken, 
z. B. bei Verletzung öffentlichrechtliche~ Pflichten 
aus Benutzungsrechtsverhältnissen kommunaler 
Einrichtungen, \-v-ie z. B. Krankenhäuser, Schlacht­
hilfe, \Vasserwerke, Entwässerungsanlagen (vgl. 
BGHZ 54, 299j 56, 365j 59, 303; 61, 1). 

Die Aufrechterhaltung dieser Haftungsansprüche 
vermeidet nicht nur die ungerechtfertigte Schlechter­
steIlung des Geschädigten, sondern wirkt auch der 
andernfalls möglichen 'Wahl der Organi!öationsform 

,ausschließlich nach dem unsachgemäßen Kriterium 
des Hafturigsrisikos entgegen. Die Folgen der An­
spruchskonkurrenz für den einzuschlagenden Rechts­
weg berücksichtigt § 33 Abs. 3 Satz 2. Amprüche der 
in den §§ 14 und 15 bezeichneten Art können zusam­
men mit den privatrechtlichen Ansprüche::! im Sinne 
von § 11 Abs. 2 im ordentlichen Rechtsweg geltend 
gemacht werden. 

Die an die Stelle der Staatshaftung tretende Privat­
rechtshaftung unterliegt als Haftungs- und Zuviei­
sungsregelung des öffentlichen Rechts nicht der Dis­
positionsfreiheit der Parteien. Der Träger kann also 
die in § 1 tAbs. 2 angeordnete Haftung ',veder gene­
rell noch für den Einzelfall ausschließen. 

:Mit Ku m m e r 1 soll der bisher bestEhende un­
einheitliche Rechtszustand beseitigt werden, wonach 
ein Träger öffentlicher Gewalt 'vählen konnte, ob er 
seiner Verkehrssicherungspflicht zivilrechtlich als 
Fiskus oder in hoheitlicher Eigenschaft genügen 
wollte, wobei die Bestimmung nicht durch Gesetz, 
sondern auch ausdrücklich durch einen der Allg,e­
meinheit gegenüber bekanntzugebenden Organisa-
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tionsakt erfolgen konnte. Die dadurch bewirkte Cn­
sicherheit und ungleiche Behandlung gleicher Le­
benssachverhalte sollen mit der haftungsmäßigen Zu­
weisung' in das Privatrecht behoben werden. Die 
Entscheidung für das Privatrecht beruht darauf, daß 
die Verkehrssicherungspflicht für Grundstücke, Ge­
wässer, Bauwerke und sonstige Anlagen aus der 
allgemeinen, jedem obliegenden Rechtspflicht folgt, 
daß derjenige, der eine Gefahrenquelle für. andere 
schafft oder beherrscht, die notwendigen Vorkehrun­
gen zum Schutze Dritter zu treffen hat. Dieser 
Rechtsgrund trägt jedoch nur insoweit, als die Ge­
fahrenqu~llen vergleichbar und eine dem Zivilrechts­
verkehr entsprechende Intensität, also in etwa den­
selben Stärkegrad, erreichen können wie im hoheit~ 
lichen Yfachtbereich. Der Verkehr auf Straßen er­
zeugt Gefahren, die insoweit nicht mehr vergleich­
bar sind. Daher ist in Absatz 3 eine abweichende 
Regelung der Verkehrssicherungspflicht für öffent­
liche Straßen und 'Wasserstraßen getroffen. 

Auch Ku m m e r 2 will erreichen, einheitliche Le­
benssachverhalte haftungsrechtlich einer einheitli­
chen Beurteilung zuzuführen. Kach gegen'wärtigem 
Recht hängt die Frage, ob bei Dienstfahrten öffent­
lichrechtlich oder zivilrechtlich gehaftet wird, vom 
Zweck der Fahrt -ab. Zur Ausübung hoheitlicher Ge­
walt sind gegenwärtig alle Dienstfahrten zu zählen, 
mit denen unmittelbar Hoheitsaufgaben erfüllt wer­
den; andere Fahrten sind dem hoheitlichen Handeln 
dann zuzuordnen, wenn sie der Ausführung hoheit~ 
licher Geschäfte dienen. Entscheidend dafür ist, ob 
die Zielsetzung, mit der die Fahrt durchgeführt viird, 
hoheitlicher "Betätigung zuzurechnen ist und ob zwi­
schen der schädigenden Fahrt und der Unmittelba­
ren Verwirklichung des hoheitlichen Ziels ein sol­
cher innerer und äußerer Zusammenhang besteht, 
daß die Fahrt als einheitlicher Lebensvorgang mit 
der hoheitlichen Diensthandlung anzusehen ist (vgl. 
BGHZ 21,48; 29, 38). Auf die gegenwärtig maßgebli­
chen Motive der Dienstfahrt soll es künftig nicht 
mehr ankommen, weil es in der Rechtswirklichkeit 
keinen entscheidenden· l:nterschied macht, ob ein 
Privatfahrzeug oder ein Behördenfahrzeug im Land-, 
vVasser-. und Luftverkehr einen UnfaH verursacht. 
Der Grundsatz der Gleichbehandlung aller Verkehrs­
teilnehmer hat Vorrang (BGHZ 68, 21'f). Auch wegen 
Inanspruchnahme hoheitlicher Sonderrechte sollen 
haftungsrechtliche Ausnahmen nicht gemacht wer­
den, weil der schädigende Vorgang nicht dadurch 
seinen Charakter als Verkehrsteilnahme einbüßt, 
daß zusätzlich zu den für alle Verkehrsteilnehmer 
geltenden Verhaltensregeln besondere Vorschriften 
und damit korrespondierende besondere Verhaltens­
pflichten privater Verkehrsteilnehmer zur Anwen­
dung gelangen. Eine einheitliche Behandlung emp­
fiehlt sich aus prozeßökonomischen Grün,den. Häufig 
werden private Verkehrsteilnehmer die Schädigung 
mitverursacht haben. rber die zivilrechtlichen An­
sprüche gegen sie muß im selben Rechtsweg und im 
selben Verfahren entschieden werden können. Här­
ten für den Geschädigten dürften kaum auftreten, 
da die Ansprüche aus der Halterhaftung sowie aus 
Aufopferung oder enteignendem Eingriff erhalten 
bleiben. Eine Teilnahme am Verkehr liegt vor, wenn 

übliche Verkehrsarten und Verkehrseinrichtungen, 
die für die Benutzung durch die Allgemeinheit be­
stimmt sind, auch vom Hoheitsträger in Anspruch 
genommen werden. Keine Teilnahme sind also z. B. 
Geländefahrten im :Manöver mit Fahrzeugen deut­
scher Streitkräfte. Ausländische Streitkräfte fallen 
nicht unter die Regelung, weil sie nicht in Ausübung 
deutscher Hoheitsgewalt am Verkehr teilnehmen. 

Ku m m e r 3 beruht auf den gleichen Erwägungen 
wie :t\"ummer 2. Diese Vorschrift hat Bedeutung für 
die Deutsche Bundespost und diejenigen Verkehrs­
betriebe, die ihre Rechtsbeziehungen zu den Benut­
zern bisher öffentlichrechtIich ausgestaltet' hatten. 
Haftungsfälle sind in Zukunft einheitlich nach zivil­
rechtlichen Vorschriften abzuwickeln; Rechtsnach­
teile für den Geschädigten ent~tehen hieraus nicht, 
zumal etwaige Ansprüche der in § 15 ~r. 1 bezeich­
neten Art erhalten bleiben. Hinsichtlich der Deut­
schen: Bundespost findet die Vorschrift ihre Konkre­
Üsierung in § 41 NI. 4. (§ 18 PostG). Sie betrifft also 
nur die Beförderung im Postreisedienst und nicht et­
wa auch die Beförderung von Paketen und Postgut 
innerhalb des Postbenutzungsverhältniss·es. Insoweit 
greift die Staatshaftung nach § 41 XI. 2 (§ 12 Abs. 3 
PostG) ein. 

:'J u m m e r 4 hat weitgehend nur klarstellende Be­
deutung; denn schon nach bisherigem Recht wird 
bei der am.bulanten und stationären Heilbehandlung 
in öffentlichen Krankenhäusern grundsätzlich nach 
Privatrecht gehaftet. Aber auch für Fehler bei der 
zwangsweise durchgeführten Heilbehandlung . etwa 
durch Amtsärzte, Bundeswehrärzte oder 'Polizeiärzte, 
der keine privatrechtlichen vertraglichen Beziehun­
gen mit dem Patienten zugrundeliegen, soll sich die 
bisherige Staatshaftung künftig nach Privatrecht rich­
ten. Die Folgen der Verletzung ärztlicher Pflichten 
sollen nicht davon abhängen, ob der Arzt öffentlich­
rechtlich oder zivilrechtlich einen Kunstfehler be­
geht. Das gilt aber nur für ärztliche oder zahnärzt­
·liche Behandlungen, die auf die Verhütung, Erken­
nung, Heilung oder Linderung gesundheitlicher Be­
einträchtigungen im weitesten Sinne gerichtet sind.· 
Zwangsbehandlung mit anderer Zielrichtung, wie 
z. B. Blutentnahme zum Zwecke der Alkoholbestim­
mung im Zuge eines Ermittlungsverfahrens, Zwangs­
ernährungsmaßnahmen bei Untersuchungshäftlingen 
oder im Strafvollzug sowie Zwangsmaßnahmen sei­
tens Angehöriger anderer Heilberufe oder Heilhilfs­
berufe fallen nicht unter die Regelung. Cnberührt 
bleiben etwaige konkurri~rende Ansprüche der in 
§§ 14 und 15 bezeichneten Art auch hier. Sie kön­
nen neben den zivilrechtIichen Ansprüchen im or­
dentlichen Rechtsweg geltend gemacht werden. 

Nu m me r 5 unterstellt die Versorgung mit 'Was­
ser und Energie einheitlicn der zivilrechtlichen Haf­
tung. Die Versorgung mit VVasser und .Energie, ins­
besondere durch kommunale Versorgungsbetriebe, 
unterliegt zwar schon gegenwärtig aufgrund des 
vVahlrechts zwischen einer öffentlichrechtlichen und 
zivilrechtlichen Organisationform und' Nutzungsre­
gelung zumindest in haftungsrechtlicher Hinsicht in 
der Masse der Fälle der Anwendung zivilrechtlicher 
Vorschriften, auch wenn der Zulassungsakt selbst 
möglicherweise hoheitlicher Katur ist. Es gibt aber 
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auch noch abweichende Haftungsverhältnisse. Sie 
sind in Zukunft ausgeschlossen. Eine SchlechtersteI­
lung des Geschädigten gegenüber dem geltenden 
Recht ,\.-ird durch die Konkurrenzregelung in Satz 2 
vermieden. 

Nu m m e r 6 unterstellt diejenigen Bereiche der 
Entsorgung, die den in· Nummer 5 aufgeführten Tä-. 
tigkeitsgebieten der Daseinsvorsorge entsprechen, 
nämlich die Abviasser- und Abfallbeseitigung, eben­
falls der zivilrechtlichen Haftung. Diese hoheitlichen 
Aufgaben weisen zwar eine stärkere Affinität zur 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung auf, als die in 
Nummer .5 bezeichneten. Im Hinblick auf die Ver­
gleichbarkeit mit der Versorgung im Rahmen der 
staatlich!,!n Daseinsvorsorge erscheint es jedoch ver­
tretbar, auch sie haftungsrechtlich den in Nummer 5 
genannten Tätigkeiten der Kommunen gleichzustel~ 
len. Diese Regelung hat insbesondere für die Ge­
meinden und Gemeindeverbände erhebliche Bedeu­
tung. Eine SchlechtersteIlung des Geschädigten ge­
genüber dem geltenden Rech~ verhindert die Kon­
kurrenzregelung des Satzes· 2, insbesondere können 
die Ansprüche aus öffentlichrechtlichen Benutzungs­
und Leistungsverhältnissen (§ 15 Nr. 1) neben den 
zivilrechtlichen Haftungsansprüchen geltend gemacht 
werden. 

Zu Absatz 3 

·Während die Verkehrssicherungspflicht für Grund­
stücke, Gewässer, Bauwerke und sonstige Anlagen 
ihren· Rechtsgrund in einer allgemeinen Rechtspflicht 
für jedermann hat, ergeben sich für öffentliche Stra­
ßen und \Vasserstraßen besondere Pflichten des 
Staates. Dieser Pflichtenkreis des Staates hat hin­
sichtlich von Art und Umfang der Gefahrenquellen 
und Intensität der Gefährdung keine Entsprechung 
im Zivilrecht. Aus diesem Grunde erscheint auch -
abweichend von Absatz ·2 Nr. 1·- eine Haftungszu­
weisung in das Zivilrecht nicht vertretbar. Im Zuge 
voranschreitender Motorisierung und der wachsen­

ooden Bedeutung des nichtschienengebundenen Ver­
kehrs für die Volkswirtschaft ist· die Bereitstellung 
und Erhaltung verkehrssicherer Straßen und "Wasser­
straßen eine wichtige Aufgabe der Daseinsvorsorge 
des Staates. Er nimmt. sie nicht wie ein Privatmann 
mit beliebiger Dispositionsfreiheit wahr, !.>ondern hat 
dabei zentrale Belange des Gemeinwohls zu beach­
ten. Aus diesem Grunde ist bereits nach geltender 
Rechtslage die Straßenbaulast als öffentliche Aufga­
be im hoheitlichen Bereich geregelt und umfc;tßt alles 
was mit dem Bau und der Unterhaltung der öffentli­
chen Straßen zusammenhängt. Die überwiegende 
Zahl der Länder (Baden-vVürttemberg, Bayern, Ham­
burg, ~iedersachsen, Nordrhein-vVestfalen, Rhein­
land-Pfalz und Schleswig-Holstein) hat. für die 
Straßenverkehrssicherungspflicht anerkannt, daß die 
Sorge für den gefahrlosen Zustand dieser Straßen 
den damit befaßten Körperschaften als öffentlich­
rechtliche Pflicht obliegt. Diesen Rechtszustand legt 
Absatz 3 begrenzt auf das Haftungsrecht bundes­
einheitlich fest. Auf diese v\Teise werden nicht nur 
einheitliche Lebenssachverhalte einheitlich geregelt, 
darüber hinaus wird die bisher oft schwierige Ab-
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grenzung zwischen der Straßenbaulast und der 
Verkehrssicherungspflicht mit möglicherweise er­
heblichen Haftungsunterschieden gegenstandslos. 
Mit Rücksicht darauf, daß die Begriffe "öffentliche 
Straße und vVasserstraße" unscharf sind und ·unter­
schiedliche Inhalte haben· können (im "iN egerecht, 
im Straßenverkehrsrecht und im Strafrecht), werden 
die Verkehrsflächen näher bezeichnet und dabei die 
wegerechtliche Bedeutung· zugrundegelegt. Insbe­
sondere für· den Verkehr auf Vvasserstraßen war 
klarzustellen, daß alle Verkehrswasserflächen erfaßt· 
werden sollen, die für den öffentlichen Verkehr be­
stimmt sind, also auch Häfen und ähnliche Anlagen. 
Die Rechtsnatur der Straßenverkehrs:;icherungs-

. pflicht selbst. bleibt unberührt. Die Länd er könn~n 
sie privatrechtlich oder öffentlichrechtlich ausge­
stalten. Haftungsrechtlich gilt sie aber für die An­
wendung des Staatshaftungsgesetzes als Pflicht des 
öffentlichen Rechts. Die Gesetzgebungskompetenz 
für diese Regelung folgt aus Artikel 34 Abs. 2 GG 
in seiner Neufassung. Satz 2 stellt ausdrücklich 
klar, daß die Grundrechtseingriffshaftung aus § 2 
Abs. 2 keine _t\nwendung findet. Diese Rechtsfolge 
greift in der Masse der Fälle schon deswegen nicht 
Platz, weil Pflichtverletzungen bei der Straßenver­
kehrssicherung regelmäßig in der Handlungsform 
des Unterlassens begangen werden, also keine Ein­
griffe im Sinne des § 2 Abs. 2 darstellen. 

Zu Absatz 4 

Satz 1 dehnt den Grundsatz der ausschließlichen 
Staatshaftung auch auf denjenigen Bereich pflicht­
widriger hoheitlicher Tätigkeit q.us, in dem kraft 
gesetzlicher Zuweisung nach Absatz 2 die Privat­
rechtshaftung eingreift. Dieser Haftungsbereich des 
Staates liegt, was die Rechtsnatur ·des staatlichen 
Handeins angeht, in einer Gemengelage zwischen 
öffentlichem Recht und Privatrecht. Die einheitliche 
Zuweisung von Pflichtverstößen· in diesen Tätig­
keitsgebieten in die Privatrechtshaftung unter 
gleichzeitiger Freistellung der Bediem;teten von 
ihrer persönlichen privatrechtlichen Haftung soll das 
andernfalls unvertretbar wachsende Risiko der per­
sönlichen Haftung der öffentlichen Bediensteten ab­
fangen. 

Es wäre jedoch unbefriedigend, die persöJ.liche Haf­
tung der Bediensteten für pflichtwidriges Verhalten 
im übrigen Privatrechtsverkehr nach i\b3atz 1 bei­
zubehalten und die damit verbundenen unterschied­
lichen Haftungsergebnisse hinzunehmen: Im Bereich 
der Privatrechtshaftung nach Absatz 2 würde näm­
lich die persönliche Haftung des Bediensteten aus­
geschlossen, im privatrechtlichen Haftungsbereich 
des Absatzes.l bliebe sie dagegen bestehen. Mit 
Rücksicht auf die Einheitlichkeit des Rec<l.ts der öf­
fentlichen Bediensteten ordnet Satz 1 daher die aus­
schließliche Haftung des Staates auch insoweit an, 
als er nach Absatz 1 am Privatrechtsverkehr teil­
nimmt. Eine Haftung des Bediensteten kommt inso­
weit nunmehr im .. Innenverhältnis zwischE,n ihm und 
seinem Dienstherrn nach den ebenfalls neugefaßten 
Regreßvorschriften des Dienstrechts (§§ 43 bis 45) 
in Betracht. Für _t\ngestellte und Arbeiter im öffent­
lichen Dienst ist die Haftungslage durch die ein­
schlägigen Tarifverträge entsprechend gestaltet. 
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Der Ausschluß der persönlichen Haftung des Bedien­
steten soll nicht zu einer Verminderung des Rechts­
schutzes des von der Dienstpflichtverletzung betrof­
fenen Bürgers führen. Bei einer privatrechtlichen 
Haftung aus unerlaubter Handlung nach § 823 ff. 
BGB könnte der Staat in den Fällen der Absätze 1 
und 2 die Exkulpation nach § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB 
versuchen. Dies würde zu Lasten der Geschädigten 
bedeuten, daß der Staat für begründete Schadens­
ersatzansprüche wegen schuldnaft begangener un­
erlaubter Handlungen seiner Bediensteten selten 
einzustehen hätte, weil ihm in der Regel der leicht 
zu führende Nachweis gelingt, daß er bei der Aus­
wahl dieser Bediensteten die im Verkehr erforder­
liche Sorgfalt beachtet hat. Ist diese Rechtsfolge 

_ schon nach geltendem Recht unbefriedigend, würde 
die Zuweisung der Haftungsbereiche des Absatzes 2 
in das Zivilhaftungsrecht den Rechtsschutz weiter 
schmälern. Nun spielt in der Lebensv{irklichkeit der 
unerlaubten Handlungen § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB 
vielfach deswegen keine Rolle, weil der Geschäfts­
herr den Verrichtungs gehilfen von dessen eigener 
Haftung freistellt; z. B. durch Einschluß der eigenen 
Haftung des Arbeitnehmers in die Kraftfahrzeug­
Haftpflichtversicherung, die Betriebshaftpflichtver­
sicherung oder die Grundstückshaftpflichtversiche­
rung des Geschäftsherrn, oder weil ein arbeitsrecht­
licher Freistellungsanspruch besteht. Im besonders 
schadensträthtigen Kommunalbereich sind die per­
sönlichen Ansprüche gegen Bedienstete regelmäßig 
bei den kommunalen Haftpflichtversicherungsträ­
gern mitversichert. Der Geschädigte kann sich also 

- in diesen Fällen mit Erfolg auf den Anspruch gegen 
den Gehilfen selbst berufen. Da Satz 1 die eigene 
Haftung der Bediensteten in Zukunft. ausschließt, 
könnte der Geschädigte in den einschlägigen Fällen 
die Versicherungen wegen dieser Ansprüche nicht 
mehr realisieren und damit den Nachteilen der Ent­
lastung über § 831 Abs. 1 Satz 2 BGB. nicht mehr 
entgehen. Dieses für den Geschädigten unzumut­
bare und in dienstrechtlicher Hinsicht unerwünschte 
Ergebnis vermeidet Satz 2 dadurch, daß er die 
ubernahme der Haftung durch den Träger anordnet, 
wenn und soweit eine persönliche Haftung des Be­
diensteten gegeben ist .. Diese gesetzliche Schuld­
übernahme des Trägers für 'die Verbindlichkeiten 
seiner Bediensteten setzt voraus, daß in der Person 

-des Bediensteten alle nach bürgerlichem Recht er­
forderlichen Haftungsvoraussetzungen - vorliegen. 
Die befreiende Schuldübernahme nach Absatz 4 tritt 
neben die bürgerlichrechtliche Haftungsnorm des 
§ 831 BGB. Damit wird erreicht, daß die in dieser 
l--;orm angeordnete Haftung des Staates auch für 
schuldlos rechtswidriges Verhalten seiner Bedienste­
ten, wenn ihm ein Auswahl- oder uberwachungs­
verschulden zur Last fällt, erhalten bleibt. In diesem 
Fall greift Satz 2 nicht ein, weil das für- einen An­
spruch aus § 823 BGB gegen den Bediensteten per­
sönlich erforderliche Verschulden fehlt. Anderer­
seits sichert die in Satz 2 angeordnete Schuldüber­
nahme eine Staatshaftung auch für den Fall, daß 
der Bedienstete schuldunfähig ist, aber nach § 829 
BGB aus Billigkeitsgründen zum Ersatz herangezo­
gen werden könnte. 

Zum 3. Abschnitt - Haftung für Tumultschäden 

Die Vorschriften des 3. Abschnitts dieses_ Gesetzes 
regeln Voraussetzungen, Inhalt und Umfang der 
Tumultschädenhaftung des Staates, einschließlich 
der erforderlichen Zuständigkeits- und Verfahrens­
grundsätze. 

Zu § 18 - Voraussetzung 
der Tumultentschädigung 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift knüpft bewußt an die Generalklausel 
der Polizei ge setze an. Das bisherige Tumultschäden­
recht ge'währt einen Anspruch nur für Schäden, die 
"im Zusammenhang mit -inneren Unruhen durch 
offene Gewalt oder durch ihre Abwehr unmittelbar 
verursacht werden" (vgl. § 1 des Gesetzes über die 
durch innere Unnihen verursachten Schäden in der 
Fassung der Verordnung vom 29. :März 1924, RGBl. I 
S. 381, und § 18 des Kriegspersonenschädengese~­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. De­
zember 1927, RGBl. I S. 515, 533). Der Begriff der 
inneren Unruhe ist zu eng und durch seine Begren­
zung auf ein politisch oder sozial motiviertes V~r­
halten nicht geeignet, die -entschädigungswürdigen 
Fälle zu erfassen. Demgegenüber soll nunmehr Vor­
aussetzung für eine Entschädigung sein, daß eine 
erhebliche Störung der öffentlichen Sicherheit durch 
das unfriedliche Verhalten einer :Menschenmenge 
vorliegt. 

Durch diese Einschränkung der Anspruchsvorausset­
zungen v,ird klargestellt, daß es nicht Aufgabe des 
S:taates sein kann, in jedem Fall der Störung der 
öffentlichen Sicherheit oder gar der bloßen' Störung 
der öffentlichen Ordnung für dabei eintretende 
Schäden einzustehen. Eine solche Regelung vrorde 
den Staat überfordern. Die Störung der öffentlichen 
Sicherheit im polizeirechtlichen Sinne muß vielmehr 
erheblich sein, wobei die Erheblichkeit der Störung 
insbesondere vom vVert der angegriffenen und ver­
letzten Rechtsgüter und der Intensität der _~griffe 
abhängt. Nur wenn es dem Staat als Garant der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung nicht gelingt, 
gravierende Ausschreitungen zu verhindern, er­
scheint eine Rechtfertigung für die Tumultentschä­
digung gegeben. 

Das Tatbestandsmerkmal "unfriedliches Verhalten" 
schließt sich an den Sprachgebrauch von Artikel 8 
Abs. i GG an, dessen Auslegung auch hier heranzu~ 
ziehen ist. 

Das unfriedliche Verhalten muß von einer Men­
schenmenge ausgehen, d. h. von einer größeren An­
zahl von Menschen, bei der es auf das Hinzukom­
men oder vVeggehen eines einzelnen nicht mehr an­
kommt 'und die so groß ist, daß nicht mehr: jeder 
Teilnehmer in der Lage 'ist, mit jedem anderen Teil­
nehmer einzeln unmittelbar in Verbindung zu tre­
ten. Ausschreitungen einzelner in einer ansonsten 
friedlichen Menschenmenge begründen einen Ent­
schädigungs anspruch nicht. In solchen Fällen kann 
es dem Geschädigten zugemutet werden, sich allein 
an den Schädiger zu halten. Erst wenn durch das 
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gewalttätige oder aufrührerische Gesamtverhalten 
der Menschenmenge für den einzelnen die Situation 
nicht mehr zu überblicken ist, erscheint es gerecht­
fertigt, eine staatliche Entschädigung zu geviähren. 
Entscheidend für den Begriff "in der Offentlichkeit"· 
ist, ob sich Außenstehende ungehindert der Men­
schenmenge anschließen können. Offentlich sind da­
mit auch Veranstaltungen, die nicht unter freiem 
Himmel stattfinden, sofern sich daran beliebig viele 
nicht bestimmte Personen beteiligen können. 

Der Schaden muß unmittelbar durch Gewalttätigkeit 
anläßlich eines Tumults oder durch deren Abwehr 
verursacht ,yorden sein. enter "Gewalttätigkeit" ist 
ein Angriff auf Personen oder Sachen in ihrer kör­
perlichen Substanz durch Anwendung physischer 
Kraft, also ein aggressives Handeln zu verstehen. 
Bloße passive Resistenz, z. B. durch Sitzstreik, reicht 
nicht aus. Insoweit kann auf die Auslegung des Tat­
bestandsmerkmals "Gewalttätigkeit" in § 125 StGB 
verwiesen werden. 

tive Kriterien an, nämlich an die T~ilnahne an einer 
verbotenen Versammlung, oder an die Aufforde­
rung der Polizei, sich aus der' :Mensche:o.menge zu 
entfernen. Bei einer verbotenen Versamrulung müs­
sen die Teilnehmer eher damit rechnen, daß Gewalt­
tätigkeiten auftreten können. Liegt· zunächst kein 
Verbot vor, so ist spätestens mit der Anordnung 
zur Auflösung der Versammlung durch die Polizei 
für jeden erkennbar, daß die Ansammlung einen 
unfriedlichen Verlau~ genommen hat und droht, un­
friedlich zu werden, und von den .Sicherheitsorganen 
des Staates deshalb nicht mehr geduld.et "\verden 
kann. Eine Angleichung an § 113 des Ge3etzes über 
Ordnungswidrigkeiten, der eine dreimaLge Auffor­
derung zum Auseinandergehen voraussetzt, er­
scheint nicht erforderlich, da nicht ein ordnungswi­
driges Verhalten, sondern lediglich der Zeitpunkt 
für den Ausschluß von Entschädigungsansprüchen 
normiert werden soll. 

Zu Absatz 3 

Die Vorschrift stellt klar, daß neben d,~r Entschä-
Die Tumultentschädigung ist nicht auf Deutsche be­
schränkt. Ausländer, die in der Bundesrepublik 
Deutschland leben, sollen gleichbehandelt werden. .digung für Tumultschäden auch noch ein Staatshaf-
Haben Personen ihren 'Wohnsitz oder gewöhnlichen tungsanspruch na~h dem ersten A~schnit~ des En:t­
." f 'b l'~r t . ht' G lt gsbereich dl'e~es Ge- wurfs gegeben sem kann. Dazu mussen Jedoch dIe ""u ent _a bur nlc - 1m e un - - -" \- . d § . d' h'd . A 

~. ~ h ~.~. A pru" c' . -egen el'ner lorausselzungen es. 1, le rec t5WI nge _~us-seLzes, ,,0 ru_ en eL1, alge ""ns ne \\ .. , .. r. • 

P ~ , "d' (~ 1 § 6-1 "bs 2 B\TG) DI'e Ent I uDung oIfentllcher Gewalt, m vollem Um. fang vor-ersonen"cna Igung v g . ~.M.. • '. -" '" • 

- h"d' t 'fft ~. t d L d . d d Tu lt lIegen. DIes ware z. B. dann der F~ll, wenn Jemand. "c a 19ung rL "te s as ·an , In em er mu , h ' ~'d' \1 h 1 _ . ~ P l' . L . 

t t~ " ' h t ,~il . d "ff t1' he "f- nurc recntswI nges . er a ten eIne" 0 IZI.sLen an-s a 1ge1unaen a, 1. e_ es zu en 0 _en _IC n ""u 1"' B1" h' Tl' S h d I ':l 
gaben der Polizeibehörden der Länder gehört, den a_ IC - emes umu ts emen c a en er eIl et. 
Bürger gegen Schädigungen durch Tumulte zu schüt-
zen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift schränkt den Kreis der Anspruchs­
berechtigten ein; diejenigen, die sich aktiv an dem 
unfriedlichen Verhalten der Menschenmenge betei­
ligen, sind :von der Entschädigung vollständig aus­
geschlossen. Ein Ausschluß der Entschädigung tritt 
dagegen nicht ein bei einer bloßen Teilnahme an 
einer anfänglich friedlichen Demonstration, die ohne 
eine :Y1it1virkung des Geschädigten in einen Tumult 
ausartet. Eine solche Regelung würde sich schon 
allein im Hinblick auf Artikel 8 GG verbieten. 

Ein sachgerechtes Abgrenzungskriterium für den 
Ausschluß von Entschädigungsansprüchen ist jedoch 
das Stadium, in dem eine friedliche Demonstration 
in ein gewalttätiges oder aufrührerisches Verhalten 
der Menschenmenge umschlägt; wer sich auch daran 
noch beteiligt und damit in Kauf nimmt, daß andere 
geschädigt 'werden, kann nicht erwarten, daß bei 
einer Schädigung der eigenen Person oder eigener 
Sachwerte die Allgemeinheit dafür eintritt. Eine Be­
teiligung im Sinne dieser Vorschrift ist nicht nur bei 
eigenem gewalttätigen Verhalten gegeben. Auch 
die Anstiftung oder Beihilfe - darunter ist auch 
die psychische Beihilfe zu verstehen - zum aufrüh­
rerischen oder gewalttätigen Verhalten fallen unter 
den Begriff der Beteiligung und lassen einen Ent­
schädigungsanspruch entfallen. 

Da der !~achweis einer solchen Beteiligung in a~­

ler Regel aber nur schwer zu führen sein wird, wird 
sie in dem durch Satz 2 festgelegten Umfang wider­
legbar yermutet. Die Vermutung lr~üpft an objek-
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Zu § 19 - Art und Umfang der Entschädigung 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift enthält in Satz 1 für Personen­
schäden eine Rechtsfolgeverweisung auf das Bun­
desversorgungsgesetz. Sie gilt gleichermaßen für 

I gesundheitliche und wirtschaftliche Folgen eines 
schädigenden Ereignisses im Sinne des § 19 Abs. 1 
und regelt den Umfang des Entschädigunnsanspruchs 
abschließend. Die Tumultschädenhaftun~r unterliegt 
nach Art und Umfang nicht den Regeln dE!r Unrechts­
haftung. Ihre Aufgabe besteht bei Personenschäden 
vorrangig darin, dem Geschädigten oder seinen 
Hinterbliebenen seitens des Staates Hilfeleistungen 
mit dem Ziel zu gewähren, ein gesichertes Leben 
führen zu können. DiEses Ziel läßt sich am besten 
mit dem ausgebauten Leistungssystem des Bundes­
versorgungsgesetzes erreichen. Auf einE' eigenstän­
dige Regelung für das Tumultschädenrecht kann da­
her verzichtet werden. 

Die Verweisung auf das Bundesversorgungsge­
setz wird allerdings durch § 20 Abs. 1 modifiziert, 
v\~onach ein überwiegendes Mitverschuken des Ge­
schädigten an der Entsteliung des Schadens zum 
Verlust der Entschädigung führt. Im Versorgungs­
recht gibt es eine solche Anrechnung des Mitver­
schuldens nicht. Eine sachgerechte Haftungsbegren­
zung "\vird dort mit Hilfe der "Zurechnungstheorie 
der wesentlichen Bedingung" erreicht, also im Be­
reich der Kausalität: Kommt einer Bedingung, die 
der Geschädigte gesetzt hat, gegenüber den anderen 
Umständen eine überragende Bedeutun<:J zu, so ist 
diese Bedingung allein Ursache im Sinne des § 1 
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BVG. Die übrigen Ereignisse sind dann nicht mehr 
kausal. Eine solche Lösung läßt sich auf das Tumult­
schädenrecht nicht übertragen. Die haftungsbegrün­
dende Kausalität ist auch bei tumultbedingten Per­
sonenschäden nach der Adäquanztheorie zu ermit­
teln, da die Vervieisung auf das Bundesversorgungs­
gesetz lediglich eine Rechtsfolgeverweisung ist. Die 
Anspruchsvoraussetzungen sind allein nach § 18 
Abs. 1 zu bestimmen. Eine andere Regelung würde 
zudem dazu führen, daß die Kausalitätsfrage bei 
Personen- und Sachschäden, die durch Tumulte ent­
stehen, häufig unterschiedlich zu beantworten wäre. 
Das könnte zu unangemessenen, differenzierenden 
Ergebnissen führen. 

Die Regelung in Satz 2 dehnt die Versorgung auf 
Schädigungen der in § 1 Abs. 2 Buchstabe e und f 
des Bundesversorgungsgesetzes genannten Fälle 
(Cnfälle bei der Durchfühqmg der Versorgung ein­
schließlich der \Vegeunfälle) aus und entspricht in­
soweit § 1 ~Ä.bs. 7 des Gesetzes über die Entschädi­
gup.g für Opfer von Gewalttaten '(OEG) vom 11. ylai 
1976 (BGBL I S. 1181). 

Die §§ .64 bis 64 f BVG regeln Besonderheiten für 
Anspruchsberechtigte, die' ihren \Vohnsitz oder ge­
wöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbe­
reichs des BVG haben. Danach kann in bestiml1l,ten 
Fällen Versorgung nur mit Zustimmung des Bundes­
ministers für Arbeit und Sozialordnung gewährt 
oder versagt oder entzogen werden. Diese Vor­
schriften müssen auch für die Tumultentschädigung 
gelten. Doch tritt an die Stelle der Zustimmung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung die­
jenige der für die Tgmultschäden jeweils zuständi­
gen obersten Landesbehörde. Dieselbe Ersetzung 
des Zustimmungsberechtigten ist für die Fälie des 
Härteausgleichs nach § 89 BVG erforderlich. 

Zu Absaiz 2 

Die Vorschrift gewäp.rt einen Geldanspruch nur 
für Sachschäden. Sonstige Vermögensschäden sind 
von jeder Entschädigung ausgeschlossen. 

Bei der Bemessung des Umfangs der Entschädi­
gung war zunächst zu berücksichtigen, daß es dem 
einzelnen durchaus zugemutet werden kann, beson­
ders niedrige Sachschäden selbst zu tragen. Schä­
den unter 500 DM 'werden deshalb ausgenommen. 
Das dient zugleich der Verwaltungsvereinfachung 
und der Entlastung von Bagatellfällen. Darüber hin­
aus' soll sichergestellt- werden, daß jeder Geschä­
digte 500 DM Schaden selbst zu tragen hat, um zu 
vermeiden, daß z. B. bei einem Schaden von 490 DM 
keinerlei Entschädigung gezahlt, während ein Scha­
den von 500 DM in voller Höhe ersetzt wird. Inso­
weit ist eine Gleichstellung geboten. 

Volle Entschädigung - abzüglich der genannten 
500 Dy! - soll bis zu einem Betrag von 20 000 DM 
geleistet werden. Eine solche Regelung ist einer Be­
stimmung vorzuziehen, die den Entschädigungsan­
spruch dem Grunde nach auf Fälle beschränkt, in 
denen ohne staatliche Hilfe eine Existenzgefährdung 
vorläge. Gerade die besonders häufigen Fälle, in 
denen anläßlich· eines Tumults Fahrzeuge zerstört 
'werden, könnten andernfalls ·-·nur selten zur Ent­
schädigung führen, da der Verlust eines Kraftfahr-

I zeuges nur ausnahmsweise eine Existenzgefährdung 
·bedeutet. Es erscheint nicht gerechtfertigt, dem Bür­
gj:!r, der sich Sachwerte in relativ geringem Umfang 
erspart hat, die ihm dann anläßlich eines Tumults 
unverschuldet zerstört werden, die Entschädigung 
mit der Begründung zu verweigern, dieser Verlust 
bedrohe nicht seine Existenz. 

Die hier vorgeschlagene Regelung hält die Ent­
schädigungspflicht der Länder -in vertretbaren Gren­
zen, verschafft dem Geschädigten Klarheit über die 
Höhe seines Anspruchs, macht eine Prüfung deI 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Geschädigten in 
jedem Einzelfall entbehrlich und ermöglicht damit 
eine reibungslose Abwicklung dieser Schadens­
fälle. 

Eine volle Entschädigung kann allerdings nicht in 
unbegrenzter Höhe geleistet werden. (jbersteigt 
der Sachschaden die Grenze von 20 000 Dy!, so ist 
es . unumgänglich, die Entschädigung für den über­
steigenden Betrag auf. wirtschaftlich unzumutbare 
Eigenopfer zu beschränken, um eine unvertretbare 
finanzielle Belastung des Staates zu vermeiden. 
Aus dem gleichen Grunde muß eine Entschädigung 
über 300 000 D:Y! hinaus entfallen. 

Zu Absatz 3 

Die vorschrift stell~ klar, daß Entschädigungen 
nur für Personen- und Sachschäden, nicht aber für 
sonstige Vermögensschäden oder I\"ichtvermögens­
schäden zu leisten sind. 

Zu § 20 - ~'litverschulden 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift bestimmt, daß eine Entschädigung 
sowohl für Personen- als auch für Sachschäden ent­
fällt, wenn Umstände, die der Geschädigte zu ver­
treten hat, den Schaden überwiegend mitverursacht 
haben. Die aktive Teilnahme am Tumult führt be­
reits nach § 18 Abs. 2 zum vVegfall eines Entschä­
digungsanspruchs. Darüber hinaus sind jedoch auch 
Fälle denkbar, bei denen der Geschädigte zwar 
nicht an dem unfriedlichen Verhalten der Menschen­
menge beteiligt, er jedoch in einer ihm zurechen­
baren v\Teise eine Bedingung für den Eintritt des 
Schadens setzt. Uberwiegt dabei das Mitverschul-' 
den des Geschädigten, so ist es gerechtfertigt, ihm 
einen Entschädigungsanspruch für Personen- und 
Sachschäden zu versagen. Hilfeleistungen des Staa­
tes kann derjenige nicht erwarten, der für einen 
eingetretenen Schaden vorwiegend selbst verant­
wortlich ist. 

Zu Absatz 2 

Ein ylitverschulden des Geschädigten im übrigen,. 
also unterhalb der Grenze von Absatz 1, soll bei 
Personenschäden unberücksichtigt bleiben, bei Sach­
schäden jedoch zur Minderung der Entschädigung 
führen, und z'war entsprechend dem !v"Iaße des yIit­
verschuldens. Diese Differenzierung ist aus vers or­
gungsrechtlichen ~esichtspunkten erforderlich: Die 
Gewährung von Versorgungsleistungen nach dem 
BVG bei Personenschäden soll vornehmlich dazu 
dienen, die Gesundheit des Geschädigten wieder-
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herzustellen und, wenn dies nicht möglich ist, einen 
angemessenen Ausgleich für krankheits bedingte 
Behinderungen zu schaffen. Insbesondere die Kran­
kenbehandlung kann nicht nur teilweise erbracht 
werden und soll auch nicht von einer Kostenbetei­
ligung des Geschädigten abhängig sein. Hier ver-· 
bietet es sich, das in sich geschlossene Leistungs­
system des Bundesversorgungsgesetzes auseinander­
zureißen. 

Für den Ausgleich von Sachschäden, die ohne­
hin nur innerhalb bestimmter "\t\Tertgrenzen berück­
sichtigt werden, gelten diese überlegungen nicht 
"in gleicher "Weise. Die Minderung von Geldleistun­
gen hat für den Geschädigten 'nicht so. schv{en\Tie­
gende Folgen wie die teilweise Versagung von 
Maßnahmen, die für die vViederherstellung der Ge­
sundheit erforderlich sind. Es kann daher für Sach­
schäden an dem, allgemeinen Grundsatz des § 254 
BGB festgehalten werden, daß ein Mitverschulden 

- des Geschädigten zu einer entsprechenden Minde­
rung des Ausgleichsanspruchs führt. 

Zu § 21 - Anderweitige Leistungen 

Die Vorschrift bestimmt, daß der Anspruch aus 
§ 18 gegenüber bestimmten, abschließend aufge­
zähiten Ansprüchen subsidiär ist. Als spezielle Re­
gelung für das TumuItschädenrecht gilt sie auch, 
soweit nach § 19 Abs. 1 eine entsprechende Amv-en­
dung des Bundesversorgungsgesetzes vorgesehen 
ist, und verdrängt daher dessen entsprechende Be­
stimmungen (so z. B. § 65 BVG). 

Eine tumultbedingte Schädigung, die zu einem 
Anspruch nach § 18 Abs. 1 führt, kann zugleich auch 
vertragliche oder andere gesetzliche Ansprüche aus­
lösen. So erhalten z. B. Soldaten oder Zivildienst­
leistende aufgrund <les Dienstverhältnisses Versor­
gung nach dem BVG,wenn sie im Dienst einen 
Schaden im Sinne des § 18 Abs. 1 erleiden; Beamte 
haben einen _<\nspruch auf beamtenrechtliche Unfall- . 
fürsorge (vgI. §§ 134 ff. BBG). Diese Ansprüche auf­
grund des Dienstverhältnisses gehen ebenso vor 
wie solche aus einem privaten Versicherungsver­
trag. 

Sind sowohl die Voraussetzungen von § 18 Abs. 1 
dieses Gesetzes als auch die von § 1 des Gesetzes 

. über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten 
gegeben, so richtet sich die Entschädigung aus­
schließlich nach den Vorschriften dieses Abschnitts. ' 
Dies folgt aus der Konkurren;?:regelung nach § 3 
Absatz 2 OEG. 

ZViiscnen Ansprüchen gegen den Schädiger und 
den übrigen Ansprüchen wird unterschieden: Nur 
wenn der Schädiger tatsächlich Schadenersatz leistet, 
entfällt der Anspruch gegen das Land .. Demgegen­
über genügt nach Satz 2 bereits ein aus Anlaß der 
Schädigung fällig werdender Anspruch der dort ge-' 
nannten Art, um insoweit eine Entschädigung aus­
zuschließen. Damit 'w"ird der Tatsache Rechnung 
getragen, daß es 'bei Tumultschäden in' aller Regel 

"schwierig sein wird, vom Schädiger, der zumeist 
unbekannt ist, Ersatz zu verlangen, während mit 
der Erfüllung der anderen genannten Ansprüche 

64 

regelmäßig zu rechnen ist. Das Land ist allerdings 
für die anderweitige-Ersatzmöglichkeit beweispfIich­
tig. 

Zu § 22 - Forderungsübergang 

Auch diese Bestimmung über den Forderungs­
übergang geht den entsprechenden RegE.tungen im 
Bundesversorgungsges6tz (so z. B. § 81 a BVG) vor. 
Die Forderung geht erst in dem Zeitpunkt auf das 
Land über, in dem geleistet, nicht schon wenn ein 
Anspruch geltend gemacht wird (so aber § 81 a 
BVG). Der gesetzliche Forderungsübergang bezieht 
sich auf alle Forderungen, "die dem Verletzten we­
gen desselben Schadens zustehen", also nicht nur 
auf die in. Absatz.1 genannten Forderungen. Der 
letzte Halbsatz enthält eine Rangbestirr.mung. Sie 
wird immer dann wichtig, 'wenn das Land nur einen 
Teil des Schadens ausgeglich~n hat und die An­
sprüche des· Verletzten deshalb nur teilweise auf 
das Land übergegangen sind. 

Zu § 23 - Zusammentreffen von Rentenansprü­
chen 

~ach Absatz 1 Satz 1 ist eine einheitliche Rente 
beim Zusammentreffen von i\nsprüchen nach § 19 
Abs. 1 mit solchen nach dem BVG oder nach anderen 
Gesetzen, die auf das BVG verweisen, zu bilden, 
um eine sachgemäße, auf den Einzelfall' zugeschnit­
tene Ausgestaltung der Versorgungsleistungen zu 
erreichen; vgl. die entsprechenden Vor~"chriften in 
§ 54 Abs. 1 Bundes-Seuchengesetz, § 84 Abs. 3 Sol­
datenversorgungsgesetz und § 3 Ahs. 1 d~!s Gesetzes 
über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten. 
Satz 2 bestimmt in Ubereinstimmung mit § 4 Abs.3 
des Ge?etzes über die Entschiidigung für Opfer von 
Gewalttaten, daß beim Zusammenheffen mehrerer 
Ansprüche und daraus folgender Bildung einer f!in­
heitrichen Rente die Kosten der erhöhten Rente 
von dem Leistungsträger: zu übernehmen sind, der 
für die Versorgung wegen der weiteren Schädigung 
zuständig ist. 

Die Regelung" des Absatzes 2 verhindert den Aus­
schluß von Leistungen aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung, die höher: als diejenigen des Ver­
sorgungsrechts sind, und entspricht deljenigen in 
§ 3 Abs. 4" des Gesetzes über die Entschi:c.digung für 
Opfer von Gewalttaten. 

Zu § 24 - Anmelde- und Aufklärungspflichten 

F;ür die Behörden, die über einen Ans":lIuch nach 
§ 18 .Ä.bs. 1 zu entscheiden haben, ist vo~ besonde­
rer Bedeutung, möglichst schnell mit dE:r Untersu­
chung des Tumults, des Verhaltens des Geschädig­
ten während des Tumults und der Kausalität zwi­
schen Tumult :und Schaden beginnen ,;u können. 
Eine Sachaufklärung wäre sonst nur noch schwer 
möglich. Der Geschädigte ist daher gehalten, sei­
nen Anspruch unverzüglich, d. h. ohne schuldhciftes 
Zögern nach Eintritt des schädigenden Ereignisses 
schriftlich oder zur Niederschrift geltend zu ma­
chen. Damit soll die Unterrichtung der 2uständigen 
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Behörde zum frühestmöglichen Zeitpunkt sicherge­
stellt werden. Die Ausschlußfrist von 6 Monaten 
ist die maximale Zeitspanne, innerhalb derer die 
Geltendmachung von i\nsprüchen überhaupt mög­
lich ist. Die Möglichkeit, nach Ablauf dieser Frist 
einen Geschädigten unter den Voraussetzungen des 
§ 32 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 25. 
Mai 1976 (BGBL I S. 1253) auf Antrag "\Viederein­
setzung in den vorigen Stand zu gewähren', bleibt 
unberührt (vgl. § 25 Abs. Q). 

Zu Absatz 2 

Durch die' Vorschrift wird Absatz 1 ergänzt. Der 
Geschädigte oder seine Hinterbliebenen haben zu­
gleich mit', der Geltendmachung ihrer Ansprüche 
die anspruchbegründenden Tatsachen darzulegen. 
Die bloße Anmeldung eines Anspruchs, ohne die' 
Schilderung näherer Einzelheiten, versetzt die zu­
ständige' }3ehörde noch nicht in die Lage, die erfor­
derliche Aufklärung der Umstände vorzunehmen 
und die Anspruchsberechtigung zu überprüfen. Dar­
über hinaus trifft den Anspruchsteller die Verpflich­
tung, an der Sachaufklärung mitzuwirken. Darunter 
ist freilich nicht zu verstehen, daß der Geschädigte 
selbst Ermittlungen über Tathergang und Täter an­
stellen muß. Dies bleibt allein Aufgabe der mit der 
Sache befaßten zuständigen Behörde. Die Verpflich­
tungbeschränkt sich vielmehr darauf, die ermitteln­
de Behörde durch Hinweise und Auskünfte zu unter­
stützen. 

Zu Absatz 3 

I Z~ Absat~ 2 
i DIe BestImmung der Behördenzuständigkeit soll 

I
! den Ländern überlassen bleiben. Dabei-erscheint 

es zweckmäßig, die Bearbeitung von Tumultscha­
densfällen bei wenigen Behörden eines jeden Lan­
des zu konzentrieren. 

Durch Satz 2 wird sichergestellt, daß über den Grund 
des Anspruchs einerseits und über Art und Umfang 
des Anspruchs bei Körper- und Sachschäden ande­
rerseits nicht verschiedene Behörden entscheiden. 
Es ist zwar nicht zu verkennen, daß die Behörden 
der inneren Verwaltung durch ihre besondere Sach­
kunde auf dem Gebiet des Polizeirechts am besten 
geeignet sind, über die Anspruchsvoraussetzungen 
einer Tumulten:schädigung zu entscheiden, und die 
VersorgungsäIllter besondere Erfahrung und Kennt­
nisse bei der Abwicklung von Personenschäden 
nach dem Bundesversorgungsgesetz besitzen; eine 
_~ufspaltung der Behördenzuständigkeit würde je­
doch dem Gebot möglichst einfacher überschaubarer 
und verständlicher Regelungen in Gesetzen unter 
dem Aspekt der Bürgerfreundlichkeit zuwiderlau­
f~n. Die v.?rgesehene LösUI~,g führt allerdings dazu, 
emer Behorde Aufgaben zu übertragen, mit denen 
sie bisher noch· nicht befaßt war; dies ist jedoch 
eher in Kauf zu nehmen als die Nachteile, die mit 
einer Aufspaltung der Behördenzuständigkeit ver­
bunden sind. vVegen der Ausgestaltung der Be­
hördenzuständigkeiten im Zuge der weiteren Ar­
beiten am Sozialgesetzbuch "\-vird auf den allge­
meinen Teil der Begründung (3.9 - S. 28) Bezug 
genommen. 

Zu Absatz 3 

Die Bestimmung bringt die Vorschriften des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes für das Verfahren bei 
Tumultentschädigung im Umfange der §§ 1 und 2 
des genannten Gesetzes zur Anwendung. 

Zum 4. Abschnitt Abhilfeverfahren und ge­
richtlicher Rechtsschutz 

Die Vorschrift bestimmt, daß der Geschädigte oder 
seine Hinterbliebenen unter bestiIIlIIl,ten ,eng umris­
senen Voraussetzungen ihren Anspruch verlieren. 
Erste Voraussetzung dafür ist, daß der Anspruch­
steller schuldhaft seinen Verpflichtungen nach Ab­
satz 1 und 2 nicht nachkommt, also etwa die Gel­
tendmachung des Anspruchs absichtlich hinaus­
schiebt, grundlos die Aussage verweigert, unzutref­
fende Angaben macht oder die Aufklärung von 
wesentlichen Tatumständen verzögert. Als weitere 
Voraussetzung muß hinzutreten, daß durch dieses 
Verhalten des Anspruchstellers die Feststellung 
der Anspruchsvoraussetzungen erheblich erschwert ! 1 
worden ist. Ist beides gegeben, sö ist eine Entschä­
digung zu versagen. Ein Ermessen der zuständigen 
Behörde besteht nicht. 

Konzentration des Staatshaitungsrechtsschutzes 

Das neue Staatshaftungsrecht kann den Rechts­
schutz des Bürgers nur dann wirksam verbessern, 
wenn es auch ein Verfahrensrecht zur Verfügung 
stellt, mit dessen Hilfe der Bürger seine rnateriell­
rechtlichen Haftungsansprüche gegen den Staat 
wirksam durchsetzen kann. Der Rechtsschutz soll 
nicht erst in einem geriChtlichen Verfahren effektu­
iert werden, sondern grundsätzlich - auch zur Ent­
lastung der Gerichtsbarkeiten - schon in einem 
vorangehenden Verwaltungsverfahren zur vVieder­
hers:ellung der Rechtsstaatlichkeit führen. Auf die­
se Vveise soll die \Viedergutmachung schneller, fle­
xibler und mit geringerem Aufwand für alle Ver­
fahrensbe:eiligten erreicht werden. 

Zu~§ 25 - Zuständigkeit der Behörden 

,Zu Absatz 1 

"Uber den Entschädigungsanspruch muß durch schrift­
lichen Ven\'altungsakt entschieden werden. Dabei 
besteht die Möglichkeit, getrennte Bescheide über 
den Grund und die Höhe der Entschädigung zu er­
lassen. Ist der Grund eines Anspruchs anfangs um­
stritten, so kann der Geschädigte zunächst den Er­
laß eines Grundbescheides verlangen. Damit wird 
verhindert, daß die Behörde nachträglich noch das 
Bestehen des Anspruchs in Frage stellt. Ein solches . 
Verhalten brächte den Geschädigten regelmäßig 

,in Beweisnot, da sich der Verlauf von Tumulten 
nach einiger Zeit erfahrungsgemäß kaum noch auf­
klären läßt. 

Diesen Zielen dienen das vorgesehene obligatori­
sche Abhilfeve:dahren vor einer gerichtlichen Kla­
geerhebung und die Neuregelung .der Rechts'Negzu­
vieisungen im gerichtlichen Verfahren. Beide Ver­
fahrensbereiche sind vorn Gedanken der Konzentra­
tion des Staatshaftungsrechtsschutzes beherrscht: 
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Im Verwaltungsverfahrensoll grundsätzlich die Be­
urteilung der Pflichtwidrigkeit ausgeübter hoheitli­
cher Gewalt hinsichtlich des primären Rechtsschut­
zes durch Aufhebung der Maßnahmen selbst, aber 
auch hinsichtlich des sekundären Rechtsschutze3 
durch \Viedergu~machung der schädigenden Folgen 
solcher Maßnahmen möglichst einheitlich" von den 
gleichen Stellen vorgenoinmen werden, aus deren 
Verhal~en die Ansprüche hergeleitet werden. Im 
gerichtlichen Verfahren soll der primäre und se­
kundäre gerichtliche Rechtsschutz gegen pflichtwi­
driges hoheitliches Verh~tlten möglichst in nur ei­
nem Gerichtszweig konzentriert und möglichst 
auch durch das3elbe Gericht gewährt werden. 

2 Zum Abhilieveriahren 

r~ach geltendem Recht steht es jedem Bürger frei, 
sei..lle Staatshaf:ungsansprüche unmittelbar gegen 
den verantwortlichen Rechtsträger gerichtlich gel­
tend zu machen. Diese Rechtslage entsprich'.: zwar 
dem zivilistischen Rechtsschutzsystem, ist jedoch 
nach Einordnung der Staatshaftung in das öffent­
lichrechtIiche Ersatzleistungssystem nicht mehr sach­
gerecht. 

Als einziges Land in der Bundesrepublik Deutsch­
land kennt Bayern bei Ansprüchen gegen den Fis­
kus (darunter fallen auch die Staat3haftungsansprü­
ehe des geltenden Rechts) ein gerichtliches Vor­
verfahren. Dieses Abhilfeverfahren (Artikel 2 des 
bayerischen Ge3etzes zur AU3führung der Reichs­
Zivilprozeßordnung und Konkurs ordnung vom 
23. Februar -1879 - BayBS III S. 143 - und §§ 16, 17 
der Bayerischen Ver..re'.:ungsordnung i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 8. Februar 1977 - GVBl. S.88) 
hat sich in der Praxis seit fas: 100 Jahren bewährt. 
Auch das Veranhvortlichkeitsgesetz der: Schweiz 
und das Amtshaftungsgesetz Osterreichs lassen ein 
"gerichtliches Verfahren erst nach Durchführung ei­
nes Vorverfahrens zu. 

In Anlehnung an da3 bayerische Abhilfeverfahren 
und in Anpassung an die Vorverfahren der öffent­
lichrechtlichen "gerichtlichen Verfahrensordnungen 
sind nunmehr Staatshaftungsansprüche nach §§ 2, 3 
und 14 Abs. 3 anzumelden. Uber sie hat grundsätz­
lich zunächst die Stelle zu entscheiden, aus deren 
Verhalten die StaatshaftungsanspTÜche hergeleitet 
werden. Erst wenn im VerwaItungsverfahren die 
Erfüllung der- geltend gemachten Ansprüche abge­
lehnt wird oder die Behörde über einen längeren 
Zeitraum untätig geblieben ist, soll eine Klage zu­
lässig sein; die Möglichkeit des ein3tweiligen 
Rechtsschutzes bleibt unberührt. Das Abhilfever­
fahren hat zwei Aufgaben: 

2.1 Konzentrationsiunktion 

Zunächst soll die Konzentrationswirkung der Ver­
bindung des "primären und sekundären Rechtsschut­
zes schon im Verwaltungsverfahren einse'.:zen: 

"a) Staatshaftungsansprüche sind im Verwaltungs­
verfahren anzumelden. Grundsätzlich soll die 
Stelle, aus deren Verhalten der Staatshaftungs­
anspruch hergeleitet\vird, Gelegenheit haben, die 
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Rechtmäßigkeit ihres Verhaltens zu überprüfen 
und im Falle der Pflich';;widrigkeit nicht nur die 
Maßnahme aufzuheben, sondern gegebenenfalls 
auch die durch die YIaßnahme vuursachten 
schädigenden Auswirkungen zu bese:tigen oder 
auszugleichen. Auf eine gütliche Einigung soll 
hingewirkt werden. Im Falle einer negativen 
Entscheidung der Behörde steht es in ihrem Er­
messen, je nach Lage des Einzelfalls die beaqsich­
tigte Ablehnung unter Darlegung der maßgebli­
chen Gründe vorher mitzuteilen oder einen förm­
lichen Ablehnungsbescheid auch ohne diese An­
kündigung zu erlassen. 

b) Hält die Anmeldestelle einen geltend gemachten 
Anspruch für unbegründet, hat sie die Angele­
genheit der nächsthöheren Stelle zu:; Entschei­
dung vorzulegen, wenn im Vorver~"ahren des" 
primären Rechtsschutzes ein \VideEpruchsver­
fahren begonnen, aber noch nicht abgeschlossen 
wurde und die Anmeldestelle nicht zugleich 
auch \Viderspruchsbehörde ist. Das Abhilfever­
fahren kann mit einem anhängigen vVider­
spruchsverfahren im" primären Rech~sschutzbe­
reiCh zur einheitlichen Entscheidung verbunden 
werden. Damit soll eine möglichst weitgehende 
Harmonie mit dem primären Rechtsschutz er­
reicht werden. Die Vorlagepflicht gilt wegen der 
Besonderheiten im Kommunalbereich nicht für 
Gemeinden oder Gemeindeverbände. 

cl Treffen die zuständigen Stellen im Abhilfever­
fahren trotz Anmeldung des Staatshaftungsan­
spruchs binnen angemessener Frist keine Ent­
scheidung, kann der Bürger den K!ageweg be­
schreiten und auf diese vVei.se den Vorwurf des 
pflichtwidrigen Verhaltem gerichtlich überprü­
fen las3en. 

d) Das Verfahrensrecht wird dadurch vereinheit­
licht, daß die für den primären Rechtsschutz 
bestehenden Verfahrensvorschr-iften auch im 
Staatshaftungsrecht zur Anwendung kommen. 

e) Ermächtigungen für Bund und Länder sollen eine 
Anpassung an die verwaltungsmäßigEn :\fo:wen­
digkeiten ermöglichen, damit das Abhilfeve,fah­
ren praxisnah und flexibel bleibt. 

2.2 Filteriunktion 

Die Vorschaltung eines AbhilfeverfahrEns -soll zu 
einer "\virksamen" Entlastung der Gerichte führen. 
Das lassen nicht nur die Erfahrungen mit den Vor­
verfahren im primären Rechtsschutz erwarten; da­
von ist "vielmehr auch desv,egen auszugehen, weil 
die öffentliche Hand jetzt nicht mehr mit eiJ:l~er Kla­
ge überrascht werden, "sondern den Sachverhalt 
noch einmal insgesamt überprüfen kann, um sich 
über die Erfüllung oder Ablehnung des Anspruchs 
schlüssig zu werden. Dabei spielt es eine bedeutsa­
me Rolle, daß in dieses Prüfung3verfahren unter 
Umständen auch die nächsthöhere Stelle einge­
schat:et werden muß und ihre Kontrollfunktion zu­
gunsten des Bürgers auch im sekundären Rechts­
schutz wirksam wird. 

Die Filterwirkung des Abhilfeverfahrem wird da­
durch verstärkt, daß das Spannungsverhältnis zwi-
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sehen den Interessen der Verfahrensbeteiligten bei 
Ungewißhei~ der Sach- oder Rechtslage im 'Wege 
gütlicher Einigung durch einen öffentlichrechtlichen 
Vergleichsvertrag aufgelöst werden darf. 

3 Zum gerichtlichen Rechtsschutzveriahren 

Die im materiellen Staatshaftungsrecht verwirklich­
te Rechtsvereinheitlichung findet im gerich~lichen 
Rechtsschutzverfahren ihre konsequente Fortset­
zung. Die Vereinheitlichung der Rechtswege und 
gerichtlichen Zuständigkeiten für Staatshaftungs­
klagen ist die naheliegende Folge der materiell­
rechtlichen :\feuordnung, durch die dIe verschieden­
artigen' Staatshaftu.llgsansprüche zusammengeführt 
werden. Ziel der ~euordnung des gerichtlichen 
Rechtsschutzverfahrens ist die Beseitigung der Auf­
spaltung der Rechtswege und die möglichst einhe.it­
liehe Entscheidung über alle einschlägigen Rechts­
folgen der pflichtwidrigen Ausübung von Staatsge­
walt in jeweils nur einem Gerich:szweig und mög­
liehst durch dasselbe Gericht: Die Gerichtsbarkeit, 
in der die primäre Rechtskontrolle stattfindet, soll 
auch den sekundären Rechtsschutz gewährleisten. 
Die einer solchen Lösung' entgegenstehenden V O!­

schriften, insbesondere Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 mid 
Artikel 34 Satz 3 des Grundgesetzes werden geän­
dert, § 40 Abs.2 der Verwaltungsgericht30rdnung 
wird aufgehoben. 

Soweit Entscheidungen über die Rechtmäßigkeit 
der Ausübung von Staatsgewalt in Rechtswegen er­
gehen, :die außerhalb der in Artikel 95 Abs. 1 des 
Grundgesetzes genannten Gerichtsbarkeiten liegen, 
fehlen häufig die verfahrens rechtlichen oder fachli­
chen Voraussetzungen zwar nicht für Folgenbesei­
tigungsansprüche, wohl aber für die sachgerechte 
Behandlung von Geldersa~zansprüchen. Das gilt 
insbesondere für die Betufsgerichts-, Ehrengerich'.:s­
und Disziplinargerichtsbarkeiten. Die Ansprüche 
auf Folgenbeseitigung können diesen Gerichten 
überlassen bleiben; die Ansprüche auf Geldersatz 
dagegen sind in den allgemeinen Verwaltungs­
rechtsweg oder in den ordentlichen Rechtsweg zu 
verweisen. Diese Ausnahmen beeinträchtigen die 
Konzentra::ionswirkung nicht nachhaltig, denn nach 
den rechtstatsächlichen Erhebungsergebnissen auf 
der Grundlage rechtskräftig abgeschlossener Staats­
haftungsklagen 'würden unter der neuen Rechtsweg­
regelung -nur knapp 1 % der Fälle von anderen als 
den Verwaltungs-, Finanz-, Arbeits-, Sozial gerichten 
oder den ordentlichen Gerichten entschieden. 

Von besonderer Bedeutung ist auch die durch § 17 
Abs. 2 vorgenommene Zuweisung umstrittener Hai­
tungsbereiche in das Zivilrecht, wie z. B. die Haf­
tung für Kraftfahrzeugverkehrsunfälle mit Behör­
denfahrzeugen, für fehlerhafte ärztliche und zahn­
ärztliche Heilbehandlung durch öffentlichrechtliche 
Stellen, für Schäden bei der Beförderung von Gütern 
und Personen durch Verkehrsbetriebe der öffentli­
chen Hand sowie bei der Ver- und Entsorgung. Die­
se materiellrechtliche Regelung stärkt nicht nur den 
Grundsatz, einheitliche Lebenssachverhalte einer 
einheitlichen gerichtlichen Beurteilung zugänglich zu 
machen, sondern läßt auch die vorgeschlagene 

Rechtswegregelung in ihrem Konzentrationsbestre­
ben deutlicher hervortreten. 

Die Vereinheitlichung des gerichtlichen Rechts­
schutzverfahrens legt endlich die Beseitigung der 
prozeßrechtlichen Cnterschiede der Verfahrensstel­
lungdes Bürgers bei der Verfolgung von Staatshilf­
tungsansprüchen in den verschiedenen' Gerichts­
zweigen nahe. Dazu gehört insbesondere die Sach­
aufklärung von Amts wegen auch in Staa~shaf­
tungsprozessen vor den ordentlichen GericMen und 
den Gerichten: für Arheitssachen soviie die Einfüh­
rung der behördlichen: Pflicht. zur Aktenvorlage und 
das entsprechende Recht des geschädigten Bürgers 
auf Akteneinsicht in diesem Verfahren. Auf diesem 
\liege wird die Gleichbehandlung der Bürger bei 
der Verfolgung von Staatshaftungsansprüchen vor 
allen Gerich~en sichergestellt, die mit diesen An­
sprüchen befaßt werden. 

Es soll nicht verkann: werden, daß das Rechtsweg­
modell nicht nur Vorzüge hat, sondern auch Kach­
teile in sich schließt. So sind insbesondere nicht 
mehr wie bisher bei Geldersatzstreitigkeiten die 
rich:erliche Rechtsschutzgewährung und Rechts­
fortbildung Aufgaben nur eines Gerichtszweiges, 
nämlich der ordentlichen Gerichtsbarkeit, und eines 
obersten Gerichtshofs des Bundes, nämlich des 
Bundesgerichtshofs. Vielmehr fallen diese Aufga­
ben jetzt zunlindest nominell den fünf in Artikel 95 
Abs. 1 des Grundgesetzes genann::en Gerich:sbar­
keiten zu. Die Auswirkungen dieser Regelung sind 
allerdings in der Rechtspraxis von ganz unter­
schiedlicher Bedeutung. Das Schwergewicht der ge­
richtlichen Entscheidungen in Staatshaftungssachen 
liegt künftig in: der allgemeinen Verwal:ungsge­
richtsbarkeit. Nach den rechtstatsächlichen Erhe­
bungen auf der Grundlage rechtskräftiger gerichtli­
cher Entscheidungen in Staatshaftungssachen wer­
dene~wa 70 010 aller Staatshaftungsklagen im enge­
ren Sinne (ohne Verkehrsunfallsachen) die Gerichte 
der allgemeinen Venvaltungsgerichtsbarkei:, 22 °/0 
die ordentlichen Gerichte und nur der Rest von 
nicht einmal 8 010 die anderen Gerichtsbarkeiten 
einschließlich der besonderen Gerichtszweige be­
schäftigen. Diese Auf teilung läßt erwarten, daß 
auch in Zukunft die 'Wahrung ,der Rechtseinheit 
und die Rechtsfortbildung im Staatshaftungsrecht 
maßgeblich einer Gerichtsbarkeit, nämlich der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit, vorbehalten bleibt. Dane­
ben wird die ordentliche Gerichtsbarkeit eine be­
deutsame, aber doch mehr komplimentäre Rolle 
spielen. Eine Auseinanderentwicklung der Staats­
haftungsrechtsprechung in bei den Gerichtszweigen, 
aber auch in den übrigen Gerichtsbarkeiten, verhin­
dert letztlich der in Ar'.:ikel 95 Abs. 3 des Grundge­
setzes zu diesem Zweck ausdrücklich vorgesehene 
Gemeinsame Senat der obersten Gerichtshöfe des 
Bundes. Damit kann wohl nur in einem Ubergangs­
zeitraum eine im Ergebnis uneinheitliche Recht­
sprechung möglich sein, auf längere Sicht dürfte 
dieser ::.Jachteil schnell an Bedeutung verlieren. 
Uberdies ruht nach der durchgeführten Gerichtsak­
tenauswertung das Schwergewicht richterlicher 
Rechtsfindung bei 66 Ofo aller Staatshaftungsklagen 
auf der Beurteilung der Staatshaftungsvorausset­
zungen, also insbesondere auf den mit Rechtswid-
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rigkeit . staatlichen Verhaltens zusammenhängen­
den Problemen. Für die Rechtsentwicklung gerade . 
in diesem Bereich bedeutet die Rechtswegverein­
heitlichung' daher auch einen erheblichen Gewinn 
an Einheitlichkeit der Rechtsprechung; sie schafft 
zusätzliche ::vröglichkeiten für die Rechtsfortbil­
dung. 

I\"immt man die übrigen Vorteile der Rechtswegver­
einhei:lichung hinzu, nämlich den Ausschluß dop­
pelter Prozeßführung mit doppeltem Prozeßrisiko, 
die Ylöglichkeit des Ubergangs von der \Viedergut­
machungsart des Geldersa~zes zu derjenigen der 
Folgenbeseitigung im anhängigen gerichtlichen Ver­
fah"en, die verfahrensrechtliche Gleichbehandlung 
der Prozeßparteien in allen Staatshaftungsprozes­
sen, den problemlosen Ubergang aus dem Abhilfe­
verfahren in das gerichtliche Verfahren, so ist dies 
insgesamt eine funktionstüchtige Rech~sschutzrege­
lung. 

Zu § 26 - Anmeldung 

Zu Absatz 1 

Der Anmeldung im Abhilfeverfahren unterliegen 
nur die Staatshaftungsansprüche nach §§ 2, 3 und 
14 Abs. 3 mit 'den aus §§ 5, 7 und 17 Abs. 3 sich er­
gebenden Besonderheiten. 

Für die Ansprüche aus zivilrechtlicher Haftung ist 
ein obligatorisches Abhilfeverfahren nicht vorgese­
hen, weil dies über die durch Zwecke der Staats­
haftung veranlaßten systematischen Änderungen 
hinausgehen würde und ein Bedürfnis für die 
Einführung eines formalisierten obligatorischen 
Verwaltungsverfahrens vor Klageerhebung bisher 
nicht hervorgetreten ist. Nicht zu den Staatshaf­
tungsansprüchen nach diesem Gesetz zählen die in 
§ 14 Abs, 1 und 2 sowie in § 17 Abs. 1 und 2 ge­
nannten Ansprüche, weil ihre Rechtsgrundlage au­
ßerhalb des Staatshaftungsgesetzes, nämlich im 
Enteignungsrecht und im Privatrecht liegt. Für die 
Tumultentschädigung sind die Länder im Rahmen 
der ihnen zustehenden Kompetenz zur Regelung er­
mächtigt. Für die Posthaftung gilt die Sonderrege­
l~ng des § 41 .Kr. 8. 

Die schriftliche oder zur Niederschrift geltend zu 
machende Anmeldung im Abhilfeverfahren versetzt 
die zuständige Anmeldestelle in die Lage, ,vor einer 
eventuellen gerichtlichen Geltendmachung die er­
hobenen Forderungen auf ihre Begründetheit zu 
überprüfen .. 

Das für den Regelfall bestehende Gebot des Sat­
zes 2, einen bestimmten Antrag zu stellen und die 
anspruchsbegründenden Tatsachen sowie die Be­
"\veismiUel anzugeben, erleichtert der Anmeldestelle 
eine zügige Entscheidung und veranlaßt anderer­
seits den Bürger! den behaupteten Vorwurf der 
Schadenszufügung durch pflichtwidrige Ausübung 
von hoheitlicher Tätigkeit zu substantiieren und 
kritisch zu überdenken. Deshalb sind an die Be­
stimmtheit des Antrags keine zu hohen Anforde­
rungen zu stellen. Auch eine Bezifferung eines 
Geldersatzanspruchs ist regelmäßig nicht erforder-: 
lieh. Der bestimmte Antrag bedeutet auch noch kei-

68 

ne bindende Festlegung auf die eine oder andere 
\Viedergutmachungsart. Der Ubergang von Gelder­
satz auf Folgenbeseitigung und umgeke:"J.rt ist im 
Abhilfeverfahren unbeschränkt, im . gerichtlichen 
Verfahren nach Maßgabe der Voraussetzungen für 
eine Klageänderung zulässig. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt die zuständigen AnmE,ldestellen 
für Staatshaftungsansprüche. Abweichungen von 
dieser Regelung sind nach Maßgabe des § 31 mög­
lich. 

!~ u m m e r 1 bezieht sich auf den Regelfall, daß 
Staatshaftungsansprüche aus rechtswidrigem Ver­
halten der vollziehenden Gewalt geltend gemacht 

. werden. Anmeldestelle ist hierbei jeweils die Be­
hörde oder Stelle, aus. deren Verhalten diese An­
sprüche hergeleitet werden, d. h. deren Handeln 
oder Unterlassen für den Schadenseintritt ursäch­
lich gewesen ist. Anmeldestelle ist desha:lb die zur 
Erstentscheidung zuständige Ausgangsbehörde, 
nicht hingegen die die Rechtmäßigkeit des Verwal­
tungshandelns überprüfende Behörde im lnstanzen­
zug. 

Soweit sich ein Beliehener rechtswidrig verhalten 
hat, ist entsprechend der Regelung des § 12 Anmel­
destelle die zuständige Stelle der juristischen Per­
son des öffentlichen Rechts, die die Aufgaben über­
tragen hat. 

Bei :0T um m e r 2 erscheint es mit Rücksicht auf 
die gerichtsorganisatorischen und gerichtsverfas­
sungsrechtlichen Besonderheiten der rechtsprechen­
den Gewalt nicht zweckmäßig, die Rechtspre­
chungsorgane selbst, also den erkennenden Richter 
oder die erkennenden Spruchkörper der Gerichte, 
in das Verw'altungsverfahren einzuschaltEn. Näher 
liegt es vielmehr, wie auch in anderen verwal­
tungsrechtlichen Angelegenheiten der rechtspre­
chenden Gewalt, die Verwaltungen der Gerichte, 
aus deren Verhalten die StaatshaftungsCinsprüche 
hergeleitet werden, für zuständig zu erklären. 

Zu Absatz 3 

Eine bei einer örtlich oder sachlich unzuständigen 
Behörde eingereichte Anmeldung soll erst mit dem 
Eingang bei der zuständigen Anmeldestelle wirk­
sam werden'. '\Vann eine unzuständige Behörde eine 
eingegangene Anmeldung an die für zuständig ge­
haltene Anmeldestelleweiterzuleiten hat, richtet 
sich nach dem jew'eiligen Verwaltungsverfahrens-
recht (vgl. § 30 Abs. 3). • 

Zu § 21 - Abhilfe durch die Anmeldestelle 

Zu A.bsatz 1 

Die hier angeordnete ausdrückliche Verpflichtung 
der Anmeldestelle, eine gütliche Einigung anzustre­
ben, betont den Güte- und Abhilfecharakter des 
Verfahrens und verpflichtet die Anmeldestelle, mit 
dem Geschädigten soweit wie möglich Einverneh­
men über das beiderseitige Verhalten hir.sichtlich 
des geltend gemachten Staatshaftungsanspruchs zu 
erzielen. Hier~u kann auch der Abschluß ~ines öf-
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fentIichrechtIichen Vergleichsvertrages (vgl. § 55 
VwVfG) gehören, wenn die Sach- oder Rechtslage 
nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen 
und bei verständiger \Vürdigung ungewiß bleibt. 

Zu Absatz 2 

Diese Bestimmung kommt zur· Anwendung, soweit 
die Anmeldestelle den geltend gemachten An-; 
spruch für begründet hält. Sie hat hierbei Art und· 
Umfang der für berechtigt erklärten Forderung fest­
zustellen und die Entscheidung dem Geschädigten 
durch schriftlichen Verwaltungs akt bekanntzugeben. 

Zu den Absätzen 3 und 4 

Soweit die Anmeldestelle den Anspruch für ganz 
oder teilweise unbegründet hält, werden ihr zwei 
verschiedene Verhaltensweisen ermöglicht: Sie 
kann den geltend gemachten Anspruch nach Ab­
satz 3 entweder unmittelbar ablehnen oder aber, 
weil dies im Einzelfall zweckmäßiger ist, nach Ab­
satz 4 dem Geschädigten unter Darlegung der Grün­
de mitteilen, daß und warum geltend gemachte An­
sprüche voraussichtlich keinen Erfolg haben. Der 
Geschädigte hat es im letzteren Falle in der Hand 
zu erklären, ob er seinen Anspruch aufrecht erhält. 
Verschweigt er sich ifl.-Ilerhalb eines ::.vlonats, so gilt 
die Anmeldung als zurückgenommen. Mit einer 
vergleichbaren Regelung sind in Bayern seit langer, 
Zeit gute Erfahrungen gemacht worden. Dort sind 
etwa 50 010 aller Ansprüche bei einem ähnlichen 
Verfahren im förmlichen Abhilfeverfahren nicht 
mehr weiter verfolgt worden. 

Zu § 28 - Abhilfe durch die Vorlage stelle 

Zu·Absatz 1 

Die Einschaltung der Vorlage stelle fst - abgesehen 
von Satz 2 ,und der Möglichkeit ab,veichender Re­
gelung nach § 31 - nur in den Fällen sinnvoll, in 
denen die Rechtmäßigkeit des Verwaltungshan­
delns in einem gesetzlich angeordneten Vorverfah­
ren (insbesondere im \Viderspruchsverfahren) zu 
überprüfen ist, dieses Verfahren noch nicht abge­
schlossen vmrde und die Anmeldestelle nicht auch 
zur Entscheidung über" den Rechtsbehelf berufen 
ist. In allen anderen Fällen, in denen im 'primären 
Rechtsschutzverfahren kein Vorverfahren vorgese-' 
hen ist, besteht kein hinreichender Anlaß, eine 
zweite Behörde im VerwaItungsverfahren mit dem 
geltend gemachten Staatshaftungsanspruch zu be-' 
fassen. In den Fällen, in denen die Anmeldestelle 
selbst \Viderspruchsbehörde ist, besteht keine Vor­
lagepflicht, v{eil die Anmeldestelle hier zugleich 
auch VorlagesteIle ist. Auch- wenn das Vorverfah­
ren im primären Rechtsschutzverfahren bereits. be­
endet ist, wäre es zu aufv"endig, die vViderspruchs­
behörde noch mit dem Staatshaftungsanspruch zu 
befassen. Nach Satz 2 entfällt eine Vorlagepflicht 

. für Kommunalbehörden, weil es mit Rücksicht auf 
den Selbstverwaltungsgrundsatz bedenklich sein 
könnte, Stellen außerhalb der Selbstverwaltung die 
Entscheidung über die Zubilligung v:on Geldersatz 
oder Folgenbeseitigung zu überlassen. Sofern hier­
für ausnahmsweise ein Bedürfnis gesehen wird, 

kann durch Bundes- oder Landesgesetz eine abwei­
chende spezialgesetzliche Regelung gehoffen wer­
den. 

Zu Absatz 2 

Diese Bestimmung regelt, welche Behörde zuständi­
ge VorlagesteIle ist; sie lehnt sich dabei an die Zu­
ständigkeiten in den jeweilig gesetzlich angeord­
neten Vorverfahren an. Die Einschaltung der Vorla­
gesteIle ist nach Maßgabe des § 31 zur Disposition 
gestellt. Sofern der Bund oder die Länder von einer 
Vorlage absehen wollen, sind sie hierzu berech­
tigt. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 betont lI1it der Verveeisung auf § 27 die 
Gleichartigkeit des Rechtscharakters des Verfah­
rens auch bei den VorlagesteIlen. Hierdurch bleibt 
insbesondere auch bei den VorlagesteIlen eine güt­
liche Einigung (§ 27 Abs. 1 Satz 1) möglich. Ferner 
kanri für den Fall einer beabsichtigten Ablehnung 
der geltend gemachten Ansprüche durch die Vorla­
gesteIle das flexible Verfahren nach § 27 Abs. 3 und 
4 durchgeführt werden. 

Zu § 29 - Ablehnungsbescheid, Zwischenbescheid 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt, daß die Ablehnung des geltend 
gemachten Anspruchs durch Verwaltungs akt in 
Fo'rm des Ablehnungsbescheides schriftlich auszu­
sprechen ist. Der Bescheid muß schriftlich begrün­
det und den Beteiligten zugestellt werden. Die Be-

"gründungspflicht soll dem Bürger die rechtliche 
\Vürdigung seiner Ansprüche durch die Anmelde­
oder Vorlage stelle nahebringen und ihm die Prü­
fung erleichtern, ob er seinen Anspruch klageweise 
weiter verfolgen will. Die erlassende Stelle hat in 
der Rechtsbehelfsbelehrung stets die Verfahrensart 
(Klage oder Antrag auf Einleitung des Beschlußver­
fahrens vor den Gerichten für Arbeitssachen), das 
zuständige Gericht und dessen Sitz sowie die Frist, 
innerhalb derer der Beteiligte das gerichtliche Ver­
fahren einleiten muß, zu bezeichnen. \Vichtig ist 
dabei, daß der Geschädigte in der Rechtsmittelbe­
lehrung auch erfährt, gegen welchen Rechtsträg"er 
er das gerichtliche Verfahren einleiten muß und 
weIche Stelle den Träger in diesem Verfahren ver­
tritt. 

Zu Absatz 2 

"Cber den geltend gemachten Anspruch soll regel­
mäßig innerhalb von drei Monaten seit Eingang bei 
der zuständigen Anmeldestelle eine sachliche Ent­
scheidung getroffen werden. Hierzu gehört auch die 
Mitteilung nach § 27 Abs.4. Ist aus besonderen 
Gründen innerhalb dieser Frist keine Entscheidung 
möglich, hat die Anmelde- oder Vorlagestelle einen 
Zwischenbescheid zu erteilen, damit der Geschädig­
te erfährt, daß und aus weIchen Gründen sich die 
Entscheidung verzögert. Hierdurch soll der .Geschä~ 
digte auch in die Lage versetzt werden zu prüfen, 
ob und wann er die Behörde durch Untätigkeitskla­
ge zum Handeln und zur Entscheidung veranlassen 
will. 
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Zu § 30 - Verhältnis zu anderen Vorverfahren, 
Kostenerstattung 

Zu A.bsatz 1 

Absatz 1 stellt klar, daß die ablehnende Entschei­
dung im Abhilfeverfahren unmittelbar der gerichtli­
chen Kontrolle unterliegt und nicht etwa die ableh­
nende Entscheidung unter Anwendung insbesonde­
re der §§ 68 ff. VwGO selbst noch einem erneuten_ 
Vorverfahren unterworfen ist. Diese Vorschrift 
macht allerdings nicht ein gesetzlich angeordnetes 
Vorverfahren etwa in Drittbeteiligungsfällen ent­
behrlich, das seine Grundlage nicht im Staatshaf­
tungsgesetz, sondern in einer anderen gesetzlichen 
Regelung hat. Soweit z. B. die Erfüllung des Folgen­
beseitigungsanspruchs in dem Erlaß einer anderen 
Verfügung gegen den Nachba:rn besteht, schneidet 
Absatz 1 nicht auch das im Hinblick auf die An­
wendung des Baurechts oder des Polizeirechts etwa 
erforderliche vViderspruchsverfahren ab. Dieses ist 
vielmehr selbständig und unabhä!lgig im Zusam­
menhang mit der Anfechtung der Baugenehmigung 
im primären Vorverfahren durchzuführen, §§ 26 ff. 
finden auf diese Verfahren keine Anwendung. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit der Verbindung 
des Abhilfeverfahrens mit den gesetzlichen Vorver­
fahren zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit des bean­
standeten hoheitlichen Verhaltens. Da die schädi­
genden Folgen ausgeübter rechtswidriger Gewalt 
nicht immer sogleich eintreten oder voll zu überse-. 
hen sind, sobald die rechtswidrige Ylaßnahme 
selbst durch die staatliche Stelle ergriffen wird, 
müssen das Abhilfeverfahren und das Vorverfahren 
grundsätzlich selbständig und unabhängig vonein­
ander eingeleitet werden können. Ist das gerichtli­
che Vorverfahren des primären Rechtsschutzes 
noch nicht abgeschlossen und wird bis zu dieserp. 
Zeitpunkt der Staatshaftungsanspruch . angemeldet, 
so kann die zuständige Behörde, soweit sie mit der 
Abhilfestelle identisch ist, beide Verfahren zusam­
menfassen, wenn ihr dies sachdienlich erscheint. 
Verbundene Verfahren können jederzeit wieder ab­
getrennt und gesondert durchgeführt werden. 

Zu Absatz 3 

Diese Regelung soll sicherstellen, daß für das Ab­
hilfeverfahren der §§ 26 ff. grundsätzlich das­
selbe Verwaltungsverfahrensrecht zur Anwendung 
kommt, das auch im primären. Rechtsschutzbereich 
gilt. Mit dieser Regelung soll die Arbeit der jewei­
ligen Verwaltungsbehörden erleichtert und zu­
gleich verhindert werden, daß zweierlei Verfah­
rensrecht mit möglicherweise unterschiedlichem 
RegelungsiIihalt zu Schwierigkeiten führt. Vorver­
fahren sind alle gesetzlich angeordneten außerge­
richtlichen Rechtsbehelfsverfahren, vor allem dieje­
nigen nach §§ 68 ff. VwGO, §§ 7t ff. SGG, §§ 341 ff. 
AO 1971 und §§ 23 ff. EGGVG. Nur soweit ein Vor­
verfahren zur Uberprüfung der Rechtmäßigkeit der 
die Staatshaftung begründenden hoheitlichen Tätig­
keit nicht vorgeschrieben ist, kommt das Verwal­
tungsverfahrensgesetz als Auffangregelung nach 
Maßgabe des Satzes 2 zur Anwendung. 
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Zu Absatz 4 

Die Regelung begründet einen selbständigE.n Kosten­
erstattungsanspruch und gilt nur für isolierte Ver­
fahren ohne anschließende gerichtliche Geltendma­
chung. Die Verfa.h.rensordnungen für die Gerichte 
der allgemeinen und besonderen Verwaltungs ge­
richtsbarkeit sehen Kostenentscheidungen nur für 
den Fall vor, daß dem Vorverfahren auch ein ge­
richtliches Verfahren folgt. Die Kosten im soge­
nannten "isolierten" Vorverfahren werden erstmals 
durch § 80 des Verwaltungsverfahrensgesetzes er­
faßt. vVie dort besteht auch im Abhilfeverfahren 
ein Bedürfnis für eine Regelung über die'Erstattung 
notwendiger Rechtsverfolgungskosten für den Fall, 
daß im Abhilfeverfahren dem Bürger oder der Be­
hörde Kosten entstehen, aber eine Koste~1.entschei­
dllI1g nicht getroffen werden kann, weil sich kein 
gerichtliches Verfahren anschließt. Es erscheint 
zweckmäßig, auch insoweit den primären und den 
sekundären Rechtsschutz zu vereinheitlichen. Die 
Kostenerstattungsregeln, die im Verfahren zur 
Uberprüfung deI Rechtmäßigkeit im primären Be­
reich gelten, sollen nach Rechtsgrund und Rechts­
folgen auf die im sekundären Verfahren entstande­
nen Kosten ausgedehnt werden. Diese Kostenvor­
schriften können bundesgesetzlicher oder landesge­
setzlicher Natur sein. Soweit sie landesgesetzlichen 
Ursprung haben, werden sie durch die V~n\'"eisung 
bundesrechtlich inkorporiert. Fehlen überhaupt Ko­
stenerstattungsvorschriften im primären Vorverfah­
ren, wie etwa nach der AG 1911, so soll es wegen 
der Harmonisierung des Verwaltungsverfahrens­
rechts im primären und sekundären Rechtsschutz-
bereich :hierbei sein Bewenden haben. ~ 

Satz 2 sieht vor, daß eine Kostenerstattung auch 
dann stattfindet, wenn wegen sofortiger Klagemög­
licb.keit ohne Vorverfahren etwa im Bereich der 
Leistungsklage in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
oder in anderen Fällen öffentlichrechtlicher Pro­
zeßordnungen eine Uberprüfung in einem gesetz­
lich angeordneten Vorverfahren nicht vorgesehen 
ist. Auch hier soll ein erfolgreich gebliebener 
Staatshaftungsanspruch im Rahmen des Regelungs­
bereichs für den primären Rechtsschutz kostenmä­
ßig nicht beim Geschädigten verbleiben. 

Zu § 31 ~ Ermächtigung für abweichende Rege­
lungen 

Zu Absatz 1 

Die §§26 ff. sind von dem Bestreben geleitet, den 
VerwaItungsaufwand bei der Abwicklung von 
StaatshaftungsanspIÜchen im Abhilfeverfahren so 
gering wie möglich zu halten. Es ist deshalb wegen 
unterschiedlicher Venvaltungsverhältnisse in Bund 
und Ländern zunächst zweckmäßig, für die Länder 
eine :Möglichkeit zur abweichenden Regelung von 
Zuständigkeiten der Anmelde- und Vorlagestellen 
zu schaffen. Satz 1 ergänzt die Sonderregelung hin­
sichtlich des 'Wegfalls der VorlagepfIich'c im Kom­
munalbereich (§ 28 Abs. 1 Satz 2) und ermöglicht 
nach Maßgabe der landesgesetzlich zu treffenden 
Regelungen auch Abänderungen für eim:elne Ver­
waltungszweige unter Berücksichtigung der jewei-
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ligen Bedürfnisse. Ferner soll Absatz 1 den Ländern 
den vVeg öffnen, das Abhilfeverfahren auch rein 
"einstufig" auszugestalten: Selbst in den Fällen, in 
denen nach Maßgabe des § 28 eine Abhilfe durch 
die VorlagesteIle in Betracht kommen w-ürde, sollen 
flexible Lösungen ermöglicht werden, indem die 
Länder ermächtigt werden, auch von einem Vorla­
geverfahren für einzelne Verwaltungszweige ins ge­
SCLTIlt abzusehen. Lnter die Ermächtigung fällt auch 
die Bestimmung zentraler Abwicklungsstellen der 
Länder und die Anordnung verwaltungsinterner Zu­
stimmungsvorbehalte zugunsten bestirrimter Behör­
den. Schließlich soll Absatz 1 Satz 2 den Ländern 
auch im Hinblick auf die Tragweite des Grundsat­
zes des Vorbehalts des Gesetzes in verfassungs­
rechtlich sicherer 'Weise ermöglichen, die Abwick­
lung von Staatshaftungsansprüchen im Ko=unal­
bereich weiterhin durch die mit dieser Aufgabe bis­
her befaßten kommunalen Haftpflichtversicherungs­
verbände wahrneb..men zu lassen. In diesem Bereich 
hat sich seit längerer Zeit die Praxis entwickelt, 
daß Staatshaftungsansprüche, abgesehen von An­
sprüchen aus enteignungs- oder aufopferungsglei­
chen Eingriffen, nicht von den Ko=unalbehörden 
selbst, sondern von Haftpflichtversicherungsver­
bänden abgewickelt werden, die teils öffentlich­
rechtlich, teils privatrechtlich organisiert sind. Es 
bleibt den Ländern vorbehalten zu entscheiden, in­
wieweit und auf welcher Rechtsgrundlage diese 
Stellen weiterhin 'öffentliche Aufga15en wahrneh­
men sollen. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 ermächtigt die Bundesregierung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung, mit der entsprechend der 
Regelung in Absatz 1 in der Bundesverwaltung von 
den Zuständigkeiten und dem Vorlageverfahren ab­
gewichen werden kann, wenn die \Viedergutma­
chung effektiver ausgestaltet werden kann, ohne 
daß der Rechtsschutz des Geschädigten darunter 
leidet. 

Zu § 32 - Gerichtliche Geltendmachung 

Zu Absatz 1 

Diese Vorschrift bestimmt, daß die Staatshaftungs­
ansprüche nach §§ 2, 3 und 14 Abs. 3 auf Geldersatz 
und Folgenbeseitigung gerichtlich erst verfolgbar 
sind: wenn ihre Erfüllung durch Bescheid abgelehnt 
worden ist oder die Behörde entgegen ihren Pflich­
ten nach §29 Abs. 2 den Geschädigten im unklaren 
darüber .gelassen hat, ob und wann er mit einer 
Entscheidung rechnen kann. Da die Voraussetzun­
gen für die Zulässigkeit von Lntätigkeitsklagen in 
den einzelnen Prozeßordnungen der verschiedenen 
Gerichtszweige nicht übereinstimmend geregelt 
sirrel, wird auch auf eine einheitliche Regelung für 
Zwecke der Staatshaftung verzichtet. vVann im Fal­
le cl.er Lntätigkeit der Abhilfebehörde eine klage­
weise Geltendinachung zulässig ist, soll sich nach 
:\1aßgabe der jeweiligen prozeßrechtlichen Verfah­
rensvorschriften richten. Auch hierdurch soll eine 
Harmonisierung zwischen primärem und sekundä­
rem Rechtsschutz erreicht werden. 

Satz 2 stellt klar, daß eine gerichtliche Geltendma­
chung nicht schlechthin von einem vorangegange­
nen Abhilfeverfahren abhängig ist. In besonders 
dringlichen Fällen kann es geboten sein, vorläufi­
gen gerichtlichen Rechtsschutz UD-TIlittelbar zu be­
antragen, selbst wenn die Abhilfebehörden mit dem 
Fall nicht vorher befaßt worden sind. Die Zulässig­
keit vorläufiger gerichtlicher Rechtsschutzmaßnah­
men und ihr möglicher Inhalt richten sich auch hier 
nach dem primären Rechtsschutzrecht. 

Zu Absatz 2 

Satz 1 zieht die Konsequenz daraus, daß der Ableh­
nungsbescheid Verwaltungs akt ist und Verwal­
tungsakte nach Maßgabe der öffentlichrechtlichen 
Verfahrensordnungen innerhalb der JYlonatsfrist an­
zufechten sind. Die Ylöglichkeit der vViedereinset­
zung bleibt hiervon unberührt. 

Sofern die Behörden entgegen ihren Pflichten ins­
besondere nach § 29 Abs. 2 den Geschädigten im 
ut'!:klaren über ihre Auffassung zum erhobenen An­
spruch lassen, verbleibt es bei der Zulässigkeit von 
Untätigkeitsklagen nach Maßgabe der jeweiligen 
gerichtlichen Verfahrensvorschriften (Absatz 1). 

Mit welcher Klageart in den einzelnen Rechtswe­
gen der StaatshaftlLllgsanspruch zu verfolgen ist, 
wird in § 32 nicht geregelt. Eine solche Festlegung 
würde ohne zusätzliche Anderungen in einigen Pro­
zeßgesetzen nicht möglich sein. 'Welches das richti­
ge gesetzliche Verfahrensmittel für die Verfolgung 
von Staatshaftungsansprüchen ist, richtet sich nach 
den jeweils einschlägigen Prozeßordnungen. 

Satz 2 regelt in Anlehnung an § 58 Abs. 2 VwGO 
die Rechtsfolgen einer unterbliebenen oder unrich­
tig erteilten Belehrung und stellt im Interesse der 
Rechtssicherheit und der Rechtsbefriedung in einem 
wichtigen Bereich die notwendige Ubereinstim­
mung zum primären Rechtsschutz her. 

Zu § 33- Rechtsweg 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Rechtswegzu­
weisung für Staatshaftungsstreitigkeiten jeweils in 
den Gerichtszweig, dessen Gerichten die L-berprü­
fung der Rechtmäßigkeit der schädigenden Maß­
nahmen im primären Rechtsschutz anvertraut ist. 
Staatshaftungsstreitigkeiten können somit in den 
Verwaltungs-, Finanz-, Arbeits-, Sozialrechtsweg 
oder in den ordentlichen Rechtsweg führen, soweit 
in diesen Rechtswegen über die Rechtmäßigkeit ho­
heitlichen Verhaltens zu urteilen ist. Die Venval­
tungs-, Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit ist ständig 
mit dieser Aufgabe befaßt. Die ordentlichen Gerich­
te bleiben hauptsächlich im Rahmen des § 17 Abs. 2 
dieses Gesetzes und der §§ 23 ff. EGGVG, in der 
Strafvollstreckung oder über bundesgesetzliche 
Sonderzuweisungen zu Entscheidung von Streitig­
keiten berufen. Die Arbeitsgerichtsbarkeit dürfte 
nach geltendem Recht nur in Ausnahmefällen be­
faßt werden. Absatz 1 öffnet den Rechtsweg nicht 
nur zu den Gerichtsbarkeiten im Sinne des Arti-
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kels 95 Abs. 1 des Grundgesetzes, sondern auch zu 
den in Artikel 96 Abs. 4 des Grundgesetzes aufge­
führten Bundesgerichten, zu den Gerichten für be­
sondere Sachgebiete im Sinne des Artikels 101 
Abs. 2 des Grundgesetzes und zu den Verfassungs­
gerichten des Bundes und der Länder. Allerdings 
erfährt diese Rechtswegzuweisung durch Absatz 2 
ein:e wichtige Einschränkung. Absatz 1 enthält wie 
die übrigen Absätze der Vorschrift ausschließlich 
eine Rechtsviegregelung und nicht etwa auch eine 
Festlegung sachJ.icher Zuständigkeiten. Diese Zu­
ständigkeiten ergeben sich für die Gerichte aller 
Gerichtsbarkeiten vielmehr aus den einschlägigen 
gerichtlichen Verfahrens ordnungen, soweit im 
Staatshaftungsgesetz keine besonderen Vorschrif­
ten getroffen sind (vgl. dazu für die ordentliche Ge­
richtsbarkeit und die Gerichte für Arbeitssachen 
§ 35, für die Schiffahrtsgerichte § 40). 

IN eIcher Rechtsweg nach Satz 1 in Betracht kommt, 
richtet sich danach, in welchem Zweig der Ge­
richtsbarkeit die Cberprüfung der ausgeübten 
Staatsgewalt nach den gerichtlichen Verfahiensord­
nungen vorzunelLlllen ist, oder, wenn im konkreten 
Fall ein Rechtsbehelf oder Rechtsmittel nicht einge­
legt oder überhaupt nicht gegeben ist, abstrakt ge­
nerell vorzunehmen wäre. Dies ermöglicht es, auch 
Realakte und Auskünfte in die Rechtswegregelung 
einzuordnen, ebenso etwa staatsanwaltschaftliche 
Tätigkeiten, die einer formellen Anfechtung nicht 
unterliegen. So fallen z. B. ErmittllLllgsmaßnahmen 
der' Staatsanwaltschaften, gegen die selbständige 
Rechtsbehelfe nicht gegeben sind, unter die Rechts­
wegregelung des. Satzes 1 mit der Folge, daß für 
Staatshaftungsstreitigkeiten aus diesen Maßnahmen 
der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten offen­
steht. Das gleiche gilt für Maßnahmen des Bundes­
kartellamts (vgl. §§ 62, 73 GWB), soweit sie durch 
das Kammergericht als Gericht der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit überprüft werden, sowie für Maß­
nahmen des Deutschen Patentamts, soweit sie der 
überprüfung durch das Bundespate:ptgericht unter­
worfen sind, das gleichfalls zur ordentlichen Ge­
richtsbarkeit gehört. 

Satz 2 des Absatzes 1 überträgt den Grundgedan­
ken der Rechtswegzuweisung des Satze's 1 auch auf 
die Fälle, in denen die Ausübung rechtsprechender 
Gewalt zur Grundlage von Staatshaftungsansprü­
chen gemacht wird. Der Rechtsweg soll in diesen 
Fällen zu dem Zweig, der Gerichtsbarkeit eröffnet 
werden, dem das Gericht angehört, das entschieden 
hat oder hätte entscheiden müssen. Dabei spielt es 
keine Rolle, ob im konkreten Fall gegen die rich­
terliche Entscheidung ein Rechtsbehelf überhaupt 
noch statth.aft ist. Vielmehr wird auch' hier ab­
strakt-generell darauf abgestellt, in welchem Ge­
richtszweig olLlle 'das Verfahrenshindernis die 
Rechtmäßigkeitskontrolle richterlicher Entscheidun­
gen stattfinden würde. 

Der Regelung in Satz ~ unterfallen auch die Verfas­
sungsgerichtsbarkeit und die G~richte der Berufs­

. gerichtsbarkeiten des Bundes und der Länder. Zu­
sätzliche Verfahrensregelungen erscheinen insoweit 
nicht erforderlich. 

7-2 

Zu Absatz 2 
J • d Absatz 2 beschränkt die RechtswegzmvHsung es 

Absatzes 1 für Streitigkeiten über sämtliche Staats­
haftungsansprüche, also über Geldersatz und Fol­
genbeseitigung, auf die Verfassungsgerichtsbarkeit 
und die Gerichtszweige der Ver:waltungs-, Finanz-, 
Arbeits-,der Sozialgerichtsbarkeit und der ordentli­
chen Gerichtsbarkeit. Dadurch soll zwis61en einem 
Höchstmaß an Konzentration gerichtlich!~r Zustän­
digkeiten einerseits und dem gerichtsorganisato­
risch, gerichtsverfassungsrechtlich und fachlich so­
wie personell Möglichen ein notwendiger Kompro­
miß verwirklicht werden. Es ist davon acszugehen, 
daß die Gerichte für besondere Sachgebiete, wie 
z. B. die Berufsgerichtsbarkeit, ?-ber auch die für be­
stimmte Spezialmaterien errichteten Bundesge­
richtsbarkeiten im Sinne' des Artikels 96 GG, die 
nicht zur ordentlichen Gerichtsbarkeit gehören, or­
ganisatorisch, verfahrensmäßig und persünell nicht 
darauf eingerichtet sind, Schadensersatzprozesse in 
gleicher \Veise zu beurteilen wie die Gerichtszwei­
ge, deren ständige Rechtsprechung sich mit diesen 
Streitigkeiten zu befassen hat. Nach dem Ergebnis 
der durchgeführten ErheblLllgen dürften Geldersatz­
prozesse vor den genannten Gerichten außerordent­
lich selten sein, so daß auch ein Vertrautwerden 
mit dieser Prozeßmaterie nicht erwartet werden 
kann. 

Satz 1 begründet für diese Fälle eine Auffang­
rechtswegzuweisung für Geldersatzstreitiukeiten in 
den allgemeinen Verwaltungsrechtsweg. Diese Ent-

-scheidung will dem Grundgedanken der Allzustän­
diukeit der Verwaltungsgericllte in öffentliEhrecht­
licvhEm Streitigkeiten Rechnung tragen, wie er in 
§ 40 VwGO zum Ausdruck kOlnmt. Satz 2 setzt an 
die Stelle des Verwaltungsrechtsweges den Rechts­
\,reg zu den ordentlichen Gerichten, wenn in. den 
Fällen des Satzes 1 als oberstes Rechtsmittelgericht 
ein Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit fun­
giert. Eine s'oIche Zuständigkeit ordentlicher Ge­
richte ist häufig in den Berufsordnungen :festgelegt, 
z. B. bei der Ehrengerichtsbarkeit- für RecUsanwälte 
(§§ 92 ff. Bundesrechtsanwaltsordnung), ferner im 
Bereich der Berufsgerichtsbarkeit . für. Kotare 
(§§ 99 ff. Bundesnotarordnung), der steuerberaten­
den Berufe (§§ 95 ff. Steuerberatungsgeset:~) und der 
'Wirtschaftsprüfer (§§ 7-2 ff. \Virtschaftsprüferord­
nung). Auch fallen die Landwirtschaftsge;:ichte, die 
Kammern für Baulandsachen, der Anwaltssenat 
beim Bundesgerichtshof als Fachsenat mit besonde­
rer Besetzung im Hinblick auf ihre Zuordnung zur 
ordentlichen Gerichtsbarkeit nicht unter die Rege­
lung des Absatzes 2 Satz 2; GeldersatzstrEdtigkeiten 
aus Maßnahmen, die der Rechtskontrolle durch die­
se Spruchkörper unterworfen sind, führen bereits 
nach Absatz 1 in den ordentlichen Rechtsweg, da 
die genannten R~chtsprechungsorgane al~, ordentli­
che Gerichte anzusehen sind. Die Ylehrzahl der Be­
rufs gerichte sind jedoch der Verwaltungsgerichts­
barkeit angegliedert. Es gibt auch Berufsgerichte 
mit eigener Rechtsmittelinstanz, wie z. B. den Arz­
te gerichtshof des Saarlandes. Streitigkeiten über 
Geldersatz in diesen Bereichen führen in den Ver­
waltungsrechts"\veg. Hinsichtlich der 3undesge­
richtsbarkeit in Artikel 96 Abs. 4 des Grundgesetzes 
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führt der Rechtsweg ebenfalls nach Satz 1 des Ab­
satzes 2 zu den Verwaltungsgerichten. Für Streitig­
keiten über Ansprüche aus Tumulten gilt die 
Rechts\'{egregelung des Absatzes 4. 

,Zu Absatz 3 

Absatz 3 verstärkt die Konzentrationswirkung des 
Rechtsschutzes vor den Gerichten: 'Nenn nach § 10 
Aqs. 2 neben einem Hoheitsträger ein privatrechtli­
cher Dritter - diese Fälle dürften wegen der l'eu­
abgrenzung zur Privatrechtshaftung in § 17 Abs. 2 
außerordentlich selten sein - in Anspruch genom­
men viird, oder wenn neben Staatshaftungsansprü­
chen nach §§ 2, 3 und 14 Abs.3 Ansprüche der in 
§ 14 Abs. 1 und 2 .und der in § 15 genannten Art 
geltend gemacht werden, wird auch für 'Streitigkei­
ten über diese Ansprüche der Staatshaftungsrechts­
weg geöffnet, wenn die Voraussetzungen des Sach­
zusammenhangs gegeben sind. Andererseits können 
Streitigkeiten über Ansprüche der in § 14 Abs. 1 
und 2 und § 15 bezeichneten Art zusammen mit den 

, in § 11 Abs.2 bezeichneten privatrechtlichen Haf­
tungsansprüchen unter derselben Voraussetzung im 
ordentlichen Rechtsweg ausgetragen werden. Eine 
Sonderregelung auch für die Fälle des Ausgleichs­
anspruchs nach §'10 Abs.3 und des Regreßan­
spruchs nach § f1 ist nicht erforderlich, da es sich 
hierbei nicht um Streitigkeiten über Staatshaftungs­
ansprüche, ,sondern, um Streitigkeiten über öffent­
lichrechtliche Ansprüche handelt, für die nach § 40 
Abs.1 VwGO der Verwaltungsrechtsweg'gegeben 
ist. 

Die Rechtswegregelung ist nicht zwingend, sondern 
dispositiv. Es bleibt der Entscheidung des An­
spruchsinhabers überlassen, ob er, wie z. B. bei den 
Ansprüchen aus Gefährdungshaftung, für die nach 
§ 13 GVG der ordentliche Rechtsweg gegeben ist, 

. in den Ver\vaItungsrechtsweg überwechseln will.' 
Ist der konkurrierende Anspruch bereits in einem 
anderen Rechtsweg rechtshängig, soll die Vor­
schrift nicht eingreifen, weil andernfalls Mißbräu­
che und Verfahrensverzögerungen nicht ausge­
schlossen werden könnten. Die VViderklage soll nur 
unter den Voraussetzungen der jeweils geltenden 
Verfahrens ordnung (z. B. §§ 279 bis 281, 529 ZPO, 
§ 89 VwGO, § 100 SGG) zulässig sein. Das bedeutet 
für die VViderklage im Staatshaftungsprozeß vor 
den Finanzgerichten die Beachtung des § 155 FGO, 
vor den ordentlichen Gerichten in der Berufungsin­
stanz die Anwendbarkeit des § 529 Abs. 4 ZPO und 
vor: den Verwaltungsgerichten die Geltung des § 89 
Abs.2VwGO. 

Zu Absatz 4 

Absatz 4 enthält eine Rechts'\vegregelung für Tu­
multentschädigungsansprüche. Streitigkeiten über 
diese Ansprüche sollen von den Verwaltungs ge­
richten entschieden werden. 

Diese Zuweisung trägt dem Cmstand ReclLTJ.ung, 
daß der Schwerpunkt der Rechtsfindung in diesem 
Bereich bei den Voraussetzungen der Tumultent­
schädigung liegt. Diese Fragen sind polizeirechtli­
cher Katur, und daher aus materiellrechtlichen 
Gründen der Verwaltungsrechtsprechung zuzuord­
nen. Für die Rechtswegregelung zu den Verwal-

tungsgerichten spricht ferner der Umstand, daß das 
Schwergewicht der Anwendungsfälle im Sachschä­
denbereich liegt und damit die ebenfalls denkbare 
Rechtswegregelung zu den Sozialgerichten der Le­
benswirklichkeit nicht entsprechen würde. Es kann 
vielmehr davon ausgegangen werden, daß in den 
wenigen Streitigkeiten über die Höhe und den Um­
fang von Versorgungsansprüchen nach dem Bun­
desversorgungsgesetz die Verwaltungsgerichtsbar­
keit in der Lage ist, auch hier sach..kundig zu ent­
scheiden. Im Rahmen der Kriegsopferfürsorge sind 
die VerwaItungsgerichte ohnehin mit' Rechtsstrei-

. tigkeiten über Ansprüche aus dem Bundesversor­
gungsgesetz befaßt. Eine' Trennung der Rechtswege 
hinsichtlich der Sachschäden einerseits und der 
Personenschäden andererseits scheidet aus, weil 
diese Lösung dem Ziel der Neuordnung des Rechts­
schutzverfahrens, nämlich der Konzentration des 
Rechtsschutzes unter Zusammenfassung des sach­
lich Zusammengehörigen, widersprechen würde. Im 
Zuge der weiteren Arbeit am Sozialgesetzbuch wird 
die Rechtsw'egfrage neu zu überdenken sein (vgl. 
3.9- S. 28). 

Zu § 34 - Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte 

Zu Absatz 1 

Im Anschluß an die Rechtswegregelung ist für die 
Staatshaftungsklagen im ordentlichen Rechtsweg 
die erforderliche Zuständigkeitsregelung zu treffen. 
Die ausschließliche Zuständigkeit der Landgerichte 
des geltenden Rechts hat sich bewährt und wird 
beibehalten. Die Zivilkammer des Landgerichts hat 
über Geldersatzansprüche und über Folgenbeseiti­
gungsansprüche zu entscheiden. Unberührt von die­
ser Regelung bleiben die Zuständigkeiten der or­
dentlichen Gerichte im primären Rechtsschutzver­
fahren. Dies gil~ insbesondere für das A.ntragsverfah­
ren nach §§ 23 ff. EGGVG hinsichtlich der primären 
Rechtsschutzkontrolle von Justizverwaltungsmaß­
nahmen. Die Cberprüfung der Rechtmäßigkeit von 
Ylaßnahmen auf dem Gebiete der Strafrechtspfiege 
obliegt weiter den zuständigen Strafsenaten der 
Oberlandesgerichte, die der Rechtmäßigkeit von 
Vollzugsmaßnahmen den Strafvollstreckungskam­
mern; die Uberprüfung der MaßnalLlllen auf den Ge­
bieten des bürgerlichen Rechts einschließlich des 
Handelsrechts, des Zivilprozesses, der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit verbleibt den Zivilsenaten der 
Oberlandesgerichte. Sie sind auch zuständig für die 
Vollzugsfolgenbeseitigung nach § 28 Abs:-1 Satz 2 
EGGVG. Die Zuständigkeiten fallen auch im Kar­
tellrecht auseinander (vgl. § 62 Abs.4, § 92 GVVB). 

. Die Konzentration des Rechtsschutzes im pnmaren 
und sekundären Bereich bleibt in der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit damit unvollkommen. Es erscheint 
jedoch vertretbar, diesen Nachteil in Kauf zu neh­
men: Einmal wird die Zahl der Staatshaftungskla­
gen ,,:or den ordentlichen Gerichten bedeutend ge­
ringer sein als bisher. Andererseits wirft die 
:>Jeuordnung der Zuständigkeiten zur Rechtmäßig­
keitskontrolle in diesem Bereich und die Harmoni­
sierung der Zuständigkeiten der primären und se­
kundären Rechtsschutzkontrolle eine Vielzahl von 
Problemen auf, die keinen staatshaftungsrechtli-
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ehen Bezug haben und deren Lösung im Rahmen 
der Staatshaftungsreform nicht angezeigt er­
scheint. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 enthält eine Konzentrationsermächtigung, 
im \Vege der Rechtsverordnung aus Gründen der 
Prozeßökonomie ein Landgericht für die Bezirke 
mehrerer Landgerichte zuständig zu machen. Im 
Hinblick auf die zu erwartende geringe Zahl der 
Staatshaftungsprozesse dürfte für eine solche Maß­
nahme ein Bedürfnis bestehen. Die Subdelegations­
ermächtigung berücksichtigt die Besonderheiten 
der Justizverwaltungen. 

Zu Absatz 3 

Absatz 3 trägt den Interessen der Gerichtseingeses­
senen Rechnung, die wegen der Konzentrationsrege­
lung bei einem anderen Landgericht als dem ihres 
Bezirks klagen müssen. Zum Teil werden die Recht­
suchenden aus anderen Anlässen bereits ein Ver­
trauensverhältnis .zu einem in ihrem Landgerichts­
bezirk niedergelassenen Anwalt haben. Darüber hin­
aus "\vird durch die Regelung auch der Besitzstand 
der Rechtsanv{älte gewahrt, die bei Gerichten zuge­
lassen sinq., deren Zuständigkeit OD-.lle die Konzen­
trationsregelung des Absatzes 2 gegeben wäre. Ab­
satz 3 gilt auch für Verfahren vor dem Berufungs­
gericht. Die Erstattung von Mehrkosten sowie die 
Frage eines Anwaltszwangs richten sich nach dem 
Prozeßrecht des jeweiligen Gerichtszweiges. 

Zu § 35 - Verfahren vor den ordentlichen Gerich­
ten und den Gerichten für Arbeitssachen 

Zu Absatz 1 

Absatz 1 läßt die Anwendung der Regeln des Zivil­
prozesses, die in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und der Arbeitsgerichtsbarkeit primär die Durch­
setzung privatrechtlicher Interessen sichern sollen, 
mit Rücksicht auf die andersartige Rechtsnatur von 
Staatshaftungsansprüchen nur mit Modifikationen 
zu. Die Sta~tshaftung ist ihrem .VVesen nach eine 
öffentlichrechtliche Verpflichtung zur vViedergut­
machung. Die Staatshaftungsklage dient der Durch­
setzung öffentlichrechtlicher Ansprüche. Von daher 
verbietet sich die ubernahme des Beibringungs­
grundsatzes und der Parteimaxime aus dem primä-­
ren Rechtsschutzverfahren in den Staatshaftungs­
prozeß. Ferner muß mit Rücksicht auf das Gleich­
behandlungsgebot dafür Sorge getragen werden, daß 
der rechtsschutzsuchende Bürger prozeßrechtlich 
keine unterschiedliche Behandlung erfährt, je nach 
dem, in welchem Zweig der Gerichtsbarkeit er seine 
vViedergutmachungsforderung durchsetzen muß. So­
weit Staatshaftungsansprüche vor den ordentlichen 
Gerichten oder den Gerichten für Arbeitssachen gel­
tend gemacht werden müssen, soll das Verfahren 
sich grundsätzlich nach den in diesen Gerichtsbar­
keiten geltenden Prozeßrechtsvorschriften abwik­
keIn. Die damit verbundenen Unterschiede erschei­
nen erträglich und dem Bürger zumutbar, wenn und 
-soweit ein Mindestmaß von Ein...h.eitlichkeit herge­
stellt wird. Satz 2 trägt einer Besonderheit des ge-
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richtliehen Verfahrens vor den Gerichten für Ar­
beitssachen Rechnung. Soweit diese Gerichte im Be­
schluß verfahren Maßnahmen vollziehender Gewalt 
auf ihr-e Rechtm.äßigkeit überprüfen, soll auch über 
die daraus entstehendenStaatshaftungsstreitigkei­
ten im Beschlußverfahren und nicht im Urteilsver­
fahren befunden werden. 

Zu Absatz 2 

Staatshaftungsansprüche sind nach § 32 A.bs. 2 Satz 1 
innerhalb eines Monats nach Zustellung des Ableh­
nungsbescheides gerichtlich geltend zu lLachen; der 
Fristenlauf richtet sich nach § 32 Abs. 2 Sa.tz 2 und 3. 
Insoweit bedarf es keiner wiederholenden Regelung. 
Für den Fall der Untätigkeit der' Behörcien im Ab­
hilfeverfahren hingegen fehlt es für die in § 35 
genannten Gerichte an einer die Zuläs3igkeit der 
Untätigkeitsklage regelnden Korm. Diese Lücke 
wird durch die entsprechende Geltung _ des § 21 
EGGVG geschlossen. 

Zu Absatz 3 

Die Regelung des Absatzes 3 stellt siche;:, daß auch 
bei Rechtsstreitigkeiten vor den ordentlichen Ge­
richten und den Gerichten' für Arbeitssachen der 
Cntersuchungsgrundsatz Platz greift. Schwierigkei­
ten besonderer Art dürften damit nicht verbunden 
sein, da die Zivilprozeßordnung den Untersuchungs­
grundsatz in Ehe-, Kindschafts-, Entmündigungs-, 
Aufgebots- und Zwangsvollstreckungssachen kennt 
und darüber hinaus den Beibringung'sgrundsatz 
durch Einführung der richterlichen Prozeßleitung 
mit ihrer Aufklärungspflicht {§ 139 ZPO}, über die 
Wahrheitspflicht der Parteien (§ 138 ZPO) und die 
Amtsermittlungspflicht bei Augenscheins- und Sach­
verständigenbeweis ständig abgeschwächt hat. Der 
'Vntersuchungsgrundsatz verbiete~, wfe in den öffent­
lichrechtlichen VerfahrEnsordungen, den Erlaß eines 
Versäumnisurteils gegen den Beklagten. 

Zu Absatz 4 

Die Vorschriften in Absatz 4 enthalten das notwen­
dige verfahrensrechtliche Instrumentarium für die 
Behandlung und Entscheidung der Staatshaftungs­
klage durch das Gericht. Satz 1 enthält die Befugnis, 
über den geltend gemachten Anspruch bei Spruch­
reife unmittelbar zu entscheiden. Das gilt auch für 
Folgenbeseitigungsansprüche nach § 3. Liegt keine 
Spruchreife vor, ist die Verpflichtung ~;ur Keube­
scheidung auszusprechen (Satz 2). Satz 3 stellt 
für den materiellrechtlichen Folgenbeseitigungsan­
spruch klar, welche Befugnisse das Gericht besitzt, 
wenn ein entsprechender Antrag gestelE wird. Die 
Behörde bestimmt im Rahmen der gerichtlichen Ent­
scheidung die Art der Folgenbeseitigung. Das Ge­
richt·kann sich mit der :\feubescheidun!;:sverpflich­
tung begnügen, wenn mehrere Möglichkeiten der 
Folgenbeseitigung in Betracht kommen. 

Zu § 36 - Vorlage- und Auskunftspflicht 

Der Untersuchungsgrundsatz und das Gleichbe­
handlungsgebot fordern eine möglichst einheitliche 
verfahrensrechtliche Regelung der Vorlage- und 
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Auskunftspflicht derjenigen Stellen, aus deren Ver­
halten Staatshaftungsansprüche hergeleitet werden. 
Das geltende Recht der Prozeßordnungen für die all­
gemeinen und besonderen Verwaltungsgerichte ent­
hält für den primären Rechtsschutz bereits entspre­
chende, wenn auch nicht völlig übereinstimmende 
Regelungen. Diese sollen, wie Absatz 4 klarstellt, 
im Interesse der Harmonisierung des primären und 
sekundären Rechtsschutzes unberührt bleiben. § 36 
enthält die fehlenden entsprechenden Regelungen 
für die. übrigen gerichtlichen Verfahrensordnungen, 
insbesondere der ordentlichen Gerichte, der Ge­
richte für Arbeitssachen sowie der Berufsgerichte. 

Absatz 1 regelt, daß in Anpassung an die §§ 99, 
100 VwGO die betreffenden Stellen allen Gerichten 
gegenüber, vor denen Staatshaftungsklagen erhoben 
werden können, die in der Vorschrift umschriebene 
Amtshilfe zu leisten haben. Sie dürfen sie nur dann 
verweigern, wenn das iN ohl des Bundes oder eines 
Landes beeinträchtigt würde oder wenn die Vor­
gänge gesetzlich oder ihrem vVesen nach geheim­
gehalten werden müssen. Hierzu können auch be­
rechtigte Interessen der Beteiligten oder anderer 
Personen gehören. In diesen Fällen ist die Entschei­
dung über die Amtshilfeverweigerung den obersten 
Aufsichtsbehörden vorbehalten. 

Nach Absatz 2 kann das Gericht darüber befinden, 
ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ver­
weigerung glaubhaft gemacht sind. Dabei ist die 
oberste Aufsichtsbehörde als Streithelfer Verfah­
rensbeteiligte. Die Entscheidung ist selbständig mit 
der Beschwerde anfechtbar. 

In Absatz 3 ist das praktisch besonders bedeutsame 
Recht der Parteien auf Einsicht in die dem Gericht 
nach Absatz 1 vorgelegten Akten niedergelegt. 
Ob eine Hinausgabe der Akten möglich ist oder 
inwieweit Auszüge aus den Akten gefertigt wer­
den können, richtet sich nach den spezialgesetzli­
chen Vorschriften. Eine allgemeine Dbernahme des 
§ 100 Abs. 2 und 3 VwGO überschreitet die durch 
Zwecke der Staatshaftung veranlaßten Anderungen 
des Prozeßrechts und bleibt einer späteren Harmo­
nisierung der Prozeßordnungen vorbehalten. 

Vorhandene Verfahrensregeln außerhalb der or­
dentlichen Gerichtsbarkeit oder der Arbeitsgerichts­
barkeit bleiben unberührt (Absatz 4). 

Zum 5. Abschnitt - Anpassung des Bundes- und 
Landesrechts 

·Zu § 31 - Anderung der Vervialtungsgerichtsord­
nung 

Zu Nummer 1 

Nach W-egfall der verfassungsrechtlichen Rechts­
wegzuweisungen in Artikel 14 Abs. 3 Satz 4 und 
Artikel 34 Satz 3 des Grundgesetzes sind die der 
Konzentration des Rechtsschutzes entgegenstehenden 
Rechtswegzuweisungen "kraft Tradition" in § 40 
Ahs. 2 VwGO ersatzlos zu streichen. Rechtswegfra­
gen im Zusammenhäng mit Anspruchskonkurrenzen 

. sind gesondert geregelt (vgl. § 33 Abs. 3). 

Der verfahrensrechtliche Vollzugsfolgenbeseiti­
gungsanspruch in § 113 Abs. 1 ·Satz 2 und 3 VwGO 
ist durch die materielle Folgenbeseitigungsregelung 
des § 3 überholt und zu streichen. 

Zu Nummer 2 

Die verfahrensrechtliche Behandlung des materiell­
rechtlichen Folgenbeseitigungsanspruchs ist zu ver­
selbständigen und auf eine breitere Grundlage zu 
stellen. Diesem Ziel dient der an § 113 VwGO neu 
anzufügende Absatz 5. Ob und wann ein Ausspruch 
auf Folgenbeseitigung zulässig ist, richtet sich jetzt 
ausschließlich nach der materiellrechtlichen Norm des 
§ 3, so daß eine davon abweichende verfahrens­
rechtliche Regelung, wie sie § 113 Abs. 1 Satz 3 
VwGO enthält, entfallen muß. 

Zu § 38 - Anderung der Finanzgerichtsordnung 

Das Verfahren für Staatshaftungsklagen vor den 
Finanzgerichten erforclert die gleichen Anderungen, 
wie sie für die Verwaltungsgerichtsordnung zu tref­
fen sind. Auf die Begründung zu § 37 wird Bezug 
genommen. 

Zu § 39 - Anderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Die vorgesehenen Anderungen des Sozialgerichts­
gesetzes reichen aus, die einheitliche prozessuale 
Behandlung von Staatshaftungsklagen zu gewähr­
leisten. Auf die Begründung zu § 37 und § 38 wird 
verwiesen. 

Zu § 40 - Anderung des Gesetzes über das ge­
richtliche Verfahren in Binnenschiff­
fahrtssachen 

Für Schadensersatzansprüche wegen Verletzung ei­
ner Amtspflicht zur Sicherung des Verkehrs bei der 
Schiffahrt oder Flößerei auf Binne;ngewässern ist 
nach geltendem Recht der Rechtsweg zu den ordent-

-lichen Gerichten gegeben, jedoch sind insoweit nicht 
die Landgerichte zuständig, sondern die Amtsge­
richte und Oberlandesgerichte als Schiffahrtsgerichte 
nach den Vorschriften des Gesetzes über das ge­
richtJiche Verfahren in Binnenschiffahrtssachen. Die­
se Regelung hat sich bewährt und soll aufrechterhal­
ten bleiben. Um die andernfalls aus § 33 folgende 
Zuständigkeit der Verwaltungs gerichte in Rechts­
streitigkeiten über Ansprüche auf Geldersatz oder 
Folgenbeseitigung auszuschließen und weiterhin die 
Zuständigkeits- und Verfahrensvorschriften für 
Schiffahrtsgerichte zur Anwendung zu bringen, ist 
eine -,\nderung des Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren in Binnenschiffahrtssachen erforderlich. 
Dabei ist klarzustellen, daß wie bisher die Schiff­
Jahrtsgerichte auch zuständig sind für die Ansprü­
che aus Verletzungen öffentlichrechtlicher Pflichten 
zur Sicherung des Verkehrs einschließlich der Ver­
kehrssicherungspflicht nach § 17 Abs. 3. Darunter 
sind öffentlichrechtliche Pflichten zu verstehen, die 
staatlichen Stellen dem einzelnen gegenüber bei 
der Benutzung von Binnengewässern durch Schiff­
fahrt oder Flößerei im Sinne des § 2 Abs. 1 des Ge­
setzes vom 27. September 1952 obliegen. 
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Zu § 41 --:- Änderung des Gesetzes über das Post­
wesen (PostG) 

Das Fehlverhalten in den hoheitlich ausgestalteten 
Tätigkeitsbereichen der Deutschen ·Bundespost auf 
den Gebieten des Post- und Fernmelde·wesens war 
haftungsrechtlich von jeher .einer Sonderregelung 
unterworfen. Die Berechtigung dieser Sonderstel­
lung als Betriebsverwaltung ist im Grundsatz auch 
weiterhin als berechtigt anzuerkennen. Die unbe­
schränkte Haftung ;nach dem Staatshaftungsgesetz 
"\\'""Ürde wegen der damit verbundenen finanziellen 
Belastungen zwangsläufig zu Einschränkungen des 
auf MClssenverkehr eingerichteten Dienstleistungs­
betriebs der Deutschen Bundespost führen. Allein 
im Briefdienst mit einer täglichen Beförderungslei­
stung von 32 :1vIillionen Briefsendungen würden im 
Hinblick auf die dem Briefdienst innewohnende 'un­
gewöhnlich hohe Schadensträchtigkeit bei einer 
vollen Staatshaftung mit Sicherheit unübersehbar 
hohe Ersatzforderungen ausgelöst. Trotz der Haf­
tungsbeschränkungen im geltenden Recht entfielen 
an Ausgaben für Staatshaftung im engeren Sinne, 
also unter Ausschluß der Haftungsausgaben der 
Deutschen Bundespost für .die Verletzung ihrer Ver­
kehrssicherungspflicht sowie für die Teilnahme ihrer 
Fahrzeuge am allgemeinen Landverkehr, 90,6 0/0 

aller Haftung.sausgaben des Bundes 1972 auf diesen 
Ressortbereich, nämlich 6,5 Millionen DM im Haus­
haltsjahr. Die haftungsrechtliche Sonderstellung der 
Deutschen Bundespost muß daher im Grundsatz auf­
rechterhalten bleiben. 

Das Ausmaß der Haftungsbegrenzung bedarf jedoch 
im Hinblick auf die Gewährleistungsgarantie des 
neugefaßten Artikels 34 des Grundgesetzes der 
Uberprüfung. Einer der Grundgedanken des Ver­
fassungsinstituts der Staatshaftungsgewähr leistung 
ist, daß· der Staat für die schädigenden Folgen 
pflichtwidrig ausgeübter vollziehender Gewalt in 
allen Lebensbereichen hoheitlicher Betätigung ein­
treten muß. Das bedeutet noch nicht, daß die Haf­
tung der Deutschen Bundespost nicht eingeschränkt 
",,·erden könnte. Die Haftungsbeschränkung darf 
nicht soweit gehen, daß in diesem staatlichen Tätig­
keitsbereich, in dem kraft Gesetzes die Deutsche 
Bundespost abgesehen vom Paketdienst eine mono­
polähnliche Stellung besitzt, ihre Verantwortlichkeit 
in einem Umfang zurückgedrängt würde, der den 
Rechtsschutz des Bürgers unverhältnismäßig oder 
gar unzumutbar einengt. Das dürfte für den Aus­
schluß jeglicher Haftung für den Verlust gewöhn­
licher Briefsendungen oder von Postgut zutreffen, ist 
aber auch für die einem völligen Haftungsausschluß 
gleichkommende Beschränkung des Ersatzes für den 
Verlust eingeschriebener Briefsendungen auf 40 D~'i 
je Sendung sowie für den Verlust oder die Beschädi· 
gung von gewöhnlichen Paketen auf den Höchst­
betrag von 500 DM anzunehm~n. 

Dieser weitgehende Haftungsausschluß erscheint je­
denfalls dann nicht mehr angemessen, wenn die 
Schäden des· auf die Dienstleistungen der Deutschen 
Bundespost angewiesenen Postbenutzers .die Folge 
besonders schwerer Pflichtverletzungen des Hoheits­
trägers darstellen. Das gilt sicher für die Fälle der 
sogenannten Postkriminalität. \Verden Briefsendun-
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gen, Pakete oder Postgut, die der Deutschen Bundes­
post zur Beförderung anvertraut worden sind, von 
Bediensteten der Deutschen Bundespost. gestohlen, 
unterschlagen, beraubt oder sonstwie durch straf­
bares Verhalten den Berechtigten Emt;~ogen oder 
vorenthalten, ist ein Schweregrad der Pflichtverlet­
zung erreicht, dessen Unrechts gehalt den Ausschluß 
jeglicher Haftung des Rechtsträgers, der sich diese 
\\Tertung zurechnen lassen muß, unt.er Abwägung 
der in Rede stehenden Interessen unverhältnismäßig 
wäre. Die bestehende Haftungsbeschränkung soll da­
her insoweit gelockert werden, als dL:~ Deutsche 
Bundespost für Sachschäden aus der Verletzung 
ihrer Dienstleistungspflichten nach den Vorschrif­
ten des Staatshaftungsgesetzes eintreten muß, ",,-enn 
durch die Pflichtverletzung der Tatbestand eines 
Strafgesetzes rechtswidrig verwirklicht lind die Tat 
von Amts wegen zu verfolgen ist. Der I''::achv.eis 
eines Verschuldens des Bediensteten ist nicht ge­
fordert, es genügt vielmehr die rechtswidrige Tat­
bestandsvendrklichung- als objektiviertE!r Maßstab 
für die Schwere der Pflichtverletzung. Eine nur auf 
die Merkmale des Straf tatbestandes bezouene "\Vahr­
scheinlichkeitsregel soll der Beweiserleichterung 
dienen. 

Damit bleibt die Staatshaftung nach dem Gesetz über 
das Postwesen wie bisher eine vollkommen ver­
schuldensunabhängige Haftung. Die aus der Haf­
tungserweitetung auf die Deutsche Bundespost zu­
kommende finanzielle Mehrbelastung h~i.lt sich in 
vertretbarem Rahmen. Kach einer von der Deutschen 
Bundespost durchgeführten Repräsentativerhebung 
ist jährlich von etwa 3000 strafbaren Eandlungen· 
von Postbediensteten auszugehen, deren Schadens­
trächtigkeit etwa mit .10 Millionen DYI grob ge­
schätzt werden kann. In dieser Schadenssumme sind 
unmittelbare und mittelbare Schäden entl:.alten, also 
außer den Sachschäden auch· Folgeschäden im ge­
samten vermögensrechtlichen Bereich, wie z. B. durch 
Kichtaushändigung von Sendungen verhinderte Ge­
schäftsabschlüsse, entgangener Gewinn ete. 

Der Anteil der reinen Sachschäden an dieser Ge­
samtschadenssumme dürfte nur einen BLl.chteil da­
von ausmachen und sicherlich die Hälfte, also 5 Mil­
lionen DM nicht übersteigen. Diese jährlIche Mehr­
belastung erscheint im Vergleich zum Gesamthaus­
halt der Deutschen Bundespost vertretbar, im Inter­
esse der Postbenutzer aber unverzichtbar. 

Der Grundsatz der ausschließlichen Staatshaftung ist 
auch im Bereich der Deutschen Bundespost zu ver­
wirklichen. Die bisher zugelassene unmittelbare, 
persönliche Haftung der Postbediensteten ,v-egen 
vorsätzlicher Amtspflichtverletzungen im Rahmen 
eines Haftungsausschlusses oder einer Haftungsbe­
schränkung der Deutschen Bundespost kenn entfal­
len. Sie ist, soweit die Postkriminalität zu einer 
unmittelbaren Haftung des Rechtsträgers selbst 
führt, nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes ohnehin ausge­
schlossen. Im übrigen kann sie ersatzlos wegfallen, 
weil dIese Haftung nach den Erfahrungen der Deut­
schen Bundespost den Rechtsschutz der geschädigten 
Postbenutzer kaum verstärkt; sie verzichten in sol­
chen Fällen regelmäßig auf. eine persönliche Inan­
spruchnahme des schadenstiftenden Bediensteten, 
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wobei vor allem praktische Dberlegungen, nicht zu­
letzt die Vermögenslage, eine Rolle spielen. 

Die vorgesehene Erweiterung der Posthaftung im 
Inlandsdienst ist mit den Haftungsgrundsätzen des 
internationalen Postrechts, insbesondere mit- den 
Artikeln 44 ff. des Weltpostvertrages (BGBL 1975 II 
S. 1548 ff.) und den Artikeln 10 ff. des \Vertbrief­
abkommens (BGBL 1975 II S. 1595 ff.) rechtlich ver­
einbar. Die internationalen postrechtlichen Bestim-

- mungen regeln die Inlandshaftung der Mitglieds­
länder nicht. Der in diesen Bestimmungen festgelegte 
Haftungsstandard der Postverw'altungen für den in­
. ternationalen Dienst, z. B. keine Haftung für den 
Verlust gewöhnlicher Briefsendungen 'und Ersatz­
leistung in Höhe von 40 Goldfranken für den Verlust 
von Einschreibesendungen, kann für den Inlands­
dienst durch eine abweichende innerstaatliche Re­
gelung angehoben werden. Pie Inlandshaftung aus-

. ländischer postverwaltungen ist dementsprechend 
unterschiedlich ausgestaltet. Die Haftung der Deut­
schen Bundespost im Auslandsdienst wird durch die 
vorgesehene Erweiterung der Posthaftung nicht be­
rührt (vgl. § 27 Satz 2 PostG). 

Zu Nummer 1 (§ 11 PostG) 

Absatz 1 legt dem Grunde nach die Haftung der 
Deutschen Bundespost für Schäden im Postbenut­
zungsverhältnis fest und bestimmt, daß sie sich aus­
schließlich nach den Vorschriften des Gesetzes über 
das Postwesen richtet. Damit kann die allgemeine 
Staatshaftung nach § 16 Nr. 1 des Staatshaftungsge­
setzes nur noch dort eingereifen, wo das Gesetz über 
das Postwesen sie ausdrücklich vorschreibt. In über­
einstimmung mit § 1 Abs. 1 des Gesetzes ist Har­
tungsgrund das pflichtwidrige hoheitliche Verhalten 
der Deutschen Bundespost; sie muß sich die Verlet­
zung der Dienstleistungspflichten aus dem Postbe­
nutzungsverhältnis zurechnen lassen. Diese öffent­
lichrechtlichen Pflich~en können ihr gegenüber dem 
Absender, aber auch gegenüber dem Empfänger der 
Postsendungen obliegen. Vom Begriff der Dienst­
leistungspflichten werden auch die aus dem Post­
benutzungsverhältnis . entspringenden K ebenpflich­
ten mit erfaßt, so daß auch ihre Verletzung unter die 
Regelung fällt. 

Die vorgesehene Erweiterung der Posthaftung auf 
Sachschäden hat praktisch im Bereich des Fernmelde­
wesen.s keine Auswirkung~n, da hier lediglich Ver­
mögensschäden eine Rolle spielen. 

Der Grundhaftungstatbestand ist auf denjenigen in 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes ausgerichtet. Danach genügt 
die Verletzung einer drittgerichteten öffentlichrecht­
lichen Pflicht. Das Verschulden des Bediensteten ist 
nicht Anspruchsvoraussetzung. Innerhalb des Haf-. 
tungssystems der allgemeinen Staatshaftung sollen 
Differenzierungen in den Haftungsfolgen an die 
Schwere des Pflichtenverstoßes anknüpfen, vor al­
lem, wenn es sich um Pflichtverletzungen zum 
Schutze von Grundrechtsgütern im Sinne des § 2 
Abs. 2 handelt. Die Deutsche Bundespost hat im Rah­
men des Postbenutzungsverhältnisses eine beson­
dere Pflicht zum Schutze des ihr anvertrauten Eigen-

- turns. Es ist daher angemessen, bei Verletzung die­
ser Grundrechtspflicht die verschuldensunabhängige 

Haftung der Deutschen Bundespost eingreifen zu 
lassen. Darüber hinaus soll ihre. Haftung nur noch 
davon abhängen, daß der Pflichtverstoß in der Ver­
wirklichung eines Strartatbestandes besteht und die 
Tat von A~ts wegen zu verfolgen ist. Die Haftung 
·.soll also dann noch nicht eingreifen, wenn lediglich 
eine disziplinare Sanktionierung in Betracht kommt. 
Andererseits genügt nicht jede Straftat, wie z. B. die 
Sachbeschädigung, die nur auf Antrag zu verfolgen 
ist; verlangt. wird vielmehr eine Straftat von erheb­
lichem 'kriminellen Gewicht. Unter Venvirklichung 
des Tatbestandes eines Strafgesetzes ist die rechts­
widrige Tat im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 5 StGB in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 
1975 (BGBL I S. 1) zu verstehen .. 

Der Tatbestand eines Strafgesetzes im Sinne einer 
rechtswidrigen Tat kann unabhängig von der Schuld 
des Täters erfüllt sein, wie aus der Gegenüberstel­
lung von Straftat und rechtswidriger Tat in den 
§§ 25 bis 27, 29, 63, 64, 330 a StGB hervorgeht. Von 
dieser rechtlichen Ausgangslage her läßt sich die 
Haftungsvoraussetzung ohne vViderspruch in das 
System des StaatshaHungsgesetzes ·einordnen. Die 

'gleichzeitige Erfüllung des Straftatbestandes durch 
die Pflichtverletzung bedeutet lediglich eine am ob­
'jektiven Tatgeschehen orientierte \Vertung der 
Schwere des Verstoßes gegen eine bestehende öffent­
lichrechtliche Pflicht. Mit der weiteren Forderung, 
daß die Tat von Amts wegen verfolgbar sein muß, 
wird ein besonderer Grad staatlichen Unrechts vor­
ausgesetzt. Die bloße Sachbeschädigung mit Erfolgs­
vorsatz, wobei der bedingte Vorsatz ausreicht, ist 
im Verhältnis zu Eigentums- und Vermögensdelik­
ten, v{ie Unterschlagung,' Diebstahl, Raub, Untreue 

~ etc. deutlich unterscheidbar. Diese sch\verwiegenden 
o Pflichtverstöße lassen die allgemeine Staatshaftung 

unverzichtbar erscheinen. Die Haftungsbeschränkung 
auf Sachschäden klammert den gesamten Bereich der 
Vermögensschäden im übrigen aus. Dabei wird vom 
Sachschädenbegriff des Gesetzes über das Postwesen 
ausgegangen, der nur den unmittelbaren Schaden 
umfaßt. Die Haftung nach dem Staatshaftungsgesetz 
greift also nicht ein, wenn Postsendurigen aus Be­
quemlichkeit verspätet zugestellt ",,,erden, wenn 
BriefunterdIÜckungen zu Geschäftsschädigungen füh­
ren oder wenn mittelbare Schäden oder Drittschäo.en· 
durch vorsätzliche Pflichtverletzungen der Postbe­
diensteten eintreten. Die vorhandenen Betriebs­
sicherungseinrichtungen der Deutschen Bundespost 
gegen Diebstahl, Unterschlagung oder Beraubung 
von Postsendungen dürften mit Rücksicht auf die 
Ausdehnung der Haftung auf Fälle von Postkrimina­
lität kaum in einer vVeise erweitert werden müssen, 
die sich hemmend auf den Postbetrieb auswirkt oder 
unverhältnismäßig' hohe Kosten verursacht. 

Der materiellrechtlichen Regelung in Satz 2 wird in 
Satz 3 eine widerlegbare gesetzliche Vermutung als 
verfahrensrechtliche Beweiserleichterungsregel . bei­
gefügt, weil sonst der geschädigte Postbenutzer 
regelmäßig in Beweisnot geraten würde, wenn er 
sich auf einen Straftatbestand beruft. Die 'Wahr­
scheinIichkeitsregel soll sich nur auf die Merkmale 
des Straftatbestandes beziehen, nicht auf die übrigen' 
Anspruchsvoraussetzungen. So muß z. B. die Einlie­
ferung der Sendung bewiesen werden; Fakten müs-
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sen dem dringenden Verdacht begründen, daß die 
Sendung durch einen Postbediensteten z. B. gestoh­
len oder unterschlagen worden ist. Der Nachweis 
für den Inhalt und den 'Wert der Sendung ist davon 

. unabhängig zu führen. . 

Absatz 2 verwirklicht den Grunqsatz der ausschließ­
lichen Staatshaftung auch für den Tätigkeitsbereich 
der Deutschen Bundespost. Zusammen mit § 1 Abs. 3 
und § 11 Abs. 4 des Gesetzes kommt daher eine 
persönliche Haftung der Postbediensteten im gesam­
ten Tätigkeitsbereich der Deutschen Bundespost, 
auch soweit sie am Privatrechtsverkehr teilnimmt 
oder nach Privatrechtsgrundsätzen haftet, nicht mehr 
zum Zuge. Eine Aufrechterhaltung der persönlichen 
Haftung nur der Postbediensteten, die allein durch 
Haftungsausschlüsse und Beschränkungen ihres 
Di~nstherrn bedingt wären, erscheint in dienstrecht­
licher und in sozialer .Hinsicht unvertretbar. 

Zu Nummer 2 (§ 12 Abs. 3 PostG) 

Die . Fassung bewirkt die haftungsrechtliche Gleich­
stellung von Postgut, für dessen nicht ordnungs­
gemäße Behandlung nach geltendem Recht hicht ge­
haftet wird, und gewöhnlichen· Paketen. Zugleich 
wird entsprechend der wirtschaftlichen Entwicklung 
die Haft~ngshöchstgrenze auf tausend Deutsche 
Ylark angehoben. 

Zu l--;- u m m e r 3 (§ 12 Abs. 4 und 6 PostG) 

Die Aufhebung von § 12 Abs. 4 PostG ergibt sich aus 
der Neufassung von § 12 Abs. 3 PostG. Die Klar~ 
stellung in § 12 Abs. 6 PostG, daß die Deutsche Bun­
despost, soweit sie überhaupt haftet, auch ohne 
Verschulden ihrer Bediensteten haftet, ist durch Ein­
führung der grundsätzlich verschuldenstinabhängi-' 
gen Staatshaftung gegenstandslos und ersatzlos zu 
streichen. 

Z u N u m m e r 4 (§ 16 PostG) 

Die ~eufassung ist redaktionell bedingt und trägt 
dem Grundsatz der unmittelbaren Staatshaftung, die 
nicht mehr an die Haftung des Amtsträgers anknüpft, 
Rechnung; sie faßt die beiden Absätze der Korm 
des geltenden Rechts zusammen und vereinfacht. sie 
dadurch. 

Zu Nummer 5 (§ 18 PostG) 

Der geltende § 18 PostG läßt im Postreisedienst die 
Post kumulativ aus Gefährdungshaftung des Stra­
ßenverkehrsgesetzes (Halterhaftung), aus vertrag­
lichem Schuldrecht und nach Amtshaftungsrecht für 
Personenschäden und für Schäden an persönlichen 
Sachen des Reisenden, seinem Reisegepäck und an 
Kraftpostgut haften. Unter Erweiterung des Haf­
tungsumfangs wird die Vorschrift an § 17 Abs. 2 
Nr. 3 des Gesetzes angepaßt, wonach der Staat bei 
der Beförderung von Gütern und Personen durch 
seine Verkehrsbetriebe ausschließlich nach Privat­
recht haften soll. Die Beförderung von Personen 

_ und Gütern durch die Post ist keine typisch hoheit­
liche Tätigkeit, s'ondern wird in gleicher \Veise nach 
Privatrechts grundsätzen auf dem Sthienen-, Land-, 
Luft- und Seeweg praktiziert. Die in § 18 PostG 
geregelte Haftung ist eine abschließende Regelung 
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im Sinne des § 16 Kr. 1 des Gesetzes. Neben dieser 
Privatrechtshaftung können daher Ansprüche nach 
dem Staatshaftungsgesetz nicht geltend gemacht 
werden. Die Bezugna11me auf die Haftung nach den 
Privatrechtsvorschriften schließt folgende Haftungs­
grundlagen ein: Die Vertragshaftung nach dem Bür­
gerlichen Gesetzbuch, die Haftungsvorschriften nach 
dem Personenbeförderungsgesetz und ähnlichen 
Vorschriften des Beförderungsrechts, die Haftung 
aus unerlaubter Handlung nach §§ 823 ff. des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs soviie die Haftung nach dem 
Straßenverkehrsgesetz. 

Die Haftungshöchstgrenzen für· SchädeL an Sachen, 
die der Reisende an sich trägt oder m:.t sich führt, 
sowie an Reisegepäck sollen entsprechend der wirt­
schaftlichen Entwicklung auf je zweitausend Deut­
sche Mark angehoben werden. Für Schäden an Kraft­
postgut soll die Haftungshöchstgrenze an die in der 
:\Teufassung von § 12 Abs. 3 PostG für Schäden an 
Paketen und Postgut vorgesehene Haftungshöchst­
grenze angeglichen werden. 

Zu Nummer 6 (§ 21 PostG) 

Die Haftung der' Deutschen Bundespos~ für falsche 
schriftliche Auskünfte ist redaktionell anzupassen. 
Erteilt die Deutsche Bundespost schriftliche Aus­
kunft, so hat der Bürger, dem die Auskunft auf Ver­
langen erteilt wird, einen Anspruch darauf, daß 
diese Auskunft richtig ist. Dabei ist unerheblich, ob 
er einen Rechtsanspruch auf Auskunftserteilung hat 
oder nicht. Der Haftungsanspruch aus § 21 PostG 

I setzt voraus, daß die Auskunft im Postdienst erteilt 
wird, da der Anwendungsbereich der Haftungsbe­
schränkung im Gesetz über das Postwesen auf die 
in § 1 PostG bezeichneten Postdienste beschränkt ist. 
Für alle übrigen Verletzungen 'öffentlichrechtlicher 
Dienstpflichten haftet die Deutsche Bundespost wie 
alle anderen Rechtsträger öffentlicher 8ewalt nach 
den allgemeinen Haftungsregeln. 

Zu Nu m m e r 7- (§ 24 Abs. 4 PostG) 

Die ::-.Jeufassung trägt den Änderungen (_er §§ 16 und 
18 des Post gesetzes Rechnung .. 

Zu Nu m m e r 8 (§ 26 PostG) 

Haftungsansprüche gegen die DeutschE Bundespost 
sind nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Ab­
satz 4 vor einer Klageerhebung ausnahmslos im Ab­
hilfeverfahren bei den Anmeldestellen anzumelden, 
damit diese Gelegenheit erhalten, zunächst den 
Sachverhalt aufzuklären (Absatz 2). DiE Anmeldung 
muß schriftlich erfolgen. Das Gebot, schon in der An­
meldung die anspruchsbegründenden Tatsachen dar­
zulegen und die Ansprüche nach Art und Umfang 
zu bezeichnen, dient der Beschleunigung des Abhilfe­
verfahrens und veranlaßt zugleich den geschädigten 
Postb~nutzer, den Sachverhalt zu überdenken und 
den behaupteten Vonv-urf zu substantiieren (vgl. Be­
gründung zu § ·26 Abs. 1). Die' Bestimmung ver­
schiedener Dienststellen zu Anmeldestellen in Ab­
satz 1 Satz 3 ergibt sich aus der Verschiedenartig­
keit der Dienstleistungen der Deutschen Bundespost. 
Nach Absatz 3 soll über den geltend gemachten An­
spruch regelmäßig innerhalb von drei :)IIonaten nach 
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der Anmeldung durch einen schriftlichen Bescheid 
entschieden werden. Im Falle der Ablehnung des 
Anspruchs ist der Bescheid zu begründen, mit einer 
Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und dem An­
tragsteller zuzustellen. Absatz 3 Satz 5 stellt klar, 
daß der Ablehnungsbeschei"d unmittelbar der ge­
rkhtlichen Kontrolle unterliegt, ohne daß es noch 
eines weiteren Vorverfahrens (§§ 68 ff. VwGO) be-
d~t -

Absatz 4 bestimmt, daß Haftungsansprüche gegen 
die Deutsche Bundespost durch Klage erst verfolgbar 
sind, wenn die Erfüllung durch Bescheid (Absatz 3 
Satz 2) abgelehnt worden ist oder wenn die Deutsche 
Bundespost entgegen ihrer Pflicht nach Absatz 3 
Satz 1 den Geschädigten im unklaren darüber gelas­
sen hat, ob und inwieweit sie die angemeldeten 
Ansprüche anerkennt. Für Haftungsansprüche aus 
dem Postreisedien.st gilt dies gemäß Absatz 5 nicht. 

Absatz 6 stellt klar, daß auch auf diejenigen Haf­
tungsansprüche gegen die Deutsche Bundespost, auf 
die das Staatshaftungsgesetz Anwendung findet, 
nicht das Abhilfeverfahren nach den §§ 26 bis 30 
des Staatshaftungsgesetzes, sondern nur das Ab­
hiVeverfahren nach § 26 PostG angewandt wird. 
§§ 31 und 32 des Staatshaftungsgesetzes sind schon 
von ihrem Regelungsinhalt her nicht anzuwenden. 

In Absatz 7 wird durch die Erwähnung der Benut­
zungsverordnungen klargestellt, daß auch über Strei­
tigkeiten aus dem dort geregelten Benutzungsrecht 
die Verwaltungsgerichte zu entscheiden haben. 

Im Hinblick auf die enge Verflechtung der betrieb­
lichen, benutzungsrechtlichen und organisatorischen 
~ereiche im Geldüber,mittlungsdiepst und im Post­
scheckdienst sind Haffungsfälle dieser Art insgesamt 
vor die Verwaltungs gerichte zu bringen. Einheit­
liche Lebenssachverhalte werden damit einer ein­
heitlichen gerichtlichen Beurteilung zugeführt. Da­
gegen bleibt die zivilrechtliche Haftung nach § 11 
im Postreisedienst, die nach den Regeln des Bürger­
lichen Gesetzbuchs, des Straßenverkehrsgesetzes 
und der sonstigen zivilrechtlichen Beförderungsvor­
schriften zu beurteilen ist, im Streitfall aus eben­
demselben Grunde der Beurteilung durch die ordent­
liche Gerichtsbarkeit vorbehalten. 

Zu § 42 - )\nderung der Bundesnotarordnung 

Die Bundesnotarordnung hat in § 19 die Haftung 
des :-Jot ars für Verletzungen seiner Amtspflichten 
der Beamtenhaftung des § 839 des Bürgerlichen Ge­
setzbuchs als zivilistische und persönliche Haftung 
nachgebildet. An dieser persönlichen Haftung des 
::>Jotars konnte bei der Neuordnung des :~otarrechts 
durch die Bundesnotarordnung von 1961 festgehal­
ten werden. Das Reichsgesetz vom 22. Ylai 1910 über 
die Haftung des Reichs für seine Beamten und die 
entsprechenden Landesgesetze hatten die Gebüh­
renbeamten von der Staatshaftung ausgenommen, 
weil ihnen die Einnahmen aus ihrer Amtstätigkeit 
unmittelbar und persönlich zugute kamen und die 
Ubernahme der Haftung durch den Staat aus die­
sem Grunde unangemessen erschien. Das war aucb 
mit dem geltenden Verfassungsrecht vereinbar (so 

BGHZ 9, 289), da das Grundgesetz die Verantwort­
lichkeit des Staates nur als Grundsatz vorsah, also 
Ausnahmen zuließ. 

Die nunmehr vorgesehene Staatshaftungsgarantie 
als Verfassungsinstitut bedeutet ihrem \Vesen nach 
die staatliche Gewährleistung des Rechtsschutzes 
der Bürger gegen die Folgen rechtswidrig ausgeüb­
ter Staatsgewalt in allen Lebensbereichen, in denen 
der Staat hoheitlich Schäden seiner Bürger verur­
sachen kann. Die Bundesnotarordnung hat dem Ko­
tar als Träger hoheitlicher Funktionen eine ent­
sprechende Stellung als Amtsperson eingeräumt und 
durch Amtssiegel und das Führen des Landeswap­
pens kenntlich gemacht. Dieser Status befähigt ihn 
zur Sicherung des öffentlichen Crkundenverkehrs 
und prägt sein Berufsbild in der Offentlicbkeit. Das 
bedeutet aber noch nicht, daß alle Funktionen des 
Notars auch als Ausübul1g vollziehender Gevralt im 
Sinne des Grundgesetzes anzusehen wären. Das gilt 
nur für die Urkundstätigkeit des ~otars, also soweit 
seine Amtstätigkeit auf die Errichtung öffentlicher 
Vrkunden zielt, denen öffentlicher Glaube verlie­
hen werden soll. Außer der Urkundstätigkeit ob­
liegt den Kotaren als Amtstätigkeit die notarische 
Rechtsbetreuung (§§ 23, 24 Bundesnotarordnung). 
Dieser Aufgabenbereich, der nicht minder bedeut­
sam ist als die Crkundstätigkeit selbst, ist vorsor­
gende Rechtspflege und ähnelt sehr derjenigen an­
derer. rechtsberatender Berufe. :'-Jach allgemeiner 
Meinung liegt in dieser Amtstätigkeit keine Aus­
übung vollziehender Gewalt. BEüde Funktionsberei­
che liegen aber in einer unauflöslichen Gemenge­
lage, insbesondere hinsichtlich der Prüfungs- und 
Belehrungspflichten im Zusammenhang mit der lIr­
kundstätigkeit. Die vorsorgende Rechtsbetreuung 
ist häufig die Vorstufe zur Urkundstätigkeit. Die 
Grenzen sind fließend und nicht klar zu ziehen. Die· 
alleinige Zuordnung zu einem der b~iden Pflichten­
kreise ist oft nicht durchführbar. 

Die Staatshaftungsgarantie des Artikels 34 GG be­
trifft allein das hoheitliche Tätigkeitsfeld des öffent­
lichen Beurkundungswesens, das dem Kotar über­
tragen worden ist. Die Gewährleistungsgarantie ist 
inhaltlich der Ausgestaltung durch den Gesetzge­
ber zugänglich und fordert daher nicht auch zwin­
gend die haftungsrecbtIiche Trennung der beiden 
na<;h Rechtsqualität unterschiedlichen Pflichtenkrei­
se des ~otars mit der Folge der Staatshaftung für 
Pflichtverletzungen bei der Urkundstätigkeit und 
der Zivilrechtshaftung bei den übrigen Pflichtver­
letzungen. Mit Rücksicht auf den historisch gewach­
s~nen Status des nicht beamteten Kotars, der Un­
möglichkeit einer klaren Trennung der beiden 
Pflichtenkreise sowie der Ausschließlichkeit eige­
ner Einnahmen aus dieser Amtstätigkeit erscheint 
die Beibehaltung der persönlichen Haftung des 1\"0-
tars mit der Institutsgarantie vereinbar, wenn das 
mit dieser persönlichen Haftung verbundene Risiko 
des Bürgers durch den Staat ausgeschaltet wird. Die 
persönliche Haftung des :\Totars könnte andernfalls 
zu einem lückenhaften Rechtsschutz führen, weil 
Haftungsansprüche gegen den Notar an seiner unzu­
reichenden Vermögenslage scheitern könnten. Die 
Rechtsnatur der notariellen Urkundstätigkeit birgt 
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ein hohes Schadens risiko in sich. Die Gefahr einer 
Insolvenz des Notars ist daher immer gegeben. Bei 
einem durchschnittlichen Schadensvolumen geltend 
gemachter Ansprüche gegen :0Jotare im Bundesge­
biet von schätzungsweise jährlich 6Q Millionen DM 
'w'erden ca. 10 Millionen D::-'1 als berechtigt aner-

. kannt. Standesrechtlich liegt die Mindesthaftpflicht­
versicherungssumme der Notare gegenwärtig bei 
100000 DM. Diese Versicherungshöhe kann das 
Risiko, wie die Erfahrung lehrt, nicht ausschließen. 
Ein hinreichender Schutz der Geschädigten wird, 
wie die Erkenntnisse der bayerischen ~otarkasse 
mit einer entsprechenden Berufshaftpflichtversiche­
rung für die bayerischen Notare zeigen, erst er­
reicht, Vienn den Kotaren gesetzlich d~r Abschluß 
einer Individualhaftpflichtversicherung mit einer 
Mindesthöhe von derzeit 500 000 DM vorgeschrie­
ben wird. Dieses Ziel soll mit dem gesonderten Ge­
setzenhv~rf zur .Änderung der Bundesnotarordnung 
erreicht "\verden. Darin werden die Kotarkammern 
darüber hinaus ermächtigt und verpflichtet, Versi­
cherungsverträge zur Ergänzung der Berufshaft­
pflichtversicherungen der Notare abschließen. Diese 
Gruppenanschlußversicherungsverträge sollen. ge­
währleisten,daß auch solche Schadensersatzansprü­
che erfüllt werden können, die nicht durch die indi­
viduelle Haftpflichtversicherung des :--Jotars abgesi­
chert erscheinen. Gleichzeitig werden über diese 
Anschlußversicherungen Risiken aus sogenann:en 
Vertrauensschäden abgede-ckt. Die Deckungssumme 
soll unter Berücksichtigung der bisher hervorgetre­
tenen Schadenshöhen im Bereich der bayerischen 
::-Totarkasse, die wegen der einheitlichen Durchfüh­
rung der Haftpflichtversicherung (§ 113 Abschnitt I 
Abs. 1 NI. 5 der BNotO) einen guten Einblick ).lat, 
auf mindestens 1 Million DM jährlich von einem 
Notar verursachter Schäden "festgesetzt werden. 

Die Berufshaftpflichtversicherung für Notare kann 
unabhängig' v~in Inkrafttreten des Staatshaftungs­
gesetzes eingeführt werden. Dieser bedeutsame 

. Schritt auf dem vVege der Verbesserung des Rechts­
schutzes sollte so früh wie möglich geschehen. Daher 
v"erden die entsprechenden Änderungen und Ergän­
zungen in eine besondere Novelle der Bundesnotar­
ordnung aufgenommen, die früher in Kraft treten 
soll als das Staatshaftungsgesetz. Sollte dieser Zeit­
plan nicht realisierbar sein, müßten die Vorschriften 
über die Einführung der Berufshaftpflichtversiche­
rung in das StaatshaftungsgeOietz übernommen wer­
den. Das wird im weiteren Verlauf des Gesetzge­
bungsverfahrens zu beachten sein. 

Zu A.bsatz 1 NI. 1 (§ 19 BNotO) 

Die Keufassung des Haftungstatbestandes für Amts­
pflichtverletzungen von Notaren übernimmt die Haf­
Jungsregeln des geltenden Rechts unter Anpassung 
an die gegenüber § 839 BGB geänderten Staatshaf­
tungsvoraussetzungen. Dabei wird die Kongruenz 
der Haftungsvoraussetzungen in beiden Haftungs­
bereichen soweit aufrecht erhalten, als nicht die 
Besonderheiten der notariellen Tätigkeit eine Ab­
weichung rechtfertigen. Die Bedeutung der vorsor­
genden Rechtspflegetätigkeit des Notars läßt es an­
"gemessen erscheinen, den Sorgfaltsverstoß, im Ge-
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gensatz zur allgemeinen Staatshaftung (vgl. § 2 
Abs. 1 Satz 2), zur Anspruchsvoraussetzllng zu ma­
chen. Der Sorgfaltsmaßstab selbst dagegen niuß, wie 
im bisher geltenden Recht, identisch bleiben. Ferner 
muß dem Notar mit Rücksicht auf eine fortbeste­
hende persönliche Haftung eine Verweisung auf 
vorgehende anderweitige Schadensersatz:nöglichkei­
ten erhalten bleiben, um etwaige Haftm1.gsbefürch­
tungen zu mildern und eine entschlußfr'3udige und 
zügige Amtstätigkeit zu erleichtern. Jedoch ist die 
Subsidaritätsregelung an die verschärfte allgemeine 
Staatshaftung anzupassen. Abweichend vom allge­
meinen Staatshaftungsrecht erscheint es daher ver­
tretbar, den ausschließlich persönlich haftenden 1'\"0-
·tar erst ersatzpflichtig zu machen, wenn anderwei­
tiger Ersatz nicht alsbald in Betracht kommt. Der 
Geltungsbereich dieses Privilegs ist jedoch auf den 
Kreis der Amtsgeschäfte zu beschränken, denen der 
~-Jotar sich nicht ohne Verletzung seiner Amtspflich­
ten entziehen kann. Endlich ist auch die Ret:htsfolge 
der Versäumung von Rechtsbehelfen, entsprechend 
dem bisherigen § 839 Abs. 3 BGB, zu regeln. 

Zu § 19 Abs. 1 BNotO 

Die Amtspflichten des Notars ergeben sich aus den 
objektiven Normen der Rechtsvorschriften, die die 
Pflichten der Notare festlegen, also insbesondere aus 
der Bundesnotarordnung und dem Beu,~kundungs­
gesetz. Die Amtspflicht des Notars ist Edne Pflicht 
des öffentlichen Rechts im Sinne von § 1 des Staats­
haftungsgesetzes. Der Pflichtenverstoß löst, abwei­

"chend vom allgemeinen Staatshaftungsrecht, nicht 
die Staatshaftungsfolgen, sondern die Privatrechts­
haftungsfolgen nach den Vorschriften des Bürger­
·lichen Gesetzbuchs aus. Da der Notar seine Amts­
tätigkeit, auch auf dem Gebiete vorsorgender Rechts­
pflege, den Beteiligten gegenüber nicht notwendig 
im Rahmen privatrechtlicher Beziehung,~n ausübt, 
könnte zweifelhaft sein, ob die Haftung des Notars 
in ihren Voraussetzungen und ihren Folgen nach 
dem Recht der unerlaubten Handlungen der §§ 823 ff. 
BGB zu beurteilen ist. Absatz 1 erklärt die Vorschrif­
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs für a.nwendbar, 
soweit dafür die Voraussetzungen vorlie;;ren. In je­
dem Fall sollen a]:>er die Vorschriften über uner­
laubte Handlungen nach den §§ 823 ff. BGB Anwen­
dung finden, wenn der Notar eine A .... 11ltspflicht ver­
letzt und er dabei die den Umständen nach gebotene 
Sorgfalt verletzt. Die Erklärung der Pflichtverletzung 
zu einem Verstoß gegen ein Schutzgeset:~ im Sinne 
des § 823 Abs. 2 Satz 1 BGB stellt, viie bisher die 
Verweisung auf § 839 BGB, die Anwendbarkeit der 
zivilrechtlichen Haftungsregeln über unerlaubte 
Handlungen sicher. 

"Der Sorgfaltsmaßstab in Satz 1 knüpft' an den von 
der Rechtsprechung entwickelten Sorgfaltsstandard 
für Notare an, der in besonderem l\1aß2 von der 
Eigenart der notariellen Tätigkeit geprägt wird. Die 
vom i-Jotar zu verlangende spezifische Sorgfalt ist 
die eines erfahrenen und pflichtbe'''Llßten Vertreters 
des freiberuflichen Notariats, der auf 'seinem Gebiet 
ein Spezialist ist. Bei der Prüfung einer Sorgfalts­
pflichtverletzung sind jedoch auch die Um3tändedes 
Einzelfalles nicht außer acht zu lassen. Besondere 
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Umstände, wie z. B: Beurkundungen unter unaus­
weichlichem Zeitdruck und ohne ausreichende Prü­
fungsmöglichkeit schwieriger Rechtsfragen, können 
bei der Subsumtion unter den Sorgfaltsmaßstab eine 
Rolle spielen. 

Zu § 19 Abs. 2 BNo'.:O 

Handelt der Notar weder vorsätzlich noch fällt 'ihm 
ein grober Sorgfaltsverstoß zur Last, so kann er auf 
Ersatz des Schadens nur in Anspruch genommen 
werden, wenn keine alsbald realisierbare anderwei­
tige Ersatzmöglichkeit besteht. Andere Ersatzpflich­
tige können vor allem Rechtsbeistände des Geschä­
digten, vVirtschaftsprüfer, Ylakler oder Kreditinsti­
tute sein, die oft die persönlichen und wirtschaft­
lichen Hintergründe vor Beurkundungen besser als 
der Kotar kennen und den Schaden schuldhaft, ins~ 
besondere durch unrichtige Beratung oder Betreu­
ung, mitverursacht haben. Im Gegensatz zur a11g-e­
meinen Staatshaftung rechtfertigt die ausschließlich 
persönliche Haftung des Notars dieses Verweisungs­
privileg bei bloßer einfacher Sorgfaltspflichtverlet­
zung auch im Interesse einer möglichst zügigen 

_vVahrnehmung der Amtstätigkeit und um die Ent­
scheidungsfreude des Notars zu stärken. Dem Ge­
schädigten kann die Verweisung allerdings dann 

-nicht mehr zugemutet werden, wenn sein Ersatz­
anspruch gegen einen Dritten keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet llnd nicht innerhalb an­
gemessener Zeit durchzusetzen ist. Die Haftungs­
erleichterung ist -auch dann nicht gerechtfertigt, 
,',,-enn der-Kotar vorsätzlich oder in grober "Veise 
gegen seine Sorgfaltspflicht verstößt. Ferner ist dem 
Notar die VenveisungsmögEchkeit bei Amtsgeschäf­
ten der Venvghrung und der vorsorgenden Rechts-­

-pflege (§ 23, 24 BNotO) verwehrt, weil in diesen 
Fällen eine PtIicht zum Tätigwerden für ihn nicht be­
steht, sondern die Ausübung dieser Tätigkeit_ seinem 
Ermessen überlassen bleibt. 

Zu § 19 Abs. 3BKotO 

Mit Rücksicht auf die Amtsstellung des Kotars er­
scheint es angemessen, die qualifizierte Regelung 
des Mitverschuldens in § 7 des Staatshaftungsgeset­
zes an die -besonderen Gegebenheiten der notariel­
len Tätigkeit anzupassen. Da es gegen die Amts­
führung des !'~otars entsprechend der Eigenart die­
ses Berufes nur im begrenzten Umfang gerichtliche 
Rechtsbehelfe gibt (§ 15 Abs. 1 BNotO, § 54 BeurkG), 
waren die YI6gEchkeiten einer überprüfung der 
Amtsführung im \Vege der Dienstaufsichtsbeschwer­
de gegenüber den Aufsichtsbehörden (§§ 92, 93 
BNotO) dem § 6 des Staatshaftungsgesetzes gleich­
zustellen. Darüber hinaus erschien es angemessen, 
auch die Beanstandung der Amtsführung gegenüber 
dem ~otar selbst in die Regelung einzubeziehen und 
an die Versäumung dieser Gegenvorstellung eben­
falls den Ausschluß des Haftungsanspruchs als ylit­
verschuldensfolge anzuknüpfen, wenn durch sie die 
Abwendung oder Mindetung des Schadens hätte 
erreicht werden können. 

Zu § 19 Abs. 4 und 5 Bl\"otO 

Diese Vorschriften entsprechen dem bereits bisher 
bestehenden § 19 Abs. 2 und 3 BNotO. 

Zu Absatz 1 NI. 2 (§ 61 BKotO) 

H(erbei handelt es sich um eine redaktionelle Folge­
änderung aus der ~eufassung des § 19 B="IotO durch 
Absatz 1 Nr. 1. -

Zu Absatz 2 (Ermächtigung für Baden-\Vürttemberg) 

Die Besonderheiten der-Notariatsverfas'lung des Lan­
des Baden-\Vürttemberg lassen eine uneinge­
schränkte Anwendung der Notarhaftung in der 
Fassung des Staatshaftungsgesetzes nicht zweck­
mäßig erscheinen. Die Bundesnotarordnung gilt 
nicht für die badischen Amtsnotare, die württem­
bergisthen Bezirksnotare (§§ 114, 115 BNotO) und 
die Ratschreiber. Für die Pflichtverletzungen dieser 
Personengruppen, für die nach geltendem Recht die 
Staatshaftung nach § 839 BGB in Verbindung mit 
Artikel 34 GG eingreift, bleibt auch in Zukunft die 
Staatshaftung grundsätzlich bestehen. Das würde be­
deuten, daß durch das Verhalten eines beamteten 
Kotars im Lande Baden-\Vürttemberg ein Staats­
haftp.ngsanspruch nach den §§ 1 ff. des Staatshaf­
tungsgesetzes ausgelöst wird, während das gleiche 
Verhalten eines nicht beamteten Notars in diesem 
Lande in den Fällen des § 19 B::-.TotO nur einen per­
sönlichen Anspruch geg~n den Kotar auslöst, wobei 
die Anspruchsvoraussetzungen in bei den FäHen 
unterschiedlich geregelt sind. Bei den im Beamten­
verhäl~nis stehenden° :::-.Totaren haftet das Land schon 
dann, wenn es den ~achweis für die Beachtung der 
nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gebotenen Sorgfalt nicht hat 
führen können. Bei den freiberuflichen Kotaren geht 
der Geschädigte unter Umständen im gleichen Fall 
leer- aus, weil ihm seinerseits der Kachweis ·der 
Sorgfaltspflichtverletzung nicht gelingt. Eine solche 
haftungsrechtlich unterschiedliche' Regelung der 
Kotarhat:ung als Folge der landesrechtlich vorgege­
benen Kotariatsverfassung kann nicht befriedigen. 
Das Land Baden-vVürttemberg ist daher zu ermäch­
tigen, die Haftung der im Beamtenverhältnis ste­
henden ~otare und Kotarvertreter sowie der Rat­
schreiber an die r"o~arhaftung in § 19 der Bundes­
notarordnung für Pflichtverletzungen innerhalb des­
jenigen Tätigkeitsbereiches anzupassen, in dem die 
genannten Personen wie 1'\otare nach der Bundes~ 
no~arordnung Amtsgeschäfte ausführen. Die Haf­
tung des Landes selbst anstelle der Amtsträger bleibt 

- von dieser Sonderregelung unberührt. Im Ergebnis 
kann der Landesgesetzgeber also mit Rücksicht auf 
den Gleichbehandlungsgrundsatz für gleichgelagerte 
Fälle eine Haftung des Staates unter den Vorausset­
zungen und mit den Rechtsfolgen des § 19 BNotO 
auch für die im Beamtenverhältnis stehenden Amts­
träger des Landes vorsehen. 

Zu § 43 - Anderung des Beamtenrechtsrahmenge­
setzes und des Bundesbeamtengesetzes 

Durch die .'\nderung der Haftung im Außenverhält­
nis ist es erforderlich geworden, auch den beamten­
rechtlichen Rückgriff neu zu regeln. Nach der der­
zeit . geltenden Rechtslage besteht ein Regreßan-
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spruch gegen den nicht hoheitlich handelnden Be­
amten, auch wenn dieser nur leicht fahrlässig ge-.­
handelt hat. Demgegenüber hat ein Beamter bei 
hoheitlicher Tätigkeit für unmittelbare und mittel­
bare Schädigungen seines Dienstherrn nur bei Vor­
satz oder grober Fahrlässigkeit einzustehen. Diese 
Differenzierung wird nunmehr beseitigt: 

Die unterschiedliche Regreßregelung nach der je­
weiligen Qualität des Handeins als hoheitlich' oder 
nicht hoheitlich ist nicht sachgerecht. Durch das 
Haftungsprivileg für hoheitliche Tätigkeit soll die 
Entschlußkraft und Verantwortungsfreude des Be­
diensteten gestärkt werden. Dies ist jedoch nicht nur 
bei hoheitlichem Handeln, sondern für die gesamte 
staatliche Tätigkeit erforderlich. Auch die Risiko­
lage ist im hoheitlichen Bereich generell nicht grö­
ßer als bei sonstiger staatlicher Tätigkeit, so daß 
auch aus diesem Gesichtspunkt eine Sonderstellung 
nicht zu rechtfertigen ist. Die-StudienkommissioJ). für 
die Reform des öffentlichen Dienstrechts hat in 
ihrem Bericht (S. 170) zu Recht darauf hingewiesen, 
daß auf nichthoheitlichem Gebiet vielfach schviie­
rige Aufgaben mit größerem Risiko in kürzerer Zeit 
zu bewältigen sind als bei hoheitlicher Tätigkeit. 
Die fehlende sachliche Berechtigung der derzeitigen 
Differenzierung wird besonders deutlich an dem 
Beispiel eines Beamten, der die Löhne und Gehälter 
für Angestellte und Arbeiter der öffentlichen Hand 
errechnet und für einen Bearbeitungsfehler voll haf­
tet, während derjenige, der die Beamtenbezüge fest­
setzt, nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit in 
Anspruch genommen werden kann. Die dargelegten 
Mängel werden dadurch beseitigt, daß im neuen 
§ 46 Abs. 1 BRRG und § 78 Abs. 1 BBG der Regreß 
einheitlich auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit be­
schränkt wird. 
Eine darüber hinausgehende Beschränkung der Re­
greßhaftung des Beamten ist allerdings nicht ver­
tretbar. Die vorgesehene N"eufassung stellt bereits 
eine angemessene Rückgriffsregelung dar. Es wäre 
insbesondere zu weitgehend, wenn die Subsidiari­
tätsklausel des geltenden Amtshaftungsrechts in das 
Regreßrecht übernommen und die Haftung des Be­
amten, der nicht vorsätzlich gegen seine Dienst­
pflichten verstößt, zu einer Ausfallhaftung gestaltet 
würde. Auch die Fürsorgepflicht des Dienstherrn, 
seinen Beamten soweit wie möglich zu schonen, 
rechtfertigt eine solche generelle Regelung nicht. Es 
ist vielmehr ausreichend, v,renn der Dienstherr im 
Einzelfall unter Berücksichtigung seiner Fürsorge­
pflicht prüft, ob. eine Inanspruchnahme des Beamten 
gerechtfertigt erscheint. 

yIit· 'Wegfall der Subsidaritätsklausel wird auch 
nicht 'in den Besitzstand der Beamtenschaft einge­
griffen. Die in § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB zum Ausdruck 
gekommene Subsidiari-tät <der Beamtenhaftung durch 
Vervfeisung auf eine andere Ersatzmöglichkeif bei 
bloß fahrlässiger Amtspflichtverletzung ist auf die 
Außenhaftung des Beamten gegenüber einem Drit.: 
ten zugeschnitten. Der Grundgedanke des § 839 
Abs. 1 Satz 2 BGB kann daher nicht auf das haftungs­
rechtliche Innenverhäl~nis zwischen Diens~herrn 

und Beamten übertragen werden (BVerwGE 25,128). 
Die Keuregelung der Regreßhaftung schafft keine 
Ungleich behandlung von Beamten einerseits und Ar-
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beitnehmern der öffentlichen Hand andererseits. 
§ 14 Bi\Tgewährleistet, daß sich die jeweiligen'be­
am-'.:enrechtlichen Haftungsvorschriften auch auf An­
gestellte erstrecken. Für die Arbeiter der öffentli­
chen Hand -ist eine entsprechende- Regebng durch 
eine .'\nderung der Ylanteltarifverträge sicherzustel­
len. 
In Absa-~z 2 wird festgelegt, daß die Rückgriffsan­
sprüche des Dienstherrn nach Ablauf von drei Jah­
ren erlöschen; dies gilt auch für Rückgriffsansprü­
che wegen Schädigungen im nichthoheitlichen Be­
reich (vgl. auch BVerwG in MDR 1976, 784;. 

Absatz 3 ist mit dem je~zigen Absatz 4 des § 46 
BRRG und des § 18 BBG identisch. 

Zu §§ 44 und 45 - .~nderung des Sold:ttengese~­

zes und des Zivildienstgeset­
zes 

Das Soldatengesetz und das Zivildienstgesetz, die 
beide in Berlin nicht gelten, werden dem in § 43 
geänderten Beamtenrechtsrahmenge3etz und dem 
Bundesbeamtengesetz angeglichen. 

Zu § 46 - Änderung des Bundesgren:~schutzge-' 

setzes 

Das Bundesgrenzschutzgesetz enthält derzeit in sei­
nem § 34 Abs. 2 :\Ir. 1 eine Rechtswidrigkeitshaftung 
für den Fall, daß jemand infolge einer rechtswidri­
gen YlaßnalLme bei der Erfüllung von Aufgaben des 
Bundesgrenzschutzes einen Schaden erleide::. Dieser 
besonderen Regelung bedarf es wegen der abschlie­
ßenden Keuordnung der Haftungsvoraussetzungen 
und -folgen für rechtswidriges Verhalten auch des 
Bundesgrenzschutzes durch das Staatshaftungsge­
setz nicht mehr. Durch Nummer 1 war daher § 34 
Abs. 2 BGSG entsprechend zu ändern ur..d auf die 
Regelung der Haftung gegenüber unbeteiligten Drit­
ten zu beschränken. 

~ummer 2 enthält eine redaktionelle Anpassung an 
das neue Staatshaf.-.ungsrecht; Nummer :3 ist eine 
Folgeänderung der Nummer 1. 

Absatz 2 berücksichtigt, daß das Bundesgrenzschutz­
gesetz in Berlin nicht gilt. 

Zu § 41 - Änderung des Gese:zes über die Ent-
schädigung für Opfer von Gewalttaten 

Diese Vorschrift stellt klar, daß die nach dem ge­
genwärtigen Recht des § 3 Abs. 3 OEG b2stehende 
Anspruchskonkurrenz zwischen -einem Versorgungs­
anspruch nach dem Gesetz über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten mit einem Schadenser­
sa-;;zanspruch wegen fahrlässiger Amtspflichtverlet­
zung auch im Verhältnis zu einem Staatshaftungs­
anspruch auf Geldersa::z oder Folgenbeseitigung be­
stehen bleiben soll. 

Zu § 48 - _~nd€rung der Abgabenordnung 

Die gegenüber den übrigen Zweigen der öf:entlichen 
Verwaltung besonderen Verhältnisse der F-inanz-, 
Steuer- und Zollverwaltungen legen für Abgaben-
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angelegenheiten eine haf~ungsmäßige Sonderrege­
lung nahe. Mit ihr soll sichergestellt werden, daß 
mit dem vorhandenen Pe:osonalbestand dieser Ver­
waltungen weiterhin eine zügige Erledigung der Ab­
gabenangelegenheiten möglich bleibt. Zugleich soll 
damit das bei ihnen in besonderem Maße bes':.ehen­
de haftlmgsmäßige Risiko begrenzt werden, das we­
gen der in diesem Bereich zu treffend'en Vervial­
tungsentscheidungen über erhebliche Geldbe~räge 

vor allem im Zusammenhang mit der Erhebung und 
Erstattung von S~euern besteht. 

Der Begriff der Abgabenangelegenheiten entspricht 
§ 341' Abs. 2 AO und umfaßt alle mit der Ven'ial­
tung der Abgaben einschEeßlich der Abgabenvergü­
tungen oder sonst mi~ "der Anwendung der abgaben­
rechtlichen Vorschriften durch die Finanzbehörden 
zusammenhängenden Angelegenheiten einschließ­
lich der Maßnahmen ,der Bundesfinanzbehörden und 
der Finanzbehörden des Landes' Berlin zur Beach­
tung der Verbote und Beschränkungen für den \Va­
renverkehr über die Grenze; den Abgabenangele­
genheiten stehen die Angelegenheiten der Verwal­
tung der Finanzmonopole gleich. 

Zur Erreichung der .Risikobegrenzung ist eine be­
sondere Haftungsregelung für zwei Bereiche not­
wendig: 

Zinsaufwendungen oder Zinsverluste als typische 
Haftungsrisiken sollen als Schäden im Sinne des 
Staatshaftungsgesetzes nur ersatzfähig sein, wenn 
die' Pfl:'chtverletzung vorsätzlich begangen worden 
ist. Hierdurch soll auch der Tatsache Rechnung ge­
tragen werden, daß in der ers:en Hälfte der aOer 

_ Jahre' (BT-Drucksache 8/1410 S. 7) mit einer Voll- -
verzinsung von Ersta':.tungen zu rechnen ist und 

-diese . geplante abgabenrechtliche Regelung nicht 
durch das Staatshaftungsrecht vorab obsolet ge­
macht werden soll. Ferner sollen notwendige Auf­
wendungen zur zweckentsprechenden Rechtsverfol­
gung und Rechtsverteidigung ebenfalls nur bei vor­
sätzlich begangener Pflichtverletzung erstattungsfä­
hig sein; hierdurch soll berücksichtigt werden, daß 
die in der Abgabenordnung 1971 vorgesehene Ko­
stenfreiheit des Rechtsbehelfsverfahrens mit der 
weiteren - von § 80 des VerwaItungsverfahrensge­
seties abweichenden - Folge der ~ichterstattungs­
fähigkeit erfolgreicher Rechtsbehelfe im '"isolierten" 
Rechtsbehelfsverfahrenbes:ehen bleibt und üb'er das 
Staatshaftungsgesetz nicht ergänzt wird. 

Die Beweislas: für die anspruchsbegründenden Ta:­
sachen trägt - anders als bei der allgemeinen Re­
gelung des § 2 Abs. 1 Satz 2 - der Antragsteller. 
Ein nicht von § 32 a AO edaßter sonstiger Schaden 
ist nach Maßgabe der üb::igen Regelungen des 
Staatshaf:ungsgese:zes ersatzfähig. 

Die für Abgabenangelegenheiten typische Gefahren­
lage besteht auch für die Gemeinden ur..d Ge~einde­
ve::bände, Deshalb wird d:'e Regelung des § 32 a AO 
auf sie für entsprechend anwendbar erklärt. 

Zu § 49 - Außerkrafttreten von Rechtsvo:schrif­
ten 

- yIit bhafttreten des neuen Staatshaftungsrechts 
werden alle inlraltsgleichen oder entgegenstehenden 

I 
Vorschriften des Bundes- und Landesrechts beseitigt, 
insbesondere alle Regelungen der Haftungsfolgen für 

I Verletzungen von Pflichten bei c;ler Ausübung eines 
! öffentlithen Amtes. Das gilt selbstverständlich nicht, I soweit ,solche Vorschriften als Sondervorschriften 

I 

des Staatshaftungsrechts in §§ 16, 41, 42 und 48 in 
Bezug genommen sind oder aber in § 51 für einen 
Ubergangszei~raufn noch a.l1wendbar bleiben sollen. 

! Die Außerkrafttretensnorm ist als Generalklausel ge-
faßt, da einvolls:ändiger und lückenloser ~achweis 
der von der Vorschrift betroffenen Einzelregelungen 
im Bundes- und Landesrecht nicht besteht _ und die' 
folgende Enumeration daher keine Gewähr für Voll­
ständigkeit ist. Im einzelnen ist zu den betroffenen' 
Rechtsvorschriften noch zu bemerken: 

Zu Absatz 1 

Nummer 1 

Die Einbeziehung des Haftungsinstituts der Amts­
pflichtverletzung in die allgemeine Staa:shaftung 
läßt die entsprechenden Vorschrif~en des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs entfallen. Das gilt umiütielbar für 
die §§ 839 und 841 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 
Da künftig auch die fehlerhaften hoheitlichen Maß­
nahmen des Familienrats - soweit er die Rechte 
und' Pflichten des Vormundschaftsgerichts wahr­
nimmt - der allgemeinen Staatshaftung unterfallen, 
ist auch § 1872 Abs, 2 Satz 2 des -Bürgerlichen Ge­
setzbuches aufzuheben. 

Kummer 2 

Das Außerkraf:treten der Artikel 71, 78 und 108 des 
Finführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gese:zbuch 
ist die Folge der verfassungsrechtlichen :-Jeurege­
lungen in Artikel 34 und 74 NI. 1 ades GrlL11.dgeset­
zes -sowie des ausführenden Staatshaftung-sgese'.:zes. 

:\f u m m ern 3, 4, 8 bis 10 

Die unter den genannten Nummern aufgeführten 
Vorschriften betreffen bundesgesetzliehe Regelun­
gen über die Haftungsfolgen für Amtspflichtverlet­
zungen, die durch die Ne1:lregelung des Staatshaf­
tungsgesetzes ersetzt werden. 

Nummer 5 

Das Reichsbeamtenhafillngsg~setz von 1910 ist im 
Hinblick auf seine Uberleitungsfunktion der persön­
lichen Beamtenhaftung auf den Staat durch die Ein­
führung der unm~:telbaren' Staatshaftung im neu ge­
faßten Artikel 34 des Grundgesetzes und die Aus­
führungsgese'.:zgebung des Staatshaftungsgesetzes 
überholt. Das gilt insbesondere auch für die in § 5 
Kr. 1 des Reichsgesetzes vorg-esehene persönliche 
Haftung der Gebührenbeamten (vgl. §§ 13 und 42}, 
die in § 5 Nr. 2 des Reichsgesetzes enthaltene Privi­
legierung des Staates für das sogenannte politische 
Cnrecht im Bereich auswärtiger Angelegenheiten 
und die in § 7- des Reichsgesetzes enthaltene Sonder­
regelung für Ansprüche von Ausländern aus Amts­
pflichtverletzungen (vgl. § 50). 

::-.Jummern 6 und 7-

Die ReichstumuItschädengesetzgebung ist durch die 
Neuregelung des 3. Abschnitts abgelöst. 
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Nu m.m e r 11 bis 18 

Die aufgeführten landesrechtlichen Amtshaftungs­
vorschriften werden durch die Neuregelung im 
Staatshaftungsgesetz ersetzt. Daneben bleiben, wie 
im Bundesrecht, landesrechtliche .Vorschriften über 
Entschädigungen, Erstattungen und Folgenbeseiti­
gungen im Rahmen der §§ 1,5 und,16 des Staatshaf­
tungsgesetzes unberührt. 

Zu Absatz 2 

Die Außerkrafttretensvorschrift betrifft die Haf­
tungsvorschriften im Polizei- und Presserecht der 
Länder. Haftungsrechtlich besteht insoweit eine 
Rechtszersplitterung. Hinzu kommt, daß in den ein­
schlägigen landesrechtlichen Regelungen häufig 
nicht scharf zwischen Entschädigungen aus recht­
mäßigem Verhalten der Staatsorgane und Haftungs­
regelungen wegen pflichtwidrigen Verhaltens unter­
schieden wird. Ahnlieh ist die Rechtslage im polizei­
lichen Entschädigungsrecht. Die Neuregelung des 
Staatshaftungsrechts berührt diese Rechtslage in den 
Ländern nur insoweit, als die Rechtsfolgen für 
pflich:widrig ausgeübte vollziehende Gewalt gere­
gelt sind. Hier greift das Staatshaftungsgesetz ein 
und verdrängt die landesrechtIichen Haftungsvor­
schriften. Die Kompetenz des Bundes für das Staats­
haftungsrecht reicht jedoch nicht aus, die durch die­
sen Eingriff erforderlich werdende Rechtsbereinigung 
landesrechtlicher Vorschriften· durchzuführen. Sie 
muß den Landesgesetzgebern vorbehalten bleiben. 

Zum 6. Abschnitt - Schlußvorschriften 

Zu § 50 - Herstellung der Gegenseitigkeit 

Zu Absatz 1 

§7 des Gesetzes über die Haftung des Reichs für 
seine Beamten vom 22. Mai 1910 (RGBL S. 798) ge­
steht Angehörigen ausländischer Staaten Amtshaf­
tungsansprüche nur insoweit zu, als nach einer im. 
Bundesgesetzblatt enthaltenen BekannLlllachung des 
Bundesministers der Justiz durch die Gesetzgebung 
des ausländischen Staates oder durch Staatsvertrag 
die Gegenseitigkeit verbürgt ist. Das Reichsgesetz 
gilt nur für Ansprüche aus Amtspflichtverletzungen 
von Bundesbeamten. Für Schadensersatzans!)rüche 
aus Amtspflichtverletzungen von Iandesbedienste­
ten enthält das Landesrecht keine einheitlichen Vor­
schriften. In einigen Ländern entspricht es der reichs­
gesetzlichen Regelung: 

Bremen (§ 5 des Gesetzes, betreffend die Haftung 
des Staates und der Gemeinden für Amtspflichtver­
letzungen von Beamten bei Ausübung der öffent­
lichen Gewalt, vom 19. März 1921, Brem.GBl. S. 101 
= SaBremR 402 c - 1), 

Hessen (§ 7 des preußischen Gesetzes über die Haf­
tung des Staates und anderer Verbände für Amts­
pflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung aer 
öffentlichen Gewalt vom 1. August 1909, preußische 
Gesetzessammlung S.691 = Hess.GVBl. II 10 - 3; 
Artikel 80 des hessischen Gesetzes die Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend, vom 
17. Juli 1899, Hess.GVBl. II 230 -1), 
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Niedersachsen (§ T des genannten preuEischen Ge­
setzes vom 1. August 1909, Nieders.GVBl. Sb. ur 
S.243; § 5 des Gesetzes für das Großherzogtum 01-
denburg, betreffend, die Haftung des Staates und 
anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von 
Beamten bei Ausübung der öffentlicheri Gewalt, vom 
22. Dezember 1908, Gesetzblatt für das ::-Ierzogtum 
Oldenburg Band 36 S. 1110 = Kieders.GVBl. Sb. III 
S.244; § 6 des braunschweigischen Gesetzes über die 
Haftung des Staates und anderer Verbände für 
Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung 
der öffentlichen Gewalt vom 28. Juli 19::0, Gesetz­
und Verordnungsblatt S. 305 = Nieders.GVBl. Sb. III 
S. 243), . 

Nordrhein-'Westfalen (§ 7 des genannten preußischen 
Gesetzes vom 1. Augusn909, PrGS. NvV. S. 113; § 4 
des lippischen Gesetzes vom 28. November 1922 
über die Haftung des Staates und anderer öffentlich­
rechtlicher Körperschaften für 'seine Beamten, Lip~ 
pische Gesetz~Sammlung S. 910), . 

Rheiniand-Pfalz mit Ausnahme der früheren bayeri­
schen Landesteile (§ 7 des genannten preußischen 
Gesetzes vom i. August 1909, GVBI. f. d. Land Rhein­
land-Pfalz 1968, Sondernummer Koblenz, Trier, Mon­
tabaur S. 72; Artikel 80 des hessischen Gesetzes vom 
17. Juli 1899, die Ausführung des Bürgerlichen Ge­
setzbuches betreffend, Hess.GVBl. II 230 -- 1), 

Saarland mit Ausnahme der früheren bayerischen 
Landesteile (§ 7- des genannten preußischen Gesetzes 
vom 1. August 1909, BS Saar 402 - 3), 

Schleswig-Holstein (§ T des genannten preußischen 
Gesetzes vom 1. August 1909, G,S Schl.-H. II 2030 -
1) . 

In anderen Ländern muß die Gegenseitinkeit nicht 
formell bekanntgemacht werden, ihr Bestehen aber 
im Einzelfall materiellrechtlich vom Rich':er festge­
stellt sein: 

Bayern (Artikel 60 Abs. 2 des bayerischen Ausfüh­
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz'Duch vom 
9. Juni 1899, BayBS III S. 89), 

Rheinland-Pialz und Saarland in den ehemals baye­
rischen LandesteiIen (Ariikel 60 Abs. 2 des bayeri­
schen Ausführungsgesetzes vom Bürgerlichen Ge~ 
setzbuch vom 9. Juni 1899, Rheinland-Pf:llz GVBl. 
1966, Sondernummer Pfalz, S. 37 und Saarland BS 
Saar 400 - 2). 

In einigen Ländern ist die Gleichstellung von Aus­
ländern bereits geltendes Recht: 

Hamburg hatte schon in § 27 a des Gesetzes, be­
treffend Ausführung des Bürgerlichen G!=setzbuches 
vom 14. Juli 1899, in der Fassung 'des Gesetzes vom 
26. Januar 1920 (Amtsblatt S. 137) das Erfordernis 
der Gegenseitigkeit nicht vorgesehen. 

Baden-vVürttemberg und Berlin sind in neuester Zeit 
diesem Beispiel gefolgt (§ 18 bis 21 des baden-würt­
tembergischen Ausführungsgesetzes zum Bürger­
lichen Gesetzbuch vom 26. Kovember 197·:!, Gesetz­
blatt S.498; Berliner Gesetz zur Änderunq' des Ge­
setzes über die Haftung des Staates und anderer 
Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten. 
bei Ausübung der öffentlichen Gewalt vom 28. Ja­
nuar 1975, Gesetz- und Verordnungsblatt S. 634). 
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Formell ist die Gegenseitigkeit im Sinne des § 1 des 
Reichsgesetzes zur Zeit, teilweise mit Einschränkun­
gen, verbürgt im Verhältnis zu· Belgien" Frankreich, 
Griechenland, Japan, den Kiederlanden und der 
Schweiz. Im Verhältnis zu Osterreich soll eine völ­
kerrechtliche Vereinbarung dieses Ergebnis errei­
chen. 

Diese uneinheitliche, unübersichtliche und den heuti­
gen Verhältnissen nicht mehr entsprechende Rechts­
lage wird durch die Aufhebung der reichs rechtlichen 
und landesrechtlichen Vorschriften bereinigt. An­
sprüche aus dem Staatshaftungsgesetz sollen grund­
sätzlich auch Ausländern zustehen, gleichgültig ob 
sie ihren' 'W ohnsitz oder ständigen Aufenthalt im 
Bundesgebiet haben oder nicht. In Anbetracht der 
immer engeren internationalen Verflechtung der Le­
bensbeziehungen aller Staaten untereinander, insbe­
sondere aber der \Virtschaft und des Handels in der 
'Welt, erscheint eine Differenzierung zwischen Deut­
schen und Ausländern, die durch rechtswidrige Ho­
heitsmaßnahmen geschädigt werden, nicht angemes­
sen. Sie wird grundsätzlich aufgegeben. Dies~ Lö­
sung bewirkt nicht - nur eine Verbesserung der 
Rech~sstellung der Ausländer, sondern kommt auch 
den Deutschen im Ausland zugute. Soweit im Aus­
land 'nämlich die Geltendmachung von Ansprüchen 
aus Fehlverhalten öffentlicher Stellen von der Ver­
bürgung der Gegenseitigkeit abhängig ist, dürften 
diese Voraussetzungen durch den mit dem Staats­
haftungsgese~z erreichten Haftungsstandard regel­
mäßig als erfüllt festgestellt werden können. 

Die .. ersatzlose' Streichung der bisherigen Sonderre­
gelungen erscheint gleichwohl nicht zweckmäßig. Die 
Bundesrepublik Deutschland muß die Möglichkeit 
behalten, sich gegen Benachteiligungen Deutscher in 
anderen Staaten zur \Vehr zu setzen: Deshalb wird 
der Bundesregierung die Ermächtigung erteilt, durch 
RechtsveTOrdnung Ansprüche ausländischer Staaten 
sowie ihrer Angehörigen nach diesem Gesetz zu 
versagen. Voraussetzung für den Erlaß einer solchen 
Verordnung ist, daß Deutschen bei vergleichbaren 
Schädigungen durch öffentliche Stellen auswärtiger 
Staa~en kein gleichwertiger Schadensausgleich ge­
leistet wird. Von einer möglichen Retorsionsregelung 
ausgenommen 'werden Ausländer, die im GeItungs­
bereich des Gesetzes ihren \Vohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt haben, also die Bundesrepublik Deutsch­
land zum räumlichen Mittelpunkt ihres Lebens ge­
macht haben und sich für eine längere Zeit hier auf­
halten. 

In bezug auf die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften und ihre Angehörigen wird eine 
Rechtsverordnung zur Herstellung der Gegenseitig­
keit auf den Integrationsstand der Gemeinschaften 
Rücksicht zu nehmen haben, der sich dahin entwik­
keIn kann, daß aus gemeinschaftsrechtlichen Grün­
den von einer Haftungsbeschränkung abzusehen ist. 

Die in Satz 2' unter bestimmten Voraussetzungen 
vorgenommene ausdrückliche Gleichstellung der ju­
ristischen Personen sowie der Gesellschaften und 
Vereinigungen des bürgerlichen Rechts und des 
Handelsrechts mit den natürlichen Personen stellt 
die entsprechende Anwendung auch insoweit mit· 
der gebotenen Klarheit sicher. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 erlaubt auch im Verhältnis zur Deutschen 
Demokratischen Republik Haftungseinschränkungen, 
weil deren gesetzliche Vorschriften über die Staats­
haftung nur Ansprüche für natürliche Personen vor­
sehen. Entsprechend der verfassungsrechtlichen 
Pflich~, jeden Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik, der in den Schutzbereich der Bundesre­
publik Deutschland und ihrer Verfassung gerät, ge­
mäß Artikel 116 Abs. 1 und Artikel 16 GG als Deut­
schen wie jeden Bürger der Bundesrepublik zu 
behandeln (vgI. BVerfGE 36, 1 [31]), scheidet eine 
Haftungsbeschränkung gegenüber natürlichen Per­
sonen aus. Dagegen soll sie gegenüber der Deut­
schen Demokratischen Republik selbst und ihren öf­
fentlichrechtlichen juris~ischen Personen ermöglicht 
werden, veie den Gebiets- und Personenkörperschaf­
ten einschließlich der Organisationen im Bereich des 
öffentlichen. \Virtschaftsrechts, beispielsweise den 
volkseigenen Betrieben, den Kombinaten unq, Pro­
duktionsgenossenschaften, soweit sie nach den V::>r­
schriften der Deutschen Demokratischen Republik 
rechtsfähig oder juristische Personen sind. 

Zu§ 51 - Uberleitungsvorschriften 

Das neue Siaatshafiungsrecht findet erstmals An­
wendung auf einschlägige Tatbestände, die nach In­
krafttreten des Gesetzes erfüllt werden. Die schädi­
genden pflichhvidrigen Hoheitsmaßnahmen führen' 
also nur dann zur Haftung nach dem Staatshaftungs­
gesetz, wenn sie nach Inkrafttreten dieses Gese~zes 
begangen oder pflichtwidrig unterlassen. worden 
sind. Bei Handlungen mit Dauerwirkung kommt es 
auf den Beginn des pflichtwidrigen Verhaltens an. 
Die Tumultentschädigung nach dem Staatshaftungs­
gesetz greift ein, wenn die Gewalttätigkeiten nach 
diesem Zeitpunkt begangen worden sind. Liegen die 
haftungsbegründenden Ereignisse vor dem Inkraf~­

. treten des Staatshaftungsgesetzes, Sind die Entschä­
digungsleistungen nach bisherigem Recht zu gewäh­
ren. Das gilt en~sprechend für die Vorschriften über 
das Abhilfeverfahren und das gerichtliche Verfah­
ren. Die Regelung ist im Interesse einer reibungs­
losen Einführung des neuen Rechts erforderlich. Alle 
mit der Ausübung von Staatsgewalt befaßten Stellen 
in Bund und Ländern müssen erst mit der ::-Teurege­
lung des Staatshaftungsrechts vertraut gemacht wer-

. den. Die Umstellungen erfordern bei der Venval­
tung, fern~r auch in der' Gerichtsbarkeit besondere 
YIaßnahmen, die nur bei einem langsamen Anwach­
sen der zu bearoeitenden Staatshaftungsfälle ord­
nungsgemäß bewältigt werden können. 

Zu § 52 - Berlin-Klausel 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 53 - Inkrafttreten 

Mit Rücksicht auf die weitreichenden Folgen des In­
krafttretens der Reform in materiellrechtlicher, ver­
waltungsverfahrensrechtlicher und gerichtsverfah­
rensrechtlicher Hinsicht muß zwischen der Verkün­
dung des Staatshafiungsgese::zes und seinem In­
krafttreten eine ausreichende Zeitspanne für die er­
forderlich werdenden Umstellungen vorgesehen 
werden. 
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Anlage 2 

Stellungna~me des Bundesrates 

Der Inhalt des Gesetzentwurfs setzt voraus, daß 
dem Bund die Gesetzgebungsbefugnisse zugewie­
sen v{Erden, die der Entwurf eines ... Gesetzes zur 
.Änderung des Grundgesetzes (BR-Druck~ache 214/ 
78) zum Gegenstand hat, der dem Bundesrat gleich­
zeitig mit dem vorliegenden Entwurf zugeleitet wor-
den ist. ' 

Unter der Voraussetzung, daß "der Bund - unter 
Berücksichtigung der vom Bundesrat vorgeschlage­
nen Streichung des Artikels 74 Nr. 1 a GG - die 
in jenem Entwllrf angestrebten Gesetzgebungszu­
ständigkeiten erhält, nimmt der Bundesrat zu dein 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung: 

A 

Eine Reform des Staatshaftungsrechts hält auch der 
Bulldesrat für erforderHch. 

Die gegenwärtige Konzeption der Haftung für Amts­
pflichtsverletzungen, die von einer (subsidiären) 
Eigenhaftung des Beamten bei schuldhafter Verlet­
zung seiner Amtspflichten ausgeht (§ 839 BGB), die 
nach Artikel 34 GG bei einem Handeln im hoheit­
lichen Bereich auf den Staat abgewälzt wird, wird 
dem uewandelten Verständnis vom Staatshandeln 
und v~n der Verantwortlichkeit des Hoheitsträgers 
für von ihm gesetzte öffentlich-rechtliche Akte nicht· 
gerecht. Die Rechtszersplitterung in Ansprüche des 
Bürgers gegen die unrec;htmäßig handelnde öffent­
liche Gewalt aus verschiedenen Rechtsgrundlagen 
(insbesondere Amtspflichtverletzung, enteignungs­
gleicher, aufopferungsgleicher und enteignender Ein­
griff) und mit unterschiedlichem Inhalt ist unbefrie­
digend. 

Im Interesse der Rechtsklarheit und der Rechtssicher­
heit ist eine Vereinheitlichung und Harmonisierung 
des Staatshaftungsrechts geboten. 

Der Grundkonzeption der Reform, nämlich der Ein­
führung einer ~nmittelbaren, primären und aus­
schließlichen Haftung des Trägers öffentlicher. Ge- . 
waU für pflichtwidrige Ausübung der Staatsgewalt 
wird zugestimmt. Die Ausgestaltung der Staatshaf­
tung im einzelnen wird jedoch dem Grundanliegen, 
ein klares und übersichtliches System der Staats­
haftung zu schaffen, das bestehende Zweifelsfragen 
behebt, ohne neue aufzuwerfen, nicht gerecht. 

Dabei begegnen die von der Bundesregierung zur 
Kostenschätzung gemachten Angaben erheblichen 
Bedenken. 

Kach der in dem Gesetzentwurf aufgeführten Kosten­
schätzung verursacht die Reform des Staatshaftungs­
rechts im langjährigen Durchschnitt schätzungsweise 
eine Mehrbelastung der öffentlichen Haushalte von 
insgesamt etwa 15· Millionen DM pro Haushaltsjahr. 

Hierbei ist der T;mfang der ,Mehrbelastungen auf 
der Grundlage der Untersuchungsergebnisse der 
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Staatshaftungsansprüche des geltenden Rechts "an­
näherungsweise und mit allen Risiken" einer sol­
chen Schätzung geschätzt worden (vgl. Tz. 4.1 der 
Begründung, S. 29 unten). 

Es erscheint zv,,:eifelhaft, ob die angegebene :vIehr­
belastung die tatsächlichen finanziellen Auswirkun­
gen erfaßt. Die aufgrund der vorgenommen Re­
präsentativerhebung vorgenommenen Kostenschät­
zungen sind bereits im Ansatz mit F~hlerquoten 
behaftet. Keine Berücksichtigung haben insbeson­
dere die in allen Bereichen der Verwaltung zu er­
wartenden Erschwernisse (u. a. psychologische Fol­
gewirkung auf die öffentlichen Bediensteten) und 
die sich aus der Publikationswirkung dES Gesetzes 
ergebende vermehrte Geltendmachung von Ansprü­
chen (mit der Folge des Personalmehrbedarfs) . ge­
funden. 

Es ist zu befürchten, daß auch die in allEm Ressorts 
erforderlichen sachgerechten Ermittlungen zur Scha­
densträchtigkeit des Verwaltungshandelns nicht 
durchgeführt worden sind. Ebensowenig scheinen die 
durch die Ausdehnung der Grundrechtseingriffshaf­
tung auf sämtliche Grundrechtspositionen entstehen­
den Mehrkosten (vgl. Begründung Tz. 4.1.4, S. 31/32) 
in dem erforderlichen Umfang abgesichert zu sein. 
Dies dürfte· in besonderem Maße für die Grund­
rechtsbereiche gelten, deren Schutzsphären beson-

. ders schadensrelevant sind (z. B. rechts'widrige Be­
rufsverbote im Rahmen des Artikels 12 GG) .. 

Schließlich konnten die Mehrkosten der Tumult­
schädenhaftung, wie das der Gesetzentwurf selbst 
einräumt, nicht geschätzt werden, weil s::e von der 
inneren Sicherheitslage abhängen. 

Der Gesetzentwurf bedarf daher noch der Uber­
arbeitung. 

Die Konzeption, für sämtliche Staatshaftungsfälle 
einen Haftungsgrundtatbestand vorzusehen, führt zu 
rechtsdoumatischen und rechtssvstematischen Un­
klarheit:n und zu nicht überschaubaren Ergebnissen. 
Es wird insbesondere zu profen sein, ob nicht an­
stelle des einheitlichen Haftungsgrundtatbestandes 
jeweils getrennte Anspruchsgrundlagen und Haf­
tungsfolgen für die (bisherige) AmtspLiclitverlet­
zung und die (bisherigen) enteignungs gleichen und 
aufopferungs gleichen Eingriffe vorgesehen werden 
sollten. 

Die Vielzahl rechtsdogmatischer Unklarh,:!iten führt 
da~uJ daß der Umfang der finanziellen A.uswirkun­
gen in keiner "Veis'e absehbar ist. Ein Eindeutiger 
Gesetzestext, der die finanziellen Folgen erkennbar 
macht, ist notwend{ge Voraussetzung sowohl für die 
Tätigkeit der Verwalt~ng selbst als auch für die 
Haushaltsaufstellung. Auch wird ein Gesetz nur bei 
ausreichender Klarheit die für den Bürge:r erforder­
liche Transparenz und Rechtssicherheit bewirken. 
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B 

Cngeachtet der ::-.Jotw_endigkeit einer Dberarbeitung 
des Gesetzentwurfs hält der Bundesrat in jedem Fall 
folgende-2\nderungen für erforderlIch: -

1. Zu § -1 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 Satz 2 (betI.: Ver­
sagen technischer Einrichtungen) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü­
fen, wie im Gesetzestext verdeutlicht 'Nerden 
kann, daß § 2 Abs. i Satz 2 bei Versagen einer 
tec).mischen Einrichtung nach § 1 Abs. 2 nicht an­
wendbar ist. 

Begründung 

Nach der Begründung des Entwurfs zu § 1 Abs. 
2 (vgI. _So 38) sollen Sorgfaltsverstöße bei Ver­
sagen technischer Einrichtungen kein Element 
der Haftungsbegrenzung sein. Die damit ver­
bundene tiberwälzung des Risikos ·für das Funk­
tionieren technischer Anlagen auf den Staat 
kommt im Gesetzestext jedoch nicht 'mit der 
gebotenen Klarheit zum Ausdruck. Vielmehr 
besteht die Gefahr, daß Behörden und Gerichte 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 bei einem Versagen techni­
scher Anlagen für entsprechend anwendbar hal­
ten und es damit dem Haftungsträger ermöglicht 
wird, den Kachweis einer ordnungsgemäßen 
Konstruktion, Betreuung und überwachung der 
technischen Anlage zu führen und sich dadurch 
zu entlasten. 

2. Zu § 1 (betI.: Haftung für Rechtsetzung) 

a) Nachdem-im Enhvurf mit Recht eine Haftung 
für legislatives Unrecht nicht vorgesehen ist, 
bittet der Bundesrat um Prüfung, ob in das 
Gesetz nicht eine. Vorschrift aufgenommen 
werden sollte, wonach für die normsetzende 
Tätigkeit der Exekutive keine Staatshaftung 
eintritt, wenn Schäden unmittelbar durch 
eine I\"orm v~rursacht werden. Verordnungs­
geber und Satzungs geber sind zwar der voll­
ziehenden Gewalt i. S. des Artikels 20 Abs. 3 
GG zuzurechnen. Funktionell stehen sie aber 
bei ihrer normsetzenden Tätigkeit dem Be­
reich der Legislative näher als dem sonstigen 
Tätigkeitsgebiet der vollziehenden Gewalt, 
auf das der Entwurf zugeschnitten ist. 

- b) Die Bundesregierung wird ferner gebeten, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, 
wie das Verhältnis zwischen der Staatshaf­
tung für rechtswidrige Rechtsetzung der Exe­
kutive und dem Verfahren der landesverfas­
sungsrechtlichen und verwaltungsrechtlichen 
Normenkontrolle sachdienlich zu regeln ist. 

Begründung 

::-.Jach der Begründung des von der Bundesregie­
rung vorgelegten Entwurfs eines ... Gesetzes 
zur Anderung des Grundgesetzes (BR-Druck­
sache 214178, S. 9) soll der Begriff der voll-

ziehenden Gewalt im Sinne des neugefaßten 
Artikels 34 Abs. 1 GG und damit auch des § 1 
Abs. 1 des vorliegenden Gesetzentwurfs abw~i­
chend vom herkömmlichen Sprachgebrauch auch 
die Rechtsetzung durch die Exekutive umfassen. 
Im Gesetzentwurf fehlt eine Regelung, die das 
Verhältnis der Staatshaftung für rechtswidrige 
Rechtsetzungder Exekutive zur landesverfas­
sungsrechtlichen und verwaltungsgerichtlichen 
::-.!ormenkontrolle bestimmt. Auf die Venver­
-fungskompetenzen der Landesverfassungsge­
richte und der Oberverwaltungsgerichte (Ver­
waltungsgerichtshöfe) sollte jedoch durch eine 
Regelung Rücksicht genommen werden, die die 
Feststellung der Rechtswidrigkeit der jeweili­
gen Norm durch ein hierfür zuständiges Gericht 
zur Voraussetzung für die Geltendmachung von 
Haftungsansprüchen macht und eine unmittel­
bare Anmeldung von Schäden nur ermöglicht, 
soweit für die Feststellung-der Rechtswidrigkeit 
der Rechtsverordnung oder Satzung ein beson­
deres Gerichtsverfahren nicht vorgesehen ist. 
Ferner wäre zu erwägen, für die Anmeldung von 
Schäden in diesen Fällen besondere Aus5chluß­
fristen vorzusehen. 

3. Zu § 2 Abs. 1 Satz 3 - neu -

In § 2 Abs. 1 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

"Der Anspruch auf Geldersatz entfällt, soweit 
der Geschädigte aus Anlaß des Schadens einen 
Anspruch auf Leistung eines Versicherers oder 
eines Sozialversicherungsträgers hat." 

Begründung 

Soweit_ der Geschädigte versichert ist, ist nicht 
einzusehen, warum eine - gegenüber dem 
geltenden Recht beschränkte - Subsidiarität der 
Staatshaftung nicht aufrechterhalten bleiben 
sollte. Dafür sprechen nicht nur fiskalische, son­
dern auch sachliche Gründe, wenn die Verschul­
denshaftung des geltenden Rechts, die die Sub­
sidiarität ungerecht erscheinen ließ, abgeschafft 
werden soll. 

'±. Zu § 2 Abs. 2 Satz 1 

In Ausweitung der von der Rechtsprechung ent­
wickelten Institute des enteignun'gsgleichen und 
aufopferungsgleichen Eingriffs- soll nach § 2 
Abs. 2 bei Grundrechtseingriffen die Haftungs­
abwehr nach Absatz 1 nicht eingreifen, jedoch 
anstelle des Ersatzes des Schadens (einschließlich 
des entgangenen Gewinnes und -des Nichtver­
mögensschadens) in Geld nur "die vermögens­
wirksame Einbuße im Schutzgut des Grund­
rechts" ersetzt werden. Diese Formulierung ist 
aus Gründen der Rechtssicherheit und der Ju­
stitiabilität nicht hinnehmbar und in ihren Aus­
wirkungen nicht abzuschätzen, da sie - auch 
unter Heranziehung der Begründung '- keine 
klare Inhaltsbestimmung und Eingrenzung zu­
l~ßt. Bei der vorgesehenen Ausdehnung der 
Haftung auf sämtliche Grundrechtseingriffe er­
scheint eine klare Abgrenzung des zu erset-
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zenden "Substanzverlustes" von sonstigen Ver­
mögensschäden sowie der Grundrechtseingriffe 
von sonstigen Eingriffen kaum möglich. Dadurch 
ist die Gefahr einer nicht kalkulierbaren Aus­
uferung der Haftung gegeben. vVenn bei Grund­
rechtseingriffen eine hinreichend trennscharfe 
Abgrenzung der Haftungsvoraussetzungen und 
die erforderliche klare Umschreibung der Haf­
tungsforgen nicht erreicht werden kann, so 
müßte eine Beschränkung der Haftung auf die 
Fälle erwogen werden, die bereits jetzt von den 
Instituten des enteignungsgleichen und aufopfe­
rungsgleichen Eingriffs erfaßt sind. 

Sollte eine Haftung für Grundrechtseingriffe 
beibehalten werden, so sohte sie auf eine an­
gemessene Entschädigung beschränkt werden. 

5. Zu § 2 Abs. 3 Satz 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens klarzu­
stellen, daß die Haftungsbeschränkung nach § 2 
Abs. 3 Satz 2 nicht gilt, wenn bei Grundrechts­
eingriffen gegen die gebotene Sorgfalt nach A.b­
satz 1 verstoßen wurde. 

Begründung 

Bei GrundrechtseingriffeiJ. ist die vermögens­
"\virksame Einbuße im Schutzgut des Grundrechts 
nach § 2 Abs. 2 auch dann zu ersetzen, werin die 
nach Absatz 1 gebotene Sorgfalt beachtet wurde. 
Der zu ersetzende Schaden umfaßt in diesem 
Fall jedoch nur den Substanzverlust und nicht 
den entgangenen Gewinn und den Kichtvermö­
gensschaden (Absatz 3 Satz 2). Erfolgt der' 
Grundrechtseingriff aber unter Verletzung der 
nach Absatz 1 gebotenen Sorgfalt, so erscheint 
es sachgerecht, auch den entgangenen Gewinn 
und die ::-Jichtvermögensschäden zu ersetzen, da 
sonst der durch einen "pfIichtwidrigen" Eingriff 
in Grundrechte Geschädigte schlechter stünde 
als der durch einen "pflichtwidrigen" Eingriff in 
sonstige Rechte Geschädigte. 

6. Zu § 2 Abs. 4 
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a) In § 2 Abs. -4 ist das VVort "auch" zu strei­
chen. 

Begründung 

Haben Cmstände, die der Geschädigte zu 
vertreten hat, den Schaden mitverursacht, so 
hängen die Verpflichtung zum Geldersatz 
und der Umfang des zu leistenden Ersatzes 
allein davon ab, inwieweit der Schaden vor­
wiegend von dem Geschädigten oder dem 
Träger verursacht worden ist. Das \Vort 
"auch" in der Vorschrift ist daher irrefüh­
rend. Auch in anderen Gesetzen enthalten 
die Vorschriften, die Mitverschulden oder 
Ylitverursachung regeln, dieses \Vort nicht. 

b) § 2 Abs. 4 ist folgender Satz 2 anzw'ügen: 

,,§ 254 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
findet entsprechende Anwendung." 

Begründung 

Kach § 254 Abs. 2 BGB gilt die Einschrä!1-
kung der SchadensersatzpfIicht bei Mitver­
schulden des Geschädigten auch ddnn, wenn 
sich das Versd;mlden des Geschädigten dar­
auf beschränkt, daß er es unterlassen hat, 
den Schuldner auf die Gefahr eines unge­
wöhnlich hohen Schadens aufmerksam zu 
machen, die der Schuldner weder kannte noch 
kennen mußte, oder daß er unterlassen hat, 
den Schaden abzuwenden oder zu mindern; 
§ 218 BGB wird für anwendbar erklärt. 

Eine derartige Regelung erscheint auch für 
die Einschränkung der Ersatzpflicht nach § 2 
Abs. 4 des Entwurfs geboten. 

t. Zu § 3 

Der Bundesrat hat erhebliche Zv;eifel, ob es 
sachgerecht ist und ob ein hinreichendes Be­
dürfnis dafür besteht, den Folgenbeseitigungs­
anspruch im Bereich der rechtsprechenden Ge­
walt zuzulassen. Er bittet daher die Bundesre­
gierung, im weiteren Verlauf des Gesetzge­
bungsverfahrens zu prüfen, ob § 3 Abs. 1 nicht 
auf die vollziehende Gewalt beschränkt werderi 
muß. 

8. Zu § 4 Abs. 2 

In § 4 Abs. 2 sind die \VOIte ,,§ 3 Abs. 2 oder 3" 
durch die vVorte ,,§ 3 Abs. 2 Satz 1 od,~r Abs. 3" 
zu ersetzen. 

Begründung 

'\Vegen eines Zustandes, der einer rur den Ge­
schädigten unanfechtbaren Entscheidung (Ver-

. waltungsakt, Crteil) entspricht, ist niCbt nur dfe 
Folgenbeseitigung, sondern auch der Geldersatz 
auszuschließen. Der Zweck des § 3 Ab~;. 2 Satz 2, 
eine Durchbrechung des Bestandes einer unan­
fechtbaren Entscheidung zu verhindern, könnte 
sonst in einem auf Geldersatz gerichteten Staats­
haftungsprozeß vereitelt werden. 

9. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt zu fassen: 

,,§ 5 

Haftungsbeschränkung bei Rechtsprechung 

Besteht die Pflichtverletzung der rechtspre­
chenden Gewalt in einer rechtswidrigen Ent­
scheidung, die ein gerichtliches Verfahren mit 
bindender \Virkung beenden soll, sc tritt die 
Haftung nach diesem Gesetz nur ein, wenn die 
Pflichtverletzung eine vorsätzlich begangene 
rechtswidrige Tat und ist die Entscheidl:ug rechts­
kräftig aufgehoben wird. Satz 1 gilt entspre-
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chend für rechtswidrige gerichtliche Ylaßnah.­
men, durch die die Grundlagen der Entscheidung 
gewonnen werden sollen. Für das sonstige Ver­
halten der rechtsprechenden Gewalt bleibt die 
Haftung nach diesem Gesetz unberührt; § 2 
Abs. 2 ist jedoch nicht anzuwenden." 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung des § 5 'sieht für die 
beiden Fallgestaltungen, die zu einer Haftungs­
einschränkung bei Pflichtverletzungen der recht­
sprechenden Gewalt führen können, aus Grün­
den der besseren Cbersichtlichkeit je einen selb­
ständigen Satz vor. Zugleich wi:rd in Satz 2 für 
rechtswidrige gerichtliche Maßnahmen, durch die 
die Grundlagen der Entscheidung gewonnen 
werden sollen, der neue Satz 1 nur für entspre­
chEmd anwendbar erklärt. Damit wird verdeut­
licht, daß diese Maßnahmen allein dann zu einer 
Haftung des Trägers der recht sprechenden Ge­
walt führen, wenn sie selbst rechtwidrig sind 
und ip.r Erlaß eine vorsätzlich begangene rechts­
widrige Tat darstellt. Zugleich wird klargestellt, 
daß die gerichtliche Maßnahme auch für den 
Fall, daß das Verfahren nicht mit einer rechts­
kraftfähigen Entscheidung endet, von dem Haf­
tungsprivileg des § 5 umfaßt wird. Dies gebietet 
der Gesichtspunkt der Sicherung der Unabhän­
gigkeit der Rechtsprechung. Der Begriff "vor­
sätz~ich .begangene rechtswidrige Tat" anstelle 
des in § 5 Satz 1 eies Entwurfs verwendeten Be­
griffs "Straftat" bezieht die, wenn auch seltenen 
Fälle des ohne Schuld handelnden Richters in 
die Haftung nach § 5 mit ein. 

Durch den neu angefügten zweiten Halbsatz in 
Satz 3 'wird die Haftung der rechtsprechenden 
Gewalt für rechtswidrige Grundrechtseingriffe 
nach § 2 Abs. 2 .au~geschlossen, Das Gericht 
wird' auch in den Fällen, in denen die Voraus­
setzungen des Satzes 1 nicht vorliegen, durch 
seine Entscheidung trotz sorgfältiger Prüfung 
häufig in Grundrechte einer Partei eingreifen. 
Hebt das Obergericht die Entscheidung auf, so 
stellt sich der Grundrechtseingriff in der Regel 
als rechtswidrig dar. Eine Haftung in diesen 
Fällen würde jedoch dem Gebot, die Unabhän­
gigkeit der Rechtsprechung zu sichern, zuwider­
laufen. 

10. Zu § 6 Satz 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weite­
ren Gesetzgebungsverfahren sicherzustellen, 
daß die Regelung über das Entfallen des Geld­
ersatzes beim Versäumen von Rechtsbehelfen 
nach § 6 nicht zur Aushöhlung der Rechtskraft 
von Urteilen führt. 

. 11. Zu § 9 Abs. 1 

In § 9 Abs. 1 ist das 'Wort "getragen" durch die 
vVorte "zu tragen" zu ersetzen. 

Begründung 

Für die von der Regelung des § 844 Abs. 1 BGB 
abweichende Einführung einer Vorleistungs­
pflicht besteht ~ein zwingender Grund. 

12. Zu § 10 Abs. 3 

In § 10 Abs. 3 ist das ·Wort· "Schädiger" durch 
das vVort "Ersatzpflichtigen" zu ersetzen. 

Begründung 

I\larstellung des Gewollten. Die Träger sind 
nicht Schädiger, sondern Ersatzpflichtige. 

13. Zu § 11 

Die in § 11 vorgesehene Rückgriffsregelung 
regelt die Fälle, in denen die von einem Träger 
öffentlicher Gewalt zu verant\v-ortende Pflicht­
verletzung auf einem recht5\vidrigen Verhalten 
beruht, das ein anderer Träger öffentlicher Ge­
walt zu verantworten hat. Nach dem \VorHaut 
dieser Bestimmung und nach den in der Begrün­
dung des Entwurfs (Seite 51) aufgeführten Bei­
spiels fällen für Rückgriffe könnte § 11 so ver­
standen werden, daß der Rückgriff im Verhält­
nis der Länder zum. Bund nur insoweit erfaßt 
wird, als auf seiten des Bundes Stellen tätig 
geworden sind, die auch ihrerseits potentiell 
der Staatshaftung unterliegen. Es muß aber auch 
der von Artikel 104 a Abs. 6 GG (i. d. F. des 
Artikels 1 ~r. 4 des Entwurfs eines ... Ge­
setzes zur Anderung des Grundgesetzes) ge­
deckte und in der Begründung jenes Entwurfs 
(Seite 21122) ausdrücklich als Gegenstand einer 
Rückgriffsregelung aufgeführte Fall einbezogen 
werden, daß Landesbehörden ein verfassungs­
widriges Bundesgesetz vollziehen und deswegen 
von einem Geschädigten in Anspruch genom­
men werden. Die Vorschrift ist'daher dahin um­
zugestalten, daß sie eindeutig auch solche Fälle 
umfaßt. 

14. Zu § 13 Abs. 2 Satz 1 

§ 13 Abs. 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

"Die Vorschriften des Fünften Abschnittes des 
Ersten Buches des Bürgerlichen Gesetzbuches' 
werden entsprechend angewandt." 

Begründung 

In § 13 Abs. 2 genügt die pauschale Verweisung 
auf den Abschnitt über die Verjährung im BGB. 
Die Aufzählung der entsprechend anwendbaren 
Einzelbestimmungen begründet die Gefahr der 
Unvollständigkeit und führt eher zu mehr Zwei­
felsfragen. Absatz 2 Satz 1 i. d. F. der Reg.­
Vorlage wirft z. B. die Frage auf, warum § 202 
BGB (Hemmung der Verjährung aus Rechts­
gründen) und § 224 BGB (Verjährung der Ke­
benleistungen) nicht aufgeführt sind. 
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15. Zu § 13 Abs. 3 Satz 2 

Die BundesregIerung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü­
fen, ob für c;lie Vorschrift des § 13 Abs. 3 Satz 2 
ein BedürfIiis besteht. Ansprüche nach dem 
Staatshaftungsgesetz müssen in dem Abhilfe­
verfahren (§§ 26 ff.) geltend gemacht werden. 
Vor der Anmeldung des Anspruchs in diesem 
Verfahren werden Verhandlungen zwischen 
dem Träger und dem Geschädigten über den zu 
leistenden Schadenersatz nicht stattfinden. Von 
der Anmeldung des Anspruchs bis zur Entschei­
dung dE;r Behörde ist jedoch der Lauf der Er­
löschensfrist nach § 13 Abs. 3 Satz 1 gehemmt. 

""Vird die Erfüllung des Anspruchs durch Be­
scheid abgelehnt, muß innerhalb der Fristen des 
§ 32 Abs. 2 Klage erhoben werden. Verhand­
lungen über den Ansprucb haben auf die Klage­
frist keinen Einfluß. Der Gläubiger ist daher ge­
zwungen, fristgerecht Klage zu erheben. Von 
der Klageerhebung bis zur Erledigung des Pro­
zesses ist jedoch ·die Erlöschensfrist unterbro­
chen (§ 13 Abs. 2 i. V. m. §§ 209, 211 BGB). 

16. Zu § 14 Abs. 3 

In § 14 Abs. 3 soll durch Anordnung der "ent­
sprechenden" Amv-endungdes § 2 Abs. 2 Satz 1 
eine subsidiäre Rechtsgrundlage für den Rechts­
güterausgleich bei· Eingriffen mit enteignender 
oder aufopfernder ·Wirkung geschaffen und fer­
ner durch Verweisung auf die §§ 2 und 3 be­
stimmt werden, daß die Haftung für pflicht­
widrige Eingriffe nach dem Staatshaftungsge­
setz vorgeht. Das Gewollte kommt aber nicht 
hinreichend deutlich zum Ausdruck. Die Bun­
desregierung wird deshalb gebeten, im weiteren. 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens auf eine 
klarere Fassung der Bestimmung hinzuwirken. 

11. Zu § 16 Nr. 6'- neu-
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In § 16 ist am Ende der Kummer 5 der Punkt 
durch ein Komma zu ersetzen und folgende 
l\"ummer 6 anzufügen: 

,,6. der Länder über die Landesvermessung und 
das Liegenschaftskataster. " 

Begründung 

Es sollte den Ländern die Ylöglichkeit erhalten 
. blEübE!ll, die Haftung der Offentlich bestellten 

Vermessungsingenieure (ObV), soweit sie ho­
heitlich tätig werden, als persönliche Haftung 
·auszubilden. DieObV sind freiberufliche Ver­
messungsingenieure, die ingenieurtechnisch und 

.. planerisch tätig sind. Daneben erledigen sie als 
beliehene Cnternehmer Grundstücksvermessun­
gen, wofür ihnen das Entgelt persönlich zusteht. 
Die Ob V sind nach den Berufsordnungen der 
Länder für ObV ·weitgehend verpflichtet, sich 
gegen die aus der A.mtsausübung erge~enden 
Haftpflichtgefahren . angemessen zu versichern. 
Die persönliche Haftung der Ob V kann auch 

öffentlich-rechtlich ausgestaltet und durch die 
subsidiäre Haftung des Trägers öffentlicher Ge­
walt abgedeckt werden. 

18. Zu § 17 Abs. 2 Nr. 4 

In § 17 Abs. 2 NI. 4 am Ende sind die ·Worte 
"mit Ausnahme der Zwangsbehandlllng," ein­
zufügen. 

Begründung 

Es erscheint nicht ·sachgerecht, die Haftung bei 
zwangsweiser ärztlicher Behandlung dem Zivil­
-recht zu unterstellen. Hierbei handElt es sich 
um :Maßnahmen im Kernbereich der Ausübung 
von Hoheitsgewalt, für die eine Haftung nach 
dem Staatshaftungsgesetz vorzusehen ist. Die 
Abgrenzung zwischen zwangsweisen ärztlichen 
Behandlungen, die den in N"ummer 4 umschrie­
benen Zielen dienen und damit der Haftung 
nach Privatrecht un.terfallen sollen, und ärzt­
lichen Zwangsmaßnahmen mit anderer Zielrich­
tung, die unter die Staatshaftung fallen sollen, 
kann im Einzelfall. (so z. B. bei der Zwangser­
nährung von Häftlingen) schviierig sein und zu 
einer nicht hinnehmbaren Rechtsunsicherheit 
führen. 

19. Zum 3. Abschnitt (§§ 18 bis 25) und § 33 Abs. 4, 
§ 49 

Der 3. Abschnitt (§§ 18 bis 25) und § 33 Abs. 4 
sind zu streichen. 

Ferner sind die entsprechenden Folgeänderun­
gen . in § 49 vorzunehmen, z. B. in § 49 Abs. 1 
Satz 1 und Satz 2 Kr. 2 (betI. § 108 EGBGB) 
sowie bei ::--rummer 6. 

Begründung. 

. Diese Vorschriften sind zu streichen, da dem 
Bund nach der Stellungnahme des Bundesrates 
zum Entwurf eines ... Gesetzes zur Anderung 
des Grundgesetzes eine Gesetzgebungskompe­
tenz für Tumultschäden usw. nicht e~ngeräumt 
werden soll - vgl. BR-Drucksache 214/78 (Be­
schluß), Ziffer 2-. 

Darüber hinaus ist auf folgendes hinmweisen: 

Gegen die Aufnahme der Tumultschäd,~nhaftung 
in das Staatshaftungsgesetz sprechen gesetzes­
systematische Gründe. Das Staatshaftungsgesetz 
sieht eine Haftung ausschließlich für rechtswid­
riges Fehlverhalten staatlicher Organe vor, 
·während sich die Tumultschädenhaftung mit ei­
ner Billigkeitsentschädigung für Schadensverur­
sachung durch Dritte (Störer) befaßt. Insbeson­
dere deutet § 19, der hinsichtlich der zu gewäh­
renden Entschädigung auf die Grundsätze des 
Versorgungsrechts verweist, auf den rein sozial­
staatlichen ~harakter der Tumultschiidenrege­
lung hin. 

Es erscheint auch zweifelhaft, ob der Staat ge­
gen ihm obliegende öffentlich-rechtlieie Pflich­
ten verstößt, wenn seine Ordnungsoruane eine 
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gefährliche Sicherheitslage und deren Folgen 
nicht beherrschen. Selbst wenn man aber im 
Falle des Aurtretens von Tumultschäden eine 
Pflichtverletzung seitens der Polizeibehörden 
darin sieht, daß sie den betroffenen Bürger nicht 
ausreichend geschützt haben, würden hierbei 
die im Entwurf normierten Kausalitätsvoraus­
setzungen wie auch die Schuld als Haftungsele­
ment (§ 2 Abs. 1) vemachlässigt. 

Zude~ reichen die bestehenden gesetzlichen' 
Regelungen - vgl. Katalog der in § 49 Abs. 1 
des Entwurfs aufgeführten bundesrechtlichen 
(z. B. § 108 EGBGB)" und landesrechtlichen Vor­
schriften (z. B. Kummer 6) - aus. 

20. Zu § 26 Abs. 1 Satz 1 

In § 26 Abs. 1 Satz 1 sind die "Worte .,nach den 
§§ 2" durch die \Vorte "nach den §§ 2, 9" 'zu er­
setzen. 

Begründung 

Klarstellung, daß auch die in § 9 geregelten Al!­
sprüche mittelbar Geschädigter im Rahmen des 
Abhilfeverfahrens geltend gemacht werden 
müssen. 

21. Zu § 29 Abs. 1 Satz 1, § 41 ::-..Ir. 8 (§ 26 PostG) 

. In § 29 Abs. 1 Satz 1 sind die \Vorte "schriftlich 
zu erlassen, schriftlich" zu streichen. 

In § 41 :"ir. 8 sind in § 26 Abs. 3 PosiG in Satz 2 
das \Vort "schriftlichen" und in Satz 3 das \Vort 
"schriftlich" zu streichen. 

Begründung 

Die genannten "Worte sind überflüssig. Aus der 
Tatsache, daß der Ablehnungsbescheid zuzustel­
len ist, ergibt sich bereits, daß er der Schrift­
form bedarf. 

22. Zu § 29 Abs. 1 Satz 1 

In § 29 Abs. 1 Satz 1 sind die \Vorte "den Be­
teiligten" durch die "Worte .,dem Antragsteller" 
zu ersetzen. 

Begründung 

Es kann im Einzelfall ~chwer sein festzustellen, 
wer "Beteiligter" im Sinne dieser Vorschrift ist. 
Die Anmeldestelle sollte nur dazu verpflichtet 
werden," den Ablehnungsbescheid demjenigen 
förmlich zuzustellen, der den Anspruch angemel-· 
det hat. Dies entspricht der Regelung, die in § 41 
NI. 8 für § 26 Abs. 3 Satz 3 des Postgesetzes 
vorgesehen ist. 

23: Zu § 30 Abs. 3 Satz 2 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiter~n 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens klarzu­
stellen, daß sich die in § 30 Abs. 3 Satz 2 vorge-

schriebene Anwendung des Verwaltungsverfah­
rensgesetzes auf die jeweiligen Verw'altungs­
verrahrensgesetze der Länder bezieht, soweit 
das Abhiifeverfahren von Landesbehörden 
durchzuführen ist. 

24 Zu § 31 Abs. 1 Satz 1 

In § 31 Abs. 1 ist Satz "1 wie folgt zu fassen: 

"Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Zuständigkeiten der 
Anmelde- und VorlagesteIlen sowie das Verfah­
ren vor den Vorlagestellen abweichend zu re­
geln." 

Begründung 

Eine Ermächtigung der Landesregierungen zur 
abweichenden Bestimmung der Zuständigkeiten 
der" Anmelde- und Vorlagestellen durch Rechts­
verordnung ist dringend geboten; in die Er­
mächtigung sollte auch die abweichende Rege~ 
lung des Verfahrens vor den Vorlagestellen ein­
bezogen werden. 

Von der Ermächtigung soll Gebrauch gemacht 
und eine abweichende Regelung durch Rechts­
verordnung getroffen werden, wenn dies der 
wirksamen und schnellen Durchführung des Ab­
hilfeverfahrens dient und der Rechtsschutz des 
Geschädigten nicht beeinträchtigt wird . 

25 .. Zu § 32 Abs. 1 Satz 1 

In § 32 Abs. 1 Satz l' sind die "Worte "nach den 
§§ 2" durch die "Worte "nach den §§ 2, 9" iu er­
setzen. 

Begründung 
Folgeänderung zu dem "~nderungsvorschlag zu 
§ 26 Abs. 1 Satz 1. 

26. Zu § 33 

a) Die Bundesregierung wird gebeten, im Ver­
lauf des weiteren Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob in § 33 nicht eine ausgrückliche 
Klarstellung des in den Fällen des § 17 
Abs. 3 gegebenen Rechtsweges notwendig 
ist. 

Begründung 

N ach der Vorschrift des § 17 Abs. 3 gilt die 
Pflicht zur Verkehrssicherung in bestimmten 
Fällen für die Anwendung des Staatshaf­
tungsgesetzes als eine Pflicht des öffentlichen 
Rechts. Die Rechtsnatur der Straßenverkehrs­
sicherungspflicht selbst bleibt indessen un­
berührt, so daß diese Pflicht auch privatrecht­
licher Natur sein kann. Daher kann zweifel­
haft sein, welcher Rechtsweg nach § 33 Abs. 1 
gegeben ist. 

b) In § 33 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte "nach 
den §§ 2" durch die \Vorte ,,:Q.ach den §§ 2, 9" 
zu ersetzen. 
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Begründung 

Klarstellung, daß die in § 9 geregelten An­
sprüche mittelbar Geschädigter in die Rechts­
"{egregelung miteinbezogen sind. 

21. Zu § 34 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob nicht eine Konzentration der in § 34 Abs. 2 
für die Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit· 
vorgesehenen Art auch für andere Gerichtsbar­
keiten ermöglicht werden sollte. 

28. Zu § 35 Abs. 1,4 
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a) § 35 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

"Die Gerichte für Arbeitssachen entscheiden 
im, Urteilsverfahren. " 

Begründung 

Es ist kein Grund ersichtlich, eine einzige 
Fallgruppe, nämlich die vor den Gerichten 
für Arbeitssachen 'äußerst seltenen Staats­
haftungsstreitigkeiten wegen Ausübung voll­
ziehender Gewalt in das Beschlußverfahren 
zu verweisen, wie § 35 Abs. 1 Satz 2 der 
Regierungsvorlage es vorsieht. Die Nachprü­
fung der Rechtmäßigkeit der die Staatshaf­
tung begründenden Ausübung vollziehender 
Gewalt im Beschlußverfal:!ren erfordert nicht 
die Anwendung dieses Verfahrens auch für 
Staatshaftungsstreitigkeiten. Das Beschluß­
verfahren mit seinen -Besonderheiten, insbe­
sondere seinem Beteiligtenbegriff ,und' seiner 
kostenrechtlichen Behandlung, erscheint für 
Staatshaftungsstreitigkeiten ungeeignet. Im 
übrigen würde durch die nach der Regie­
rungsvorlage vorgesehene Gesetzesfassung 
kostenrechtlich eine Lücke entstehen (vgl. 
§ 12 Abs. 5 ArbGG). 

Vielmehr erscheint es angemessen, für sämt­
liche in die Zuständigkeit der Gerichte für 
Arbeitssachen fallenden Staatshaftungsstrei­
tigkeiten einheitlich das Urteilsverfahren an­
zuwenden. ' 

b) In § 35 Abs. 4 Satz 2 sind nach dem 'Wort­
"aus," die vVorte "den Kiäger" einzufügen 
und die vVorte "einen 'neuen Bescheid zu er­
lassen" durch die vVorte "zu bescheiden" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Fassung zu § 35 Abs. 4 
Satz 2 entspricht dem 'Wortlaut des § 113 
Abs. 4 Satz 2 VwGO und des § 28 Abs. 2 
EGGVG. Sie vermeidet zugleich den Begriff 
"neuen Bescheid", da dieser für die Fälle 
einer bisherigen Untätigkeit der Behörde 
nicht paßt. ' 

29. Zu § 36 Abs. 4 

§ 36 Abs. -4 ist wie folgt zu fassen: 

,,(4) Gnberührt bleiben §§ 99 und 100 der 
Verwaltungsgerichtsordnung, §§ 1 HI und 120 
des Sozialgerichtsgesetzes sowie. §§ 18 und 86 
der Finanzgerichtsordnung. " 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Auch die besonde­
ren Bestimmungen in den öffentlich-rechtlichen 
Verfahrensordnungen über die Akteneinsicht 
müssen unberührt bleiben. 

30. Zu § 37 

Die Bundesregierung wird gebeten zu überprü­
fen, ob auf die erstinstanzielle Zuständigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts für Streitigkeiten 
zwischen Bund und Ländern und zwischen ver­
schiedenen Ländern in den Fällen der Aus­
gleichs- und Regreßansprüche pei Staatshaftungs­
sachen (§ 10 Abs. 3, § 11 des Gesetzentwurfs) 
zugunsten eines dreistufigen Verfahrenszuges 
verzichtet werden kann. 

31. Zu § 42 Abs. 2 

§ 42 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

,,(2) Das Land -Baden-vVürttembeq wird er­
mächtigt, 

1. die Haftung des Landes nach ,dem Staats­
haftungsgesetz für Pflichtverletzungen der 
im Beamtenverhältnis stehenden !'Jotare und 
Notarvertreter sowie der Gemeinden für 
Pflichtverletzungen der Ratschreiber insoweit 
an § 19 der Bundesnotarordnung o.nzupassen, 
als ihre Amtstätigkeit der AmtstHigkeit der 
Notare nach der Bundesnotarordnung ent­
spricht; 

2. die persönliche Haftung und die Versiche­
rungspflicht der im Beamtenverhäl,tnis ste­
henden Notare und K otarvertreter sowie der 
Ratschreiber an die Regelung der Bundes­
notarordnung anzupassen, sowei"t eine per­
sönliche Haftung nach bisherigem Recht be­
steht. Dabei ist zu bestimmen, durch wen 
die Versicherung erfolgt, wobei die Notar­
kammer Stuttgart für zuständig erklärt wer­
den kann."-

Begründung 

1. Die den ~otaren in der Bundesnotarordnung 
übertragenen Aufgaben werden in Baden­
vVürttemberg ganz überwiegend von beamte­
ten Notaren wahrgenommen, in beschränk­
tem Umfang auch von den im Dienste der 
Gemeinden stehenden RatschreibE!rn. 

Das Staatshaftungsgesetz hätte bei diesen 
Personengruppen zur Folge, daß für ihre 
Pflichtverletzungen das Land und die Ge­
meinden unter den im Vergleich zu § 19 
BKotO strengeren Voraussetzungen der §§ 1 
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bis 4 des Staatshaftungsgesetzes haften wür­
den. Die Ermächtigung in § 42 Abs. 2 i. d. F. 
des Entwurfs soll dem Land deshalb eine 
Angleichung der Haftungsvoraussetzungen 
an die Bundesnotarordnung ermöglichen, um 
das unangemessene Ergebnis zu vermeiden, 
daß durch das Verhalten eines beamteten 
Notars oder eines Ratschreibers ein Staats­
haftungsanspruch ausgelöst wird, während 
das gleiche Verhalten bei einem der Bundes­
notarordnung unterliegenden Notar keine 
Ersatzpflicht des Staates begründen würde. 

In der Vorschrift muß ferner zum Ausdruck 
kommen, daß für Amtspflichtverletzungen 
der im Dienste der Gemeinden stehenden 
Ratschreiber in Ubereinstimmung mit dem 
bisherigEm Recht die Gemeinden haften. 

2. Die Ermächtigung bedarf außerdem wegen 
der Besonderheiten der Xotariatsverfassung 
des württembergischen Rechtsgebiets einer 
Ergänzung. Die württembergischen Bezirks­
notare sind zwar Beamte, jedoch ist ihre 
Stellung in einem Teilbereich derjenigen der 
::'-Jotare nac;h der Bundesnotarordnung ange­
nähert (vgl. § 114 BKotO). Dies findet sei- . 
nen Ausdruck vor allem darin, daß die Be­
zirksnotare bei einem Teil ihrer Tätigkeit 
selbst Gläubiger der Gebühren sind, die ih­
nen persönlich zufließen, und daß sie inso­
weit auch persönlich haften. Eine Haftung des 
Landes besteht daneben nicht. 
Die Regelung, die württembergischer Rechts­
tradition entspricht, ist Bestandteil der ba­
den -württembergischen Notariatsverfassung, 
die gemäß Artikel 138 GG nur mit Zustim­
mung der Landesr.egierung von Baden-vVürt­
temberg geändert werden kann. Die Besei­
tigung der persönlichen Haftung der Bezirks­
notare, die das Staatshaftungsgesetz zur 
Folge hätte, würde die' Ausgewogenheit die­
s~s Systems insgesamt beeintrachtigen. Des­
halb muß dem Land Baden-vVürttemberg die 
::Vlöglichkeit offengehalten werden, die per­
sönliche Haftung der württembergischen Be­
zirksnotare im biSherigen Umfang beizube­
halten, soweit ihnen die Gebühren aus ihrer 
notariellen Tätigkeit selbst ~ufließen. 

32. Zu § 43 (§ 46 BRRG und § 18 BBG), 
§ 44 (§ 24 SoldatenG) und 
§ 45 (§ 34 ZDG) 

a) In § '43 sind in § 46 Abs. 2 Satz 1 BRRG und 
§ 18 Abs·. 2 Satz 1 BBG die 'Worte "erlöschen 
drei Jahre nach dem Zeitpunkt" durch die 
vVorte "verjähren in drei Jahren von dem 
Zeitpunkt an" und die \'\Torte "zehn Jahre 
nach der Begehung der Handlung" durch die 
\Vorte' "in zehn Jahren von der Begehung 
der Handlung an" 
zu ersetzen. 

Begründung 

C\T ach unserem Rechtssystem fÜhrt Zeitablauf 
allein grundsätzlich nicht zum Untergang 

eines Schadensersatzanspruchs, sondern nur 
zu einem Leistungsverweigerungsrecht. Ein 
Abweichen von dieser Systematik ist vorlie­
gend weder notwendig noch angezeigt. 

Für eine mit § 13 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
korrespondierende Regelung besteht keine 
innere Rechtfertigung. Durch Anderung der 
beamtenrechtlichen Bestimmungen wird nicht 
die nach außen wirkende Staatshaftung, son­
dern materiell Dienstrecht geregelt. Das zeigt 
sich deutlich daran, daß zahlreiche Regreß­
fälle nichts mit einer Staatshaftung gegen­
über dem Bürger zu tun haben. Hier soll 
letztlich ohne Not über die durch den neuen 
Absatz 1 beabsichtigte Begrenzung der Scha­
densersatzpflicht des Beamten auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit hinaus eine weitere 
Erschwerung des Rückgriffs für den Staat 
normiert werden. Das aber müßte der "Pri­
vilegien"-Diskussion um die Beamten neue 
Nahrung geben. 

Die Fassung des Gesetzentwurfs könnte 
überdies zu einer verstärkten Belastung der 
mit der Regreßabwicklung befaßten Stellen 
führen, da im Gegensatz zum geltenden 
Recht keine Möglichkeit besteht, die Verjäh­
rung zu unterbrechen, und eine § 13 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs entsprechende Bestim­
mung nicht vorgesehen ist. 

b) In § 44 sind in § 24 Ab·s. 2 des Soldat~nge­
setzes die vVorte "das Erlöschen" durch die 
'Worte "die Verjährung" zu ersetzen. 

c) In § 45 sind in § 34 Abs. 2 ZDG die Worte 
"das Erlöschen" durch die vVorte "die Ver­
jährung" zu ersetzen. 

Beg r ü n dun g zu b) und c) 

Folge der Anderung zu § 43. 

33. Zu § 43 a' - neu -

Nach § 43 ist folgender § 43 a anzufügen: 

,§ 43 a 

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

§ 42 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (Ar­
tikel I des Gesetzes vom 23. Dezember 1976, 
BGBL I S. 3845), zuletzt geändert durch ... , er­
hält folgende Fassung: 

,,§ 42 

Haftung 

(1) Verletzt ein !\'Iitglied eines Selbstverwal­
tungsorgans vorsätzlich oder grobfahrlässig die 
ihm obliegenden Pflichten, so hat das yIitglied 
dem Versicherungsträger den daraus entstehen­
den Schaden zu ersetzen. Haben mehrere Ylit­
glieder von Selbstverwaltungsorga.-TJ.en gemein­
sam den Schaden verursacht, so haften sie als 
Gesamtschuldner. 
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(2) Ansprüche nach Absatz 1 verjähren in 
drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Versicherungsträger von dein Schaden und der 
Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt 
hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zehn 
Jahren von der Begehung der Handlung an. Hat 
der Versicherungsträger einem Dritten Gelder­
satz geleistet oder hat er .zur Folgenbeseitig~ng . 
.Yrittel aufge"iendet, so tritt an die Stelle des 
Zeitpunktes, in dem der ·Versicherungsträger 
von dem Schaden Kenntnis erlangt, der Zeit­
punkt, in dem der Anspruch auf Geldersatz oder 
Folgenbeseitigung anerkannt oder rechtskräftig 
festgestellt wird. 

(3) Leistet das Mitglied eines Selbstverwal­
tungsorgans dem Versicherungsträger Ersatz 
lL11d hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten, so geht der Ersatzanspruch auf das Mit­
glied des Selbstverwaltungsorgans über. 

(4) Auf Ersatz des Schadens aus einer Pflicht­
verletzung kann der Versicherungsträger nicht 
im voraus, auf einen entstandenen Schadens er-

. satzanspruch nur mit Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde verzichten. Die Satzung kann den 
Abschluß einer Haftpflichtversicherung vorse-
hen. -

(5) Für Versichertenälteste und Vertrauens­
männer gelten die Absätze 1 bis 4 entspre­
chend.''' 

B e. g r ü n dun g 

Anpassung der Haftung der :\rlitglieder von 
Selbstverwaltungsorganen der Sozialversiche­
rungsträger an die Regelung des Staatshaftungs­
gesetzes. 

Einer Regelung dieser HaftlL11g im Außenver­
hältnis bedarf es daher nicht mehr. Die Regelung 
der Haftung im Innenverhältnis wird der Haf­
tung der Beamten angepaßt. 

34. Z~ § 49 Abs. 1 Satz 1 
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In § 49 Abs. 1 Satz 1 sind vor den \Vorten· "alle 
Rechtsvorschriften " die \Vorte "und mit Aus-

nahme inhaltsgleichen Landesverfassungsrechts" 
einzufügen. 

Begründung 

Der Bundesgesetzgeber ist zu einer umfassen­
den Aufhebung und Unterbindung inhaltsglei­
ehen Landesverfassungsrechts nicht befugt. Eine 
solche Regelung wäre verfassungswidrig' (vgI. 
BVerfG, Beschluß·vom 29. Januar 1974, BVerfGE 
36 S. 342/ S. 362/367). 

35. Zu § 50 Abs. 1 

§ 50 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

11 (1) Einem ausländischen Staat und seinen 
Angehörigen, die im Geltungsbereich dieses Ge­
setzes keinen \Vohnsitz oder ständigen Aufent­
halt haben, stehen keine Ansprüche aus diesem 
Gesetz zu, wenn der Bundesrepublik Deutsch­
land oder Deutschen nach dem aus Ländischen . 
Recht bei vergleichbaren Schädigungen kein 
gleichwertiger Schadens ausgleich geleistet wird." 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, auf das grundsätzlict).e 
Erfordernis der Gegenseitigkeit zu verzichten,· 
zumal dies mit einem geschätzten' :vIehraufwand 
für die Länder von 0,1 Millionen DM pro Jahr 
(Begründung des Entwurfs Seite 33, Tz. 4.1.8) 
verbunden ist. Zudem wird von der Ausschluß­
möglichkeit in § 50 Abs. 1 möglicherweise aus 
politischer Rücksichtnahme kein Gebrauch ge­
macht. 

Die bundeseinheitliche Regelung kann den Bund 
veranlassen, intensiver als bisher _. nach der 
Begründung des Entwurfs (zu § 50 Abs. 1) ist 
die· Gegensei~igkeit nur in wenigen Fällen her­
gestellt - auf die Verbürgung der Gegenseitig­
keit zu dringen. 

In dem Vorschlag wird die Gegenseitigkeit nicht 
davon abhängig gemacht, daß der aliSländische 
Staat selbst haftet, um auch bei anderen Kon­
struktionen im Ausland - etwa einer Pflicht­
versicherung für Beamte - eine Gegenseitig­
keit annehmen zu können. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu A 

Die Bundesregierung begrüßt es, daß auch der Bun­
desrat die Reform des Staatshaftungsrechts im Inter­
esse del; Rechtsklarheit und Rechtssicherheit mit 
dem Ziel einer Vereinheitlichung und Harmonisie­
rung des Staatshaftungsrechts für geboten hält. Die 
Bundesregierung nimmt ferner mit Befriedigung zur 
Kenntnis, daß· der Bundesrat der Grundkonzeption 
der Reform, nämlich" der Einführung der unmittel­
baren, primären und ausschließlichen Haftung des' 
Trägers öffentlicher Gewalt für pflichtwidrige Aus­
übung von Staatsgewalt zustimmt. 

Bei der Ausgestaltung der Staatshaftung im einzel­
nen ist es das Grundanliegen, ein klares, übersicht­
liches, in sich geschlossenes und einheitliches Staats­
haftungssystem zu schaffen. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß ihr dies mit dem vorgeleg­
ten Gesetzentwurf grundsätzlich gelungen ist. Sie 
wird bemüht bleiben, im Laufe des Gesetzgebungs­
verfahrens zu weiteren Verbesserungen beizutragen. 
Die Bundesregierung hält im Interesse des Reform­
ziels der Rechtsklarheit und R"echtsvereinfachung an 
ihrer Konzeption fest, für sämtliche Staatshaftungs­
fälle einen einheitlichen Haftungsgrundtatbestand 
vorzusehen. Rechtsdogmatische und rechtssystema­
tische Unklarheiten, die "vom Bundesrat befürchtet 
aber nicht näher bezeichnet werden, können dabei 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht auftre­
ten. Im Gegenteil wird durch das einheitliche Haf­
tungselement der Verletzung bürgerschützender 
Pflichten de5 öffEmtlichen Rechts der die Staatshaf­
tung rechtfertigende Unrechtsgehalt als umfassender 
dogmatischer Rechtsgrund des aus dem Rechtsstaats­
prinzip abgeleiteten neuen Staatshaftungssystem 
klar und eindeutig ausgewiesen. 

Die finanziellen Auswirkungen der ~'-Jeuordnung des 
Staatshaftungsrechts werden sich in vertretbaren 
Grenzen halten. Die Bundesregierung teilt die Be­
fürchtung des Bundesrates insoweit nicht. Die um­
fangreichen rechtstatsächlichen Erhebungen haben 
unter Ausschöpfung aller verfügbaren Erkenntnis­
quellen das Volumen der Staatshaftungsausgaben 
nach geltendem Recht in den reformrelevanten Be­
reichen sichtbar machen können. Die Vermutung 
des Bunde5rates, daß in den Landesressorts die 
Staatshaftungsausgaben nicht im erforderlichen 
lJmfang sachgerecht festgestellt worden sind, er­
scheint nicht hinreichend begründet. Ein Vergleich 
mit den ßrgebnissen im Kommunalbereich - hier 
sind die Ermittlungen durch die kommunalen Haft­
pflichtversicherungsträger mit außerordentlicher 
Exaktheit getätigt worden ~ läßt' vielmehr einen 
hohen Plausibilitätsgrad für die bei der Verwal­
tungsermittlung gefundenen Ergebniss~ erkennen. 

Es liegt in der ~ atur der Sache, daß der Umfang der 
Mehrbelastungen durch die Reformmaßnahmen auf 

der Basis des Haftungsvolumens der Staatshaftung 
des geltenden Rechts nur annäherungsweise und 
mit allen Risiken einer solchen Schätzung pro­
gnostiziert werden kann. Der von der Bundesregie­
rung angenommene Gesamtbetrag der Mehrbela­
stungenin Höhe von etwa 15 Millionen DM im 
langjährigen Durchschnitt der Haushaltsjahre er­
scheint realistisch. Insbesondere vermag die Bundes­
regierung der Hypothese des Bundesrates nicht zu 
folgen, daß das neue Staatshaftungsrecht in der Ver­
waltung zu Erschwernissen mit finanziellen Folgen 
für die öffentlichen Haushalte führen wird. \Nenn 
psychologische Folgewirkungen auf die öffentlichen 
Bediensteten überhaupt eintreten sollten, ist nicht 
zu erkennen, wie und in welchem -Umfange sich 
daraus Ylehrausgaberr ableiten lassen. Das gilt glei­
chermaßen für die vom Bundesrat befürchtete finan­
zielle Auswirkung des Publikationseffektes der Re­
form. Selbst wenn man jedoch derartige Folgewir­
kungen unterstellen würde,_ müßte ihr Cmtang in 
jedem Fall in angemessenem Verhältnis zum fest­
gestellten Finanzvolumen der Staatshaftungsausga­
ben des geltenden Rechts bleiben und wäre damit 
absehbar und kalkulierbar. 

Die "Eviehrbelastung infolge der Ausdehnung' der 
Grundrechtseingriffshaftung auf sämtliche Grund­
rechtspositionen erscheint mit dem eingesetzten Be­
trag von 3 :vIillionen D:vl pro Haushaltsjahr hin­
reichend abgefangen. Die insoweit im Entwurf vor­
gesehenen Haftungsbeschränkungen- des materiel­
len Rechts sorgen im ausreichenden :v-Iaße dafür, daß 
die Haftung nicht _ausufert. Hinsichtlich der vom 
Bundesrat als besonders schadensträchtig bezeich­
neten rechtswidrigen Berufsverbote im Rahmen des 
Artikels 12 des Grundgesetzes ist überdi~s darauf 
hinzmv-eisen, daß eine Vielzahl von Berufen, die in 
besonderer \Veise haftungsrel~vant sind, wie z. B. 
Gewerbebetrieb, selbständige Cnternehmer und 
Freiberufler schon-nach geltendem Recht den Rechts­
schutz der verschuldensunabhängigen Staatshaftung 
über das Institut des enteignungsgleichen Eingriffs 
genießen. 

Zu B 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens bemüht bleiben, noch vor­
handene Schwierigkeiten und Cnklarheiten zu be­
seitigen. In diesem Sinne nimmt sie zu den Empfeh­
lungen, Anregungen und Anderungsvorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. (§ 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, wie im Gesetzes­
text verdeutlicht werden kann, daß § 2 Abs. 1 Satz 2 
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bei Versagen technischer Einrichtungen nach § 1 
Abs. 2 nicht anwendbar ist. Der ::--Jachweis einer 
ordnungsgemäßen Konstruktion, Betreuung und 
überwachung der technischen Anlage soll, auch 
wenn insoweit die den Cmständen nach gebotene 
Sorgfalt im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 beachtet­
worden ist, den Haftungsausschluß nicht bewirken 
können. 

Zu" 2. (§ 1 Haftung für Rechtssetzung) 

Zu a) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens "prüfen, ob entgegen der 
Konzeption des Entwurfs eine Beschränkung der 
Staatshaftung für Verordnungen und Satzungen ver­
tretbar ist, wenn Schäden unmittelbar durch diese 
Normen verursacht werden. 

Zu b) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob die Staatshaf­
tung für rechtswidrige Verordnungen und Satzungen 
eine Berücksichtigung der Verfahren der landesver­
fassungsrechtlichen und verwaltungsrechtlichen ~or­
menkontrolle sachdienlich erscheinen läßt. 

Zu 3. (§ '2 Abs. 1 Satz 3 - neu -) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. Die Annahme des Vorschlags 
würde im Ergebnis bedeuten, die Subsidiarität des 
geltenden Amtshaftungsrechts beizubehalten und 
damit auf ein wesentliches Reformziel zu verZichten. 
Der Hauptanwendungsfall des geltenden § 839 Abs. 1 
Satz 2 BGB i. V. m. Artikel 34 des Grundgesetzes ist 
die Verweisung des Geschädigten an private oder 
öffentlich-rechtliche Versicherer. Für diese Durch­
brechung des Grundsatzes des geltenden Schadens­
ersatzrechts, wonach der Schädiger für den ·von ihm 
angerichteten Schaden grundsätzlich selbst einzu­
stehen hat, fehlt nach Einführung der ausschließli­
chen Staats haftung jegliche Rechtfertigung. Es er­
scheint ungerecht, die Solidargemeinschaft der Ver­
sicherten für das Unrecht des Staates einstehen zu 
lassen. 

Zu 4. (§ 2 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung hält die Ausweitung der von 
der Rechtsprechung entwickelt"en Institute des ent­
eignungsgleichen und aufopferungsgleichen Eingriffs 
unter gleichzeitiger Einbeziehung der Folgenbeseiti­
gung auf alle grundrechtlich geschützten Rechts-po­
sitionen für ein unverzichtbares Reformziel. Sie teilt 
die Befürchtungen des Bundesrates nicht, daß die er­
forderliche Haftungseinschränkung auf der Haftungs­
folgenseite über "die vermögenswirksame Einbuße 
im Schutzgut des Grundrechts" keine klare Inhalts­
bestimmung und Eingrenzung zuläßt. Sie stützt sich 
dabei auf die langjährige ständige Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs, der bei der Fortentwicklung 
des Staatshaftungsrechts zum enteignungsgleichen 
und zum enteignenden Eingriff als entscheidendes 
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Kriterium für die Höhe der Entschädigung auf den 
Substanzverlust abstellt. Die Formulierung des Ent­
wurfs konkretisiert" und verdeutlicht diesen von der 
Rechtsprechung entwickelten Begriff für den Bereich 
der Verfassungsrechtsgüter, die· durch d~e verschul­
densunabhängige Staatshaftung in besonderer vVei­
se geschützt werden sollen. Die Bundesregierung hat 
keinen Zweifel, daß die Rechtsprechung mit dem 
haftungsbeschränkenden Instrument der "vermö­
genswirksanlen Einbuße im Schutzgut des Grund­
rechts" in die Lage versetzt wird, in kontinuierlicher 
\Veiterführung der bisherigen höchstrichterlichen 
Rechtsprechung gerechte und für den Bürger und die 
öffentlichen Haushalte vorhersehbare Entscheidun­
gen zu treffen. Für eine Beschränkung der Grund­
rechtseingriffshaftung auf die RechtsgütE,r des Arti­
kels 2 Abs. 2 und des Artikels 14 des Grnndg.esetzes 
sieht die Bundesregierung daher keine Veranlas­
sung. Eine solche. Enumeration der geschützten 
Rechtsgüter wäre auch im Hinblick auf die grund~ 
sätzliche Gleichwertigkeit aller grundrechtlich ge­
schützten Rechtspositionen nicht vertretbar. 

Die vom Bundesrat in Erwägung gezonene" Erset­
zung der Entwurfsformulierung durch den Begriff 
der "angemessenen Entschädigung" 1,vürde der 
rechtsstaatlichen Forderung nach Konkretisierung 
der Haftungsfolgen zuwider laufen und die von der 
Rechtsprechung insoweit geleistete Vorarbeit unbe­
rücksichtigt lassen. 

Zu 5. (§ 2 Abs. 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens ·prüfen, ob eine ausdrück­
liche Klarstellung dahin gehend erforderlich ist, daß 
bei Grundrechtseingriffen, die unter Verstoß gegen 
die den Umständen nach gebotene Sorgfalt erfolgen, 
keine Haftungsbeschränkung auf die vermögens­
wirksame Einbuße im Schutzgut des Grundrechts ein­
tritt. Eine Haftungsbeschränkung ist in diesen Fällen 
weder gewollt noch gerechtfertigt. 

Zu 6. (§ 2 Abs. 4) 

Zu a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun­
desrates zu. 

Zu b) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß folgender Satz 
2 angefügt wird: 

,,§ 254 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches wird 
entsprechend angewandt. " 

Die von dem Vorschlag des Bundesrates abweichen­
de Fassung dient der Anpassung an die entsprechen­
den Anwendbarkeitserklärungen im Gesetzentvy-urf 
(vgl. § 9 Abs. 4, § 10 Abs. 2, § 11 Satz 2). 

Zu '1. (§ 3) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob auf den Folgen-
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beseitigungs anspruch im Bereich der rechtsprechen­
den Gewalt verzichtet \Yj;)rden kann. 

Zu 8. (§ 4 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Ein Bedürfnis, die Bestandskraft einer unanfechtba­
ren Entscheid~.mg ohne Rücksicht darauf zu sichern, 
ob die Unanfechtbarkeit unverschuldet eingetreten 
ist, besteht nur im Bereich der Folgenbeseitigung. 
Bei Geldersatzansprüchen erscheint es dagegen, wie 
im geltenden Recht, vertretbar, dem Gerechtigkeits­
prinzip im Verhältnis zur Sicherung der Bestands­
kraft den Vorrang einzuräumen. 

Zu 9. (§ 5) . 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun­
desrates nicht zu. 

a) Nach Auffassung der Bundesregierung entbehrt 
die vorgeschlagene weitergehende Einschränkung 
der Haftung für Pflichtverletzungen der recht­
sprechenden Gewalt einer ausreichenden Recht­
fertigung. Der Gesichtspunkt der Sicherung der 
Unabhängigkeit der Rechtsprechung kann den 
Ausschluß der Staatshaftung für einen· in Rechts­
beugung erlassenen Beweisbeschluß mit schädi­
genden Folgen für die prozeßparteien nicht mehr 
erklären; wenn das Verfahren aus diesem Grunde 
nidlt weiter betrieben wird und nicht mit einer 
rechtskräftigen Entscheidung endet. Rechtsfrie-

. den und Rechtssicherheit sind in einem solchen 
Fall nicht in Gefahr. Die Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung ist durch das Erfordernis der 
Straftat hinreichend geschützt. 

b) Die seltenen Fälle des ohne Schuld handelnden 
Richters werden wie diejenigen des ohne Schuld 
hanpelnden Verwaltungsbeamten durch die 
Grundrechtseingriffshaftung nach § 2 Abs. 2 aus­
reichend berücksichtigt. 

c) Der geforderte Ausschluß der Grundrechtsein­
griffshaftung für den gesamten Bereich der recht­
sprechenden Gewalt erscheint nicht überzeugend 
begründbar. Der unter Verstoß gegen die objek­
tiven . Kormen des Strafprozeßrechts erlassene 
Haftbefehl des Richters dürfte aus der Sicht des 
betroffenen Bürgers nicht minder schweres 
staatliches Unrecht sein als die unrechtmäßige 
polizeiliche Ing~wahrsamnahme aus Gründen der 
öffentlichen Si'cherheit und Ordnung; jedenfalls 
würde zur Rechtfertigung der unterschiedlichen 
Haftungsfolge in beiden Fällen die Erklärung, daß 
ini ersten Fall ein Richter und im zweiten Fall ein 
Polizeibeamter rechtswidrig in das Freiheits­
grundrecht des Bürgers eingegriffen haben, nicht 
überzeugen. 

Zu 10.(§ 6 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob und inwieweit 
die Regelung über den vVegfall des Geldersatzes 

beim Versäumnis von Rechtsbehelfen nach § 6 zur 
Aushöhlung der Rechtskraft von Urteilen führen 
kann. 

Zu 11. (§ 9 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 12. (§ 10 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 13. (§ 11) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß § 11 folgende 
Fassung erhält: 

,,§ 11 

Rückgriff 

Soweit die von einem Träger zu verantwortende 
Pflichtverletzung auf dem rechtswidrigen Verhalten 
eines anderen Trägers beruht, kann der in Anspruch 
genommene Träger gegen den anderen Rückgriff 
nehmen, wenn nicht gesetzlich etwas anderes gere­
gelt ist; das gilt insbesondere für Maßnahmen der 
vollziehenden Gewalt, deren Rechtswidrigkeit ganz 

·oder teihveise auf Gesetz, Rechtsverordnung, Sat­
zung sowie auf der vVeisung oder auf der sonstigen 
notviendigen Ylitwirkung einer anderen Behörde 
oder Stelle beruht. § 10 Abs. 3 \yird entsprechend 
angewandt. " 

Zu 14. (§ 13 Abs. 2 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Im Interesse der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit 
hält die Bundesregierung es für erforderlich, die ent­
sprechend anwendbaren Vorschriften über die Ver­
jährung im Bürgerlichen Gesetzbuch genau zu be­
zeichnen. Es soll dem Bürger nicht zugemutet wer­
den, die bei einer Pauschalverweisung auf den Ab­
schnitt der Vorschriften über die Verjährung im 
Bürgerlichen Gesetzbuch zwangsläufig auftauchen­
den schwierigen Rechtsfragen zu beantworten. Die 
Enumeration der entsprechend anwendbaren Einzel­
vorschriften vermeidet dieses. unbefriedigende Er­
gebnis. Die Gefahr der Unvollständigkeit ist dem­
gegenüber gering. Der Hinweis des Bundesrates auf 
§ 202 und 224 BGB geht insoweit fehl. Die zivilrecht­
lichen "Instrumente der Stundung oder des vorüber­
gehenden Leistung.sverweigerungsrechtes im Sinne 
des § 202 Abs. 1 BGB finden auf Staatshaftungsan­
sprüche keine Anwendung. Auch § 224 BGB hat 
innerhalb der Staatshaftung keinen Anwendungsbe­
reich, da das Staatshaftungsgesetz keine von den 
Hauptansprüchen abhängenden ~ebenleistungen des 
verantwortlichen Trägers öffentlicher Gewalt vor­
sieht. 
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Zu 15. (§ 13 Abs. 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob auf die Vor­
schrift des § 13 Abs. 3 Satz 2 verzichtet ~verden 
kann. 

Zu 16. (§ 14 Abs. 3) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob der Regelungs­
gehalt von § 14 Abs. 3 deutlicher zum Ausdruck ge­
bracht werden kann, indem anstelle der entsprechen­
den Anwendung des § 2 Abs. 2 Satz 1 diese Haf­
tungsfolge unter Ubernahme des VV ortlauts der in 
Bezug genommenen Vorschrift wie folgt ausformu­
liert viird: " ... , so hat der Träger die vermögens­
wirksame Einbuße im Schutzgut des Grundrechts, in 
das eingegriffen worden ist, in Geld zu ersetzen, so­
fern sich seine Haftung nicht nach den § § 2 und 3 oder 
nach anderen Rechtsvorschriften bestimmt." 

Zu 11. (§ 16 Nr. 6 - neu-) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bun­
desrates nicht zu. 

Die Gewährleistung der Staatshaftung . im neugefaß­
ten Artikel 34 läßt die ausschließlich persönliche 
Haftung des mit der Ausübung öffentlicher Gewalt 
betrauten Amtswalters grundSätzlich nicht zu. D~ese 
Grundentscheidung gilt auch für den Bereich der ?o­
genannten beliehenen Unternehmer. Die Haftungs­
garantie könnte andernfalls dadurch ausgehöhlt wer­
den, daß die Erfüllung öff~ntlicher Aufgaben ver­
mehrt privaten Einrichtungen übertragen würde. Es 
erscheint auch mit Rücksicht auf das Gleichbehand­
lungsgebot nicht vertretbar, unter den zahlreichen 
'Arten der beliehenen Unternehmer, wie z. B. den 
Bezirksschornsteinfegermeistern, den Sachverstän­
digen des Technischen Uberwachungsvereins e. V., 
den öffentlich bestellten Prüfingenieuren' für Bau­
statik, den Fleischbeschauern, eine Ausnahmerege­
lung gerade für die öffentlich bestellten Vermes­
sungsingenieure zuzulassen. Ferner würde der 
Rechtsschutz des Bürgers durch die Beibehaltung 
der bloß persönlichen Haftung der Beliehenen er­
heblich gemildert, weil eine Berufshaftpflichtver­
sicherung dieser Personengruppen, die jegliches Haf­
tungsrisiko des Bürgers ausschließen würde, nicht 
einheitlich sichergestellt werden könnte. 

Zu 18. (§ 17 Abs. 2 Nr. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates mit der :Nlaßgabe zu, daß am Ende von 
§ 17 Abs. 2 Nr. 4 die 'Worte "mit Ausnahme dei Be­
handlung, die gegen den "\Villen des Behandelten 
durchgeführt wird", eingefügt werden. 

Der Begriff der "Zwangs behandlung" , der vom Bun­
desrat vorgeschlagen wird, bringt das Gewollte nicht 
hinreichend deutlich zum Ausdruck. Jede hoheitlich 
durchgeführte ärztliche Behandlung schließt natur­

. gemäß ein Element des Zwanges in sich. Für die 
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Abgrenz"!lng des Anwendungsbereichs der Staats­
haftung von demjenigen der Privatrechtshaftung 
sollte jedoch entscheidend sein, daß ärztliche Be­
handlung ohne die ausdrückliche oder stillschwei­
gend erklärte Eimvilligung des Patienten vorgenom­
men wird, wie es beispielsweise bei der Zwangs­
ernährung von Häftlingen geschieht. 

Zu 19. (3. Abschnitt - §§ 18 bis 25, § 33 "tl_bs. 4, § 49) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Zur Begründung wird auf die Gegenäußerung der 
Bundesregierung zum Vorschlag des Bundesrates zu 
Artikel I Nr. 3 zum' Entwurf eines GesetLes zur An­
derung des Grundgesetzes Bezug genonmen (vgl. 
BR-Drucksache 214/78 - Beschluß). 

Zur Begründung des Bundesrates im übrigen ist fol­
gendes zu bemerken: 

Die' Bundesregierung ist bereit, mit Rücksicht auf die 
sozialstaatlichen Elemente der Tumultentschädigung 
im Zuge der weiteren Arbeiten am Sozialgesetz­
buch neu zu überdenken, ob die Tumultentschädi­
gung Bestandteil des StaatshaftungsgesEtzes bleibt 
oder ob sie insgesamt als soziales Entschädigungs­
recht in den vorgesehenen Entschädigul1gsteil des 
Sozialgesetzbuches übernommen, ihre Ourchführung 
der Versorgungsverwaltung übertrager; und der 
Rechtsweg über.Entschädigungsstreitigkelten zu den· 
Sozialgerichten geöffnet werden .kann. Sie h.ält es 
andererseits aber für unerläßlich, die dringend nö­
tige Verbesserung des Rechtsschutzes des Bürge~s 
bei Tumulten im Zusammenhang mit der Staats­
haftungsrechtsreform unverzüglich in Angriff zu 
nehmen. Zwar ist der Rechtsgrund der Tumultschä­
denhaftung nicht die Verletzung öffentlich-rechtlicher 
Pflichten der Ordnungsorgane :.....- eine Anspruchs­
konkurrenz mit Staatshaftungsg.nsprüchen läßt § 18 
Abs. 3 ausdrücklich Z11 -; Tumultentschädigung soll 
außer aus sözialstaatlichen Erwägungen aber auch 
dafür geleistet werden, daß der Staat trotz seiner 
GarantensteIlung für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung Ausschreitungen mit erheblichen Sach- und 
Personenschäden nicht hat verhindern können. Die 
rechtsstaatliche und die sozialstaatliche Komponente 
rechtfertigen die von der Bundesregierung vorge­
schlagene Lösung. 

Zu 20. (§ 26 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 21. (§ 29.Abs. 1 Satz 1, § 41 Nr. 8 - § 26 PostG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die vorgeschlagene Fassung würde von den inso­
weit gleichlautenden Vorschriften der VE,rwaltungs­
verfahrensgesetze des Bundes und der Länder (vgl. 
§ 69 Abs. 2 VwVfG vom 25. Nlai 1976 BGBL I 
S. 1253) abweichen. . 
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Zu 22. (§ 29 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 23. (§ 30 Abs. 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe 
des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob § 30 Abs. 3 
Satz 2 hinsichtlich der Anwendbarkeit der Verwal­
tungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder. 
verdeutlicht werden kann. 

Zu 24. (§ 31 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die 'Län­
der die in §§ 11, 12 und 28 enthaltenden Vorbehalte 
zugunsten einer abweichenden landesgesetzlichen 
Regelung nutzen werden. Abweichende Regelungen 
über die Zuständigkeiten der Anmelde- und Vor­
lage stelle sowie über das Verfahren vor den Vor­
lagestellen sind für den Rechtsschutz des Bürgers 
nicht minder bedeutsam als das materielle Staats­
haftungsrecht und sollten nach Auffassung der Bun­
desregierung ebenfalls Gesetzesrang erhalten. Das 
gilt im besonderen Maß"e für die Cöertragung der 
Aufgaben der Anmeldestellen der Gemeinden, Ge­
meindeverbände und anderer kommunaler Einrich­
tungen auf andere. Stellen außerhalb der Staatsver­
waltung. 

. Zu 25. (§ 32 Abs. 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 26. (§ 33) 

Zu a) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob' in § 33 aus­
drücklich klargestellt werden muß, daß in den Fäl­
len der Verletzung der Verkehrssicherungspflicht 
mich § 17 Abs. 3 der Rechtsweg ausschließlich zu 
den Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichts­
barkeit fühit. 

Zu b) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 27. (§ 34) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob auch eine Kon­
zentration der in § 34 Abs. 2 für die Gerichte der­
ordentlichen Gerichtsbarkeit vorgesehenen Art für 
andere Geri!=htsbarkeiten sachdienlich ist. 

Zu 28. (§ 35 Abs. 1, 4) 

Zu a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu b) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 29. (§ 36 Abs. 4) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 30. (§ 37) 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlaufe des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob auf die erst­
instanzliche Zuständigkeit des Bundesverwaltungs­
gerichts für Streitigkeiten zwischen Bund und Län­
dern und zwischen verschiedenen Ländern in den 
Fällen der Ausgleichs- und Regreßansprüche nach 
§ 10 Abs. 3 und § 11 zug4nsten eines dreistufigen 
Verfahrenszuges verzichtet werden kann. 

Zu 31. (§ 42 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates teilweise mit der Maßgabe zu, daß § 42 
Abs. 2 folgende Fassung erhält: 

,,(2) Das Land Baden-vVürttemberg wird ermäch­
tigt, die Staatshaftung des Landes für Pflichtverlet­
zungen der im Beamtenverhältnis stehenden Kotare 
und Notarvertreter sowie die Staatshaftung der Ge­
meinden für Pflichtverletzungen der Ratschreiber 
insoweit an § 19 der Bundesnotarordnung anzupas­
sen, als ihre Amtstätigkeit der Amtstätigkeit der 
~otare nach der Bundesnotarordnung entspricht. 
Die Stellung des Landes und der Gemeinden als 
Träger der Haftung bleibt unberührt. " . 

Der weitergehende . Vorschlag des Bundesrates, die 
ausschließlich persönliche Haftung der beamteten 
Notare und Ratschreiber insoweit beizubehalten, als 
sie für ihre Tätigkeit persönliche Gläubiger der an­
fallend~n Gebühren sind, erscheint mit der im neu­
gefaßten Artikel 34 des Grundgesetzes enthaltenen 
verfassungsrechtlichen Gewährleistung der Staats-

. haftung nicht vereinbar. Hinzu kommt, daß die 
gleiche Amtstätigkeit, die in allen übrigen Bundes­
ländern die Haftung des Staat~s auslösen würde, 
in B5lden-\Vürttemberg lediglich zu einer persön­
lichen Haftung des Amts\valters führen könnte. 
Denn die Tätigkeit der beamteten Kotare und Rat­
schreiber, die nicht derjenigen des Kotars nach der 
Bundesnotarordnung entspricht und für die diesen 
Personen die Gebühren persönlich zufließen, ist in 
allen übrigen Ländern Teil der Hoheitsverwaltung 
und damit der Staatshaft~ng der Länder unterwor­
fen. 

Für die weiter vorgeschlagene Einführung einer 
Berufshaftpflichtversicherung für die beamteten Ko­
tare und 'Ratschreiber besteht wegen der unmittel-
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bar eingreifenden Staatshaftung in Verbindung mit 
der Keuregelung des Rückgriffsrechts in § 43 kein 
Bedürfnis. Sie ist, soweit in der vorgeschlagenen 
Ermächtigung. vorgesehen wird, der Notarkammer 
Stuttgart bei Durchführung der Haftpflichtversiche­
rung Aufgaben zu übertragen, auf diesem \Vege 
nicht zu verwirklichen. 

\Venn die Kotarkammer für die in ihr zusammen­
geschlossenen ~otare in Form der Gruppenversiche­
rung einen Haftpflichtversicherungsvertrag ab­
schließt, wie dies der gegenwärtig vorbereitete Ent­
wurf eines Gesetzes zur Anderung der Bundesnotar­
ordnung vorsieht, so handelt es sich bei der Um­
legung der Prämie für die Versicherung als einen 
Teil des Kammerbeitrages um eine Frage, bei der 
das Mitbestimmungsrecht des einzelnen Kammer­
mitglieds sichergestellt sein muß (vgl. § 71 Abs. 4 
~r. 1 B~-JotO). Da nach § 114 _~bs. 2 BNotO die 
Bezirksnotare nur freiwillige Mitglieder der ~otar­
kammer Stuttgart ohne Stimmrecht sein können, 
die Ratschreiber der Kammer überhaupt nicht an­
gehören können, würden die in der Kammer Stutt­
gart zusammengeschlossenen Anwaltsnotare und 
C'Jurnotare über die Verpflichtung der viel zahl­
reicheren Bezirksnotare und Ratschreiber zur Erstat­
tung der Prämie für die von der Kammer abge­
schlossene Haftpflichtversicherung entscheiden. 

Die vorgeschlagene Regelung \,,-äre daher allenfalls 
denkbar, wenn zugleich eine (Zwangs-)yntglied­
schaft aller Bezirksnotare und Ratschreiber mit 
vollem Stimmrecht in der Notarkammer Stuttgart 
begründet w·ürde. Dies wäre jedoch aus anderen 
Gr~nden abzulehnen: Bezirksnotare und Ratschrei­
ber sind Beamte, sie. unterstehen anders als die 
den freien Berufen auf dem Gebiet der Recbtspflege 
nahestehenden Anwaltsnotare und Nurnotare nicht 
der Bundesnotarordnung, sondern dem Beamten­
recht, sie erfüllen Aufgaben, die sich nur in ein­
zelne!). Bereichen mit den gesetzlichen Aufgaben der 
:\Tot are decken, die der Bundesnotarordnung unter­
stehen. Hieraus ergeben sich in zahlreichen Fragen 
unterschiedliche Interessenlagen, die dem Zusam­
menschluß in einer berufsständischen Orgariisation 
entgegenstehen. 

Dem Berufsbild nach unterscheiden sich Bezirks­
notare und - in noch viel höherem Grade - Rat­
schreiber derart von den der Bundesnotarordnung 
unterstehenden Kotaren, daß die Bundesnotarord­
nung aus wohlerwogenen Gründen von einer Voll­
Mitgliedschaft der Bezirksnotare (vgl. Seite 40 des 
Entwurfs eines Gesetzes über NIaßnahmen auf dem 
Gebiet des :0Jotarr~chts, Deutscher Bundestag -
3. ·Wahlperiode - Drucksache 219) und von jeder 
Mitgliedschaft der Ratschreiber in der Kotarkam­
mer Stuttgart abgesehen hat. Hierbei sollte es blei­
ben, zumal die Notarkammer Stuttgart völlig ihren 
Charakter ändern würde, denn die der Bundesnotar­
ordnung unterstehenden Notare wären nur eine 
kleine Minderheit unter den Mitgliedern. 

Die Beseitigung der ausschließlich persönlichen Haf­
tung der beamteten Kotare und Ratschreiber in Ba­
den-\Vürttemberg ist keine Anderung der Einrich­
tung des bestehenden Kotariats im Sinne von 
Artikel 138 des Grundgesetzes. Die Ratschreiber sind 
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Gemeindebeamte und gehören deswegen nicht zum 
Notariat im Sinne von Artikel 138 des Grundgeset­
zes. Ihre notariellen Funktionen werden ebensowe­
nig wie diejenigen der beamteten Kotare durch die 
Staatshaftung veränqert. Das Haftunfrsrecht für 
Pflichtverletzungen bei notariellen Tähgkeiten ist 
nicht Teil der Einrichtung des Kotariats i:n Sinne der 
verfassungsrechtIichen VorbehaltsklauseL 

Zu 32. (§§ 43, 44,45) 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen des 
Bundesrates zu. 

Zu 33. (§ 43 a --:- neu) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vo:rschlag des 
Bundesrates mit der Maßgabe zu, daß die in § 42 
Abs. 1 Satz 2 des Vierten Buches Soziclgesetzbuch 
vorgesehene gesamtschuldnerische Haftung entfällt 
und im v{eiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah­
rens geprüft wird, ob die weiterhin in § 42 Abs. 4 
Satz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorge­
sehene Möglichkeit des Abschlusses einer Haft­
pflichtversicherung im Hinblick auf die yorgesehene 
Haftungsbeschränkung noch sinnvoll ist. 

Durch eine gesamtschuldnerische Haftung würde die 
bisherige Rechtslage (vgl. Bundessozialgericht, Ur­
teil vom 19. Dezember 1974 - 8 j 7- RKg 7 / 74) zu 
Lasten der ehrenamtlich· Tätigen erh.~blich ver­
schlechtert. Das erscheint jedocl}. unbillig, da q.en 
ehrenamtlich Tätigen nicht zugemutet w2rden kann, 
für die Fehler anderer ::Vlitglieder zunächst persön­
lieh· einzustehen, um dann später Ausgleichspro­
zesse gegen Mitverantwortliche führen zu müssen. 
Das gilt um so mehr als das zuständige Gericht 
ohnehin die Befugnis und Verpflichtung hat, von 
Amts wegen zu prüfen, in welchem Umfang welches 
ehrenamtlich tätige Mitglied dem Geschädigten er­
satzpflichtig ist. . 

Im Hinblick auf die vorgesehene Beschränkung der 
Haftung auf Vorsatz und grobe Fc.hrlässigkeit 
könnte es rechtspolitisch bedenklich erscheinen, die 
bisherige Möglichkeit des Abschlusses einer Haft­
pflichtversicherung beizubehalten. 

Zu 34. (§ 49 Abs. l Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Der Vorbehalt zugunsten des Landesverfassungs­
rechts ist nicht erforderlich, weil dieses Recht vom 
Geltungsbereich des § 49 Abs. 1 Satz 1 nicht erfaßt 
wird. 

Zu 35. (§ 50 Abs. 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vo:rschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Mit Ausnahme· von Osterreich lInd Italien ist den 
Mitgliedstaaten des Europarats das Erfordernis der 
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Gegenseitigkeit bei Staatshaftungsansprüchen fremd. 
Auch die ganz überwiegende Mehrheit der außer­
europäischen . Staaten mit vergleichbaren Rechts­
ordnungen kennt diese Haftungsbeschränkung, wie 
eine umfassende Untersuchung des ylax-Planck-In­
stituts für ausländisches öffentliches Recht und Völ­
kerrecht im Jahr 1964 ergeben hat, nicht. Die Bei­
behaltung des Gegenseitigkeitserfordernisses stünde 
in vViderspruch zu dem Bestreben nach Rechtsver­
einheitlichung und Gleichbehandlung der Angehö­
rigen der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-

schaften. Die Bundesregierung würde sich darüber 
hinaus allgemein dem Vorwurf der Ausländerfeind­
lichkeit aussetzen. Mit § 50 Abs. 1 soll jedoch an­
dererseits auf den Grundsatz der Gegenseitigkeit 
auch nicht völlig verzichtet werden; die in ihm ent­
haltene Retorsionsmöglichkeit der Bundesregierung 
ist ·zur Herstellung der Gegenseitigkeit mit anderen 
Staaten besser geeignet als die Bemühungen um 
Verbürgung der Gegenseitigkeit, die bisher kaum 
wirksam andere Staaten veranlassen konnten, ihren 
Rechtsschutzstandard zu erhöhen; 
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